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Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" in Eutingen im Gau

Zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB

Der Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" ist mit ortsüblicher Bekanntmachung
am 01. März 2019 in Kraft getreten.

Der Bebauungsplan wurde im Regelverfahren nach §§ 1 und 2 BauGB aufgestellt.
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde eine Umweltprüfung gemäß den § 2 Abs.
4 BauGB durchgeführt. Dem Bebauungsplan wird eine Begründung mit Umweltbericht gemäß §
2a BauGB beigefügt. Die Öffentlichkeit, Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden
gemäß §§ 3, 4 und 4a BauGB am Verfahren beteiligt.

Es besteht die Verpflichtung nach Rechtskraft des Bebauungsplans eine zusammenfassende
Erklärung mit Angaben zu Art und Weise der Berücksichtigung der

l. Umweltbelange
II. Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behördenbeteiligung
III. Geprüften Planungsalternativen

zu erstellen.

l. Umweltbelanae

rt Und Weise der Berücksichtigung'

Im Umweltbericht wurden die Umweltbelange
ermittelt und geprüft welche Schutzgebiete und
Schutzgütervom Bebauungsplan betroffen sind,

Außerdem erfolgte im Umweltbericht eine Bewertung
des Eingriffs unter dem Aspekt des Umweltschutzes
und der zu erwartenden Umweltauswirkungen.

Auswirkungen auf das Schutzgut Biotope sind im
Plangebiet sehr unterschiedlich. Für den Bereich des
Sondergebiets sind vor allem bestehende
Ackerflächen betroffen, weshalb der Eingriff als nicht
erheblich oder wenig erheblich eingestuft wurde,
Beim Misch- und Dorfgebiet wird der Bereich der Flst,
Nr. 1523, 1548/1, 1549, 1550, 1551 und 1559 als
weitgehend unerheblich eingestuft. Erhebliche
Umweltauswirkungen hat die Planung auf die Flst. Nr.
1539, 1540 und 1542 durch den Verlust einer
Magerwiese und kleinerer Streuobstbestände.

Durch das neu geplante Sondergebiet kommt es zum
Verlust von Böden durch Versiegelung in einem
Umfang von 9. 026 m2. In einem Umfang von 7. 010

m2 sind davon naturnahe Böden mit einer hohen

Wertigkeit (Bodeneinheit g 35) betroffen. Bei der
restlichen Fläche von 2.016 mz handelt es sich um
bereits versiegelte Flächen oder Böden mit einer
geringen Wertigkeit.

Es werden folgende Maßnahmen zur Vermeidung,
MinimJerung und zum Ausgleich der nachteiligen
Auswirkungen festgesetzt.

. Beschränkung der Verkehrs- und Bauflächen auf
das unbedingt erforderliche Maß.

. Soweit kein Pflanzgebot vorliegt sind die nicht
überbaubaren Grundstücksflächen als Grünflächen
anzulegen und dauerhaft zu unterhalten.

. Erforderliche Gehölzrodungen sind im Zeitraum
zwischen dem 01. 10. bis 2SJ29. 02. durchzuführen.

. Erhalt von Teilen der Magerwiese (417 m2 ).

. Flachdächer sind zu begrünen.

. Pflanzung einer standorfgerechten Hecke mit
heimischen Baum- und Straucharten (1. 282 m2)
sowie 12 Laubbäume im Bereich des geplanten
Sondergebiets.

. Pflanzung von 27 einheimischen Laubbäumen im
Plangebiet auf privaten Grundstücksflächen.

. PKW-Stellplatze mit Zufahrten und Lagerflächen
sind mit wasserdurchlässigen Belägen
herzustellen;

. Durchführung von Erdarbeiten im Massenausgleich

. Sicherung des Oberbodens und teilweise
Wiederaufbringung soweit möglich

. Die Vorgaben derWasserschutzgebietsverordnung
sind zu beachten,

. Dachabdeckungen mit unbeschichteten Metallen
wie Kupfer, Zink und Blei sind aufgrund ihrer
umweltschädlichen Schwermetallemissionen nicht
zulässig.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Im Misch- und Dorfgebiet kommt es zu einem Verlust
von Boden durch die geplante Versiegelung von
5. 821 m2. Davon betroffen sind naturnahe Böden mit

einer hohen Wertigkeit in einem Umfang von 172 m2.

Anthropogen überprägte Böden im
Siedlungsinnenbereich mit einer geringen Bedeutung
für den Bodenschutz gehen in einem Umfang von
5. 317 m2 verloren.

Bereits versiegelte Flächen die für den Bodenschutz
ohne Bedeutung sind werden in einem Umfang von
332 m2 in Anspruch genommen.

Auf die Schutzgüter Klima und Luft, Grundwasser,
Oberflächenwasser. das Orts- und Landschaftsbild

und das Schutzgut Mensch wirkt sich die Planung
wenig erheblich aus. Auf die Schutzgüter Freizeit und
Erholung und Kultur- und Sachgüter wirkt sich die
Planung nicht erheblich aus.

. Im Südosten des geplanten Sondergebiets ist die
Anlage eines Retensionsbeckens für unbelastetes
Oberflächenwasser geplant.

. Misch-/Dorfgebiet: Im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens ist zu prüfen,
inwieweit eine Versickerung des anfallenden
unbelasteten Oberflächenwassers auf den

Baugrundstücken möglich ist. Das Gebiet ist bereits
fast vollständig bebaut, so dass die Entwässerung
der wenigen noch neu zu errichtenden Gebäude an
das bestehende Abwassernetz erfolgen kann.

. Beschränkung der überbaubaren Flächen,
Höhenbeschränkungen der Gebäude auf das
unbedingt erforderliche Maß

. Hinweis auf den Denkmalschutz in den
Planungsrechtlichen Festsetzungen

. Detaillierter schalltechnischer Nachweis im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens für den
geplanten großflächigen Einzelhandelsbetrieb,
wenn die genaue Planung vorliegt.

. Zu den beiden südlich vom geplanten Sondergebiet
gelegenen Wohnhäusern wird eine Abstandsfläche
eingehalten und die Randbereiche mit einer Hecke
abgepflanzt. Um Immissionskonflikte zu vermeiden,
werden die vom Sondergebiet ausgehenden
Schallimmissionen in Richtung Süden begrenzt und
festgelegt, dass dort die Immissionsgrenzwerte für
allgemeine Wohngebiete eingehalten werden
müssen.

. Durchführung von Schallschutzmaßnahmen

Aufgrund der Betroffenheit von geringwertigen Biotoptypen
kann der Eingriff in das Schutzgut Biotope im Bereich des
geplanten Sondergebsets durch die dargestellten
Maßnahmen ausgeglichen werden, so dass keine weiteren
Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Gebiets erforderlich
sind,

Der Eingriff in das Schutzgut Biotope, der durch die
Bebauung von Baulücken innerhalb des Dorf-/Mischgebiets
verursacht wird, kann aufgrund der Betroffenheit von Teils
hochwertigen Biotoptypen nicht innerhalb des Plangebiets
ausgeglichen werden.
Der Eingriff in das Schutzgut Boden kann durch die
geplanten Maßnahmen nicht ausgeglichen werden.

Die entstehenden Ausgleichsdefizite für die Schutzgüter
Biotope und Boden können innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht vollständig
ausgeglichen werden. Für beide Schutzgüter entsteht
folgendes Ausgleichsdefizit, welches über das Ökokonto der
Gemeinde kompensiert wird:
Sonderaebiet:

Schutzgut Boden - 94. 987 Punkte
Schutzgut Biotope + 95 Punkte

Dorf- und Mlschaebiet:
Schutzgut Boden - 23. 531 Punkte
Schutzgut Biotope - 69. 516 Punkte
Ausgleichsdefizit gesamt: -187. 939 Punkte
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.

Belange der Üfflweit-l^ägEä»'.»^-, ' '.;;:: F Art und Weise der BerücksrcTitlgüng" ^ ' ~ ^ . ' ~Za

Für die anderen Schutzgüter (Wasser, Klima, Luft, Orts- und
Landschaftsbild, Freizeit und Erholung, Kultur- und
Sachgüter, Menschen) kann bei einer konsequenten
Umsetzung der genannten Maßnahmen davon
ausgegangen werden, dass die Eingriffe planintern
ausgeglichen bzw. auf ein unerhebliches Maß reduziert
werden können, so dass keine erheblich negativen
Beeinträchtigungen verbleiben und zusätzliche
Ausgleichsmaßnahmen nicht erforderlich sin^j.

II. Ergebnisse der Offentlichkeits-jind Behordenbeteiligyng

Der Gemeinderat hat am 22. 03, 2016 beschlossen für den im Abgrenzungsplan vom 22. 03. 2016 dargestellten
Bereich einen Bebauungsplan aufzustellen.
Die Öffentlichkeit wurde am 15. 06. 2016 frühzeitig im Rahmen einer Informationsveranstaltung informiert. 85
Einwohner nutzten die Gelegenheit sich zu informieren. Neben Bürgermeister Jöchle wurden die Einwohner vom
Herrn Philipp vom Planungsbüro Gfrörer aus Empfingen über den Bebauungsplan-Vorentwurf, insbesondere über
das Erschließungskonzept informiert. Frau Wunder von der Firma GMA Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung
mbH in Ludwigsburg berichtete über das erstellte Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen Im Gau.
Anschließend erläuterte Herr Dr. Dröscher vom Büro Dröscher aus Tübingen die durchgeführte
Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Staub- und Schallimmissionen,

Der öffentlichen Veranstaltung vorangestellt, war eine Anliegerversammlung an welcher 23 Grundstückseigentümer
teilnahmen. Den Grundstückseigentümern wurde die geplante Erschließung vorgestellt, sowie eine allgemeine
Information zur Beitragspflicht, welche mit dem geplanten Ausbau der Straßen entsteht.

Der Bebauungsplanvorentwurfin der Fassung vom 15. 06. 2016, welcher der Informationsveranstaltung zu Grunde
lag, wurde aufgrund der Stellungnahmen der Anwesenden Bürger für die frühzeitige Beteiligung überarbeitet. Dies
wirkte sich auch auf den Geltungsbereich aus.

Am 15. 11.2016 wurde im Gemeinderat der Aufsteliungsbeschluss für den geänderten Geltungsbereich beschlossen
und die Vorentwurfs plan ung inklusive der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung der Schall- und
Staubimmissionen sowie der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung gebilligt.
Außerdem wurde die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gemäß §§ 3, 4 und 4a BauGB
beschlossen.

Frühzeitige Beteiliflunci der Öffentlichkeit und der Behörden

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch die Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom
25. 11. 2016 bis einschließlich 02. Januar 2017. Die Auslegung wurde im Mitteilungsblatt vom 25. 11. 2016 öffentlich
bekannt gemacht.
Ausgelegt waren folgende Planunterlagen:

. Abgrenzungsplan

. Lageplan-Vorentwurf

. Vorentwurf der Planungsrechtlichen Festsetzungen

. Vorentwurf der Örtlichen Bauvorschriften

. Begründung
jeweils in der Fassung vom 15, 11,2016

. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom 04, 07. 2016

. Artenschutzrechtiicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22. 06. 2016

. tmmissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen in der Fassung vom
06. 07.2016

. Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau in der Fassung vom
16.06.2016

. Stellungnahme derGIVlA vom 12. 09. 2016 zur Auswirkung der Verkaufsflächengröße

. Darstellung von Erschließungsvarianten in der Fassung vom 08.07.2016

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden frühzeitig mit Schreiben vom 23. 11. 2016 am Verfahren
beteiligt und hatten Gelegenheit sich bis zum 03. 01. 2017 zur Planung zu äußern.
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Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gingen nachfolgende Stellungnahmen ein über welche der Gemeinderat am
14. 03.2017 beraten und wie folgt entschieden hat (Abwägungsprotokoll):

Stellungnahmen der Grundstückseigentümer und der Öffentlichkeit während der frühzeitigen Beteiliqunci:
Von den Grundstückseigentümern und der Öffentlichkeit gingen 7 Stellungnahmen ein.

Stellungnahme Grundstückseigentümer
Neuffenweg 11

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Die Uberquerungshilfe sollte nicht oder
nicht ausschließlich im Bereich der
Linksabbiegerspur erfolgen, sondern direkt
zwischen Neuffenweg und Uhlandweg, da
dort viele Passanten die B14 überqueren.

2. Keine Nachtanlieferung am
Verbrauchermarkt, da der Lärm des
Wamtons beim Rückwärtsfahren und beim
Abladen der Lieferung nicht zumutbar ist.

Zu 1:
Die geplante Querungshilfe gegenüber der neuen
Abbiegespur bietet sich an, da für den Linksabbieger die
Straße aufgeweitet werden muss und dann die notwendige
Fläche für die Querungshilfe vorhanden ist.
Eine zweite Querung am Neuffenweg würde vom
Straßenbauamt nicht genehmigt. Am Neuffenweg steht die
Fläche auch nicht zur Verfügung. Es wäre Grunderwerb und
ein weiterer Eingriff in die B14 notwendig, was auch aus
Kostengründen vermieden werden sollte.

Bisher gab es für die B 14 zwischen der Göttelfinger Straße
und dem Ortsausgang Ergenzingen keine Querungshilfe.
Damit haben sich Fuß- und Radfahrer einfach für die erstbeste
Querungsmöglichkeit entschieden. Diese befindet sich am
Neuffenweg, weshalb auch dort auf dem direkten Weg die B14
überquert wurde. Mit der neuen Querungshilfe wird es
einfacher und sicherer die B14 zu queren. Daher werden sich
viele für diese Möglichkeit entscheiden, auch wenn dafür ein
Umweg von ca, 70 m verbunden ist.
Beschluss: Es verbleibt beim bisherigen Standort der
Querungshilfe.

Zu 2:
Im Bebauungsplan können grundsätzlich keine Betriebszeiten
des Marktes geregelt werden. Im Schallgutachten (Fassung
vom 06. Juli 2016) wurde angenommen, dass im Betrieb des
Vollsortimenters keine Nachtanlieferung (zwischen 22.00 Uhr
und 6.00 Uhr) erforderlich ist. Der schalltechnische Nachweis
ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens auf
Grundlage der beantragten Betriebszeiten des Marktes zu
erbringen. DerWarnton beim Rückwärtsfahren eines Lkws
wird in den Schallimmissionsansätzen zum Lkw-Ra n gieren
bereits berücksichtigt.
Beschluss:

Der Hinweis wird zurückgewiesen. Für das
Bebauungsplanverfahren besteht kein Handlungsbedarf.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme Grundstückseigentümer
Neuffenweg 11

Stellungnahme der Verwaltung und Abwägungsbeschluss:

4.

Im Gutachten von Dr. -lng. Frank Dröscher
wird geschrieben, dass der LKW
Verladebereich an der Ostseite des

Gebäudes veranschlagt werden soll. Bei
seiner Abbildung Punkt 7 ist der
Verladebereich aber an der Westseite
angebracht. Meiner Meinung nach gehört
der Verladebereich an die Ostseite, auch

wegen der Anwohner des Mörikewegs
und Tübinger Wegs.

Desweiteren sollen die Lüftungs- und
Klimageräte an der Ostfassade
angebracht werden.

Die EFH Höhe mit einer Toleranz

plus/minus einem Meter ist meiner
Meinung nach zu groß, da bei einer vollen
Ausnutzung der Plustoleranz zu große
Aufschüttungen nötig sind.

Zu 3:
In der Bauleitplanung ist die grundsätzliche Eignung des
Standorts zum Betrieb eines Vollsortimenters zu prüfen. Da die
genaue Planung des Marktes derzeit noch nicht feststeht,
wurden im Schallgutachten (Fassung vom 06. Juli 2016)
Annahmen zur räumlichen Lage (Gebäudeanordnung) und zum
typischen Betrieb eines Marktes getroffen. Im Schallgutachten
zum Bebauungsplan wurde festgestellt, dass der Betrieb eines
Vollsortimenters am geplanten Standort aus schalltechnischer
Sicht grundsätzlich möglich ist. Der detaillierte schalltechnische
Nachweis ist jedoch im nachgelagerten
Baugenehmigungsverfahren zu führen, wenn die genaue
Planung des Marktes bekannt ist.
Grundsätzlich ist eine Anordnung des Lkw-Anlieferbereichs im
Norden des Gebäudes aus schalltechnischer Sicht in

Abhängigkeit der Betriebszeiten und möglichen
Schallabschirmungen realisierbar (siehe dazu die
Stellungnahme des Büros Dr. Dröscher vom 23. 02. 2017,
Kapitel 2). Die genaue schalltechnische Prüfung ist im
Baugenehmigungsverfahren vorzunehmen,

Beschluss:

Der Hinweis wird zurückgewiesen. Für das
Bebauungsplanverfahren besteht kein Handlungsbedarf.

Zu 4:
Die Schallimmissionen von technischen Anlagen (wie z, B.
Lüftungs-, Heizungs- und Kälteanlagen) des Marktes sind im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens auf Grundlage der
technischen Angaben zu den eingesetzten und installierten
Geräten zu berücksichtigen. Wenn keine unzumutbaren
Schallimmissionen in der Nachbarschaft herbeigerufen werden,
können die Geräte grundsätzlich auch an der Nordfassade des
Gebäudes installiert werden (z. B. wenn das Technikgebäude
durch den Anfieferbereich abgeschirmt wird). Der
Schallleistungspegel von Lüftungs- und Klimageräten wird je
nach Typ und Leistung der installierten Anlage variieren.
Gemäß Erfahrungswerten kann von einem Schallleistungspegel
zwischen 75 dB(A) und 80 dB(A) ausgegangen werden.

Beschluss:

Der Hinweis wird zurückgewiesen. Für das
Bebauungsplanverfahren besteht kein Handlungsbedarf.

Zu 5:
Die bisher enthaltenen zulässigen Abweichungen von
ptus/minus einem Meter wurden nochmals überprüft und
festgestellt, dass die Abweichung von plus/minus 1 Meter
Geländeveränderungen möglich machen, die städtebaulich
nicht gewollt sind. Die Abweichung wird daher auf plus/minus
0, 5 Meter reduziert.

Beschluss: Der Hinweis wird beachtet. Ziffer 3. 1. 1 der

Planungsrechtlichen Festsetzungen wird geändert.
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Stellungnahme Grundstückseigentümer
Morikeweg 5

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Der Grundstückseigentümer bringt folgende
Einwände vor:

1. Verlust Wohnwert (Müll, Lärm)

2. Verlust Grundstückswert und

Wohnungswert (Durch die Emissionen
wird die Wohngegend stark belastet)

3. Beeinträchtigung durch parkende
Fahrzeuge der Kunden des Marktes wird
der Mörikeweg unten zur Kurzparkzone

4. Ausfahrt aus der oberen Garage des
Gebäudes Mörikeweg 5 nicht möglich,
Straßenanker nur für untere Ausfahrt, kein
drehen des Müllautos möglich.

Zu 1:
Die Lärmsituation wird im Bebauungsplan und im
Baugenehmigungsverfahren zum Verbrauchermarkt
abgearbeitet. Wenn die für ein MI/MD geltenden Lärmwerte
eingehalten werden, handelt es sich um keine Minderung des
Wohnwertes.
Ein höheres Müilaufkommen im Umfeld von Einkaufsmärkten

lässt sich leider nicht ganz ausschließen. Durch die Aufstellung
von Mülleimern und eine regelmäßige Säuberung der
betroffenen Bereiche, ähnlich wie an unseren Bushaltestellen

oder anderen öffentlichen Aufenthaltsbereichen, kann die
Beeinträchtigung reduziert werden.
Im Bereich des Mörikewegs/Uhlandwegs werden vor allem
Eutinger Bürger unterwegs sein. Wir gehen davon aus, dass
den Eutinger Bürgern ihr Ortsbild nicht egal ist und diese ihren
Müll ordnungsgemäß über die aufgestellten Mülleimer
entsorgen.
Beschluss: Der Einwand wird zurückgewiesen. Durch die
geplanten Maßnahmen (Mülleimer/regelmäßige Leerung
und Säuberung der betroffenen Bereiche), sowie die
Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Lärmwerte ist
ein Verlust des Wohnwerts unbegründet.

Zu 2:
Das Grundstück ist bereits heute im MI/MD. Diese Lärmwerte

gelten auch weiterhin. Immissionen belasten die Bevölkerung,
sind jedoch innerhalb der gesetzlich vorgeschriebenen
Grenzwerte zulässig und lassen sich nicht vermeiden. Weder
Grundstückswert noch Wohnwert reduzieren sich durch die
Immissionen des Verbrauchermarktes, da die gesetzlichen
Grenzwerte eingehalten werden.
Beschluss: Der Einwand wird zurückgewiesen.

Zu 3:
Die Ausbaubreite im Süden des Mörikewegs beträgt zwischen
3. 53 m und 4, 15 m. Bei dieser Straßenbreite ist ein Parken
entlang der Straße nicht möglich und unzulässig. Es ergibt sich
keine Kurzparkzone.
Beschluss: Der Hinweis wird zurückgewiesen.

Zu 4:
Die Garageneinfahrt ist vom Mörikeweg gerechnet ca. 23 m
lang. Diese muss der Autofahrer rückwärts bewältigen, da auf
dem Grundstück derzeit keine Wendemöglichkeit vorhanden
ist. Von der Hofeinfahrt bis zum neu geplanten Wendehammer
sind es ca. 10 m. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb 23 m

auf der privaten 3 m breiten Hofeinfahrt rückwärts gefahren
werden können und 10 m auf der 4 m breiten öffentlichen
Verkehrsfläche, welche ausschließlich der Anbindung des
Gebäude Mörikeweg 5 dient und nicht von anderen
Verkehrsteilnehmern frequentiert ist, ein Problem sein soll.
Außerdem steht es dem privaten Eigentümer frei auf seinem
eigenen Grundstück eine Wendemöglichkeit anzulegen, so
dass er vorwärts in den Mörikeweg einfahren kann.
Es ist nicht erforderlich, dass das Müllfahrzeug wegen der
Andienung eines Gebäudes wenden kann. Der Mülleimer ist
ggf. am Tübinger Weg abzustellen. Dies ist in
Sackgassenbereichen durchaus üblich und kann den
Bewohnern zugemutet werden.
Beschluss: Die Einwendungen werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme Grundstückseigentümer
E|Uhlandweg 4

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Hiermit möchte ich Einspruch gegen den am
25. 11.2016 im Mitteilungsblatt veröffentlichten
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" erheben.
Grundsätzlich bin ich nicht gegen die Ansiedlung
des Verbrauchermarktes in der Nähe meines

Wohnhauses, jedoch fordere ich die hierfür
Verantwortlichen der Gemeinde und Planer auf,
alles zu tun, um die dadurch entstehenden
Immissionen, Beeinträchtigungen und
Belästigungen der Anwohner zu vermeiden.

Verkehr, Verkehrsführuna im Uhlandwea
Ich habe Garagen und einen Stellplatz nördlich und
südlich vom Wohnhaus, die nur vom Uhlandweg
her angefahren werden können. Fahrzeuge und
Maschinen mit Werkzeugen, beispielsweise für die
Forstwirtschaft, lagern oder parken an beiden
Standorten und müssen je nach Bedarf umgesetzt
und an den verschiedenen Standorten abgestellt
werden können. Ich müsste mit Fahrzeugen, wenn
ich nur von der nördlichen Einfahrt in die Südliche
möchte, auf die B 14 auffahren, in Richtung
Ortsmitte fahren und dann als Linksabbieger in den
Siichenveg oder gar bis zum Tübinger Weg fahren,
um wieder in meine südliche Einfahrt am Wohnort
zu kommen.

Die in der beschlussfassenden

Gemeinderatssitzung und von Ihnen favorisierte
Verkehrsführung der Einbahnstraße für den
Uhiandweg ist für mich daher vollkommen
inakzeptabel.

Verkehrsaufkommen

Vollsortimenter brauchen 800 Kunden täglich. Dies
entspricht 1600 Fahrzeugbewegungen.
100 Kunden kommen zu Fuß oder mit nicht

motorisierten Fahrzeugen, was heißt, dass 1400
Fahrzeugbewegungen bleiben.
25 % der Fahrzeuge die den Markt anfahren,
kommen auf der B14 aus Richtung Ergenzingen.
Das heißt es bleiben 1050 Fahrzeugbewegungen,
die aus dem Ort kommen,

10 % der Marktbesucher fahren die "Schleichwege"
Silcher- und Uhlandweg (vermutlich wird vermehrt
der Uhlandweg genutzt, wie dies auch heute schon
der Fall ist, da hier die Ausfahrt übersichtlicher ist).
Das wiederum heißt, es werden ca. 100

Fahrzeugbewegungen im Zusammenhang mit
dem Marktbesuch durch den Silcher- und

Uhlandweg laufen. (Dazu kommen die heute
schon ca. 30 Fahrzeugbewegungen, die dem
Durchgangsverkehr zugerechnet werden können.)
Dies kann der Straße und den Anwohner nicht
zugemutet werden!
Schließen Sie die Einfahrt und Ausfahrt

Uhlandweg / B14 (Schilder taugen nichts)!

Die Allgemeinen Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen.

Stellungnahme zu Verkehr, Verkehrsfühmnq im Uhlandweo

Der Hinweis auf Fahrzeugbewegungen innerhalb des
Uhlandwegs ist richtig. Die Verwaltung schlägt daher die
Einrichtung einer unechten Einbahnstraße vor, was bedeutet,
dass von der B 14 her das Einfahren in den Uhlandweg durch
das Zeichen 267 "Verbot der Einfahrt" verboten wird. innerhalb

des Uhlandweges jedoch in beide Fahrtrichtungen gefahren
werden kann. Damit könnte der Durchgangsverkehr (von der
Stuttgarter Straße zum Tübinger Weg) aus dem Uhlandweg
herausgenommen werden und trotzdem ist
Begegnungsverkehr innerhalb des Uhlandwegs zulässig.

Sollte dies in der Praxis aufgrund der Ausbaubreite des
Uhlandwegs zu Problemen führen, muss ggf. eine echte
Einbahnstraße eingerichtet werden, was bedeuten würde,
dass vom Uhlandweg 4 auf die B14 ausgefahren und über den
Silcherweg und den Tübinger Weg dann wieder von Süden in
den Uhlandweg eingefahren werden müsste. Da es sich hier
um verkehrliche Einrichtungen handelt, können diese über
eine verkehrsrechtliche Anordnung erfolgen und müssen im
Bebauungsplanverfahren nicht endgültig geregelt werden. Im
Bebauungsplan würde nur die Ausbaubreite des Uhlandweges
geregelt und damit die Entscheidung, dass der
Durchgangsverkehr herausgenommen werden soll und dazu
eine (unechte) Einbahnstraße eingerichtet werden soll.
Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet. Zunächst soll nur eine unechte

Einbahnstraße eingerichtet werden und eine echte
Einbahnstraße erst dann, wenn es aufgrund der
Ausbaubreite und des Verkehrsaufkommens, in der Praxis

Probleme gibt.

Stellunanahme zum Thema Verkehrsaufkommen
Wenn die Annahmen des Anliegers am Uhlandweg stimmen,
dann wären 10 % von 1050 Fahrzeugbewegungen 105
Fahrzeugbewegungen auf dem Silcherweg und Uhlandweg.
Lässt man die Fahrzeuge auf dem Silcherweg außen vor und
geht davon aus, dass alle 105 Fahrzeugbewegungen über den
Uhlandweg abgewickelt würden ergibt sich folgendes:
Die 105 Fahrzeugbewegungen reduzieren sich aufgrund der
"Einbahnstraßenregelung" auf 50 %, also auf 53
Fahrzeugbewegungen. Hinzu kommen noch 15
Fahrzeugbewegungen (50 % von 30 Fahrzeugbewegungen)
für den bereits vorhandenen Durchgangsverkehr.

Dies wären täglich 3 Fahrzeugbewegungen/Stunde. Wenn
man die Nachtzeit ausklammert und nur die Tagzeit rechnet
(7.00 Uhr bis 22.00 Uhr) ergeben sich ca. 5
Fahrzeugbewegungen pro Stunde. Hinzu kommt der
Anliegerverkehr, der jedoch ohnehin vorhanden ist,
unabhängig vom Verbrauchermarkt und davon ob es sich um
eine Durchfahrtsstraße, Einbahnstraße oder Sackgasse
handelt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung
Stellungnahme Grundstückseigentümer
Uhlandweg 4

Fortsetzung
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

40 Jahre zusätzliche Belastung für den
Uhlandweg (Schwerlastverkehr durch das
Bauunternehmen Scherer, deren Lieferanten und
Kunden), haben unübersehbare Schäden
verursacht.

Im Frühjahr 2016 habe ich von einem
Kanalreinjgungsunternehmen Kamerafahrten im
Hausabwasserkanal durchführen lassen. Bei der
Kamerafahrt wurde festgestellt, dass der
Abwasserhausanschluss genau auf der Fahrspur
des Uhlandwegs um ca. 1/3 Rohrdurchmesser
versetzt ist und zeitnah neu verlegt werden
muss. Herr Bauamtsleiter Fischer war bereits vor
Ort, da die Straßenlampe im Aushubbereich des
Kanals steht und vorher abmontiert werden
muss,

Nach Auffassung der Verwaltung ist dieser "Fremdverkehr"
von 5 Fahrzeugbewegungen pro Stunde den Anwohnern
zumutbar. Unabhängig davon soll der Uhlandweg vom
Tübinger Weg aus nur von Anliegern befahren werden
dürfen. Entsprechende Kontrollen durch den
Vollzugsbeamten werden die Einhaltung der Beschilderung
überwachen.

Mit dem Ausbau des Uhlandwegs können auch die
notwendigen Sanierungsarbeiten am Kanal durchgeführt
werden. DerAusbaustandard des Uhlandwegs und damit
auch der Unterbau, dessen Neubau oder Sanierung, werden
im Zuge der Erschließungsplanung geplant und festgelegt.
Der Ausbaustandard des Uhlandwegs ist nicht Teil des
Bebauungsplanverfahrens.
Beschluss:

Die Anregungen und Bedenken werden zurückgewiesen.
Es ergibt sich kein Handlungsbedarf für den
Bebauungsplan.

Stellungnahme Grundstückseigentümer
Silchenweg 3

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Als Eigentümer der Flst. Nr. 1559 und 1559/1
lege ich Widerspruch gegen die Planung einer
Stichstraße zwischen den Flst. Nr. 1551 und

1559/1 ein.
Die Erschließungskosten der Stichstraße sind
eine zu hohe finanzielle Beteiligung für welche in
Vorleistung gegangen werden muss. Diese
können nicht von mir getragen werden.

Des Weiteren schlage ich vor, den Silcherweg
von Norden her als Einbahnstraße
umzuwandeln, so dass die Begegnungsbuchten
nicht erstellt werden müssen.

Bereits bei der Erarbeitung des Vorentwurfs wurden
verschiedene Erschließungskonzeptionen geprüft. Im
Gemeinderat wurde beraten, ob eine öffentliche Straße die
privaten Grundstücke erschließen soll. Da noch mehrWohn-
/Gewerbegebäude errichtet werden können, hat sich der
Gemeinderat für die frühzeitige Beteiligung für die öffentliche
Erschließungsstraße ausgesprochen.

Nachdem alle betroffenen Anlieger sich gegen eine
öffentliche Erschließung aussprechen, ist davon auszugeben,
dass der Grunderwerb für diese öffentliche Stichstraße in
absehbarer Zeit nicht getätigt werden könnte. Da diese
Straße für die Abwicklung des Verkehrs nicht zwingend
erforderlich ist, kann nach Auffassung der Verwaltung dem
Wunsch der Eigentümer Rechnung getragen werden und auf
die öffentliche Erschließung der privaten Grundstücke
verzichtet werden.

Sollte es zu einer Bebauung kommen, müssen die
Eigentümer der Grundstücke eine private Erschließung
herstellen und baurechtlich (Baulast) sichern. Im
Bebauungsplan wird die private Erschließung dargestellt.

Zur Sicherung des landwirtschaftlichen Betriebs muss der
Verkehr von und zum landwirtschaftlichen Betrieb über die

B14 erfolgen, da die Einmündung vom Tübinger Weg her für
den Aniieferverkehr (Schwerlastverkehr) zu eng gestaltet ist.
Eine Schließung des Silcherwegs von der B 14 ist keinesfalls
möglich, allenfalls könnte die Durchfahrt auf den Tübinger
Weg geschlossen werden. Dann müssten aber alle
Anliegen/erkehre über die B 14 abgewickelt werden, was
insbesondere im Hinblick auf die noch möglichen Bauflächen
und den dadurch zunehmenden Anliegerverkehr nicht für
sinnvoll erachtet wird. Um eine Durchfahrt für Nichtanlieger
so unattraktiv wie möglich zu machen, soll darauf verzichtet
werden den Silchenweg vollständig auszubauen. Lediglich im
Einmündungsbereich in die B14 und einer weiteren Stelle soll
eine Aufweitung auf 5, 50 m erfolgen, so dass
Begegnungsverkehr möglich ist.
Einem unzumutbaren "Schleichverkehr" kann ggf. durch eine
verkehrsrechtliche Beschilderung "Anlieger frei" und deren
Überwachung entgegengewirkt werden.
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Zusammenfassende Et1<iärung zum Bebauungsplan "StuHgarter Straße"

Fortsetzung
Stellungnahme
Grundstückseigentümer Silcheruveg 3

Stellungnahme der Verwaltung und Abwägungsbeschluss:

Beschluss:

Auf die Ausweisung einer öffentlichen Erschließungsstraße für
Bauvorhaben zwischen dem Silcherweg und dem rückwärtigen
Bereich der Stuttgarter Straße und des Tübinger Wegs, wird
verzichtet.

Im Silcherweg soll Begegnungsverkehr zulässig sein. Im
Silcherweg soll keine Einbahnstraße eingerichtet werden,
daher kann auf die beiden Aufweitungen nicht verzichtet
werden.

Stellungnahme
Grundstückseigentümer Ftst. Nr. 1551,
1550 und 1549 am Silcherweg

Stellungnahme der Verwaltung und Abwägungsbeschluss:

Hiermit möchten wir zum

Bebauungsplanverfahren "Stuttgarter
Straße" Widerspruch zur geplanten
Sackgasse und der Ausbuchtung auf dem
Flst. Nr. 1550 und 1551 einreichen.

Im Plan ist dargestellt, dass unterhalb der
Flst. Nr. 1550 und 1551 eine Sackgasse
geplant ist. Die Sackgasse wird nicht
benötigt und ist nicht gewollt. Gegen die
Errichtung der Sackgasse wird
Widerspruch eingelegt. Zudem soll auf
den Flst. Nr. 1550 und 1551 eine

Ausbuchtung gebaut werden. Hierfür
werden keine Flächen der Grundstücke

Flst. Nr. 1550 und 1551 hergegeben,

Trotz der eingezeichneten
Mehrfamilienhäuser sollen auch

Einfamilienhäuser oder Schuppen erstellt
werden können.

Bereits bei der Erarbeitung des Vorentwurfs wurden verschiedene
Erschließungskonzeptionen geprüft. Im Gemeinderat wurde beraten,
ob eine öffentliche Straße die privaten Grundstücke erschließen soll.
Da noch mehr Wohn-/Gewerbegebäude errichtet werden können,
hat sich der Gemeinderat für die frühzeitige Beteiligung für die
öffentliche Erschließungsstraße ausgesprochen, da dies
städtebaulich sicherlich optimal wäre.
Nachdem alle betroffenen Anlieger sich gegen eine öffentliche
Erschließung aussprechen, ist davon auszugeben, dass der
Grundenverb für diese öffentliche Stichstraße in absehbarer Zeit
nicht getätigt werden könnte. Da diese Straße für die Abwicklung
des Verkehrs nicht zwingend erforderlich ist, kann nach Auffassung
der Verwaltung dem Wunsch der Eigentümer Rechnung getragen
werden und auf die öffentliche Erschließung der privaten
Grundstücke verzichtet werden.
Sollte es zu einer Bebauung kommen, müssen die Eigentümer der
Grundstücke eine private Erschließung herstellen und baurechtlich
(Baulast) sichern. Im Bebauungsplan wird die bestehende private
Erschließung dargestellt.
Zur Sicherung des landwirtschaftlichen Betriebs muss der Verkehr
von und zum landwirtschaftlichen Betrieb über die B14 erfolgen, da
die Einmündung vom Tübinger Weg her für den Anliefen/erkehr
(Schweriastverkehr) zu eng gestaltet ist. Eine Schließung des
Silcherwegs von der B 14 her ist keinesfalls möglich, allenfalls
könnte die Durchfahrt auf den Tübinger Weg geschlossen werden.
Dann müssten aber alle Anliegerverkehre über die B 14 abgewickelt
werden, was insbesondere im Hinblick auf die noch möglichen
Bauflächen und den dadurch zunehmenden Anliegerverkehr nicht für
sinnvoll erachtet wird. Um eine Durchfahrt für Nichtanlieger so
unattraktiv wie möglich zu machen, soll darauf verzichtet werden den
Silcherweg vollständig auszubauen. Lediglich im
Einmündungsbereich in die B14 und einer weiteren Stelle soll eine
Ausweitung auf 5, 50 m erfolgen, so dass Begegnungsverkehr
möglich ist.

Bei dem dafür notwendigen Grunderwerb wird das öffentliche und
städtebauliche Interesse (Schaffung einer Erschließungsstraße mit
Begegnungsverkehr) höher bewertet werden, als der Wunsch des
Eigentümers, keine Grundstücksfläche abgeben zu müssen. Da es
sich bisher um unbebaute Wiesenfläche handelt, ist der Eingriff
zumutbar. Dies gilt sowohl für die Flst. Nr. 1549, 1550 und 1551 als
auch für die Flst. Nr. 1542 und 1540.
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Zusammenfassende Eric/ärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung
Stellungnahme Grundstückseigentümer Flst.
Nr. 1551, 1550 und 1549 am Sllcherweg

Stellungnahme Grundstückseigentümer
Silcherweg 2
Als Betreiber des landwirtschaftlichen Betriebes

Teufel GbR, SJIcherweg 2, habe ich die Planung
eingesehen. Die geplante Erschließung mit den
beiden Aufweitungen auf 5, 50 m ist für unseren
Betrieb sinnvoll und ausreichend. Es sollte jedoch
durch Beschilderungen von Anfang an darauf
hingewirkt werden, dass die Aufweitungen nicht
zum Parken genutzt werden, da die dann noch
verbleibende Wegbreite mit 3 m für meine
landwirtschaftlichen Fahrzeuge nicht ausreicht.

Für meinen landwirtschaftlichen Betrieb ist es
existenziell, dass dieser von der B14 her zu- und

abgefahren werden kann, da eine Zufahrt mit
Anlieferverkehr (LKW) über den Tübinger Weg
aufgrund der Breite der Straße und Einmündung
nicht möglich ist.
Stellungnahme Grundstückseigentümer
Uhlandweg 6

Bezugnehmend auf unser Gespräch mit Herrn
Bürgermeister Jöchle am 14, 11.2016 möchten wir
folgendes festhaiten:

Im 1. Gespräch zwischen Ihnen und dem
Firmeninhaber wurde bereits mitgeteilt, dass es
für einen reibungslosen Betriebsablauf notwendig
ist einen Ausgleich, für die von der Gemeinde
benötigte Fläche an der B14, Gehweg,
Abbiegespur, .., zu erhalten.
Dies haben Sie in der derzeitigen Planung in
keiner Weise berücksichtigt. Um weiterhin die
bestehenden Hallen nutzen zu können benötigen
wir in Richtung Ergenzingen eine Fläche von 15 m
auf der gesamten Flurstückslänge, gemessen von
der bestehenden Grenze Richtung Mörikeweg.

Desweiteren benötigen wir eine Anbindung vom
Uhlandweg an die B14. Daher ist keine
Einbahnstraße im Uhlandweg möglich.
Aufgrund des Lebensmittelmarktes sehen wir uns
gezwungen das Gelände einzuzäunen. Somit
ergibt es keine Zufahrt von unserem Grundstück
auf den Mörikeweg. Die Mehrkosten durch die
Einzäunung sollten durch eine Entschädigung
Ihrerseits berücksichtigt werden.

Stellungnahme der Verwaltung und Abwagungsbeschluss:

Mit der Herausnahme einer öffentlichen Erschließungsstraße
wird auch auf die Darstellung möglicher neuer
Grundstücksaufteilungen verzichtet.

Beschluss:

Auf die Ausweisung einer öffentlichen Erschließungsstraße
für Bauvorhaben zwischen dem Silcherweg und dem
rückwärtigen Bereich der Stuttgarter Straße und des
Tübinger Wegs wird verzichtet.
Aus städtebaulichen und verkehrlichen Gründen soll im

Silcherweg Begegnungsverkehr zulässig sein. tm
Silcherweg soll keine Einbahnstraße eingerichtet werden,
daher kann auf die beiden Aufweitungen für den
Begegnungsverkehr nicht verzichtet werden.

Stellungnahme der Verwaltung und Abwägungsbeschluss:

Die Gemeinde ist dazu verpflichtet, den Standort des Landwirts
zu sichern und Maßnahmen die diesen in seiner Existenz

gefährden könnten zu vermeiden.

Aus Sicht der Verwaltung sollte der landwirtschaftliche Betrieb
und vor allem der dazugehörige Schwerlastverkehr über die
B14 zu- und abfahren. Mit den geplanten Aufweitungen wird
diesen Verkehren und einem möglichen Begegnungsverkehr
Rechnung getragen.

Beschluss:

Die Anregung wird berücksichtigt. Es verbleibt bei den
geplanten 2 Aufweitungen im Silcherweg auf Jeweils 5, 50 m
Breite.

Stellungnahme der Verwaltung und Abwägungsbeschluss:

Für den Gehweg und die Abbiegespur wird vom
Grundstückseigentümer eine Fläche von ca. 182 m2 benötigt.
Der Mörikeweg wird in östliche Richtung versetzt und der
Grundstückseigentümer erhält dort eine Fläche von ca. 182 m2

Die Fläche entlang der B14 ist derzeit eine Wiese im
Außenbereich. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes erhält
der Eigentümer die Möglichkeit diese Fläche mit Zustimmung
des Regierungspräsidiums als Lagerplatz zu nutzen. Das
Grundstück erhält mit der Aufstellung des Bebauungsplanes
eindeutig eine Aufwertung. Darüber hinaus kann dieses
Grundstück baulich nicht genutzt werden.

Warum eine Nutzung der bestehenden Hallen in Zukunft nur
dann möglich sein soll, wenn die Firma 15m zusätzliche Fläche
erhält, erschließt sich nicht und wird auch nicht konkret
begründet. Die Halle wurde, wie vom Einwender beantragt, mit
einem Abstand von 7 m zum Mörikeweg 1997 genehmigt und
seither auch genutzt. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes
und dem Flächentausch für den Gehweg an der B14 erhält der
Einwender eine 3, 5 m breite Fläche entlang des Mörikewegs
hinzu. Für die Ein- und Ausfahrt zum Grundstück steht künftig
statt des 3, 5 m breiten Mörikewegs eine 7 m breite
Erschließungsstraße zur Verfügung. Der Flächentausch hat für
den Grundstückseigentümer keine Nachteile. Mehr Fläche kann
dem Betrieb jedoch nicht zur Verfügung gestellt werden, da die
restliche Fläche für die Ansiedlung des Verbrauchermarktes
benötigt wird.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsefa:ung Stellungnahme
Grundstückseigentümer Uhlandweg 6

Stellungnahme der Verwaltung und Abwägungsbeschluss:

Solange unsere Belange bei der Planung nicht
berücksichtigt werden, widersprechen wir diesem
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße".

Der Firmeninhaber hat seinen Betrieb derzeit so organisiert,
dass die Wohngebäude des Betriebsinhabers und das
Bürogebäude dem Uhlandweg zugeordnet sind. Die Hallen mit
den für den Betrieb notwendigen Maschinen und Materialien
sind dem Mörikeweg zugeordnet.
Mit dem Ausbau des Mörikewegs hat der Betrieb eine
verkehrssichere Anbindung an den Mörikeweg und die B14, der
mit dem geplanten Ausbaustandard auch für LKW-Verkehre
geeignet sein wird. Für die Anbindung der Wohngebäude und
des Bürogebäudes ist eine Anbindung an den Uhlandweg mit
der geplanten unechten Einbahnstraßenregelung zumutbar.
Diese Wohngebäude benötigen keine Zufahrt für
Schwerlastverkehr und können vom Tübinger Weg angefahren
werden. Eine Zufahrt von der B14 her ist für diese Gebäude

nicht erforderlich.

Der Gemeinderat hat sich dazu entschlossen, den Uhlandweg
nicht zu verbreitern, damit im Uhlandweg kein Grunderwerb
notwendig wird und die Ausbaukosten und damit die
Erschließungskosten zu reduzieren. Mit dem geplanten
Ausbaustandard ist der Uhlandweg jedoch nicht für den
Begegnungsverkehr geeignet. Die Sperrung des Uhlandweges
für den Durchgangsverkehr wurde in der
Informationsveranstaltung gewünscht. Eine Schließung im
Süden ist nicht sinnvoll, da dann der gesamte Anliegen/erkehr
über die B14 abgewickelt werden müsste, was städtebaulich
nicht sinnvoll ist,

Der Mörikeweg wird künftig die Erschließungsstraße für die
Grundstücke Flst. Nr. 1523, 1524/1 und 1527/1 sein.
Entsprechend dem Erschließungsbeitragsrecht sind
Erschließungsbeiträge auch dann zu bezahlen, wenn der
Grundstückseigentümer einen Zaun (ohne Tor) oder eine
Böschung anbringt. Der Gewerbetreibende würde sich damit
freiwillig von der Erschließungsstraße abkoppeln für welche er
Beiträge bezahlen muss.

Eine Einzäunung des Grundstücks ist aufgrund des
Lebensmittelmarktes nicht noh/vendig. Die Notwendigkeit wird
vom Grundstückseigentümer auch nicht begründet. Die
Gemeinde und damit die Allgemeinheit kann daher eine
Einzäunung nicht bezahlen oder bezuschussen.
Beschluss: Der Einspruch wird zurückgewiesen.

Seite 11 von 203



Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellunqnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange im Rahmen der_fruhzeitiflen Beteiligung:
Mit Schreiben vom 05. 10.2016 wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange am Verfahren beteiligt:

Lfd.
Nr.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

2.1

2.2

2.3

3

4

5

6

7

8

9

10

11

Behörde

Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Gewerbe au fsichtsamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Amt für Flumeuordnung,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Landwirtschaftsamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Vefmessungsamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Straßenbauamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Baurechtsbehörde und

Immissionsschutzbehörde, Marktplatz,
72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung hlorb am Neckar,
Stadtplanungsamt,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Verkehrsbehörde,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Netze BW GmbH, Stuttgarter Str. 80 - 84,
71083 Herrenberg
Handwerkskammer Reutlingen,
Hindenburgstr. 58, 72762 Reutlingen
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2,
Raumordnung, Bau-, Denkmal- und
Gesundheitswesen, Moltkestr. 74,
76133 Karlsruhe

Regierungspräsidlum Karlsruhe, Abteilung 4,
Straßenwesen und Verkehr,
Schlossplatz 4-6, 76247 Karlsruhe
Regionalverband Nordschwarzwald,
Habermehlstr. 20, 75172 Pforzheim
Deutsche Telekom Netzproduktion Gmbh,
Adolph-Kolping-Str. 2, 78166 Donaueschingen
Regierungspräsidium Freiburg, Landesamtfür
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Postfach,
79095 Freiburg i. Br.
Industrie- und Handelskammer

Nordschwarzwald, Dr. -Brandenburg-Str. 6,
75173 Pforzheim
Wehrbereichsverwaltung Süd, Postfach 10 52
61, 70045 Stuttgart

Rücklauf
Ja / Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Keine
Anregunge
n und/oder

Bedenken

x

x

x

Anregungen
und/oder
Bedenken

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich

Ja / Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd.
Nr.

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22.1

22.2

22.3

Behörde

Deutscher Wetterdienst, Regionales
Gutachterbüro, Am Schnarrenberg 17,
70376 Stuttgart
Zweckverband Gäuwasserversorgung,
Rathaus, Hindenburgstraße 33, 71149
Bondorf

Zweckverband Eutingen-Hochdorf,
Rathaus, Frau Wetze!, Marktstr. 17,
72184 Eutingen im Gau
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar,
Amt für Stadtplanung, Marktstr. 18,
72108 Rottenburg am Neckar
Gemeinde Starzach, Postfach 41,
72179Starzach
Stadtverwaltung Nagotd, Amt für
Stadtplanung, Postfach 1444, 72194
Nagold
Polizeipräsidium Tuttlingen, Referat
Verkehr, Stockacher Str. 158, 78532
Tuttlingen
Deutsche Post Bauen GmbH,
Niederlassung Frankfurt, Büro Karlsruhe,
Postfach 2206, 76010 Karlsruhe
Unitymedia Baden-Württemberg GmbH,
Postfach 10 20 28, 34020 Kassel
Landesamt für Denkmalpflege,
Regierungspräsjdium Stuttgart, Postfach
200 152, 73712Esslingen
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Hauptamt, Frau Gnant und Frau Beiz,
Marktstr. 17, 72184 Eutingen im Gau
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Finanzverwaltung, Herr Volk und Frau
Wömer, Marktstr. 17, 72184 Eutingen im
Gau
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Bauamt, Herr Fischer und Frau Kußmaul,
Marktstr. 17, 72184 Eutingen im Gau

Rücklauf
Ja/ Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Nein

Keine

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

Anregungen
und/oder
Bedenken

x

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich

Ja / Nein

Nein

Ja

Nein

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Abwäqunq der eingeqangenen Stelluncfnahmen der Behörden und Träqer öffentlicher Belanqe

(Abwäguncisprotokoll):

Lfd. Nr. 1.1
Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde
Stellungnahme vom 30. 12. 2016
Wie in der Begründung bereits ausgeführt, muss
der Flächennutzungsplan zumindest punktuell im
Parallelverfahren geändert werden.

Lfd. Nr. 1.1
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss |

Beschluss: Der Hinweis wird beachtet.

Die Änderung des Flächennutzungsplanes ist bereits bei
der Stadt Horb beantragt und soll mit Beschluss des
Gemeinsamen Ausschusses am 04. 04. 2017 begonnen
werden.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.2
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde

Stellungnahme vom 30. 12. 2016

Lfd. Nr. 1.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Ein nach dem Naturschutzrecht geschütztes
Gebiet oder Objekt wird mit der geplanten Fläche
nicht betroffen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffs- und
Ausgleichsproblematik einschließlich der
rechnerischen Bilanzierung der Eingriffe in die
Schutzgüter Biotope und Boden wurden im
Umweltbericht fachlich und nachvollziehbar

abgehandelt.

Für beide Schutzgüter entsteht ein
Ausgleichsdefizit mit insgesamt 199.095 Punkten,
welche innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes nicht vollständig ausgeglichen
werden können. Entsprechende Maßnahmen
werden im Laufe des Verfahrens noch festgelegt
(auf Ziffer 1 und 2 wird verwiesen).

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag vom
22. 06. 2016 kommt zu dem Ergebnis, dass bei
Beachtung der unter Abschnitt 4 genannten
allgemeinen und besonderen Maßnahmen
Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen
Vorschriften gemäß § 44 Abs. 1 in Verbindung mit
Abs. 5 BNatSchG abgewendet werden können.
Die dort genannten Maßnahmen wurden in Ziffer 9
der planungsrechtlichen Festsetzungen
übernommen.

Anregungen und h-linweise:
1. Laut der Eingriffs-AusgleJchsbilanzierung

(Ziffer 5. 3 des Umweltberichts) kann die
Maßnahme planintern nicht ausgeglichen
werden. Das Ausgleichsdefizit in h^öhe
von 199.095 Punkten soll durch
planexteme Ausgleichsmaßnahmen bzw.
durch die Anrechnung von Maßnahmen
aus dem Ökokonto ausgeglichen werden.
Um welche Maßnahmen es sich hierbei

konkret handelt ist im weiteren Verfahren
zu klären.

2. Sobald die planextemen
Ausgleichsmaßnahmen feststehen, sind
diese im Umweltbericht zu beschreiben

und zu bilanzieren. Dies gilt auch, wenn
auf Maßnahmen aus dem Okokonto
zugegriffen wird oder das entstandene
Defizit über das ökokonto der Gemeinde
kompensiert wird.

Beschluss:

Die Stellungnahme und die Anregungen und Hinweise
werden zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren
beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.3
Landratsamt Freudenstadt,
Gewerbeaufsichtsamt
Stellungnahme vom 30. 12, 2016

Lfd. Nr. 1.3
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschfuss

Anreflunaen und Hinweise
1. Unter Punkt 10. 1 wird entsprechend der

Empfehlung in der
immissionsschutzrechtlichen

Untersuchung des Ingenieurbüros Dr.
Dröscher vom 06. 07. 2016 dargelegt, dass
innerhalb der im Lageplan dargestellten
"Flächen mit Beeinträchtigungen durch
Gewerbelärm" an der lärmzugewandten
Seite zum Schutz vor Gewerbelärm keine

schutzbedürftigen Aufenthaltsräume mit
offenbaren Fenstern errichtet werden
dürfen. Laut Untersuchung unter Punkt
9.4. 1 auf Seite 56 sind die Flächen (siehe
hierzu auch Anlage 7) in der
Planzeichnung des Bebauungsplanes
festzusetzen. Im Lageplan-Vorentwurf
fehlt derzeit noch diese Darstellung.

2. Des Weiteren empfiehlt der Gutachter
unter Punkt 9. 4. 1 die Festsetzung einer
Bezugslinie, ab der die
Immissionsrichtwerte für allgemeine
Wohngebiet einzuhalten sind (siehe
hierzu auch Punkt 10.4 in den
Planungsrechtlichen Festsetzungen).
Diese Immissionsbezugslinie ist in der
Planzeichnung des Bebauungsplanes
ebenfalls festzusetzen und fehlt derzeit

noch im Lageplan-Vorentwurf.

3. Die genannten Ziffern unter Punkt 10. 6 in
den Planungsrechtlichen Festsetzungen
sind zu korrigieren. Hier müsste es 10.1
und 10. 2 heißen.

Zur immissionsscli_utzre_chtlichen_Unte. rsuchung
des Inqenieurbüros Dr. Dröscher vom 06. 07. 2016:

In der Untersuchung des Ing.-Büros Dr. Dröscher
wird unter Punkt 9. 4. 1 auf Seite 56 zudem

angeführt, dass betriebszugehörige Büros und
Betriebsleiterwohnungen keine Rücksicht auf den
eigenen Betrieb nehmen müssen. Dies betrifft
insbesondere den Standort Uhlandweg 6. Hier
wäre aber wichtig, dass sichergestellt ist, dass
Dritte dann auch nicht in diesen

Betriebsleiterwohnungen wohnen. Wenn dies nicht
gewährleistet ist, müssen diese Wohnungen schon
berücksichtigt werden. Ggf. wäre dann im
Gutachten dieser dann ebenfalls maßgebliche
Immissionsort ergänzend zu betrachten.

Zu 1:
Im Lageplan sind die von Gewerbelärm betroffenen Bereiche
dargestellt. In Ziffer 10. 1 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen ist geregelt, dass an der lärmzugewandten Seite
keine schutzbedürftigen Aufenthaltsräume mit offenbaren
Fenstern errichtet werden dürfen.
Die Flächen mit Gewerbelärm sind im Lageplan entsprechend
dem Gutachten dargestellt.
Beschluss: Der Hinweis ist bereits enthalten und kann

nicht mehr beachtet werden.

Zu 2:
Zu Lasten des Sondergebiets und zu Gunsten des südlichen
Allgemeinen Wohngebietes, wurde entsprechend dem
Gutachten des Büros Dr. Dröscher, eine Immissionsschutzlinie

imLageplanaufdem auf dem Flst. Nr. 1517, eingezeichnet.
Vermutlich wurde diese übersehen, da auf der gleichen Höhe
auch die blaue Markierung des Baufensters liegt.
Beschluss: Der Hinweis ist bereits enthalten und kann
nicht mehr beachtet werden.

Zu 3:
Beschluss:

Der Hinweis ist richtig. Die Festsetzungen werden
korrigiert. Unter Ziffer 11.6 wird auf Ziffer 10. 1 und 10.2
hingewiesen.

Zur immissionsschutzrechtlichen Untersuchunci des Ina. Büros

Dr. Dröscher vom 06. 07. 2016:
Aufgrund der Stellungnahme des Gewerbeaufsichtsamts
wurden die Gebäude Uhlandweg 6 und Uhlandweg 8 als
Immissionsorte begutachtet.

Beim Gebäude Uhlandweg 8 werden die gesetzlichen
Larmwerte eingehalten, bzw. unterschritten (siehe S. 10,
Tabelle 2 der Stellungnahme des Büros Dr. Dröschers vom
23. 02. 2017).

Im Gebäude Uhlandweg 6 befinden sich derzeit Büro- und
Wohnnutzungen, die dem östlich gelegenen Gewerbebetrieb
(Bauuntemehmen) zugeordnet sind. Variantenrechnungen
haben ergeben, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für
Misch- bzw. Dorfgebiete von 60 dB(A) im Tagzeitraum an der
Ostfassade des Gebäudes im Uhlandweg 6 bei Ansatz des
derzeit bestehenden Betriebs des Bauunternehmens um bis zu

3 dB(A) überschritten werden.

Die Interessen des Bauunternehmens sind im Rahmen des

Bebauungsplanverfahrens zu berücksichtigen (Schutz des
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebs des
Bauunternehmens vor einer Einschränkung durch eine
heranrückende, betriebsfremde Wohnnutzung). Da der
Betriebsleiter des Bauunternehmens im vorliegenden Fall selbst
Nutzer und Eigentümer des Gebäudes/Grundstücks im
Uhlandweg 6 ist, ist im vorliegenden Fall durch die Planung
keine unzumutbare Einschränkung des Gewerbebetriebs zu
befürchten. Durch den Verkauf, bzw. bei einer betriebsfremden
Vermietung des Gebäudes Uhlandweg 6 würde der Betreiber
des Bauunternehmens sich allenfalls selbst einschränken.

Gleichwohl kann ein durch (betriebsfremde) Vermietung
verursachter Interessenkonfliktvom Betriebsleiter durch
geeignete Maßnahmen selbst gelöst werden.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.3
Fortsetzung
Landratsamt Freudenstadt,
Gewerbeaufsichtsamt

Stellungnahme vom 30.12. 2016

Lfd. Nr. 1.4
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde
Stellungnahme vom 30. 12. 2016
Sachgebiet Grundwasser und Bodenschutz

Das gesamte Bebauungsplan-Gebiet liegt in der
Zone III des rechtskräftig festgesetzten
Wasserschutzgebietes für die Talmühle des
Zweckverbandes Gäuwasserversorgung.
Bei Bauvorhaben in dem Baugebiet "Stuttgarter
Straße" sind die Verbote der Rechtsverordnung
vom 02. 06. 1989 zum Schutz der Talmühlequeile
zu beachten.

Die im Baugebiet verloren gehenden
Bodenfunktionen wurden bewertet und bilanziert.

Das ermittelte Defizit muss ausgeglichen werden.

Es sind noch konkrete Ausgleichsmaßnahmen
festzulegen.

Sachgebiet Kommunale Abwasserbeseitiqunci

In der Begründung zum Bebauungsplan wird unter
Ziffer 6. 6 (Entsorgung von Schmutz- und
Oberflächenwasser) die geplante Entwässerung
beschrieben.

Die gesamte Entwässerung des Plangebiets ist in
einer Fachptanung nachzuweisen. Im
Zusammenhang mit dem dazugehörigen
wasserrechtlichen Verfahren sind Details, wie in

der Begründung bereits beschrieben, im Vorfeld
mit der unteren Wasserbehörde abzustimmen.

Lfd. Nr. 1.5
Landratsamt Freudenstadt,
Amt für Flurneuordnung
Stellungnahme vom 30.12.2016
Es sind keine laufenden oder geplanten
Flurneuordnungsverfahren von der Änderung des
Bebauungsplans betroffen. Es werden daher keine
Anregungen oder Bedenken vorgebracht. Eine
weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht
notwendig.

Lfd. Nr. 1.3
Fortsetzung
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird deshalb kein
Bedarf gesehen, die Nutzung des Gebäudes Uhlandweg 6 auf
betriebszugehörige Büros und Betriebsleiterwohnungen zu
beschränken, zumal eine gebäudebezogene Einschränkung im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht sachgerecht und
angemessen erscheint.

Beschluss: Der Hinweis wurde beachtet. Das Gebäude
Uhlandweg 6 wurde als Immissionsort gutachterlich
betrachtet. Für den Bebauungsplan ergibt sich jedoch kein
Handlungsbedarf.

Lfd. Nr. 1.4
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Sachaebiet Grundwasser und Bodenschutz

Bisher fehlt in den Festsetzungen ein Hinweis auf das
Wasserschutzgebiet und die Einhaltung der Rechtsverordnung.
Die Festsetzungen wurden dahingehend ergänzt.
Beschluss:
Die Hinweise zum Wasserschutzgebiet (siehe Ziffer III. Nr. 6
derPlanungsrechtlichen Festsetzungen) und den
Ausgleichsmaßnahmen (siehe 10. 1 bis 10. 4 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen) werden beachtet.

Sachgebiet Kpmmunale Abwasserbeseitjgyn_g
Die Fachplanung "Wasserrechtsgesuch" liegt der unteren
Wasserschutzbehörde bereits zur Genehmigung vor.
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet.

Lfd. Nr. 1.5
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss: Kenntnisnahme und keine weitere Beteiligung.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.6
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Landwirtschaftsbehörde

Stellungnahme vom 30. 12. 2016

Lfd. Nr. 1.6
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Allgemeine Ausführunaen zum Vorhaben

Das Planungsgebiet ist unterteilt in eine westliche,
teilweise schon bebaute Wohnbaufläche

entsprechend der Darstellung des FNP und in eine
Östliche Fläche, die als Fläche für die
Landwirtschaft dargestellt ist und ausschließlich
landwirtschaftlich genutzt wird. Diese östliche
Fläche ist nach dem Teilregionalplan
Landwirtschaft sowie der landwirtschaftlichen
Flurbilanz als Vorbehaltsgebiet bzw, als
Vorrangflur l bewertet. Innerhalb der
Wohnbaufläche (Silcherstraße 2) liegt neben
gewerblichen Betrieben auch ein Ackerbaubetrieb
im Haupterwerb,
Von dem landwirtschaftlichen Betrieb gehen
produktionsbedingt unvermeidbare Emissionen
(Geruch, Lärm) aus. Der Betrieb hat einen
standörtlichen Bestandschutz, dem wird
planungsrechtlich durch das Mischgebiet Dorf
(MD) Rechnung getragen; die vorgesehene
Ausweisung dient der Sicherung der
landwirtschaftlichen Hofstelle innerhalb dieses

Gebietes und wird fachlich begrüßt,

Die östliche Teilfläche ist als Sondergebiet
"Lebensmittelmarkt" zur örtlichen Nahversorgung
der Bevölkerung geplant. Mit dieser Maßnahme
soll die Infrastruktur in der Gesamtgemeinde
wesentlich verbessert werden. Agrarstrukturelle
Belange werden durch die Randlage des
Plangebietes (1, 2 ha) zur Wohnbebauung nur in
untergeordnetem Maße beeinträchtigt.

Aufgrund der örtlichen Verhältnisse wie auch der
planungsrechtlichen Ausgangslage werden
landwirtschaftliche Bedenken insgesamt
zurückgestellt.

Der Umweltbericht führt als Ergebnis der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung für den Biotop- und
Artenschutz sowie den Bodenschutz ein

Ausgleichsdefizit von ca. 199. 000 Punkten an, die
außerhalb des Plangebietes auszugleichen sind.
Wir weisen bereits im Vorfeld darauf hin, dass die
landwirtschaftlichen Flächen in der Gemeinde im

Teilregionalplan Landwirtschaft als Vorranggebiet
ausgewiesen sind. Aus fachlicher Sicht bestehen
erhebliche Bedenken gegen eine zusätzliche
Flächeninanspruchnahme für
Ausgleichsmaßnahmen in diesen Gebieten.
Wir bitten um weitere Verfahrensbeteiligung und
möglichst frühzeitige Einbeziehung, sofern für
Ausgleichsmaßnahmen landwirtschaftliche
Flächen beansprucht werden sollen.

Die Verwaltung geht derzeit davon aus, dass
Ausgleichsmaßnahmen die nicht innerhalb des Plangebiets
ausgeglichen werden können, durch eine Abbuchung aus dem
Ökokonto der Gemeinde ausgeglichen werden. Damit werden
keine landwirtschaftlichen Flächen als Ausgleichsfiächen
benötigt.
Beschluss; Kenntnisnahme und Beachtung.

Lfd. Nr. 1.7
Landratsamt Freudenstadt, Vermessungsamt
Stellungnahme vom 30. 12. 2016

Lfd. Nr. 1.7
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beim Bebauungsplan (Ptanstand 15. 11.2016)
"Stuttgarter Straße" in Eutingen im Gau sind die
Flst. Nr. 1000/1, 1521 und 1562/1 (Tübinger Weg
5) schlecht lesbar.

Beschluss: Der Hinweis wird beachtet. Die Bezeichnungen
wurden verbessert dargestellt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.8
Landratsamt Freudenstadt, Stra&enbauamt
Stellungnahme vom 30. 12. 2016

Seitens des Straßenbauamtes beim Landratsamt

Freudenstadt bestehen gegen den Bebauungsplan
"Stuttgarter Straße", Stand 15. 11. 2016, bei
Beachten der Ihnen bereits vorliegenden
Stellungnahme des Regierungspräsidiums
Karlsruhe vom 06. 12. 2016, Az: 45 a4-2512. 3-
Eutingen i. G. keine Bedenken. Sofern
Leitungsverlegungen innerhalb der
Straßengrundstücksftäche der B 14 (Flurstück Nr.
90) erforderlich werden, so sind bereits bei der
Aufstellung derAusführungsplanung die
Benutzungsrechte durch die Gemeinde Eutingen
im Gau bzw. dem Leitungsnehmer beim
Straßenbauamt des Landratsamtes Freuenstadt

unter Beifügung von Planunterlagen (in dreifacher
Ausfertigung) mit Angaben über Leitungsart,-
führung, Rohrart, -durchmesser, Verlegetiefe und
Bauweise (nach Möglichkeit in geschlossener
grabenjoser Bauweise) zu beantragen.
Lfd. Nr. 2.1
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Baurechtsbehörde und
tm missionsschutzbehörde

Stellungnahme (E-Mail vom 05. 12. 2016)
Wir haben den Bebauungsplan durchgeschaut und
möchten hierzu folgende Empfehlungen abgeben:

1. Unter Ziffer 2. 1 der planungsrechtlichen
Festsetzungen müsste es in Satz 1
"Betriebe" statt "Belange" heißen,

2. Unter Ziffer 2. 3 sollte der Begriff
"Verkaufsfläche" genau definiert werden.
Was zählt dazu und was zählt nicht

dazu? Wir haben hier in der
Vergangenheit schon Probleme (auch bei
der Verwaltungsgerichtlichen
Überprüfung) gehabt,

3. Unter Ziffer 3. 1. 1 und 3. 1. 2 sollte der
Bezugspunkt (EFH) für Trauf- und
Firsthöhen eindeutig definiert werden. Ist
hier die tatsächlich geplante EFH
maßgeblich oder aber soll die maximal
zulässige EFH maßgeblich sein? Dies
sollte eindeutig festgesetzt werden, damit
Probleme wie Z. B. beim Bauantrag
Stelnle vermieden werden.

4. Bei Ziffer 2 der bauordnungsrechtlichen
Festsetzungen sollte noch konkretisiert
werden ob die freistehenden
Werbeanlagen im Sondergebiet auch
außerhalb des Baufensters errichtet
werden dürfen.

Lfd. Nr. 1.8
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss:

Für den Bebauungsplan ergibt sich kein Handlungsbedarf.
Die Stellungnahme wird an den Erschließungsplaner
weiterge leitet.

Lfd. Nr. 2.1
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Zu 1:
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet.

Zu 2:
Beschluss: Die Verkaufsfläche wird in den
Planungsrechtlichen Festsetzungen unter III. Hinweise
Ziffer 16, definiert.

Zu 3:
Der Bezugspunkt (EFH) für Trauf- und Firsthöhen wird wie folgt
konkretisiert:

Die Traufhöhe wird bemessen von der max. zulässigen
Erdgeschoss-Rohfußbodenhöhe bis zum Schnittpunkt der
Dachaußenhaut mit der Außenwand. Die Gebäudehöhe wird

bemessen von der max. zulässigen Erdgeschoss-
Rohfußbodenhöhe bis zu dem Punkt, an dem das
Gebäudedach am höchsten in Erscheinung tritt.
Durch diese Konkretisierung ist es möglich, dass bei einer
Unterschreitung der max. zulässigen EFH die
Traufhöhe/Gebäudehöhe um den Wert der Unterschreitung
erhöht wird.

Beschluss: Der Hinweis wird, wie von der Verwaltung
vorgeschlagen, unter Ziffer 3. 11 der Planungsrechtiichen
Festsetzungen beachtet.

Zu 4:
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet.

Es wird geregelt, dass Werbeanlagen auch außerhalb der
überbaubaren Fläche zulässig sind. Innerhalb des
Anbauverbots sind Werbeanlagen nur mit Zustimmung des
Regierungspräsidiums zulässig. Siehe dazu Ziffer 2 der
Örtlichen Bauvorschriften.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 2.2
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20. 12. 2016
und Stellungnahme vom 25.01. 2017

Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Vielen Dank für die Beteiligungen am oben
genannten Verfahren mit Schreiben vom
23. 11. 2016. MitE-Mailvom 14. 12. 2016 hatten Sie
außerdem mitgeteilt, dass die Gemeinde
beabsichtigt, die Ladenvorzone mit 300 m2

geplanter Verkaufsfläche nicht weite rverfol gen zu
wollen. Da dieses jedoch noch keiner
Beschlusslage des Gemeinderats Eutingen im
Gau entspricht, nimmt die Stadt Horb am Neckar
nachfolgend zu der ursprünglich vorgelegten
Planung im förmlichen Beteiligungsverfahren
Stellung.

Vorausgegangen waren verschiedene
Abstimmungsgespräche. Der nun vorgelegte
Bebauungsplanentwurf weicht erheblich von den
in den Vorbesprechungen von der Gemeinde
Eutingen im Gau dargelegten Inhalten ab. In
Anbetracht der stets vertrauensvollen

Zusammenarbeit in der Verwaltungsgemeinschaft
Horb a. N. finde ich die Vorgehensweise sehr
bedauerlich.

Zunächst wurde in einer Vorabstimmung zwischen
der Gemeinde Eutingen im Gau, dem
Regionalverband Nordschwarzwald und dem
Regierungspräsidium Karlsruhe die Ansiedlung
eines Nahversorgers mit ca. 1 . 200 m2

Verkaufsfläche besprochen. Dies stellt bereits
eine Ausnahme gegenüber regionalplanerischen
Grundsätzen dar, nach denen in Kleinzentren wie

Eutingen im Gau eigentlich kein großflächiger
Einzelhandel zulässig wäre. Nachdem aus
regionalplanerischer Sicht eine Ausnahme
begründbar schien, beauftragte die Gemeinde
Eutingen im Gau daraufhin die Untersuchung, ob
auch 1. 400 m2 Verkaufsfläche möglich seien. Auf

Grundlage dieser Überlegung fand ein weiteres
Abstimmungsgespräch zwischen der Gemeinde
Eutingen im Gau, dem Regionatverband
Nordschwarzwald und der Großen Kreisstadt Horb
am Neckar statt. In diesem Gespräch formulierten
wir bereits Bedenken gegen eine beliebige
Vergrößerung der Verkaufsfläche. Da nun - ohne
gutachterliche Begründung - die Verkaufsfläche
im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes
nochmals deutlich nach oben, auf insgesamt
1. 700 m2 Verkaufsfläche abgeändert wurde,
haben wir erhebliche Bedenken und befürchten

eine nicht sachgerechte Steuerung des
Einzelhandels im Mittelbereich Horb am Neckar.

Die vorgeschlagene Ausweisung übersteigt den
eigentlich zulässigen Flächengehaltfür
Kleinzentren um mehr als das Doppelte. Wir
bemängeln das Vorgehen, trotz anderslautender
Vorabstimmungen, die zulässige Verkaufsfläche
nahezu beliebig aufgrund der wirtschaftlichen
Interessenlage möglicher Betreiber festzulegen.
Sinn und Zweck der Aufstellung eines
Bauleitptanes ist die bewusste Steuerung der
städtebaulichen Entwicklung unter Beachtung der
übergeordneten Planungen und in Abstimmung
mit den betroffenen Nachbargemeinden.

Mit E-Mail vom 14. 12. 2016 wurde der Stadt Horb mitgeteilt,
dass die 300 m2 Verkaufsfläche im Vorkassenbereich in der

weiteren Planung herausgenommen werden. Es ist richtig, dass
es dazu noch keinen Beschluss gab.
Mit der jetzigen Überarbeitung der Planunterfagen wurde dieser
Vorsatz wie angekündigt umgesetzt.

Die Gemeinde Eutingen im Gau findet es ebenfalls bedauerlich,
dass die Stadt Horb versucht Ihre Interessen dadurch

durchzusetzen, dass Sie ihre Mehrheit im Gemeinsamen
Ausschuss dazu nutzen möchte, über das FNP Verfahren die

Ausgestaltung des Bebauungsplanes zu beeinflussen. Dies war
in der Einladung zur Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses
am 20. 07. 2016 so vorgesehen und so auch wieder in der
Einladung zur Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses im März
2017. In keinem anderen Anderungsverfahren wird der
Aufstellungsbeschluss oder die Durchführung des Verfahrens
davon abhängig gemacht, wie der Bebauungsplan ausgestaltet
bzw. Stellungnahmen im Bebauungsplan abgewogen werden.

Die Vorabstimmung mit dem RegJerungspräsidium und dem
Regionalverband fand am 06. 06. 2016 statt. Über das Ergebnis
des Abstimmungsgespräches hat die Sachbearbeiterin das
Stadtplanungsamt am 07.06.2016 telefonisch informiert. Der
Aktenvermerk über das Abstimmungsgespräch wurde am
15. 06.2016 zugestellt. Im Vorgespräch wurde geklärt, dass der
Gemeinde eine wohnortnahe Grundversorgung zusteht und der
Standort unmittelbar angrenzend an die Wohnbebauung als
integrierte Lage anzusehen ist. Außerdem ging es um die
mögliche Größe des Marktes. Als Gesprächsgrundlage diente
ein erster Entwurf (Stand 01.06.2016) des
Nahversorgungsgutachtens. Zu diesem Zeitpunkt war noch
nicht klar, welcher Anbieter kommen soll und ob ein

Discounter oder Vollsortimenter angesiedelt wird. Vom
Regionalverband wurde der Gemeinde die Ansiedlung eines
Vollsortimenters empfohlen, da mit diesem die
Grundversorgung der Bevölkerung optimal abgedeckt werden
kann. Die Ansiedlung eines Marktes mit 1. 200 m2 sah der

Regionalverband auf jeden Fall als gerechtfertigt an. Die
Gemeinde erkundigte sich ob auch die Ansiedlung eines
Vollsortimenters mit einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2

verstellbar wäre.

Weder Regierungspräsidium noch Regionalverband lehnten
dies grundsätzlich ab. Beide verwiesen darauf, dass die
Vorgaben der Landesplanung einzuhalten sind und die
Einhaltung über das Nahversorgungsgutachten nachzuweisen
ist. Außerdem hat der Regionalverband darauf hingewiesen,
dass die im Gutachten angesetzte Flächenproduktivität zu
gering ist und diese im Gutachten höher anzusetzen ist. Das
Gutachten in der Fassung vom 16.06.2016 berücksichtigt eine
höhere Flächenproduktivität. Das Gutachten wurde im Rahmen
der frühzeitigen Beteiligung weder vom Regierungspräsidium
noch vom Regionalverband beanstandet.
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Fortsetzung
Lfd. Nr. 2.2
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20. 12.2016
und Stellungnahme vom 25.01. 2017

Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Diese Stellungnahme wurde in öffentlicher Sitzung
vom Gemeinderat der Stadt Horb am 24. 01. 2017
einstimmig beschlossen.

1. Ableitunq aus dem Flächennutzunosplan
Wie in den Beteiligungsunterlagen dargestellt,
leitet sich die Planung nicht aus den Darstellungen
des Flächennutzungsplanes der
Verwaltungsgemeinschaft Horb a. N. ab.
Einerseits ist das im Flächennutzungsplan
dargestellte Wohngebiet in ein Mischgebiet,
andererseits ist die landwirtschaftliche Fläche in

ein Sondergebiet zu ändern. Gegen die Änderung
der Wohn- und Mischgebietsplanung bestehen
keine Bedenken. Gegen die Ausweisung eines
Sondergebietes "Lebensmittelmarkt" bestehen
keine grundsätzlichen, jedoch in der konkreten
Ausgestaltung im Rahmen des Bebauungsplanes
inhaltliche Bedenken,

Anregung: Zur Klarstellung der tatsächlichen
städtebaulichen Ziele im Bebauungsplan schlagen
wir vor, das Sondergebiet "Lebensminelmarkt" so
zu benennen, dass die Inhalte des Sondergebiets
sich auch im Namen widerspiegeln. In der
Sortimentstsste ist das Sortiment "Nahrungs- und
Genussmittel" nur eines von mehreren zulässigen
Sortimenten. Die Bezeichnung als Sondergebiet
"Lebensmittelmarkt" ist daher irreführend.

Hinweis:
Für die Einleitung der Änderung des
Flächennutzungsplanes wurde zwischen der
Gemeinde Eutingen im Gau und der für die
Verwaltungsgemeinschaft Horb am Neckar
handelnden Stadt h-lorb am Neckar vereinbart,
zunächst die frühzeitige Beteiligung nach § 4 Abs.
1 BauGB und deren Abwägung abzuwarten, um
notwendige pianerische Grundlagen bzw. die
Entscheidungen des Gemeinderates der
Gemeinde Eutingen im Gau für weitere
Verfahrensschritte vorliegen zu haben. Über die
Einleitung des Verfahrens hat dann der
Gemeinsame Ausschuss der

Verwaltungsgemeinschaft zu entscheiden. Auf
Grundlage der derzeit vorliegenden Planung kann
die Verwaltung den Mitgliedern des Gemeinderats
der Stadt Horb am Neckar im gemeinsamen
Ausschuss der Verwaltungsgemeinschaft hlorb am
Neckar nicht empfehlen, einer Änderung des
Flächennutzungsplanes zur Ausweisung eines
Sondergebiets für großflächigen Einzelhandel
zuzustimmen. Wir sehen derzeit keine andere
Möglichkeit um die Rechtsposition der Stadt Horb
am Neckar zu schützen.

Die Abstimmung zwischen den Nachbargemeinden findet wie
gesetzlich vorgegeben entsprechend § 4 BauGB im Rahmen
der Aufstellung des Bebauungsplanes statt. Diese erfolgte von
der Gemeinde Eutlngen im Gau in gleicherweise wie von
Seiten der Stadt Horb mit den Bebauungsplänen zur Ansiedlung
der Fachmärkte (Heia, Dehner) und den Lebensmittelmärkten
wie Z. B. Kaufland und Rewe. Der Gemeinde Eutingen im Gau
ist nicht bekannt, dass die Stadt Horb bereits vor der
frühzeitigen Beteiligung (§ 4 Abs. 1 BauGB) ihre Planung mit
den Nachbargemeinden abgestimmt hat.

Vom Regierungspräsidium wurde auch klargestellt, dass ein
Drogeriemarkt als Fachmarkt in einem Kleinzentrum nicht
genehmigt werden kann. Diese Information wurde von der
Gemeinde zur Kenntnis genommen. Ein Fachmarkt für
Drogerieartikel (DM, Müller, usw.) war jedoch auch zu keiner
Zeit geplant. Außerdem wurde auf die nohwendige Änderung
des Flächennutzungsplans hingewiesen.

2u 1. : Ableitung aus dem Flächennutzunqsplan (FNP)

Dass der Flächennutzungsplan geändert werden muss ist
bekannt. Die Gemeinde steht mit der Stadt Horb am Neckar seit
Juni 2016 wegen der Änderung des Flächennutzungsplanes in
Verbindung. Der Gemeinderat wird die Änderung des FNP am
14. 03, 2017 formal beim Gemeinsamen Ausschuss der

Verwaltungsgemeinschaft beantragen.

Ursprünglich war vorgesehen, die Änderung des FNP bereits
am 20.07.2016 in der Sitzung des gemeinsamen Ausschusses
einzuleiten. Bei der Vorbereitung des FNP-Verfahrens wurde
insbesondere aufgrund der Bedenken der Stadt hlorb vereinbart,
dass zunächst die frühzeitige Beteiligung im
Bebauungsplanverfahren durchgeführt wird um bereits vor der
Einleitung des FNP-Anderungsverfahrens Stellungnahmen
anderer Nachbarkommunen und betroffener Behörden zu
erhalten.

Die Stadt Horb führt aus, dass Sie den Mitgliedern der Stadt
Horb im Gemeinsamen Ausschuss der
Verwaltungsgemeinschaft nicht empfehlen wird, auf der
Grundlage der derzeitigen Planung (Planungsstand der
frühzeitigen Beteiligung vom 15. 11.2016) der Änderung des
FNP für großflächigen Einzelhandel zuzustimmen. Sofern die
Stadt Horb ihre Mitglieder anweist einer FNP Änderung für
großflächigen Einzelhandel in der Gemeinde Eutingen im Gau
nicht zuzustimmen, könnte das Verfahren aufgrund der Mehrheit
der Stadt hlorb im Gemeinsamen Ausschuss verhindert werden,

Die Rechtsposition der Stadt Horb am Neckar steht der der
Gemeinde Eutingen im Gau gegenüber. Die
Verwaltungsgemeinschaft sollte so gelebt werden, dass alle
Beteiligten sich angemessen weiterentwickeln können. Sollte
die Stadt Horb am Neckar über ihre Position im Gemeinsamen

Ausschuss die Entwicklung der Gemeinde Eutingen im Gau
beschränken, so wird gleichzeitig die Wirtschaftskraft der
Verwaltungsgemeinschaft und der Zusammenhalt in der
Verwaltungsgemeinschaft geschwächt.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20.12.2016
und Stellungnahme vom 25. 01. 2017

Fortsetsung Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

2. Zentralörtliche Auf_Qabenerfü^iyn_q
Sie stellen überzeugend dar, dass die
Nahversorgung der Bevölkerung in Eutingen im
Gau aktuell unzureichend ist. Der Schritt in den
großflächigen Einzelhandel und damit auch die
Notwendigkeit der Ausweisung eines
Sondergebiets steht Kleinzentren aus
zentralörtlichen Entwicklungsgrundsätzen
heraus nur ausnahmsweise zu.
Angebotsstrukturen über die Nahversorgung der
eigenen Bevölkerung hinaus anzubieten, ist
eigentlich Mittelzentren vorbehalten. Im
konkreten Fall ist es dem Mittelzentrum Horb am

Neckar möglich Angebote im Bereich der
großflächigen Vollsortimenterbzw. SB-
Einkaufszentren (für Eutingen im Gau
insbesondere durch den real-Markt auf dem
Hohenberg) anzubieten.

Das Mittelzentrum Horb ist mit seinen Warenhäusern und

Fachmärkten auch dann noch attraktiv, wenn in Eutingen im Gau
ein moderner zukunftsfähiger Markt zur wohnortnahen
Versorgung entsteht. Dieser kann It. Gutachten auch bei einer
Verkaufsfläche von 1. 400 m2, statt 1. 200 m2 das Mittelzentrum

und deren Einzelhandel nicht ersetzen oder wesentlich
beeinträchtigen,
Die Eutinger Bürger sollten aber schon das Gefühl haben, dass
Sie in Horb auch willkommen sind, denn wenn sie dies nicht sind,
weil sie durch Bildechingen fahrend als störend gelten, wenn sie
die Horber Angebote nutzen, könnten diese sich auch für andere
Mittelzentren in der Umgebung entscheiden, was nicht im Sinne
der Stadt Horb und der Verwaltungsgemeinschaft ist.
Sollte die Änderung des FNP davon abhängen, ob die
Verkaufsfläche im Bebauungsplanverfahren auf 1 . 400 m2 oder

1. 200 m2 festgesetzt werden, würde die Stadt Horb am Neckar mit

dieser Entscheidung der Gemeinde Eutingen im Gau als
Kleinzentrum, einen modernen und attraktiven Einkaufsmarkt

versagen und damit die Verwaltungsgemeinschaft schwächen.
Ziel der Verwaltungsgemeinschaft sollte sein die Region der Stadt
Horb am Neckar zu stärken und nicht nur allein das Mittel Zentrum

Horb.
Der Bebauungsplan wird aufgrund der während der frühzeitigen
Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen überarbeitet, ergänzt
und modifiziert. Auch die Gutachten wurden aufgrund der
eingereichten Stellungnahmen ergänzt. Dabei wurden auch
Anregungen und Bedenken der Stadt Horb am Neckar
berücksichtigt.
Lt. Nahversorgungsgutachten hält diese Verkaufsfläche die
Vorgaben der Landesplanung ein und auch die
Umsatzumlenkung liegt unter dem Schwellenwert von 10 %.
Beschluss: Nach Vorliegen der Stellungnahmen und deren
Abwägung spricht sich der Gemeinderat für einen
Einkaufsmarkt mit einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2 aus

Die Anregung der Stadt Horb zur Klarstellung der
Bezeichnung "Lebensmittelmarkt" wird berücksichtigt. Das
Sondergebietwird als "großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung" bezeichnet. Außerdem
wird im angrenzenden MI/MD Einzelhandel ausgeschlossen.

Zu 2. : zentralörtliche Aufaabenerfüllunq:

Eutingen ist nach der Landesplanung Kleinzentrum an einer
Landesentwicklungsachse mit Siedlungsschwerpunkt.
Die Meinung der Stadt Horb, dass auch ein Nahversorger mit
einer Fläche von 1. 200 m2 für die Grundversorgung ausreichen

würde, wird zur Kenntnis genommen.

Damit jedoch nicht die Meinung einzelner Kommunen oder
Behörden für die Verkaufsfläche ausschlaggebend ist, hat die
Landesplanung/Raumordnung geregelt, welche Voraussetzungen
erfüllt werden müssen und wie diese nachzuweisen sind.

Die von der Landesplanung und dem Regionalverband
vorgegebenen Ver- und Gebote

Konzentrationsgebot/raumordnerische Kemregelung
Integrationsgebot
Kongruenzgebot
Beeinträchtigungsverbot

werden eingehalten und die von der Gemeinde angestrebte
Verkaufsfläche von 1. 400 m2 wurde im Nahversorgungsgutachten
nachgewiesen.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stadtvenwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20. 12. 2016
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Fortsetaung Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Wir teilen jedoch die Auffassung, dass eine
kleinflächige (kleiner 800 m2 Verkaufsfläche)
Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes für die
Nahversorgung vor Ort in Eutingen im Gau
hinsichtlich der aktuell vorherrschenden

Angebotsstrukturen mit besonderem Wunsch nach
einem Vollsortimenter unrealistisch ist. Auch
respektieren wir das Ansinnen der Gemeinde
Eutingen im Gau die beliebige Freigabe der
Handelsflächen erfolgen; vielmehr sollte sich die
Sortimentszuordnung bzw. Flächenausweisung am
"Notwendigen" orientieren. Es erscheint absolut
möglich und plausibel einen Nahversorger mit rund
1. 200 m2 Verkaufsfläche anzusiedeln. Dies gilt
insbesondere auch für den konkreten Einzelfall, da
das GMA Gutachten selbst von einer
"Einstiegsgröße" von 1. 200 m2 bei

SupermärktenA/ollsortimentern ausgeht. Der im
Plan dargestellte Vorschlag nun 1, 700 m2

auszuweisen, übersteigt den für Kleinzentren
grundsätzlich zulässigen Flächengehalt um 112%.

Da gutachterlich eine Variante mit 1, 700 m2

Verkaufsfläche bzw. der Agglomeration mit
planungsrechtlich zulässigen weiteren
kleinflächigen Angeboten im Mischgebiet im
Einzelhandelsgutachten der GMA gar nicht
betrachtet wurde, fehlen uns letztlich wesentliche

Grundlagen, eine abschließende Stellungnahme
abgeben zu können. Im Mischgebiet wurden keine
Einschränkungen hinsichtlich der Ausweisung von
Einzelhandelsbetrieben gemacht, so dass durch
zusätzliche Ansiedlung kleinflächiger Betriebe bis
Jeweils 800 m2 eine Agglomerationswirkung erzielt

werden könnte.

Der Vollsortimenter zusammen mit der großen
Vorzone und benachbarten kleinflächigen
Fachläden könnten zu einem Einkaufs- oder

Fachmarktzentrum mutieren, das raumordnerisch
unzulässig Nachbargemeinden schädigen könnte.
Aus der Erfahrung mit solchen Ausbreitungen ist
zu befürchten, dass die städtebauliche Steuerung
durch die Gemeinde dann fast unmöglich ist,
zumal die Gemeinde Eutingen im Gau nicht auf der
Grundlage einer Einzelhandeiskonzeption handelt.

Allein die Tatsache, dass aus den zulässigen 800
m2 Verkaufsfläche gutachterlich nachweisbar 1 . 200

m2 werden sollten, danach dann aber 1. 400 m2 in

Betracht gezogen wurden und nun im Planentwurf
zusätzlich 300 m2 auf 1 , 700 m2 festgesetzt werden

sollen, unterstreicht die Befürchtungen der Stadt
Horb am Neckar.

Darüber hinaus kann keine Verkaufsfläche realisiert werden,
auch wenn dies Wunsch der Gemeinde wäre. Natürlich könnte
die Gemeinde auch freiwillig auf die Ausweisung von
Verkaufsfläche verzichten, diese Vorgehensweise lässt sich
jedoch gegenüber der Eutinger Bevölkerung nicht rechtfertigen.
Warum sollte auf Verkaufsfläche zur Sicherung der
Grundversorgung verzichtet werden, obwohl wie im Gutachten
nachgewiesen wird, die zentralörtliche Versorgung der Stadt
Horb am Neckar bzw. die wohnortnahe Versorgung der
Gemeinden und Ortsteile in der Umgebung durch 200 m2 mehr

Verkaufsfläche nicht gefährdet sind?
Aufgrund der Gespräche mit der Stadt Horb und der Tatsache,
dass eine Verkaufsfläche von 1. 700 m2 im Gutachten nicht

untersucht ist und vermutlich auch bei dieser Verkaufsfläche
die Vorgaben der Landesplanung und des Regionalverbandes
nicht eingehalten werden können, hätte diese Fläche aus dem
Vorentwurf herausgenommen werden sollen. Dies wurde
versäumt, jedoch in der jetzigen Entwurfsplanung beachtet.
Bereits am 14. 12. 2016, während der frühzeitigen Beteiligung,
wurde die Stadt Horb darüber informiert, dass die im
Vorentwurf enthaltenen 300 m2 zusätzliche Verkaufsfläche im

nächsten Verfahren s seh ritt herausgenommen werden.

In § 1 Abs. 3 bis 5 BauGB ist geregelt, dass die Gemeinden
Bebauungspläne aufstellen, sobald und soweit dies für die
städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die
Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen.
Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige Entwicklung auch in
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander
in Einklang bringen.
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Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20. 12. 2016
und Stellungnahme vom 25.01.2017

Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungs besohl uss

Daher bestehen seitens der Stadt Horb am Neckar
selbst bei Betrachtung der gutachterlich
untersuchten Variante mit 1, 400 m2

Verkaufsfläche Bedenken hinsichtlich der

Erforderlichkeit der Planung nach § 1 Abs. 3
BauGB. Eine Flächenausweisung von max. 1.200
m2 Verkaufsfläche würde für die in der

Begründung ausgeführten städtebaulichen Ziele
bereits deutlich ausreichen.

Anrequna:

Im Sondergebiet als max. zulässige
Verkaufsfläche 1. 200 m2 mit der vorgeschlagenen
Sortimentsliste festzusetzen. Ergänzend hierzu im
Mischgebiet Regelungen zu treffen, die eine
Agglomeration von Einzethandelsbetrieben
verhindert. Beispielsweise könnte Einzelhandel im
Mi seh ge biet ausgeschlossen werden oder eine
sortimentsbezogene Verkaufsflächen-Obergrenze
festgesetzt werden, die geeignet ist,
Einzelhandelsagglomeration auszuschließen.

Sollten Sie am vorliegenden Entwurf festhalten
wollen, so bitten wir um die Erstellung eines auf
die tatsächlich ausgewiesene Verkaufsfläche
abgestelltes Einzelhandelsgutachten unter
Einbeziehung der benachbarten Mischgebiete
(Agglomerationseffekte). Das Gutachten sollte den
Nachbarkommunen vor einer Auslegung der
Planunterlagen nach § 4 Abs. 2 BauGB zur
Bewertung vorliegen,

Grundsätzlich liegt das Aufstellen von Bebauungsplänen im
Ermessen der Gemeinde (§ 2 Abs. 1 BauGB). Dieses
Pfanungsermessen wird mit der gesetzlichen Regelung, dass
die Planung erforderlich sein muss reguliert. Das heißt die
planerischen Zielsetzungen müssen städtebaulich gerechtfertigt
sein (hier: Sicherung derwohnortnahen Grundversorgung) und
die jeweiligen Festsetzungen sind hinreichend städtebaulich zu
rechtfertigen (Verkaufsfläche muss so festgesetzt werden, dass
Vorgaben der Raumordnung und der Landesplanung
eingehalten werden, keine unzumutbaren Auswirkungen auf
den zentralen Versorgungsbereich der Stadt Horb und deren
Funktion als Mittelzentrum entstehen und die

Nahversorgungsstrukturen anderer Kommunen nicht gefährdet
sein dürfen),

Das Sondergebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
"Stuttgarter Straße" dient derwohnortnahen Grundversorgung
der Gemeinde Eutingen im Gau. Die Ziele der Raumordnung
werden eingehalten und im Nahversorgungsgutachten
nachgewiesen.
Eine Verkaufsfläche von 1. 400 m2 sichert den Bau eines

modernen, zukunftsfähigen Lebensmittelmarktes, der die
Ansprüche der Bevölkerung auf Grundversorgung erfüllen kann.
Er sichert auch die Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinde
Eutingen im Gau gegenüber den benachbarten Zentren Horb,
Nagold und Rottenburg, sowie zum benachbarten Kleinzentrum
Ergenzingen mit mehreren Einzelhändlern und einer
Verkaufsfläche von ca. 2. 600 m2.

Die Planung ist somit nach § 1 Abs. 3 BauGB erforderlich.

Beschluss:

Die Anregung der Stadt Horb am Neckar wird wie folgt
berücksichtigt:

1. Im angrenzenden MI/MD werden
Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen.
Ausnahmsweise zugelassen werden
"Verkaufsstätten für Eigenproduktionen eines im
Plangebiet ansässigen Betriebes des Handwerks
oder des produzierenden Gewerbes als
untergeordneter Nebenbetrieb" (siehe Ziffer 2.1
und 2. 2 der Planungsrechtlichen Festsetzungen,
sowie Ziffer III Hinweise Nr. 17).
Mit dieser Festsetzung wird eine Agglomeration
von Einzelhandel im benachbarten MI/MD

ausgeschlossen.

2, Nicht berücksichtigt wird, die Verkaufsfläche für
das Sondergebiet auf 1. 200 m2 zu beschränken. Im

Bebauungsplan wird eine Verkaufsfläche von 1. 400
m2 für das Sondergebiet festgesetzt.

3. Die im Bebauungsplan-Vorentwurf enthaltene
Verkaufsfläche von 300 m2 wurde aus den

Planuntertagen herausgenommen und ist nicht
Gegenstand der weiteren Planung.
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Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20. 12.2016
und Stellungnahme vom 25. 01. 2017

Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

3. Auswirkungen auf den Einzelhandel von Korb
am Neckar

Wir teilen die Auffassung des Gutachters, dass die
Ansiedlung eines Nahversorgers in Eutingen im
Gau im gutachterlich unterstellten Umfang mit
max. 1. 200 m2 - 1. 400 m2 Verkaufsfläche derzeit

keine unzulässigen Auswirkungen auf den
zentralen Versorgungsbereich der Stadt Horb am
Neckar nach sich zieht. Wir gehen davon aus,
dass die im Bebauungsplanentwurf festgesetzte
maximale Verkaufsfläche von 1. 700 m2 deutlich

größerer Umsatzumlenkungen ergeben würde, als
sie im GMA Gutachten dargestellt wurden,
Ebenfalls fehlt in der gutachterlichen Betrachtung
die Einbeziehung der benachbarten Mischgebiete.
Das vorliegende Gutachten ist daher nicht
geeignet die vorliegende Planung ausreichend
städtebaulich zu begründen und die Einhaltung
der raumordnerischen Ge- und Verbote

nachzuweisen und die Auswirkungen auf den
Einzelhandel von Horb a. N. abschließend

beurteilen zu können.

Die neu in der Planung vorgesehene 300 m2

große Vorzone fehlt in der gutachterlichen
Betrachtung vollständig. Auch lässt sich nicht
daraus entnehmen, welche Auswirkungen das
geplante Vorhaben auf die Nahversorgung der
benachbarten Horber Stadtteile Bildechingen,
Mühfen und Talheim hat. Gerade die Kombination

eines Vollversorgers zusammen mit der großen
Vorzone mit 300 m2 Verkaufsfläche schafft eine

Attraktivität auch über die Nahversorgung von
Eutingen i. G. hinaus. Dieses könnte sich auf
nahversorgungsrelevante Betriebe aus den
Horber Ortsteilen, wie z. B. die Metzgerei in
Bildechingen oder die Bäckerei in Talheim
nachteilig auswirken. Kunden, die bisher in diesen
Betrieben eingekauft haben, könnten den Einkauf
beim Vollversorger dazu nutzen, ihre Bäckerei und
Metzgereiwaren in der großen Vorzone des
Vollversorgers zu kaufen. Diese Kunden würden
den Horber Nahversorgungsbetrieben fehlen und
könnten zu einer Schließung der Betriebe führen.
Damit wäre die Nahversorgung der Horber
Ortsteile auf Kosten der raumordnerisch

überdimensionierten Versorgung von Eutingen i.
G. nachteilig betroffen.

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass die Stadt
Horb a. N. seit Jahren auf Basis eines

grundlegenden und stadtweit gültigen
Einzelhandelskonzeptes bemüht ist, die
Handelsstruktur zu festigen, die
Nahversorgungssituation der Stadtteile zu
erhalten und den Drang auf nicht integrierte
Standorte zu minimieren. Das
Einzelhandelskonzept wurde explizit als
städtebauliche Planung nach § 1 Abs. 6 Ziff. 11
BauGB beschlossen und bildet daher auch
Grundlage für die Stellungnahme der Stadt im
vorliegenden Verfahren.

zu 3. : Auswirkungen auf den Einzelhandel von Horb am Neckar
Wie bereits mitgeteilt, wird die Verkaufsfläche auf 1. 400 m2

beschränkt, da diese durch das Gutachten auch nachgewiesen
werden kann und somit raumordnerisch nicht überdimensioniert
ist. Die Agglomeration von Einzelhandelsbetrieben im
angrenzenden MI/MD wird durch entsprechende Festsetzungen
im Bebauungsplan ausgeschlossen.

Bei dem von Eutingen geplanten Standort handelt es sich um
eine integrierte Lage. Der geplante Einzelhandel soll die
wohnortnahe Grundversorgung der selbstständigen Gemeinde
Eutingen im Gau sichern, ohne die zentralörtliche Funktion des
Mittelzentrums Horb am Neckar oder die wohnortnahe
Grundversorgung von Horber Stadtteilen zu gefährden.

Die Auswirkungen auf die Nahversorgung der benachbarten
Ortsteile der Stadt Horb, wie Z. B. Bildechingen, Mühlen und
Talheim wurden aufgrund der Stellungnahme der Stadt Horb
gutachterlich betrachtet. Die Ergänzung des Gutachtens durch
die Stellungnahme der Gesellschaft für Markt- und
Absatzforschung mit Datum vom 20. 02. 2017 wird dem
Bebauungsplan beigefügt. Das Gutachten kommt zum Ergebnis,
dass trotz des Einkaufsmarktes in Eutingen noch ausreichend
Potential für eine wohnortnahe Grundversorgung der Horber
Stadtteile vorhanden ist. Im Übrigen wird die Verkaufsfläche
nicht 1. 700 m2 sondern 1. 400 m2 betragen,

Der Erlass eines EJnzelhandelskonzeptes für die Stadt Horb am
Neckar und ihre Stadtteile gilt nicht für die Gemeinde Eutingen
im Gau. Beim Einzelhandelskonzept der Stadt Horb handelt es
sich um eine städtebauliche Planung für das Stadtgebiet h-lorb.
Die Gemeinde Eutingen im Gau ist als selbstständige Gemeinde
davon nicht betroffen.

Die Verkaufsfläche wird auf 1. 400 m2 festgesetzt, da diese

Größe die Vorgaben der Landespianung/Raumordnung einhält,
den Bedürfnissen der Gemeinde Eutingen im Gau und deren
Bevölkerung auf einen modernen und zukunftsfähigen
Einkaufsmarkt erfüllt, die Angebotsstrukturen der am Markt
vorhandenen Vollsortimenter berücksichtigt und gleichzeitig
weder die zentralörtliche Funktion des Mittelzentrums Horb am
Neckar noch die wohnortnahe Grundversorgung derHorber
Stadtteile wesentlich beeinträchtigt oder gefährdet.

Beschluss:
Die Verkaufsfläche wird im Sondergebiet auf 1. 400 m2

festgesetzt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt
Vorläufige Stellungnahme vom 20.12.2016
und Stellungnahme vom 25. 01. 2017

Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Anregung:
Wir regen an, die max. Verkaufsfläche auf den
minimalen im GMA-Gutachten praktisch
umsetzbaren Wert in Höhe von insgesamt 1. 200
m2 festzusetzen und die Auswirkungen auf die

Nahversorgungsstrukturen der benachbarten
Horber Ortsteile Bildechingen, Mühlen und
Talheim darzustellen. Das ergänzte Gutachten
sollte den Nachbarkommunen vor einer

Auslegung der Planunterlagen nach § 4 Abs. 2
BauGB zur Bewertung vorliegen.

4, Auswirkunqen auf die Verkehrssituation in Horb
am Neckar

Durch die Planung werden bestehende
Verkehrsbeziehungen verändert. Obwohl
einerseits weniger Verkehr zu erhoffen ist, da sich
die Eutinger Bevölkerung zukünftig wohnortnäher
versorgen kann, so ist andererseits auch mit
Mehrverkehr zu rechnen, da aufgrund der
Marktanbindung weiterhin sowohl Aus- als auch
Einpendler nach und aus Eutingen i, G. zu
rechnen ist. Eine entsprechende Verkehrsanalyse
liegt nicht vor. Es ist zu befürchten, dass
insbesondere die Ortsdurchfahrt des ohnehin

stark belasteten Stadtteiles Bildechingen
Mehrverkehre zukommen. Die Mehrbelastung
ergibt sich einerseits aus Eutinger Kunden, die
dem Standort Horb am Neckar trotz des

verbesserten Angebotes treu bleiben und
andererseits aus Horber Kunden, die

markenspezifisch das neue Eutinger Angebot
aufsuchen,

Anregung:
Ergänzend zum vorliegenden
Immissionsschutzgutachen eine verkehrliche
Analyse der Auswirkungen in einem sinnvoll
abgesteckten Untersuchungsbereich aber unter
Einschluss des Horber Stadtteils Bildechingen
vorzunehmen und darzustellen. Das Gutachten
sollte den Nachbarkommunen vor einer

Auslegung der Planunterlagen nach § 4 Abs. 2
BauGB zur Bewertung vorliegen,

zu 4. : Auswirkunaen auf die Verkehrssituation in Horb am

Neckar

Die Stellungnahme zum Verkehr in Bildechingen kann die
Gemeinde nicht ganz nachvoltziehen. Die Stadt Horb legt Wert
auf Ihre Funktion als Mittelzentrum, welche sie auch für die
Gemeinden Empfingen und Eutingen im Gau wahrnimmt und
auch künftig wahrnehmen möchte. Diese Funktion ermöglicht es
der Stadt Horb am Neckar Schulen, Fachmärkte, Warenhäuser
und Einkaufszentren anzusiedeln. Gleichzeitig sollen die
Eutinger Bürger nicht durch Bildechingen fahren, weil man sich
dadurch belästigt fühlt, wie lässt sich das denn vereinbaren?

Das Nahversorgungsgutachten wird durch die Stellungnahme
der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH vom
20.02.2017 ergänzt. Es wird konkreter dargestellt, welche
Verkehre derzeit von Eutingen über Bildechingen nach Horb
fließen und welche vermutlich durch die Kaufkraftrückholung
künftig nicht mehr durch Biidechingen fließen,

Ein spezielles Verkehrsgutachten wird nach Auffassung der
Gemeinde nicht benötigt um erkennen zu können ob und wie
viel Mehrverkehr nach der Erstellung des Einkaufsmarktes in
Eutingen, durch Bildechingen fließen wird.
Dazu reicht es aus, das Einkaufsverhalten und die

Einkaufsmöglichkeiten zu betrachten. Aufgrund der Anregung
der Stadt Horb, wird die verkehrliche Belastung für den Ortsteil
Bildechingen im Nahversorgungsgutachten näher betrachtet.

Bereits im Gutachten vom 16. 06. 2016 wurden auf S. 72
Verkehrsmengen prognostiziert. Bei einem Einzugsgebiet von
1, 040 Fahrten, entfallen 180 Fahrten auf Streukunden aus
anderen Kommunen. Von diesen 180 Fahrten entfallen 50 %

auf die benachbarten Kommunen Baisingen, Hochdorf,
Starzach und Ergenzingen. Wenn man daraus schließt, dass
alle anderen Streukunden durch Bildechingen fahren handelt es
sich um 90 PKW-Fahrten tagsüber während der Öffnungszeiten,
also ca. von 8.00 Uhr morgens bis 22,00 Uhr abends, Also um 6
PKW Fahrten in der Stunde. Diese Verkehrszunahme ist

irrelevant und muss nicht über ein Verkehrsgutachten konkret
untersucht werden.
Beschluss:

Die Anregung wird zurückgewiesen.
Die Erstellung eines Verkehrsgutachtens ist aufgrund der
prognostizierten Marktanteile und deren Verkehrsmengen
nicht erforderlich.

Lfd. Nr. 2.3
Stadtverwaltung Korb am Neckar,
Verkehrs behörde

Stellungnahme (E-Mail) vom 05.12.2016

Lfd. Nr. 2.3
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschtuss

Wir weisen darauf hin, dass die
Verwaltungsvorschrift zu § 2 StVO für
gemeinsame Geh- und Radwege innerhalb Orts
eine Mindestbreite von 2.5 m fordert. Außerhalb
Orts reicht die derzeit geplante Breite von 2,0 m
aus.

Der neu geplante Geh- und Radweg im Norden der B14
befindet sich außerhalb der Ortsdurchfahrtsgrenze, so dass die
geplante Breite von 2, 20 m grundsätzlich ausreichen würde. Im
Süden der B14 verläuft ein Gehweg und kein Radweg. Der
Radwegverkehr aus dem Süden des Ortsteils hat die
Möglichkeit über den Tübinger Weg den Lebensmittelmarkt
anzufahren.

Aufgrund des h4inweises wurde die Breite des Radwegs und die
Anbindung vom Neuffenweg über die B14 bis zum
Einkaufsmarkt nochmals geprüft. Die Prüfung ergab, dass der
Radweg durchgehend eine Breite von 2, 50 m erhalten soll.
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 3
Netze BW
Stellungnahme vom 30. 1^-2016

Lfd. Nr. 3
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Stromversorgung:
Über den Geitungsbereich des Bebauungsplanes
führen nachfolgende Leistungsanlagen unseres
Unternehmens:

0, 4-kV-Erdkabel und Freileitung
ein stillgelegtes 20-kV'Erdkabel

Das 20-kV-Erdkabel ist im beiliegenden
Planausschnitt rot, die 0,4-kV-Erdkabel blau
markiert.

Für die Versorgung des zukünftigen
Mischgebietes mit elektrischer Energie wird
voraussichtlich eine Umspannstation erforderlich.
Dazu beantragen wir nach § 9 Abs. 1 Nr. 12
BauGB die Ausweisung einer Fläche mit einer
Größe von 4, 0 mx5, 0 m für die Errichtung einer
Umspannstation. Diese Fläche sollte möglichst auf
einer öffentlichen Grün- und Parkfläche
berücksichtigt werden.
Die rechtliche Sicherung der Umspannstation
erfolgt über eine beschränkte persönliche
Dienstbarkeit. Unser Vorschlag für den Standort
der Umspannstation wäre im Mörikeweg auf der
geplanten öffentlichen Grünfläche bei Flst. Nr.
1517 oder im geplanten Sondergebiet bei Flst. Nr.
1521.

Erdgasversorgung:
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind
keine Erdgasleitungen vorhanden.
Zur vollständigen Erschließung des Baugebiets
mit Erdgas ist die Erweiterung unseres Netzes
erforderlich. Dies wird im Zuge der
Erschließungsplanung in unserem Hause unter
wirtschaftlichen Gesichtspunkten geprüft. Weitere
Bedenken oder Anregungen haben wir in diesem
Stadium der Planung nicht vorzubringen.

Beschluss:

Die Hinweise werden wie folgt beachtet:

Die Pläne zu den bestehenden Stromleitungen
wurden dem Erschließungsplaner zur Beachtung
weitergeleitet. Für den Bebauungsplan ergibt sich
kein Handlungsbedarf.

Auf der öffentlichen Grünfläche beim Flst. Nr. 1517
wird für die Umspannstation eine Fläche zur
Verfügung gestellt und im Bebauungsplan
dargestellt.
Im Bebauungsplan ist bereits unter Ziffer 4. 4 der
textlichen Festsetzungen enthalten, dass "die der
Versorgung des Gebiets mit Elektrizität, Gas, Wärme
und Wasser, sowie zur Ableitung von Abwasser
dienenden Nebenanlagen ausnahmsweise im
gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes
zulässig sind. " Sollte sich der Standort der
Umspannstation im Zuge der Erschließungsplanung
noch verändern, so wäre dies mit dieser Festsetzung
auch später noch möglich.

Die Informationen zur Erdgasversorgung werden
zur Kenntnis genommen.

Lfd. Nr. 4
Handwerkskammer Reutlingen
Stellungnahme vom 12. 12. 2016

Lfd. Nr. 4
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Von Seiten der Handwerkskammer wird die

Aufstellung des Bebauungsplanes begrüßt. Die
Uberplanung des bislang unbeplanten
Innenbereichs südlich der Stuttgarter Straße, in
welchem sich sowohl Wohnbebauung, als auch
landwirtschaftliche und gewerbliche Nutzungen
befinden, dient der städtebaulichen Ordnung und
festigt die verschiedenen Nutzungen im Bestand.
Die vorgesehenen Festsetzungen als Dorf- und
Mischgebiet nach den §§ 5, 6 BauNVO
entsprechen der vorhandenen Nutzungsstruktur
im Plangebiet.
Hinweis:

In der Begründung zum Bebauungsplan
"Stuttgarter Straße" heißt es unter Ziffer 6. 3. 1:
"Außenbereichsfläche im Westen des
Plangebiets" sowie in Absatz 3: "Im Westen des
Plangebiets wird daher ein Sondergebiet
Lebensmittelmarkt festgesetzt, ..."
Das Plangebiet befindet sich jedoch am östlichen
Ortsrand der Gemeinde Eutingen im Gau. Die
Außenbereichsfläche im Osten des Plangebiets
soll als Sondergebiet Lebensmittelmarkt
festgesetzt werden.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der
Hinweis zur Begründung beachtet. Die Begründung wurde
unter Ziffer 6. 3. 1 korrigiert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stetjungnahme der Verwaltung / AbwägungsbeschlussRegierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2,
^Raumordnung, Bau-, Denkmal-und
Gesundheitswesen

[^S.teUyngEabtge.vom 12.1?,?01ß
Zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" nehmen
wir als höhere Raumordnungsbehörde wie folgt
Stellung:
In dem Bebauungsplan ist unter anderem ein
großflächiger Lebensmittelmarkt mit einer
Verkaufsfläche von 1. 400 m2 zuzüglich 300 m2

Verkaufsfläche in der Kassenvorzone vorgesehen.
Die Gemeinde Eutingen im Gau ist im
verbindlichen Regionalplan Nordschwarzwald als
Kleinzentrum festgelegt. In Kleinzentren und
Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion sind

nach den Vorgaben des Landesentwicklungsplans
und des Regionalptans Einzelhandelsgroßbetriebe
im Einzelfall zur Deckung des Bedarfs der
wohnortnahen Grundversorgung der Gemeinde
zulässig (LEP, Plansatz 3. 3. 7 sowie 1. Änderung
Regionalplan 2015 Plansatz 2, 9. 2 Z (1)).
Da in der Gemeinde derzeit kein größerer
Lebensmittelmarkt vorhanden ist, ist die

Ansiedlung eines Lebensmittelvollsortimenters
aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde
grundsätzlich verstellbar. Dies wurde in den
geführten Vorgesprächen auch signalisiert. Dies
gilt allerdings nicht für die jetzt zusätzlich im
Bebauungsplanentwurf festgelegten 300 m2

Verkaufsfläche, die die Gesamtverkaufsfläche auf
1700 mz erhöhen würden und aus Sicht der
höheren Raumordnungsbehörde nicht mitgetragen
werden können.

Aus Sicht der höheren Raumordnungsbehörde
wäre eine Grundversorgung für die Gemeinde
Eutingen im Gau auch schon mit einer
Verkaufsfläche von 1. 200 m2 gesichert.
Im Hinblick auf die textlichen Festsetzungen
unterstützen wir die Hinweise des
Regionalverbands in seiner Stellungnahme vom
10.01.2017.

Regierungspräsidium Karlsruhe, AbteUung 4,
Stra&enwesen und Verkehr ;
Stellunflnahme vom 06.12.2016

Der Stellungnahme des Regierungspräsidiums wird dadurch
Rechnung getragen, dass die 300 m2 zusätzliche

Verkaufsfläche im jetzigen Entwurf, wie bereits per E-Mail
angekündigt, herausgenommen wurden,
Es wird Jedoch nach wie vor eine Verkaufsfläche von 1 . 400 m2

angestrebt, da diese Größenordnung den Neubau eines
modernen Marktes ermöglicht, der die Bedürfnisse der
Bevölkerung für eine wohnortnahe Grundversorgung heute und
in der Zukunft sicherstellen kann und zum anderen diese Größe

die zentralörtliche Funktion des Mittelzentrums hlorb oder der

umliegenden Stadtteile nicht gefährdet. Dies ist im
Nahversorgungsgutachten vom 16.06.2016 und in den
ergänzenden Stellungnahmen vom 12.09.2016 und 20.02.2017
nachgewiesen.
Die Sicht der Raumordnungsbehörde, dass die
Grundversorgung auch bei einer Verkaufsfläche von 1. 200 m2

gewährleistet wäre, wird zur Kenntnis genommen. Das
Nahversorgungsgutachten belegt, dass die Vorgaben des
Regionalverbandes und der Landesplanung auch bei einer
Verkaufsfläche von 1. 400 m2 eingehalten werden. Es gibt daher

für die Gemeinde Eutingen im Gau keinen Grund die
Verkaufsfläche auf 1. 200 m2 zu beschränken.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird in so weit beachtet, dass die
Verkaufsfläche auf 1. 400 m2 begrenzt wird und eine

Agglomeration von Einzelhandel im angrenzenden MI/MD
ausgeschlossen wird.

Lfd. Nr. 6
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Gegen den vorgelegten Bebauungsplan bestehen
grundsätzlich keine Bedenken. Die Planung der
Linksabbiegespur ist rechtzeitig mit dem
Regierungspräsidium Karlsruhe abzustimmen und
zur Genehmigung vorzulegen. Ferner ist vor
Baubeginn eine Vereinbarung abzuschließen, die
unter anderem die Kostentragung, die
Unterhaltung und die Ablösung der Abbiegespur
regelt.

Entgegen Nr. 7. 3 der Begründung bzw. Nr. tl. 2.
der örtlichen Bauvorschriften sind sämtliche

Werbeanlagen innerhalb derAnbauverbotszone
von 20 m zum Fahrbahnrand gemäß § 9 FStrG
unzulässig. Wir bitten darum die textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans zu
überarbeiten und uns im Rahmen des

Genehmigungsverfahrens gemäß § 4 Abs. 2
BauGB nochmals vorzulegen.

Beschluss:

1. Der Hinweis zur Linksabbiegerspur wird dem
Erschließungsplanerweitergeleitet, so dass die
Planung rechtzeitig mit dem Regierungspräsidium
abgestimmt werden kann.
Ferner wird sich die Gemeinde zeitnah mit dem
Regierungspräsidium wegen einer
Ablösevereinbarung in Verbindung setzen.

2. Die örtlichen Bauvorschriften werden überarbeitet.
Werbeanlagen innerhalb derAnbauverbotszone
ausgeschlossen, bzw. sind nur ausnahmsweise
nach Genehmigung durch das
Regierungspräsidium zulässig.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung Lfd. Nr. 6
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 4,
Straßenwesen und Verkehr

Stellungnahme vom 06. 12. 2016

Lfd. Nr. 6
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Außerdem ist eine Verlegung der
Ortsdurchfahrtsgrenze erforderlich. Der
Verknüpfungsbereich (OD/V) wird bis zur
Einmündung des Mörikewegs ausgewiesen. Somit
liegt der neue Gehweg in der Bau und
Unterhaltungslast der Gemeinde Eutingen.
Zuständig für die Festsetzung ist das
Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 45,
welches vor Baubeginn zu unterrichten ist.

Wie bereits in einem Abstimmungsgespräch mit dem
Regierungspräsidium geklärt wurde, kann die
Ortsdurchfahrtsgrenze nicht verlegt werden. Das bedeutet, dass
das Anbauverbot auch weiterhin gelten wird.
Verlegt werden muss allerdings der Verknüpfungsbereich der
Ortsdurchfahrtsgrenze, was bedeutet, dass der neu geplante
Gehweg und Radweg in die Unterhaltungslast der Gemeinde
übergehen wird, obwohl die Ortsdurchfahrtsgrenze nicht verlegt
wird,

3. Die Gemeinde wird mit dem Regierungspräsidium
eine Vereinbarung treffen, dass der Bau und die
Unterhaltung des neu geplanten Geh- und
Radweges in die Unterhaltungslast der Gemeinde
übergeht.

Lfd. Nr. 7
Regionalverband Nordschwarzwald
Stellungnahme vom 10. 01. 2017

Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Ziel des Bebauungsplanes ist es, durch die
Festsetzung eines Sondergebiets dieAnsiedlung
eines Lebensmittelmarktes mit einer
Verkaufsfläche von 1. 400 m2 zuzüglich 300 m2

Verkaufsfläche für Shops in der Kassenvorzone zu
ermöglichen,

Als Kleinzentrum können in Eutingen i. G. gemäß
den landes- und regionalplanerischen Vorgaben
(PS 2. 9 Z (1) Regionalplan 2015) grundsätzlich
kleinflächige Lebensmittelmärkte angesiedelt
werden. Soweit es zur Sicherung der
Grundversorgung erforderlich ist, sind auch Märkte
über 800 m2 Verkaufsfläche zulässig. Da in

Eutingen i. G. kein größerer Lebensmittelmarkt
vorhanden ist und gutachterlich ein erheblicher
Kaufkraftabfluss festgestellt wird, sehen wir die
Ausnahmemöglichkeit gegeben und die
Ansiedlung eines Lebensmittelvollsortimenters in
Eutingen im Gau wird grundsätzlich unterstützt.

Der Standort ist aus unserer Sicht noch
wohngebietsnah und kann daher als integriert
angesehen werden. Überrascht haben uns die
insgesamt im Bebauungsplan vorgesehenen 1 . 700
m2 Verkaufsfläche. Dies entspricht nicht unseren

gemeinsamen Abstimmungen im Vorfeld
(Besprechungen vom 06. 06. 2016 und 17. 11. 2016)
und wurde auch gutachterlich nicht untersucht.
Zudem steht zu befürchten, dass Auswirkungen
auf Nachbarkommunen nicht ausgeschlossen
werden könnten. Wir begrüßen, dass Sie, wie in
ihrer email vom 14. 12.2016 dargestellt, auf die
zusätzlichen 300 m2 für Shops in der

Vorkassenzone verzichten wollen. Da der aktuelle

Entwurf jedoch noch von einer
Gesamtverkaufsfläche von 1. 700 m2 ausgeht,
weisen wir vorsorglich darauf hin, dass diese
Größenordnung die Sicherung der Grundver-
sorgung bei weitem überschreiten und
voraussichtlich auch Auswirkungen auf Nachbar-
kommunen nach sich ziehen würde. Aus
regionalplanerischer Sicht könnte daher diese
Festsetzung nicht mitgetragen werden.

Der Stellungnahme des Regionalverbandes wird berücksichtigt.
Die 300 m2 zusätzliche Verkaufsfläche wurden im jetzigen
Entwurf, wie bereits per E-Mail angekündigt, herausgenommen.

Es wird Jedoch nach wie vor eine Verkaufsfläche von 1 . 400 m2

angestrebt, da diese Größenordnung den Neubau eines
modernen Marktes ermöglicht, der die Bedürfnisse der
Bevölkerung für eine wohnortnahe Grundversorgung heute und
in der Zukunft sicherstellen kann und zum anderen diese Größe
die zentralörtliche Funktion des Mittetzentrums Korb oder die

wohnortnahe Grundversorgung der umliegenden Stadtteile nicht
gefährdet. Der Nachweis dazu wird im ergänzten
Nahversorgungsgutachten erbracht.

Der Hinweis darauf, dass die Grundversorgung auch bei einer
Verkaufsfläche von 1. 200 m2 gewährleistet wäre, wird zur

Kenntnis genommen. Das Nahversorgungsgutachten belegt,
dass die Vorgaben des Regionalverbandes und der
Landesplanung auch bei einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2

eingehalten werden. Neben den Bedürfnissen der umliegenden
Städte und Gemeinden muss die Gemeinde jedoch auch die
Wünsche und Bedürfnisse der Eutinger Bevölkerung
berücksichtigen. Es ist der Eutinger Bevölkerung nicht zu
vermitteln, weshalb auf Verkaufsfläche verzichtet werden soll,
obwohl die Vorgaben der Landesplanung eingehalten werden
und weder das Mitteizentrum Horb noch die wohnortnahe

Grundversorgung der Stadtteile gefährdet ist. Es gibt daher für
die Gemeinde Eutingen im Gau keinen Grund die
Verkaufsfläche auf 1. 200 m2 zu beschränken.

Der Hinweis auf eine Agglomeration wird durch den Ausschluss
von Einzelhandelsbetrieben im benachbarten Misch- und

Dorfgebiet berücksichtigt.

Beschluss:

Die Stellungnahme wird in so weit beachtet, dass die
Verkaufsfläche auf 1. 400 m2 begrenzt wird und im

benachbarten MI/MD Einzelhandelsbetriebe
ausgeschlossen werden.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 7
Regionalverband Nordschwarzwald
Stellungnahme vom 10. 01. 2017

Fortsetzung Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Für einen Lebensmittelmarkt mit 1. 400 in2

Verkaufsfläche wurde zur Prüfung der Auswirkungen
ein Gutachten erstellt. Dieses kommt zum Ergebnis,
dass bei einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2 die

raumordnerisch relevanten Ge- und Verbote
(Integrationsgebot, Kongruenzgebot,
Beeinträchtigungsverbot) eingehalten werden können
(PS 2. 9 Regionalplan 2015 einschließlich 1. und 3.
Änderung), wenngleich mit Umsatzverlagerungen von
bis zu 9 % in den Nachbarkommunen gerechnet wird.

Da, nach Einzelhandetserlass Baden-Württemberg,
eine Umsatzverlagerung von bis zu 10 % in der Regel
noch als verträglich angesehen wird, ist die Ansiedtung
eines Lebensmittelmarktes mit einer Verkaufsfläche

von 1. 400 m2 in Eutingen im Gau raumordnerisch zwar

nicht zu beanstanden, angesichts der uns nachrichtlich
zugegangenen nachvollziehbaren Befürchtungen des
benachbarten Mittelzentrums (vorläufige
Stellungnahme der Stadt Horb vom 20. 12. 2016)
möchten wir jedoch kritisch hinterfragen, inwieweit
1. 400 m2 Verkaufsfläche tatsächlich zur Versorgung
der Eutinger Bürger erforderlich sind. Bereits ein Markt
mit 1. 200 m2 könnte die Versorgungsfunktion für

Eutingen im Gau übernehmen und würde damit schon
400 m2 über dem nach LEP 2002 grundsätzlich
zulässigen Maß von 800 m2 Verkaufsfläche für

Kleinzentren liegen. Gegenüber einem
Lebensmittelvollsortimenter mit max. 1. 200 m2

Verkaufsfläche wäre aus unserer Sicht nichts

einzuwenden.

Zu den textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan:
a) In den benachbarten Misch- und Dorfgebieten

soll die Ansiedlung von
Einzelhandetsbetrieben planungsrechtlich
zulässig sein. Im Zusammenhang mit dem
geplanten Lebensmittelmarkt könnten sich
dadurch negative Auswirkungen ergeben. Da
gutachterlich keine weiteren
Einzelhandeisansiedlungen untersucht
wurden, halten wir es zur Vermeidung von
möglichen negativen
Agglomerationswirkungen auf
Nachbarkommunen aber auch auf Eutingen
im Gau selbst für erforderlich, dass zumindest
ein Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben

mit Zentren- und nahversorgungsrelevanten
Sortimenten in den benachbarten Misch- und
Dorfgebieten erfolgt. Die Festsetzungen im
Sondergebiet müssen unseres Erachtens
konkretisiert werden. Es sollte klargestellt
werden, dass sich die zulässigen Sortimente
auf den Lebensmittelmarkt selbst und nicht

auf das Sondergebiet insgesamt beziehen.
Zudem empfehlen wir, wie oben dargestellt,
die Festsetzung eines Sondergebiets für
einen Einzelhandelsbetrieb mit dem

Kernsortiment Nahrungs- und Genussmittel
mit max. 1. 200 m3 Verkaufsfläche.

Zu a)
Die Textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan regeln
unter Ziffer 2. 3,
1. Satz, dass im Sondergebiet ein großflächiger
Einzelhandelsbetrieb zurwohnortnahen Grundversorgung
zulässig ist. Damit ist bereits klargestellt, dass sich die
Sortimentsliste nur auf diesen einen Betrieb im
Sondergebiet bezieht, weshalb weitergehende
Festsetzungen nicht erforderlich sind.
Beschluss: Der Hinweis wird zurückgewiesen.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 7
Regionatverband Nordschwarzwald
Stellungnahme vom 10.01. 2017

b) Festlegungen in der Raumnutzungskarte des
RegJonalplans 2015:
In der Raumnutzungskarte des
Regionalplans 2015 ist für den Bereich des
Sondergebiets ein Vorbehaltsgebiet
Bodenschutz festgelegt (PS 3. 3, 1 G (1),
Regionalplan 2015). Der als Satzung
beschlossene Teilregionalplan
Landwirtschaft sieht ein Vorbehattsgebiet für
die Landwirtschaft im Bereich des

Sondergebiets vor (PS 3. 3.3 G (10),
Teilregionalplan Landwirtschaft, als Satzung
beschlossen). Da keine Alternativen zur
Verfügung stehen, ist der Eingriff jedoch
unvermeidlich und wir gehen davon aus,
dass entsprechende
Ausgleichsmaßnahmen, wie im
Umweltbericht dargestellt, vorgenommen
werden. Wir bitten die Begründung unter
Punkt 3. 1 Regionalplan anzupassen.

Lfd. Nr. 8
Deutsche Telekom Technik GmbH

Stellungnahme (E-Mail) vom 23. 12. 2016
Da es sich hier um einen Gebäudekomplex handelt ist
unser Bauherrenservice der Telekom zuständig. Der
Bauherr möchte sich bitte rechtzeitig vor Baubeginn
dort melden.

Lfd. Nr. 9
Regierungspräsidium Freiburg, Landesamtfür
Geologie, Rohstoffe und Bergbau
Stellungnahme vom 27. 12. 2016
1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher
Regelungen, die im

Regelfall nicht überwunden werden können.
Keine

2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen,
die den Plan berühren

könnten, mit Angabe des Sachstandes
Keine

3. Hinweise, Anregungen oder Bedenken
Geotechnik

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodäten
befindet sich das Plangebiet im Verbreitungsbereich
von Gesteinen der Erfurt-Formation (Unterkeuper), die
vor allem im östlichen Teil des Plangebiets von
pleistozänem LÖSS mit im Detail nicht bekannter
Mächtigkeit überdeckt sind.

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen,
die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, sowie
einem oberflächennahen saisonalen
Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen
Verwitterungsbodens ist zu rechnen.

Fortsetzung Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Zu b)
Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet. Die Begründung wird unter
Punkt 3. 1 überarbeitet.

Lfd. Nr. 8
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss:

Der Hinweis wird an den künftigen Bauherrn
weitergeleitet. Für den Bebauungsplan ergibt sich kein
Handlungsbedarf.
Lfd. Nr. 9
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss:

Zu Ziffer 1 und 2:
Kenntnisnahme

Zu Ziffer 3:
Die Planungsrechtlichen Festsetzungen werden unter
Ziffer III. 4. ergänzt.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 9
Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für
Geologie, Rohstoffe und Bergbau
Stellungnahme vom 27. 12. 2016

Fortsetzung Lfd. Nr. 9
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht
auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallen
den Oberflächenwasser geplant bzw.
wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im
Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen.
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter
Spalten ist bei Anlage von
Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden
Abstand zu Fundamenten zu achten.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der
weiteren Planungen oder von Sauarbeiten (z. B. zum
genauen Baugrundaufbau, zu Boden, Kennwerten,
zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts,
zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates
Ingenieurbüro empfohlen. Ferner wird darauf
hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB
als Träger öffentlicher Belange keine
fachtechn ische Prüfung vorgelegter Gutachten oder
Auszüge daraus erfolgt,

Boden

Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine
hlinweise, Anregungen oder Bedenken vorzutragen.

Mineralische Rohstoffe

Zur Planung sind aus rohstoffgeologischer Sicht
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken
vorzutragen.

Grundwasser

Aus hydrogeotogischer Sicht wird vorgebracht, dass
in den Planungsrechtlichen Festsetzungen, Kap. 111, 5.
Grundwasserschutz. nicht erwähnt wird, dass der

Planungsbereich in der weiteren Schutzzone (Zone 1!1
ungegliedert) des Wasserschutzgebietes der
Talmühlequelle liegt (WSG-Nr. 237-216). Die
einschlägigen Auflagen zum Grundwasserschutz sind
zu

beachten.

Bergbau
Bergbehördliche Belange werden von der Planung
nicht berührt.

Geotopschutz
Im Bereich der Planflache sind Belange des
geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert.

Allgemeine Hinweise:
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse
können dem bestehenden Geologischen Kartenwerk,
eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen
Bohrdaten der Homepage des LGRB entnommen
werden.

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-
Kataster, welches im Internet abgerufen werden
kann.

Beschluss:

Die Hinweise zu den Themen Boden, Mineralische

Rohstoffe, Bergbau, Geotopschutz, sowie die
allgemeinen Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
Für den Bebauungsplan besteht kein Handlungsbedarf.

Der Hinweis zum Grundwasser bzw. dem

Wasserschutzgebiet Talmühlequelle wird beachtet. Auf
die Wasserschutzzone III der Talmühlequelle wird in den
Planungsrechtlichen Festsetzungen unter Ziffer III Nr. 6
hingewiesen.
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Lfd. Nr. 12
Deutscher Wetterdienst

Stellungnahme vom 12. 12. 2016
Durch die oben genannte Maßnahme werden die
Belange des Deutschen Wetterdienstes nicht
betroffen. Ein Einspruch wird daher nicht
erhoben,

Lfd. Nr. 13
Zweckverband Gäuwasserversorgung
Stellungnahme (E-Mail) vom 27. 12. 2016
Nach Durchsicht der Unterlagen teilen wir mit,
dass Versorgungsanlagen der
Gäuwasserversorgung vom Planbereich nicht
betroffen sind. Das Plangebiet liegt jedoch
innerhalb der Schutzzone ill des

Wasserschutzgebiets für die Talmühlequeile. In
den Planungsrechtlichen Festsetzungen machen
Sie zwar unter IN. Nr. 5 Ausführungen zum
Grundwasserschutz. Wir bitten darum, an dieser
Stelle noch einen Hinweis auf die
Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet des
Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 02. 06. 1989
mit aufzunehmen. Für Ihre diesbezügliche
Unterstützung bedanken wir uns,
Lfd. Nr. 14
Zweckverband Eutingen-Hochdorf
Stellungnahme (E-Mail) vom 08. 12. 2016
Der Abwasserzweckverband Eutingen-Hochdorf
ist von der Aufstellung des Bebauungsplanes
nicht betroffen. Eine weitere Beteiligung ist daher
nicht erforderlich.

Lfd. Nr. 15
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar
Stellungnahme vom 19. 12.2016
Die Belange der Stadt Rottenburg am Neckar
werden durch die Planung berührt. Die
Stadtverwaltung Rottenburg hat erhebliche
Bedenken hinsichtlich der im Bebauungsplan
"Stuttgarter Straße" ausgewiesenen Nutzungen,
insbesondere des Einzelhandels.

In den im Bebauungsplan festgesetzten Misch-
und Dorfgebiete (MI/MD) sind
Einzelhandelsnutzungen ohne Einschränkungen
zulässig, obwohl eine Sonderbaufläche
"Lebensmittelmarkt" mit einer zulässigen
Grundfläche von 2. 500 m2 im Bebauungsplan
ausgewiesen wird. Es gibt unbebaute und
untergenutzte Grundstücke in den als MI/MD
ausgewiesenen Bereichen, die sich durchaus mit
kleineren Einzelhandelsbetrieben mit einer

Verkaufsfläche bis 800 m2 bebauen lassen

würden. Daher sollte die Einzelhandelsnutzung in
den MI/MD Flächen vorzugsweise gänzlich
ausgeschlossen werden oder zumindest
hinsichtlich ihrer Verkaufsfläche deutlich

eingeschränkt werden (siehe
Formulierungsvorschlag).
"Verkaufs Stätte n für Eigenproduktionen eines im
Plangebiet ansässigen Betriebes des Handwerks
oder des produzierenden Gewerbes als
untergeordnete Nebenbetriebe. Die
Verkaufsstätten müssen im unmittelbaren
räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit
dem jeweiligen Gewerbe- und Handwerksbetrieb
stehen. Die Verkaufsfläche muss der
Betriebsfläche des produzierenden Gewerbes-
oder Handwerksbetriebes deutlich untergeordnet
sein."

Lfd. Nr. 12
Stellungnahme der Verwaltung l AbwSgungsbeschluss

Beschluss:

Kenntnisnahme und keine weitere Beteiligung am
Verfahren.

Lfd. Nr. 13
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschfuss

Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet. Ziffer III. 5. Der
Planungsrechtlichen Festsetzungen wird entsprechend
ergänzt.

Lfd. Nr. 14
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss:

Kenntnisnahme und keine weitere Beteiligung

Lfd. Nr. 15
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Die Ortschaft Ergenzingen ist im Regionalplan Neckar-Alb als
Kleinzentrum ausgewiesen und übernimmt
Dienstleistungsfunktion für die Teilorte Ergenzingen, Baisingen
und Eckenweiler. Alle Teilorte gemeinsam haben 7. 103
Einwohner (Stand 31.08.2016). Die Gemeinde Ergenzingen, als
Nachbargemeinde verfügt über 3 Discounter (Aldi, Netto und
Lidl) mit einer Verkaufsfläche von ca. 2. 800 m2.

Die Gemeinde Eutingen im Gau strebt eine wohnortnahe
Grundversorgung mit einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2 für

5. 649 Einwohner (Stand 31. 08.2016) an.
Die Gemeinde Eutingen im Gau kann nicht nachvollziehen,
weshalb Ergenzingen als Kleinzentrum eine Verkaufsfläche von
2. 800 m2 haben darf und in Eutingen eine Verkaufsfläche von

1.400 m2, also der Hälfte von Ergenzingen nicht zulässig sein

sollen.

Die Gemeinde Eutingen im Gau hat Anspruch auf eine
wohnortnahe Grundversorgung. Diese ist für eine Gemeinde wie
Eutingen nicht mit einem kleinen Nachbarschaftsladen erfüllt.
Das Gutachten belegt eindeutig, dass der Gemeinde zur
wohnortnahen Grundversorgung eine Verkaufsfläche von 1.400
m2 zusteht, da diese die gesetzlichen Vorgaben der

Landesplanung und des Regionalverbandes Nordschwarzwald
einhält. Im Gutachten ist dargelegt, dass Umsatzumlenkungen
unter dem Schwellenwert von 10 % zu erwarten sind.

Selbstverständlich könnte die Gemeinde freiwillig auf
Verkaufsfläche verzichten, dies wäre jedoch aus
Wettbewerbsgründen gegenüber der Eutinger Bevölkerung nicht
zu rechtfertigen.

Eine Verkaufsfläche von 1. 400 m2 ist für die Gemeinde Eutingen
im Gau angemessen.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 15
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar
Stellungnahme vom 19. 12. 2016

Fortsetzung Lfd. Nr. 15
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Ausgeführt wird, dass mit dem Bebauungsplan
"Stuttgarter Straße" die Nahversorgung der
örtlichen Bevölkerung gesichert werden solle.
Dies ist auch durchaus nachvollziehbar,
allerdings liegt die dafür angestrebte
Verkaufsfläche von 1, 400 m2 deutlich über dem

Bedarf, z. B. eines Nachbarschaftsladens, der
ebenfalls die Nahversorgung sicherstellen könnte.
Zudem sollen noch zusätzlich Shops mit bis 300
m2 Verkaufsfläche in der Vorkassenzone zulässig
sein, die nicht näher definiert werden und deren

Auswirkungen im Gutachten mit keinem Wort
erwähnt werden. Bei dieser Planung ist folglich
von einer Verkaufsfläche von 1 . 700 m2 zzgl. XX

m2 in den MI/MD Gebieten auszugeben. Deren

Auswirkungen gilt es im Gutachten auch
darzustellen.

Aus Sicht der Stadt Rottenburg am Neckar ist die
Verkaufsfläche deutlich zu reduzieren und auf ein
für einen Nahversorger angemessenes Maß
zurückzufahren.
Im GMA Gutachten wird die Erreichbarkeit der
geplanten Verkaufs statte mit dem PKW aufgrund
der verkehrsgünstigen Lage an der B 14 als sehr
positiv bewertet. Der Regionalverband hat bereits
eine Anhebung der Flächenleistung (  pro m2

Verkaufsfläche) gefordert. Schon allein aufgrund
dieser Tatsachen, scheint der im Gutachten

berechnete bzw, angenommene
Streukundenanteil für den Vollsortimenter von

knapp 20 % (Szenario 1) bzw. 25 % (Szenario 2)
nicht belastbar, wenn dieser bei einem modernen

Discounter schon mit 15 % benannt wird und

dieser It. den Ausführungen bei weitem nicht so
attraktiv wie ein Vollsortimenter sein soll. Aus
Sicht der Stadt Rottenburg am Neckar scheint die
gutachterliche Einschätzung des
Kaufkraftabflusses aus den Nachbarkommunen
für einen Vollsortimenter eher zu gering
angesetzt. Das gilt es deutlicher auszuführen und
darzulegen.
Die Stadt Rottenburg am Neckar teilt die
Auffassung des Gutachters nicht, dass eine
atypische Fallgestaltung vorliegt. Die Bewertung
ist für Eutingen im Gau sehr positiv ausgefallen
und die Nachbarkommunen scheinen dadurch

erheblich benachteiligt.

Eine Beteiligung am weiteren Verfahren ist
ausdrücklich erwünscht.

Aufgrund der Bedenken, dass die im Gutachten durchgeführten
Berechnungen und Annahmen nicht korrekt sind, wurde der
Gutachter um eine Stellungnahme gebeten. Diese liegt nun mit
Datum vom 20. 02. 2017 vor und wird dem Bebauungsplan
beigefügt und im weiteren Verfahren Öffentlich ausgelegt. Die
Gemeinde geht davon aus, dass die Bedenken der Stadt
Rottenburg damit ausgeräumt werden konnten. Ansonsten
besteht die Möglichkeit im weiteren Verfahren dazu Stellung zu
nehmen.

Im Mi/MD Gebiet des Bebauungsplanes "Stuttgarter Straße"
werden Einzelhandelsgeschäfte/Agglomeration mit dem
Sondergebiet ausgeschlossen.
Auf die Verkaufsfläche im Vorkassenbereich wird im weiteren
Verfahren verzichtet. Ebenso auf Einzelhandelsgeschäfte in den
MI/MD Gebieten des Geltungsbereiches. Somit verbleibt eine
Verkaufsfläche von 1. 400 m2 innerhalb der Sondergebietsfläche.

Mit der Reduzierung der Verkaufsfläche innerhalb des
Sondergebietes und dem Ausschluss von Einzelhandel im
MI/MD Gebiet (Ausschluss von Agglomeration) wird den
Bedenken der Stadt Rottenburg ausreichend Rechnung
getragen.

Beschluss:

Die Einwendungen der Stadt Rottenburg a. N. werden
teilweise beachtet. Die Verkaufsfläche wird auf 1. 400 m2

festgesetzt. Einzelhandel im angrenzenden MI/MDwird
ausgeschlossen.

Lfd. Nr. 18
Polizeipräsidium Tuttlingen, Referat Verkehr
Stellungnahme (E-Mail) vom 30. 11. 2016

Lfd. Nr. 18
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Aus verkehrspolizeilicher Sicht bestehen keine
Einwände gegen das Bebauungsplan-Verfahren
"Stuttgarter StraBe".

Beschluss:

Kenntnisnahme und keine weitere Beteiligung am
Verfahren.

Lfd. Nr. 19
Deutsche Post Bauen GmbH

Stellungnahme (E-Mall) vom 23. 11. 2016

Lfd. Nr. 19
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Wir haben keine Einwände oder Anregungen
vorzubringen. Von einer weiteren Beteiligung am
Verfahren sehen wir ab.

Beschiuss:

Kenntnisnahme und keine weitere Beteiligung am
Verfahren.
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Lfd. Nr. 20
Unitymedia Baden-Württemberg GmbH
Stellungnahme vom 25. 11. 2016
Gegen die oben genannte Planung haben wir
keine Einwände.

Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht
geplant.
Lfd. Nr. 22.1
Gemeinde Eutingen im Gau, Hauptamt

Der Mörikeweg wird künftig, sowohl von Norden,
als auch Süden als Sackgasse enden. Um
Missverständnisse zu vermeiden sollte die Zufahrt
von Norden einen neuen Straßennamen

bekommen. Das Hauptamt schlägt vor, die
Stichstraße zum Einkaufsmarkt der Stuttgarter
Straße zuzuordnen und dem Sondergebiet die
Hausnummer 30 zuzuordnen.

Lfd. Nr. 22.3
Gemeinde Eutingen im Gäu^Bauannt

1. Die örtlichen Bauvorschriften sollten
unter Ziffer 1. 2 auch die Erstellung von
Quergiebein berücksichtigen.

2. Bisher gibt es keine Vorschriften zu den
zulässigen Höhen der Einfriedungen.
Ziffer 3. 3 sollte dahingehend überarbeitet
werden.

3. Radfahrer aus dem nördlichen Teil der

Gemeinde werden über den Neuffenweg
auf den neu geplanten Geh- und Radweg
geführt und von dort weiter zur
Querungshilfe und dann zum
Einkaufsmarkt.

Aufgrund der Stellungnahme der
Verkehrsbehörde wird der Geh- und
Radweg ab dem Neuffenweg eine Breite
von 2, 50 m bekommen. Da die Radfahrer
über die Querungshilfe südlich der B14
ankommen, sollte ab dort nicht nur ein

Gehweg, sondern ein Geh- und Radweg
geplant werden mit einer Breite von 2, 50
m. Die Verbreiterung des Gehweges für
einen Geh- und Radweg führt dazu, dass
die Erschließungsstraße um 0, 50 m nach
Osten verschoben wird. Die Fläche steht
dann nicht mehr dem Einkaufsmarkt zur

Verfügung, was jedoch dadurch
ausgeglichen werden kann, dass die
ohnehin notwendige Böschung (zwischen
Straße und Parkplätzen des
Einkaufsmarktes) etwas steiler angelegt
wird.

Lfd. Nr. 19
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss:

Kenntnisnahme und keine weitere Beteiligung am
Verfahren.

Lfd. Nr. 19
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss

Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet. Die Stichstraße zum
Verbrauchermarktsoll den Namen "Stuttgarter Straße"
erhalten. Dieser Name ist im Bebauungsplan
berücksichtigt.

Lfd. Nr. 19
Stellungnahme der Verwaltung / Abwägungsbeschluss
Beschluss:

Die Anregungen unter Ziffer 1 bis 3 werden beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße'

Übersicht über die wesentlichen Änderungen nach der frühzeitigen Beteiligung:

Abgrenzungspian in der Fassung vom 15. 11. 2016
. Keine Änderungen, nur Plandatum

Lageplan-Entwuil in derFassung vom 14. 03. 2017
. Verzicht auf eine öffentliche Stichstraße am Silcherweg
. Verzicht auf die Ausweisung von Müllstandorten am Silcherweg
. Darstellung des privaten Weges am Silcherweg
. Verbreiterung des Radweges nördlich der B14 auf 2, 50 m
. Fortführung des Radweges von der Querungshilfe an der B14 bis zum Einkaufsmarkt mit einer Breite von

2, 50m

Planungsrechtliche Festsetzungen in derFassung vom 14. 03. 2017
. Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben im MI/MD

. Ausnahmsweise Zulassung von Verkaufsstätten ansässiger Betriebe als untergeordneter Nebenbetrieb

. Änderung von Begriffen (Lebensmittelmarkt wird als Einzelhandelsbetrieb zur wohnortnahen
Grundversorgung bezeichnet)

. Beschränkung der Verkaufsfläche auf 1. 400 m2 im Sondergebiet

. Regelung zur Trauf- und Gebäudehöhe wurde konkretisiert

. Reduzierung der zulässigen Erdgeschossfußbodenhöhe im Sondergebiet

. Aufnahme eines Hinweises zum Wasserschutzgebiet

. Definition der Verkaufsfläche

. Definition zu den zulässigen Verkaufs statte n

. Redaktionelle Änderungen

Örtliche Bauvorschriften in derFassung vom 14. 03. 2017
. Aufnahme von Gestaltungsvorschriften für Querbauten
. Aufnahme von Gestaltungsvorschriften für Einfriedungen, insbesondere Regelungen zur Höhe der

Einfriedungen

Begründung in der Fassung vom 14. 03. 2017
. Änderung von Begriffen (Lebensmittelmarkt wird als Einzelhandelsbetrieb zur wohnortnahen

Grundversorgung bezeichnet)
. Anpassung der Begründung an geänderte Erschließung im Bereich Silcherweg
. Ergänzung im Bereich derAusgleichsbilanzierung
. Redaktionelle Änderungen

Umweltbehcht in der Fassung vom 14. 03. 2017
. Redaktionelle Änderungen

Anlage zum Umweltbericht: Bestandsplan über Biotope und Nutzungen vom 04. 07. 2016
. Keine Änderungen

Artenschutzrechtticher Fachbeitrag in derFassung vom 22. 06. 2016
. Keine Änderungen

Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau vom 16. 06. 2016
. Ergänzung zum Nahversorgungsgutachten durch Stellungnahme des Gutachters vom 12, 09. 2016
. Ergänzung zum Nahversorgungsgutachten durch Stellungnahme des Gutachters vom 20. 02. 2017

Immissionsschulzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen vom 06. 07. 2016
. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung durch eine Stellungnahme des Gutachters vom

23. 02.2017

Darstellung von Erschließungsvarianten in der Fassung vom 08. 07. 2016
o Die Darstellung der Erschließungsuarianten diente der Abwägung der Erschließungskonzeption für die

frühzeitige Beteiligung, auch zur Aufarbeitung der Stellungnahmen aus der Informationsveranstaltung.
Nachdem der Gemeinderat sich nach der frühzeitigen Beteiligung für die im Bebauungsplan dargestellte
Erschließungskonzeption ausspricht, wird eine Darstellung verschiedener Erschließungsvarianten im
weiteren Verfahren nicht mehr fortgeführt oder ausgelegt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

1. Öffentliche Ausleaunq und Beteiliquna der Behörden:

Im Anschluss an die Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung billigte der Gemeinderat am
14. 03.2017 die geänderten Planunterlagen und beschloss deren öffentliche Auslegung.
Die Auslegung wurde im Mitteilungsblatt vom 13. 04.2017 öffentlich bekannt gemacht und erfolgte in der Zeit vom
24.04.2017 bis einschließlich 24. 05.2017.

Ausgelegt waren folgende Planunterlagen:
. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 15. 11.2016
. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom 14.03. 2017
. Entwurf der Planungsrechtlichen Festsetzungen in der Fassung vom 14.03.2017
. Entwurf der örtlichen Bauvorschriften in der Fassung vom 14. 03. 201 7
. Begründungen in der Fassung vom 14.03. 2017
. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom 14.03.2017
. Artenschutzrechtiicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22.06. 2016
. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen in der Fassung vom

06. 07. 2016

. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen durch
Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017

. Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau in der Fassung vom
16.06. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
12.09.2016

* Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
20.02.2017

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 12. 04.2018 und 18. 04.2018 parallel zur
öffentlichen Auslegung erneut beteiligt.

Im Rahmen der 1. öffentlichen Auslegung gingen nachfolgende Stellungnahmen ein über welche der Gemeinderat
am 12.09.2017 beraten und wie folgt entschieden hat (Abwägungsprotokoll):
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellunqnahmen der Bürger, der Grundstückseiaentümer und der Öffentlichkeit im Rahmen
der 1. Öffentlichen Auslequnq:

Stellungnahme der Eigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527, 1527/1 und des Gewerbebetriebs
Uhlandweg 6

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

gemä6§3Abs, 28auGB

zu dem der Aufstellung befadlichen 8ebauu[]giplin "Stuttgartei Stralie"
des Entwurfes der Sabiing über örtliche Bauvorschriften ;u diesem

iplanentwurf ab mit [ler Anregung,

von der Aufstellung diesei Bebiuungsplanes "Stuttgarter StraSe" abzusehen
und das Bebauungsplanaufstellunperfahren einsihlieSlich des Verfahrens
über die Aufstellung der Satzung über örtllthe Bauuorschiiften ein;ustellen,

a] die zum Sondergebiet führende und mit "Stuttgarter Straße" bezeichnete
Stichstralie als private Verkehrsflächc unter Feitietzung eines Geh- und
Fahrreihts zugunsten der westlich an diese StichstraBe angrenzenden
Grundstücke wegen der projektierten EinbahnstraBeniegelung festiuset-
zen,

b) von der Festsetzung einer öffentlichen StraBe für den Uhlindweg abzuse-
hen,

c) die Absicht einer EinbahnstraBenregelung für den Uhlandweg aufzugeben
und

d] von der Festsetzung von Baugebieten |aussenomnen das festzuseben
beabsichtigte Sondergebiet] Abstand ;u nehmen, jedenfilli bei einer
Festsetiiing »on Baugebieten Bestindsichutifestsstungen zu treffen,

Stellunanahme der Verwaltunq und Beschluss:

Die Anregung "von der Aufstellung des
Bebauungsplanes abzusehen" wird
zurückgewiesen. Das Verfahren ist zur Ansiedtung
eines Lebensmittelmarktes erforderlich und soll für
den Ausbau von Silcherweg und Uhlandweg die
rechtlichen Voraussetzungen schaffen. Der
Bebauungsplan ist Voraussetzung für die
Genehmigung der auf Fist. Nr, 1524/1 errichteten
baulichen Anlagen.

a) Die StJchstraße "Stuttgarter Straße" soll nicht
als private Verkehrsfiäche ausgewiesen
werden. Es handelt sich um eine öffentliche
Straße, die auch so gewidmet werden soll.
Gewerbebetriebe über Geh- und Fahrrechte
an das öffentliche Straßennetz anzubinden,
sollte aus städtebaulichen Gründen
vermieden werden. Die Anregung wird
daher zurückgewiesen.

b) Der Uhlandweg erschließt mehrere bebaute
und noch bebaubare Grundstücke. Die
Beibehaltung als öffentliche Straße ist
obligatorisch und erforderlich. Die Anregung
wird zurückgewiesen.

c) Der Uhlandweg erhält lediglich keine Zufahrt
von der B14. Ansonsten bleibt er in beide

Richtungen befahrbar. Das
Erschließungskonzept ist mit den
Fachbehörden abgestimmt und wird auch
von anderen Anliegern mitgetragen. Die
Abbiegespurzur Stichstraße "Stuttgarter
Straße" schafft eine sichere Zufahrt zum

Bauunternehmen, Die Anregung wird
zurückgewiesen.

d) Die Anregung wird zurückgewiesen. Es ist
städtebauliches Ziel den bisher

unüberplanten Innenbereich und in Teilen
Außenbereichsflächen städtebaulich zu

ordnen. Dies ist nur mittels Bebauungsplan
möglich. Durch den Bebauungsplan sollen
die Voraussetzungen geschaffen werden um
die auf dem Flst. Nr. 1524/1 ohne

Baugenehmigung errichteten baulichen
Anlagen und die begonnene Nutzung als
Lagerplatz auf dem Flst. Nr. 1523
genehmigen zu können. Als Bestand
geschützt wäre die genehmigte
Pferdekoppel.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Denn dieser in de' Aufstellung befindliche Bebauungsplan würde bei der etwaigen
Fassung des Satzungsbeschlusses und der Bekanntmachung der Genehmigung des
Bebauungiplines b;w, des Satzungsbeahlusses rechtsfehlerhaft in dis Belange mein«
Mmdantschaft eingreifen. Denn meine Mandantschaft wiie durch dieser] Bebauungs-
plan wie folgt betroffen;

i] Als Eieenlümer des Fluritucki Nr. 1523: Frau Petra Scherei, Frau Renate
Scherer, Herr Bernhard Scherer, Herr Gustav Scherer, Herr Andreas Sche-
rer, Herr Martin Scherer;

b| als EiuntümEr des Flurstücks Nr. 1524: Nerr Gustav Scheisr;

c| als Euentümer des Flurstücks Nr. 152</1: Frau Petra Schtrer, Frau BenatE
Scherer, Herr Bernhard Schere^ Herr Gustav Scherer, Herr Andreas Sche-
rer, Herr Martin Scherer;

d| als Eieentümer des Flurstücks Nr. 1527: Herr Gusta»Scherer;

e] als Eigentümer des flurstücb Nr. 1527/1; Herr Gustav SchEfer;

f) als der die voreenannten fünf Flurstücke nutzender Gewerbebetrieb: Bau-
Unternehmung Gustav Scherer, Inhaber Herr Gustav Scherer, Uhlandweg 6,
72184 Eutingen.

In den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der Bauunternehmung Gustav
Scherer sowie in die Eigentümerrechte meiner Mandantschaft als Eigentümer der im
projektierten Bebauungsplangebiet gelegenen vorgenannten Grundstücke würde
durch diesen noch in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan derart nschteiiig-
und rechtsfehlerhaft eingegriffen werden, dass meine Mandantschaft gewilit ist,
diesen noch in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan, sollte er so als Satzung
beschlossen werden, nach der ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung durch
die höhere Verwaltungsbehörde einem Normenkontrollverfahren zuzuführen, in dem

dann der gesamte Bebauungsplan einschließlich auch solcher Festsetzungen, die
meine Mandantschaft nicht unbedingt beschweren (wie beispielsweise die Sonderge-
bietifEstsetiung, etc. ], auf ihre objektivE RechtmäSigkeit überprüft würden. Meine
Mandantschaft hofft jedoch, dass den berechtigten Belangen meiner Mandantschaft
entsprochen werden kann, sodass sich ein solches Normenkontrollverfahren erübrigen
dürfte, und ist zu diesbezüglichen hier auch angebotenen Gesprächen mit dem Ziel
einer einvernehmlichen Regelung gerne bereit.

Meine Mandsntschaft wendet sich insbesondere gegen die folgende projektierten
Fsstsetungen und ortlichsn Saumrschriften des In (lsr Aufstellung befindlichen

änes:

Stellunqnahme der Verwaltunc):

Die Informationen zur Mandantschaft werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ankündigung ein Normenkontroilverfahren
einzuleiten wird ebenfalls zur Kenntnis genommen.
Die Ankündigung ein Normenkontrollverfahren
einzureichen, ist für die Abwägung unerheblich.
Selbstverständlich steht der Mandantschaft der

Rechtsweg offen.

Beschluss: Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsvorschlag:

l. Meine Mandantschaft wendet sich gegen die mit "Stuttgarter Straie"
bezeichnete Festsetzung einer öffentlichen Stra8en«erkehrifläche als Stichstra-
Be zur ErschlieBiing des projektierten Sondeigebiets.

1. 1 Denn durch die erstmalige endgültige ortstraBenmaßige Herstellumg einer
solchen öffentlichen StraBe werden die Voraussetzungen für die Erhebung
von Erschließungsbeitragen begrindit, §§ 33 ff KAG. für sowohl eine sei-
ehe erstmalige endgültige ortsstraBenmäßige Herstellung einer öffentli-
chen StraBe Sitlich der Grundstücke meiner Mandantschaft - sei es des
Mörikeweges |soweit dieser nicht schon endgültig ortsstraßenmafig her-
gEstellt ist] oder der hier projektiertem StichstraBs "Stuttgarter Straße" -
besteht bezogen auf den «orhandenen Bestand kein Bedarf. Denn der Mö-
rikeweg ist zur Vermittlung einer geiicherten verkehrlichen ErschlieSung
ausreichend. In dem Bigrundungsentwurf wird zwar ausgefulirt, dass die
bestehenile Zufahrtssituation wegen des gesthotterten Mörikeweges pro-
visorisch und iinzureichsnd sei - da auf den durch den Möriteweg er-
sihlossenen Grundstücken meiner Mandantschaft jedoch eine Siwnts-
nehmung mit für ein Bauunternehmen typischen Fahrzeugen betrieben
wird, können diese für ein Biiiunternehffltn typischen Fahrzeuge unprob-
lematisch den bestehenden Mörikeweg meistern, zumai die Weglange bis
zur B 14 noch nicht einmal 25 m beträgt- Das bestehende Provisorium hat
sich seit Jahrzehnten bestens bewährt und muss aus Sicht meiner Man-

dantschaft nicht durch eine ortsstraßenmäßig ausgebaute StraBe ersetrt
und meiner Mandantschaft aufgedrängt werden. Zudem würde auch eine
solche ortsstraßenmaBig ausgebaute Straße schreller verschleiBen und ei-
nen höheren Unterhaitungsaufwand verursachen und damit auch der Ge-
meinde höhere Kosten verursachen. Dies muss nicht sein!

Steltunqnahme derVerwaltuna zu Ziffer 1, 1;.
Der Mörikeweg wurde bisher noch nicht endgültig als
Ortsstraße hergestellt. Der Ausbauzustand
(Schotterstraße) als auch eine fehlende
Straßenbeleuchtung sind eindeutige Merkmale dafür.
Mit der im Bebauungsplan projektierten Stichstraße
"Stuttgarter Straße" und deren Herstellung erfolgt
erstmals eine endgültig hergestellte Ortsstraße
welche die Voraussetzungen für die Erhebung von
Erschließungsbeiträgen erfüllt.

Im Jahr 1966 wurde auf dem Flst. Nr. 1 527 ein
Wohnhaus, sowie ein Lager- und Bürogebäude
genehmigt. Das Grundstück entlang des
Uhlandweges ging vom Ortsweg 26 (Uhlandweg) bis
zum Feldweg Nr, 286 und war nicht wie heute
unterteilt. In der damaligen Baugenehmigung war
ausdrücklich geregelt, dass die Zufahrt zum
Wohnhaus und Lagergebäude nur über den
Tübinger Weg und Ortsweg Nr. 26 erfolgen muss.
Also weder über die B14 noch über den Feldweg
(Mörikeweg) zulässig ist. Die Verkehrliche Anbindung
des Bauunternehmens und der im Uhlandweg
entstandenen Wohngebäude wurde bereits 1965 im
Vorfeld der Baugenehmigung im Jahr 1966 in einer
Stellungnahme des Straßenbauamtes, an die
Gemeinde thematisiert. Darin ist fo!gendes zu lesen:
"Das Bauvorhaben liegt 44 m vom befestigten
Fahrbahnrand der B14 entfernt. Eine unmittelbare
Zufahrt zur B14 ist nicht vorgesehen. Sie wird über
den Ortsweg 26 (Uhlandweg) genommen. Daher ist
eine Genehmigung oder Zustimmung der höheren
Straßenbaubehörde nach § 9 FStrG nicht
erforderlich. " Das Straßenbauamt empfiehlt allerdings
wegen der Einmündung des Uhlandweges in die B14
die Verkehrsbehörde zu beteiligen.
Die Verkehrsbehörde gibt 1965 dazu folgende
Stellungnahme ab:
"Der Uhlandweg mündet außerhalb der aufgestellten
Ortstafel in die B14 ein und wird als Sammelzufahrt

für eine Anzahl fertiggestellter und geplanter
Gebäude benutzt. Dadurch wird sich seine
Verkehrsbedeutung laufend vergrößern.

Die Zulieferer der Bauunternehmung und auch
sonstige größere Fahrzeuge werden die Grundstücke
ausschließlich über die B14 anfahren. Ein Befahren

vom Tübinger Weg in den Uhlandweg ist wegen der
kleinen Fahrbahnradien mit größeren Fahrzeugen
kaum möglich. Es wird sich deshalb die
Notwendigkeit ergeben, an der nördlichen
Einmündung des Uhlandwegs in die B14 eine
Vorfahrtregelung zu treffen (Vorfahrt achten)."

Nachdem sich das Straßenbaumt nochmais zur
verkehrlichen Anbindung des Bauuntemehmens
geäußert hat, teilt die Verkehrs behörde folgendes mit:
"Die Verkehrsbehörde wird sich mit der Einmündung
des Uhlandwegs in die B14 zunächst nicht mehr
befassen, da das Straßenbauamt von der

Voraussetzung ausgeht, dass die Zufahrt zum
Bauuntemehmen über den Tübinger Weg und
Uhlandweg erfolgt."
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Fortsetzuna der Stellunqnahme zu Ziffer 1, 1;

Das Straßenbauamt kommt zwar nach wie vor zum

Ergebnis, dass die Zufahrt über den Tübinger Weg für
das Bauunternehmen nicht ausreicht, weil für

Lastwagen die Zufahrt zum Flst. Nr. 1527 über den
Feldweg 286 (Mörikeweg) und den Ortsweg 26
(Uhlandweg) ungenügend ist, trotzdem erhält das
Bauunternehmen im Jahr 1966 eine

Baugenehmigung mit der Auflage, dass die Zufahrt
über den Tübinger Weg und den Uhlandweg erfolgen
muss.

Nach der Genehmigung von 1966 ist die genehmigte
Zufahrt nur über den Uhlandweg und Tübinger Weg.
Später wurden den Flst. Nr. 1527/1 und 1524/1 auf
denen sich die Betriebsgebäude (mit Ausnahme des
Büros) befinden, abgetrennt ohne deren Zufahrt
rechtlich zu sichern. Damit haben diese Grundstücke
keine genehmigte Erschließung. Der Mörikeweg gilt
aufgrund seines Ausbauzustands als nicht geeignet
zur Erschließung eines Gewerbebetriebs. Neben
baurechtlichen Gründen (Außenbereich) und der
bestehenden Lärmproblematik, war dies einer der
Gründe, weshalb eine beantragte Baugenehmigung
für die Schüttgutanlage auf Flst. Nr. 1524/1 und 1523
bis heute nicht genehmigt wurde.

Die Tatsache, dass das Bauuntemehmen den

Mörikeweg und den Uhlandweg über die B14
anfahren ist nicht rechtens. Allein die Tatsache, dass

dieses Vorgehen seither in der Praxis geduldet
wurde, lässt nicht den Schluss zu, dass eine
unrechtmäßige und ungenehmigte Zufahrt als
rechtlich und städtebaulich ausreichend angesehen
werden kann und damit ein Ausbau des Mörikewegs
oder Uhlandwegs zur Anbindung des
Gewerbebetriebs nicht erforderlich ist.

Beschluss: Der Ausbau des Uhlandwegs und/oder
des Mörikewegs bzw. die Herstellung der
Stichstraße "Stuttgarter Straße" sind für eine
städtebauliche und verkehrlich sichere

Anbindung des Gewerbebetriebs erforderlich.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahnne der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

1, 2 Oie für die Erschließung des Sondergebiets projektierte Stichstraße ("Stutt-
garter Straße ) wird augenscheinlich wahrlich ausschließlich für den iin

Sondergebiet anzusiedeln beabsichtigten Einzelhandelsbetrieb benötigt,
um diesem die verkehrliche Erschließung zu vermitteln. Denn einen Aus-
bauzustand dieser projektierten Stichstraße mit einer Straßenbreite von
7,00 m (Fahrbahn) + 2, 50 m (Gehweg) = 9, 50 m bzw. im Bereich des Wen-
dehammers von sogar 15, 0 m benötigt meine Mandantschaft offensichtlich
nicht - dieser Ausbauzustand wird ausschließlich wegen des anzusiedeln
beabsichtigten Einzelhandelsbetrieb benötigt. Wird nunmehr ausschließlich
wegen des im projektierten Sondergebiet anzusiedeln beabsichtigten Ein-
zelhandelsbetriebs eine öffentliche Straße mit diesem Ausbauzustand ge-
baut, widerspricht es dem Grundsatz der verursacherzugeordneten Belas-
tungsgerechtigkeit, eine Vtelzshl an Personen (hier meine Man dänisch a ft)
mit den Kosten für eine öffentliche Straße zu belasten, die an sich nur we-

gen einer einigen Person (= wegen des Einzeihandeisbetriebs) benötigt
wird. Es ist schlicht und einfach ungerecht, meine Mandantschaft mit den
Kosten der Herstellung der projektierten StichstrsBe "Stuttgarter StraSe"
zu belasten, die ausschließlich wegen des im projektierten Sondergebiet

an!usiedeln beabsichtigten Einzelhandelsbetriebe notwendig wird, auch
weil der heute vorfindliche Bestand der Mörihestraße ausreichend zur
Vermittlung der benötigten wrkehrlichen ErschlieBung für die Bestands-
nutzungen meiner Mandantschaft ist.

Stellunanahme der Verwaltung:
Sowohl der Einzelhandelsbetrieb (Zuliefen/erkehr),
als auch das Bauunternehmen (Zulieferverkehr +
eigene Fahrzeuge) müssen für LKW-Verkehr
ausreichend ausgebaute Erschließungsstraßen
haben.

Die Straßenbreiten in Gewerbegebieten liegen bei
6, 50 bis 7 m. Eine überzogene Straßenbreite ergibt
sich daher nicht. Lediglich die zusätzliche Breite für
den Radweg (Die Mindestbreite von Gehwegen, die
auch für den Radverkehr freigegeben sind beträgt
2,50 m. ) ist dem Lebensmittelmarkt geschuldet. Um
den sich aus dem Beitragsrecht vermeintlichen
Nachteil auszugleichen, wird es im Beitragsanteit für
das Sondergebiet einen "Artzuschlag" geben. Die
Länge der Straße bis zum südlichen Ende des Flst.
Nr. 1527/1 wurde gewählt um die Zufahrt zu der
dortigen Halle zu ermöglichen. Es ist möglich die
Straße auch kürzer auszubauen.

Es ist richtig, dass der Gehweg breiter angelegt
werden soll, damit dort auch Radverkehr zugelassen
werden kann. Der Ausbau des breiteren Gehwegs mit
2, 50 m dient im Wesentlichen dem Einzelhandel. Das
Bauuntemehmen hat jedoch keinen Anspruch darauf,
dass der Straßenausbau ausschließlich entsprechend
seiner Wünsche und Notwendigkeiten erfolgt. Auch
andere Anlieger haben Bedürfnisse. Der
Straßenausbau muss daher auch diese
berücksichtigen. Dies kann einmal einen höheren
Ausbaustandard erfordern, ein anderes Mal kann ein

geringerer Ausbaustandard möglich sein. Die Belange
der Anlieger sind gegeneinander abzuwägen.

Beschluss:

Der Gehweg soll mit 2,50 m (brutto) ausgebaut
werden und die Brutto-Straßenbreite bei 7 m aus
Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit der zu
erwartenden Verkehre beibehalten werden.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527(1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

1. 3 Die hier vorgesehene ungerechte Erschließungsvariante wird in der Praxis
wegen ihrer Ungerechtigkeit auch kaum verwirklicht, da anderweitige und
gerechtere lösungsmöglichkeiten bestehen:

a] im Regelfall wird zwischen der Kommune und dem Betreiber des pro-
jektierten Einzelhandelsbetriebes bzw. dem Eigentümer der Grund-
stücke, auf denen der Einzelhandelsbetrieb betrieben werden soll,
ein sogenannter "städtebaulicher Vertrag" gestützt auf § 11 BauGB
mit dem Inhalt geschlossen, dass die verkehrfiche (und sonstige) Er-
Schließung auf Kosten des Betreibers des Einzelhanöetsbetriebs b;w.
des Eigentümers der Grundstücke, auf denen der EinzeEhandetsbe-

trieb betrieben werden soll, erfolgen |§ 11 Abs, IS. l Nr. 1t Nr. 3
BauGß). Zu diesen vom Betreiber des Einzelhandelsbetriebs bzw.
Grundstückseigentümer der Grundstücke, auf denen der Einielhan-

delsbetrieb verwirklicht werden soll, zu übernehmenden Kosten ge-
hören beispielsweise nicht nur die Kosten der Herstellung der unmit-
telbaren verkehrlichen Erschließung (wie hier die projektierte Stich-
Straße "Stuttgarter Straße''), sondern auch die Kosten des Umbaus
der nächstgrSBeren Straße, hier also die Kosten des Umbaus der

Stuttgarter Straße/BU durch Errichtung einer Linksabbiegespur.
Denn diese Maßnahmen (Umbau der Stuttganer Stra8e/B14 durch
Errichtung einer Linksabbiegespur sowie Errichtung der projektierten
Stichstraße "Stuttgarter Stf3ße"j sind einzig und allein durch den Ein-
zelhandelsbetrieb verursacht und nach dem Grundstück der verursa-

chergerechten Kosteniuordnung auch von diesem i'u tragen,

Stellunanahme derVerwaltunq zu Ziffer _1_. 3_al;

Bei der Entscheidung einen Bebauungsplan zur
Ansiedlung eines Einzelhandelsbetriebs aufzustellen,
war der Betreiber des Einzelhandelsbetriebs noch
nicht bekannt. Der Gemeinderat konnte daher keinen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 11
BauGB aufstellen. Außerdem war bereits bei der

Aufstellung des Bebauungsplanes klar, dass auch
das Bauunternehmen in den Geltungsbereich
einbezogen werden muss, damit die bereits
errichteten, jedoch ohne Bebauungsplan nicht
genehmigungsfähigen baulichen Anlagen
(Außenbereich; unzureichende Erschließung,
Immissionen) genehmigt werden können. Des
Weiteren sollte mit der Aufstellung des
Bebauungsplanes auch für die anderen Grundstücke
im Geltungsbereich endgültig geklärt werden ob und
wie diese bebaut werden. Das bestehende
Nebeneinander von Wohnen, Gewerbe und

Landwirtschaft kann nur mittels eines

Bebauungsplanes aufgearbeitet werden.

Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes war nicht möglich, da der
Geltungsbereich sich nicht auf ein einzelnes
Vorhaben beschränkt, sondern eine Vielzahl von ganz
unterschiedlichen Vorhaben beinhaltet.

Im Übrigen hält die Gemeindeverwaltung die vom
Einwender vorgeschlagene Variante, die gesamten
Kosten für die neue Straße einseitig ohne Beteiligung
der Grundstücke des Bauunternehmens, dem
Lebensmittelmarkt anzurechnen, für ungerecht im
hlinblick auf andere Gewerbetreibende in der

Gemeinde, welche die Kosten der
Straßenerschließung in den anderen Gebieten
ebenfalls tragen müssen.

Beschluss:

Der Hinweis wird zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Auch käme eine Verortung der ausschließlich für den Einzelhandels-
betrieb benötigten StichstraBe "Stuttgarter Straße" im östlichen Be.
reich des projektierten Sondergebiets in Betracht, die ggf. sogar nur
als private Verkehrsfläche festgesetzt werden könnte. Die länge des
Gehweges wäre dann nahezu gleich, Die Kosten der Erschließungs-
straSe verblieben dann jedoch ausschließlich beim Betreiber des Ein-
zelhandelsbetriebs, der schließlich auch der einzige Verursacher für
eine solche verkehrliche Erschließung ist. Zudem müsste bei Festset-
zung einer privaten Verkehrsflache dann auch die Allgemeinheit nicht
fiir die Herstellung, Unterhaltung, Instandhaltung, Verkehrssicherung
einschließlich Räumen und Streuen gerade stehen. Denn es ist nicht
ersichtlich, wieso die Öffentlichkeit för eine solche verkehrliche Er-
Schließung des Einzelhandelsbetriebes auch finanziell einstehen
muss, Denn jeder andere private Grundstückseigentümer muss seine
für sein privates Wohnhaus benötigte Grundstickszufahrt seihst und

auf eigene Kosten herstellen und unterhalten! Vorliegend soll dies
aber anders sein: der rein privatnützige Zufahrtsweg zum Einzelhan-
delsbetrieb soll eine öffentliche Straße sein, an deren Kosten noch
weitere Grundstückseigentümer beteiligt werden sollen, die keinen
Bedarf für einen solchen Zufahrtsweg haben, und deren Unterhal-
tung, Instandhaltung, Verkehrssicherung einschließlich Räumen und
Streuen sogar zulasten der Allgemeinheit gehen soll! Hier wird eine
einseitige Vergünstigung - öffentliche Beihilfe - zugunsten eines pri-
vaten Einzelhandelsbetriebs gemeindlicherseits zu Unrecht gewährt!

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 1. 3 b):
Wie bereits dargelegt, dient die Stichstraße nicht
allein dem Einzelhandelsbetrieb, sondern auch dem
Bauuntemehmen. Bereits 1965/1966 kam das

Straßenbauamt zum Ergebnis, dass die Erschließung
für das Bauuntemehmen unzureichend, zumindest
nicht optimal ist. Die späteren Erweiterungen des
Betriebes haben das Problem verstärkt.
Private Grundstückszufahrten oder Überfahrten, wie
sie in der Vergangenheit oft gemacht wurden, führen
in schöner Regelmäßigkeit spätestens beim Verkauf
der Grundstücke oder bei der Nachfolgegeneration zu
Nachbarstreitigkeiten und sollten aus städtebaulicher
Sicht vermieden werden.

Eine separate Grundstückszufahrt für den
Einzelhandelsbetrieb im Osten des Sondergebiets
wäre aufgrund der Sichtverhältnisse und der
straßenbaurechtlichen Vorschriften außerhalb der
Ortsdurchfahrtsgrenze nicht genehmigt worden. Die
unzureichende Erschließung des Bauunternehmens
hätte weiterhin nicht gelöst werden können.
Damit die Allgemeinheit nicht zu sehr belastet wird,
sind die Anlieger verpflichtet sich an der Herstellung
der Straßen im Rahmen von Erschließungsbeiträgen
zu beteiligen. Die Unterhaltung öffentlicher Straßen
wird immer von der Allgemeinheit getragen. Der
Einzelhandelsbetrieb wird hier nicht besser gestellt,
als jeder andere Anlieger einer Öffentlichen Straße.
Die private Grundstückszufahrt und die privaten
Stellplätze muss jeder Eigentümer auf seinem
Grundstück selbst herstellen. Auch der

Einzelhandelsbetrieb muss dies tun.

Die Unterhaltung der Straßen wird unter anderem
durch die Grundsteuer finanziert, somit also auch vom
Verbrauchermarkt. Eine "Beihilfe" wird nicht gesehen.
Diese Frage würde sich stellen, wenn die Gemeinde
oder der Dritte die Erschließung für das
Bauunternehmen zahlen würde.

Beschluss:

Die Anregung die Stichstraße nach Osten zu
verlegen oder direkt von der B14 zum
Verbrauchermarktzu fahren wird zurückgewiesen.
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Zusammenfassende EMärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsefcsung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524(1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

c| Alternativ werden in der Praxis gelegentlich auch derartige Festset-
Zungen für den Bereich zwischen der bloß für den Einzelhandelsbe-

trieb benötigten öffentlichen Straße und den weiteren Privatgrund-
stücken getroffen, dass durch diese nur für den Einzelhandelsbetrieb

benötigten öffentlichen Straße den Privatgrundstücken nicht die we-
gemaEige Erschließung vermittelt wird, die das Bauplanungsrecht als
gesicherte Erschließung für die bestimmungsgemäBe Nutzung ver-
langt |vgl. § 39 Abs, l KAG]. Im Regelfall genügt die Festsetzung eines
Gehweges und/oder Radweges in ortsüblicher Breite oder ein zur öf-
fentlichen Straße gehörender Grönstreifen nicht, sodass vielmehr die
Feitseümg beispielsweise eines offenen Entwässerungsgrabens in
Betracht kommen könnte.

Stellunanahme der Verwaltuna zu Ziffer 1. 3 c):

Die Gemeinde kommt zum Ergebnis kommt, dass die
bisherige Erschließung für das Bauunternehmen
städtebaulich und verkehrlich unzureichend ist und

die geplanten bzw. bereits vollzogenen Erweiterungen
des Betriebes nur durch einen Bebauungsplan
rechtlich gesichert werden können, der auch die
Erschließung des Gewerbebetriebs dauerhaft
verbessert.

Es wäre daher nicht im Sinne des Städtebaus, wenn

durch bauliche Maßnahmen (z. B.
Entwässerungsgraben, welcher wassertechnisch
nicht erforderlich ist) Gewerbegrundstücke von der
Anbindung an öffentliche Straßen abgeschnitten
werden. Die Verkehrskonzeption in einem
Bebauungsplan ist nach Gesichtspunkten des
Städtebaus und der Anforderungen des Straßenbaus,
sowie der Verkehrssicherheit zu treffen.
Beitragsrechtliche Gesichtspunkte sind keine
Grundlage für die Verkehrskonzeption in einem
Bebauungsplan.

Da die Flst. Nr. 1524/1 und Flst. Nr. 1527/1 eine
gewerbliche Einheit bilden, wird vorgeschlagen die
Erschließungsstraße zu verkürzen und nur bis zum
Flst. Nr. 1524/1 auszubauen. Durch die Verkürzung
der Straße ergibt sich eine Baufläche, die dem
Gewerbebetrieb oder dessen Nachfolger als
Entwickiungsfläche zur Verfügung gestellt werden
kann.

Beschluss:
Die Stichstraße "Stuttgarter Straße" wird verkürzt.
Die Festsetzung eines Entwässerungsgrabens
wird zurückgewiesen, da erwassertechnisch
nicht erforderlich ist. Das
Erschließungsbeitragsrecht ist kein
Abwäg^ungsbelang.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortseteung der SteUungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

1,4 Offensichtlich wird der willkürliche Versuch der Beteiligung nur meiner
Mandantschaft an den Erschließungsliosten durch das das beabiichtigte
Festsetzungsende der projektierten StichstraBe "Stuttgarter Stralie" kür;
mr Erreichen des Flurstücks Nr. 1528: Dieses an die Grüfidsticke meiner

Mandantichaft direkt anschlieliende Flurstück Nr. 1528 ioll durch den Mö-
riheweg erschlossen bleiben. Durch das Ende der projektierten StichstraBe
"Stuttgarter Stralie" kurz vor dem Flurstitk Nr. 1S28 und der Feitsetzung
des Mörikeweges als öffentliche StraBe mit einer dawischenliegenden of-
fertlichen Grünfläche |,Verkehrsgrin"| soll anscheinend versucht weriien,
inibesondere auch das Flursticl; Nr. 1528 aus dem Kreii der beitragspflich-
tigen erschlossenen Grmdsticte |§ 33 KAG) zu halten, was sogar noch we-
geil der Wendemiglichkeit fir beispielsweise Müll- und 8aumfah[;euge,
Krankenwagen, Polizeiiahrzeuge, etc, zur Ausbilduiig eiror Wendemög-
lichteit geführt hat - hier hatte sich ein Anichluss des Möriteweges an die
projektierte StithstraBe "Stiittgarter Straße" geradezu aufgedrapgt!
Vorsorglich: Dieser Versuch des Freihalten; weiterer Gruiidsticke von Er-
ichlieBiingsbeiträgen für die projektierte Stichstraße "Stuttgarter StraBe"
ist untauglich, da insbeiondere auch das Flurituck Nr. 1528 u. a. im Kreis
der durch die projektierte StichstraBe "Stuttgirter Straße" im SinnE des
§39 KAG erschlosienen Grundstücke gehören wurde, vgl. VGH Baden-
Württemberg vom 26. 06, 2012, 2 S 3258/11, jurii-to, 45 ^

Stellunflnahme zu Ziffer 1,4:
Die Entscheidung den Mörikeweg nicht durchgängig
auszubauen, sondern eine Stichstraße "Stuttgarter
Straße" neu anzulegen und die "Mörikestraße"
ebenfalls als Sackgasse auszubauen beruht
ausschließlich auf städtebaulichen Abwägungen und
wurden nicht aus beitragsrechtlichen Gründen
getroffen,

Das städtebauliche, verkehrliche Konzept des
Bebauungsplanes beruht auf der Entscheidung, dass
der Einzelhandelsbetrieb ausschließlich über die B14
angeschlossen werden soll, damit die Verkehre nicht
durch das Wohngebiet "Tübinger Weg" gehen. Der
Tübinger Weg wäre für diese Verkehre auch nicht
ausreichend ausgebaut. Daher wurde auch der
südliche Teil des Mörikewegs (ausschließlich
Wohngebäude) abgekoppelt. Für die wenigen (ein)
Wohngebäude ist die Zufahrt über den Tübinger Weg
und eine geringe Ausbaubreite ohne Wendeanlage
(siehe Entwurf 12. 09. 2017) ausreichend. Bei der
ersten Informationsveranstaltung wurde von den
Anliegern am Silcherweg, am Uhlandweg und im
Baugebiet "Tübinger Weg" angeregt, die
Verkehrskonzeption so zu gestalten, dass sich keine
Schleichverkehre zum Einzelhandelsbetrieb und zur
B14 ergeben. Diesem Wunsch einer breiteren
Bevölkerung wird soweit wie möglich Rechnung
getragen, indem der Mörikeweg nicht durchgängig
ausgebaut wird, eine Einfahrt in den Uhlandweg von
der B14 her verkehrsrechtlich ausgeschlossen wird
und der Ausbaustandard so angelegt wird, dass bei
einem verkehrlichen Bedarf eine Einbahnstraße

angeordnet werden kann. Der Silcherweg kann
wegen des bestehenden landwirtschaftlichen Betriebs
nicht (kein alternative Erschließung wie beim
Bauunternehmen) von der B14 getrennt werden. Um
eine Durchfahrt als Abkürzung zu erschweren erfolgt
der Ausbau so, dass er für den landwirtschaftlichen

Betrieb und die dort vorhandenen bzw. evtl. künftigen
Gebäude Begegnungsverkehr stattfinden kann,
gleichzeitig jedoch aufgrund der Ausbaubreite für den
Schleichverkehr unattraktiv wird. Ergänzend soll
verkehrsrechtlich angeordnet werden, dass der
Silcherweg nur für den Anliegerverkehr freigegeben
wird.

Aufgrund der Einwendungen und Anregungen ist
vorgesehen den Mörikeweg verkürzt auszubauen.
Ebenso soll die Stichstraße "Stuttgarter Straße"
verkürzt werden. Auf Grund der dann sich

ergebenden Abstände und Eigentumsverhältnisse
kann die geschilderte beitragsrechtliche Konsequenz
nicht mehr entstehen. Die Verkehrskonzeption beruht
auf städtebaulichen Überlegungen. Die daraus
resultierenden Erschließungsbeiträge sind kein
Abwägungsbelang.

Beschluss: Die Anregung wird zur Kenntnis
genommen. Das Erschließungsbeitragsrecht ist
für den Bebauungsplan kein Abwägungsbelang.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhtandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und

Abwägungsbeschluss:

1.5 Alles in allem soll durch die hier gewählte Festsetzung der rerkehrlichen
ErschlieBiing in Gestalt der projektierten StichitraSe "Stuttgarter Straße"
sowie des Mörikeweges entgegen dem Grundsatz der uerursachergerech-
ten Belastung auch meine Mandantschaft mit den diesbeiüglichen Er-
sthließungsbeiträgen belastet wsrden. Dagegen sollen gemeindlicherseits
bewusst und gewollt andere Grundstückseigentümer von ErschlieSungsbei-
trägen freigehalten werden. Ich rüge hier eine willkürliche Ungleichbe-
handlung. Daher habe ich meiner Mandantschaft auch empfohlen, nicht an
freiwilligen Grundstückiveranderungen mitzuwirken, insbesondere nicht
Flächen des Flurstücks Nr. 1523 beispielsweiie für Zwecke der StraEemer-
breiterung zu veräußern oder ;u tauschen, sondern vielmehr entsprechen-
de behördliche Entscheidungen iibei eine Enteignung einer verwaltungsge-
richtlichen Überprüfung zuzuführen. Gleichwohl steht meins Mandant-

schaft zur Besprechung einer einvernehmlichen Löiung zur Verfügung, die
durchaus darin bestehen kann, dass gemeindlicherseits mit dem Betreiber
des Einzelhandelsbetriebes bzw. dem Eigentümer der Grundstücke, auf de-
nen der Einielhandelsbetrieb verwirklicht wsrdsn soll, ein städtebaulicher
Vertrag über die Übernahme de( Kosten der Herstellung der Verkehrssnla-
gen durch den Betreiber des Einzelhandelsbetriebs bzw. dem Eigentümer
der Grundstücke, auf denen der Einzelhandelibetrieb verwirklicht werden
soll, vereinbart wird. Sollte der derzeit ins Auge gefasste Betreiber des Ein-
zelhandelsbetriebs eine solche Vereinbarung nicht schlieBen wollen, kann
ich Ihnen gerne weitere Interessierte Ein;elhandelsbetreiber emplehlen.

Stellunqnahme zu Ziffer 1. 5:

Die Verkehrskonzeption begründet sich aus
städtebaulichen, verkehrlichen und straßenbaulichen

Vorgaben, jedoch nicht darauf ob
Erschließungsbeiträge und in welchem Umfang diese
zu bezahlen sind.

Änderungen der Verkehrskonzeption sind immer dann
möglich, wenn diese unter Berücksichtigung der
Straßenbautechnischen und verkehrlichen

Anforderungen zulässig sind und wenn die Änderung
sich städtebaulich nicht nachteilig auswirkt. Eine
Änderung der Verkehrskonzeption aus
beitragsrechtlichen Gründen wäre nicht zulässig.
Selbstverständlich wirken sich die städtebaulichen
oder verkehrlichen Entscheidungen auf das
Beitragsrecht aus. Manchmal zum Vorteil, aber
manchmal auch zum Nachteil der Anlieger.
Der Vorwurf der willkürlichen Ungleichbehandlung
wird zurückgewiesen und ist zu belegen, da der
Gemeindeverwaltung kein solcher Fall bekannt ist.
Dass der Gewerbebetrieb Erschließungsbeiträge
bezahlen muss führt nicht zu einer
Ungleichbehandlung mit anderen
Grundstückseigentümern. Da auch andere
Grundstückseigentümer diese bezahlen müssen oder
bereits bezahlt haben.

Die Anbindung des Bauuntemehmens an die
Stichstraße "Stuttgarter Straße" dient der Sicherung
und Entwicklung des Betriebes an diesem Standort.
Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan allein für das
Sondergebiet und die Übernahme der Kosten allein
durch den Einzelhandelsbetrieb ist nicht möglich. Der
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" dient nicht allein
derAnsiedlung des Verbrauchermarktes, sondern
arbeitet auch bisherige städtebauliche und
verkehrliche Missstände im Bereich des Misch- und
Dorfgebietes auf.
Das Bauuntemehmen hat durch die Anbindung an die
Stichstraße "Stuttgarter Straße" erstmalig eine
Erschließung, welche im Ausbaustandard der
Anbindung eines Gewerbebetriebs entspricht. Der
Ausbaustandard des Uhlandweges und des
Feldweges 286 (Mörikeweg) wurden bereits
1965/1966 kritisch gesehen. Der Betrieb hat sich seit
seiner Ansiedlung 1966 kontinuierlich
weiterentwickelt, was allein schon an der Erstellung
weiterer gewerblicher Gebäude abzulesen ist.
Außerdem wurde das durchgängige Grundstück Flst.
Nr. 1527 zwischen 2002 und 2011 geteilt, ohne, dass
für das neu geschaffene Grundstück Flst. Nr. 1527/1
eine gesicherte Erschließung
(Grunddienstbarkeit/Baulast) über das Flst. Nr. 1527
geschaffen wurde. Dieser Mangel wird nun durch eine
öffentliche Erschließungsstraße (Stichstraße
"Stuttgarter Straße") behoben.
Der Einmündungsbereich der Stichstraße wurde so
angelegt, dass beim Abbiegen eines LKWs die
Gegenfahrbahn nicht benötigt wird. Eine Reduzierung
des Radius würde dies erfordern. Eine Änderung des
Einmündungsbereiches (geänderter
Einmündungsradius, damit nicht so viel Fläche vom
Bauunternehmen benötigt wird) wurde geprüft ist
Jedoch nicht genehmigungsfähig.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

2- Biilang hat meine Mandantschaft zur Andienung der Halls auf deni Fluistucl; Nr.
1S;;/1, insbesonilere ;m Entladen und Seliden von fihrisugen mit Biumate-
rialien sowie im Umlagern von Biumiteriilien für die entsprichindEn Fahr-
zeugbewegumgen auch den Mörikeweg mit bsiiutit. Dieser den Grunilstücken
meiner Mandirtscliift östlich vorgdagerte Teil des Möritewegs soll nummehr
nicht mehr als öffentliche Verkehrsfljche genutit werdei], iondern als MischeE-
bietsfljche baulich nutibar sein und im Wege des Gruniliticbtauiches meine;
Mardantschaft ubereigNt wiröEn, sodass sich iiiie auf den ersten Blick im-
hernd gleiclis Benutibarteit dieiei Bersiches wie biiher Ergeben könnte, jedoch
soll ;utiinftig unmittElbar östlich der den Grutidstucten meiner Mandintschift
östlich vorgeligerteti und derzeit (noch] fir deii Möiiteweg genutiten fliehen
iin offentlidier Gehweg hergestellt werden:

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwäg u ngs beseht uss:

Fortsetzunq der Stellunqnahme zu Ziffer 1. 5:
Die Gemeinde ist grundsätzlich auch an einer
einvemehmlichen Lösung interessiert, kann jedoch
die Verkehrskonzeption nicht davon abhängig
machen ob Grundstückseigentümer die erforderliche
Verkehrsfläche veräußern oder ein

Enteignungsverfahren notwendig werden würde.
Seither konnten Immer einvemehmliche Lösungen
erzielt werden. So wird für den Verlust von Flächen

entlang des Flst. Nr. 1523 für die
Erschließungsanlagen, wieder in gleichem Umfang
Flächen im Osten der bestehenden Grundstücke dem
Bauunternehmen zur Verfügung gestellt.
Durch den Flächentausch ergibt sich für das
Bauunternehmen kein Nachteil.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.

Stelluncinahme der Verwaltunq und
Abwäaunqsbeschluss zu Ziffer 2:

Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

2. 1 Durch diesen 6ehweg wird eine zuiätiliche Gefahr erzeugt, da bei den
Rangier- und Manövriervorgangen meine Mandsntschaft wegem des Geh-
weges noch usrstärkter darauf achten muss, keine Passanten und ggf. auf
dem Gehweg mit dem Bad fahrende kleinere Kinder ;u gefährdEd, Denn
die Baufahrzeuge memer Mandantschaft, insbesondere die LKW mit Tan-

ifem-Anhänger, fahren rückwärts in die auf dem flurstick Nr. 1527/1 be-
findliche große Halle zur Ermöglichung der iachgerechlEn Beladung - für
dieses Rangieren mit dem LKW mit Tandem-Anhänger wurde zukünftig

wohl der Gehweg betroffen sein, auf dem sich Passanten aufhalten. Heute
gibt es im Bereich des Mörikeweges nahezu kein Verkehrsaufkommen und

damit nahezu keine Gefährdung Dritter, Erst durch den projektierten groß-
flächigen Einzelhandel würden Kunden angelockt werden, die dann auch
den proiektienen Gehweg nutzen werden. Der in der Aufstellung befindli-
ehe Bebauungsplan erzeugt damit eine bislang nicht bestehende, zusätzli-
ehe Gefahrensituation, ohne das neu durch diesen Bebauungsplanentwurf
erzeugte Risiko in den Griff zu bekommen!

2, 2 Auch wenn die Aufteilung der Verkehrsfljchen im derzeit in der Aufetellung
befadlichen Bebauungsplan nicht zwingend verbindlich sein muss, drangt
es sich doch auf, den unmittelbar entlang der nördlichen Bebauungsplan-
grenze vorgesehenen Gehweg noch weiter nach Osten bis zur östlichen
Sperrfläche der östlich der geplantsn Linksabbiegerspur zu fiihren, damit
dann über diese Sperrfläche die Fußgänger die B14 queren können, iodass
sodam entlang der östlichen Seite der projektierten StichstraBe "Stuttgar-
terStralie" der Gehweg führen kann.

2. 3 Eine solche Lösung würde auch eine etwaige schadenserhöhende intensi-
vere Nutzung des Gehweges durch das Überfahren des Gehweges auf sei-
ner vollen Länge, um - wie bisher - auf der vollen östlichen Länge der
Grundstücke meiner Mandantschaft die Grund5tücke meiner Mandant-

schaft zu befahren, vermeiden und auch einen etwaigen Kickstau wegen
des Wartens der Baustellenfahrzeuge meiner Mandartschaft, bis Passan-
ten den Gehweg freigemacht haben, sowie etwaige gefährliche Situationen
beim Überfahren des auch von Passanten genutzten Gehweges durch die
Baustellenfahrzeuge meiner Mandantschaft vermeiden!

Stellungnahme derVerwaltunq zu Ziffer 2. 1:

Die öffentlich ausgelegte Planung ging davon aus,
dass auch das Flst. Nr, 1527/1 direkt von der neuen
Stichstraße aus angefahren werden können muss.
Dies ist jedoch wie die Einwendungen des
Betriebsinhabers und der Grundstückseigentümer
zeigen, nicht erforderlich. Vielmehr wird es als
nachteilig empfunden, dass im Bereich der
Wendefläche mit dem LKW rangiert werden muss.

Daher hat die Gemeinde die Straße verkürzt. Die
dadurch frei werdende Fläche könnte dem
Gewerbebetrieb bei Bedarf als Rangierfläche oder als
Entwicklungsfläche zur Verfügung gestellt werden.
Die beschriebenen Konflikte bzw. Gefahren beim

Rangieren können dadurch ausgeräumt werden,

Ein Zu- und Abfahren zur Stichstraße über den

Gehweg führt zu keiner außergewöhnlichen
Gefährdung von Fuß- und Radfahrern. Die im
Straßenverkehr übliche Rücksichtnahme gilt auch
hier.

Beschluss: Die Anregung wird durch die
Verkürzung der Stichstraße berücksichtigt.

Stellungnahme zu Ziffer 2.2:
Im Osten entsteht keine Sperrfläche, sondern eine
Linksabbiegerspur. Innerhalb der Linksabbiegerspur
ist die Anlegung einer Querungshilfe nicht zulässig.
Außerdem wäre zu befürchten, dass

Fußgänger/Radfahrer abkürzen und ohne
Querungshilfe die B14 queren. Dies würde zu einer
Gefahr für Fußgänger und Radfahrer führen. Eine
solche sollte jedoch wie der Einwender unter Ziffer
2. 2 ausführt vermieden werden.

Beschluss: Der Hinweis wird zurückgewiesen.

Stellunqnahme zu Ziffer 2,3,
Wie bereits in der Stellungnahme unter Ziffer 2.2
dargestellt, ist die Verlegung des Gehweges auf die
Ostseite der Stichstraße nicht möglich. Der Gehweg
wird so gebaut, dass ein Überfahren problemlos
möglich ist (vgl. Bauuntemehmen in der
Daimlerstraße in Eutingen). Die Zufahrt zum
Bauunternehmen wird auf eine Einfahrt definiert. In

diesem Bereich haben Fußgänger, Radfahrer und
Fahrzeugführer die im Straßenverkehr übliche
Sorgfalts pflicht walten zu lassen. Aus Sicht der
Verkehrsbehörde führt das Überfahren des Geh-und
Radweges zu keiner außergewöhnlichen Gefährdung.
Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen.

Seite48 von 203



Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

3. In diesem die verkehrliche ErschlieBung betreffenden Zusammenhing rügt
meine Mandantschaft, wenn auch mit deutlich geringerer Piiorität, die bislang
rechtiunverbindlich vorgesehene EinbahnstraBenregelung für den Uhlandweg;

3. 1 Bekanntlich bedarf die Anordnung einer EinbahnitraBe einer straBenyer-
kehrsbehördlichen Amrdnung, die grundsätzlich nicht im Bebauungsplan
getroffen werden kann, sodass auch die vorgesehene Einbahnstraßeii[ege-
lung för den Uhlandweg derzeit noch rechtsumerbindlich ist.

3.2 Ourch eine solche EinbahnstraBenregeliing würde jedoch meiner MBmdant-
schaft die seit Jahriehnten beitehende direkte Zufahrtsmöelichkeit übet
den Uhlandweg zu den Gruiidstücken meiner Mandartschaft genommen
werden;

Stücke Nr. 1524/1, 1527/1 und 1527 den derieit bestehenden Möri-
keweg |b;w. die projektierte Stichstraße "Stuttgarter Straße") neh-
men oder einen Umweg fahren könnten, würde eine solche Betrach-

tungsweise der Realität und den betrieblichen Bedürfnissen nicht ge-
recht. Denn der betriebsbedingte Verkehr wird zu über 90% über den
Uhlsndweg abgewickelt - auch der Lieferverkebr erfolgt über den Uh-
landweg. Auf diese Verkehrsandienung hat sich der Betrieb meiner
Mandantschaft eingerichtet. Ein teilweises Abschneiden der Erreich-
barkeit durch eine Einbahnstraßenregelung würde erheblich in den
Betrieb meiner Mandantschaft eingreifen. Insbesondere würde sich
dann der Verkehr im Mörikeweg (bzw. in der projektierten Stlchstra-
Be "Stuttgarter SlraGe") erhöhen.

Damit einhergehend könnten sich gefährliche Situationen wegen der
höheren Verkehrsdichte an Fahrzeugen und Passanten, die die pro-
jektierte Stichstraße "Stuttgarter Straße" nutzen würden, ergeben,
wenn Baustellen- und Lieferfahrzeuge in Richtung Norden die Be-
triebsgrundstücke verlassen wollen und nicht den Uhlandweg neh-
men - den vorfahrtsberechtigten Kundenfahrzeugen für den projek-
tierten großflächigen Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb sowie den
Passanten miissten die Baufahrzeuge Vorfahrt gewähren, um sich
dann linksabbiegend (!| in eine Lücke zu quetschen. Eine verkebrlich
unerträgliche Situation ist absehbar,

3. 2. 1 Auch wenn auf den ersten Blick dies zwar weniger die Bauunterwh-
mung meiner Msndantschaft betreffen könnte, da die insbesondere
Baustellenfahrzeuge meiner Mandantschaft zum Befahren der Flur-

Stellunqnahme zu Ziffer 3. 1;
Der Gemeinde ist durchaus bewusst, dass die
Einrichtung einer EJnbahnstraßenregelung einer
Verkehrs recht l i ehe n Anordnung bedarf. Der
Bebauungsplan schafft jedoch durch die Festlegung
von Ausbaubreiten die Voraussetzungen. Die
Erschließung ist daher im Bebauungsplan in der
Begründung zu erörtern. Aufgrund der Einwendung
wird die Begründung überarbeitet und die
Verkehrskonzeption ausführlich dargestellt.
Beschluss:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und
durch die Überarbeitung der Begründung
beachtet.

Stellun.qnahme zu Ziffer 3.2:
Kenntnisnahme

Stellunqnahme zu Ziffer 3. 2. 1:

Die neu projektierte Stichstraße "Stuttgarter Straße"
wird so ausgebaut und hergestellt, dass deren
Befahren und das Miteinander von Fußgängern und
Radfahrern problemlos funktioniert. Dies
gewährleistet auch die Einhaltung der Richtlinie über
die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06). Welche im
Bereich der Fahrbahn sogar noch um 45 cm
überschritten wird um die Sicherheit und Leichtigkeit
für alle Verkehrsteilnehmer zu gewährleisten.

Die seither erteilten Baugenehmigungen für das
Bauunternehmen erlauben keine Zufahrt von der B14
in den Uhlandweg oder den Mörikeweg. Mit dem
Bebauungsplan ist dies erstmalig möglich. Die seither
ungenehmigte und geduldete Zufahrt kann aus den
dargelegten Gründen nicht aufrechterhalten werden.

Mit dem Bau der neuen Stichstraße und der

Anbindung der Gewerbegrundstücke Flst. Nr. 1527/1,
1524/1 und 1523 an diese. erhält der Gewerbebetrieb
eine verbesserte Zufahrtsmöglichkeit durch
a) Linksabbiegespur zum Einfahren von der B14
b) Ausgebaute Straße mit Ausbaustandard nach
RASt06, statt geschotterter Verkehrsfläche.

Damit ist die Nutzung des Uhlandweges für den
gewerblichen Verkehr nicht mehr erforderlich. Die
Wohngebäude und auch das Büro sind auch dann
ausreichend angebunden, wenn der Uhlandweg nur
über den Tübinger Weg erreicht werden kann und
nicht direkt über die B14.
Der Gewerbetreibende kann, sofern er dies will auch
nach der "Einbahnstraßenregelung" noch über den
Uhlandweg in die B14 ausfahren und umgeht damit
das Ausfahren in die Stichstraße.

Die geschilderten Nachteile des höheren
Verkehrsaufkommens durch den Markt wird bei
weitem aufgehoben durch einen Gewinn an
Verkehrssicherheit und Leichtigkeit an der B14, weil
eine Abbiegespur für Verkehrssicherheit sorgt und
durch den Ausbau der Straße, unter Berücksichtigung
von LKW-Schleppkurven das ein- und ausfahren
erleichtert wird,
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Ftst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Fortsetiuna Ziffer 3. 2. 1:

die Baustellen- und Ueferfahraeuge dagegen die Betriebs-
grundstücte in Richtung Süden verlassen, ginge dies aufgrund der
Einbahnstraßenregelung nur in Richtung Norden. Umwege mit einem
entsprechenden Mehrverbrauch an Treibstoffen, einem Mehraiisstoß
an CO;, etc. wären die Folge zusammen mit einer sthlechteren m-
kehrlichen Erreichbarkeit.

Auch könnte es zu Verkehrsbehinderungen kommen, wenn möglich-
erweise am späten Nachmittag, wenn die Baiistellenfahrzeuge mei-
ner Mandantschaft zurückkehren und auf der projektierten Linksab-
biegerspur stehen, zugleich auch weitere Fahrzeuge links abbiegen
wollen, beispielsweise um kurz nach Dienst'/Biiro'/Arbeitsschluss
schnell noch einzukaufen.

3. 2. 2 Zudem wäre das Wohnhaus auf dem Grunditick meiner Mandant-

schaft mit der Fliirititk Nr, 1S24 nur iiiier einen Umweg ;u errei-
chen, da ES aufgrund der vorgesehenen EidbahnstraSenregelumg nur
über den Uhlandweg und damit bei einer EinbahnstraBenregelung
nur von Süden anfahrbar wäre,

3. 3 Soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs für eine solche Ein-
bahnstraßenregeliing angeführt werden sollte, wäre ein solches Argument
nur vorgeschoben. Denn bislang hat die Nutzung insbesondere auch des
Uhlandweges ohne eine EinbahnstraBe seit Jahrzehnten beanstsndungsfrei
funktioniert,

3.4 Zudem bestehen auch im Hinblick die Sicherheit und lEichtigkeit des Ver.
kehri Alternativen: so könnte ebenso wie beim Einmündungsbereich des
Silcherweges der Einmündungsbereich des Uhlandweges aufgeweitet wer-
den (die Strafienbreite des Sikherweges nach der Aufweitung belauft sich
auf 3, 51 m, die Straßenbreite des heutigen Uhlandweges auf 3,50 m),
Wieso eine solche Aufweitung beim Uhlandweg nicht möglich sein soll, ist
nicht ersichtlich. Meine Mandantschafl wäre bereit, die benötigten Flachen
zur Verfügung zu stellen, Wenn eine solche Maßnahme für einen landwirt-
schafttichen Betrieb umgesetzt wird, kann eine solche Maßnahme auch für
den Betrieb meiner Mandantschaft umgesetzt werden - oder soll meine
Mandantschaft ungleich behandeit werden?

Fortsetzung Stellungnahme zu Ziffer 3. 2. 1 :
Da der Betrieb von der B14 aufgrund der
bestehenden Genehmigungen nicht angefahren
werden darf, wird die Zufahrt gegenüber dem aktuell
zulässigen Zustand verbessert.
Da die Linksabbiegespur nach heute geltenden
Richtlinien erstellt wird, ist diese Gefahr eher gering
einzustufen. Außerdem hat der Einwender

geschildert, dass er bereits jetzt, links in den
Uhlandweg und Mörikeweg abbiegt. Ohne
Linksabbiegespur ist die Gefahr eines Rückstaus
noch deutlich größer.
Der Hinweis auf ökologische Aspekte wird zur
Kenntnis genommen. Dies ist jedoch in der
städtebaulichen oder verkehrlichen Abwägung über
die Anlage von Straßen kein Abwägungsbelang.
Beschluss: Der Einwand wird zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 3.2.2:
Es ist im Augenblick nicht geplant eine klassische
Einbahnstraße einzurichten. Vielmehr soll von der
B14 her die Einfahrt in den Uhlandweg verboten
werden.
Das Verbot der Einfahrt von der B14 in den
Uhlandweg betrifft alle Anlieger des Uhlandweges.
Dieser Nachteil wird jedoch in Kauf genommen um
den Durchgangsverkehr aus dem Uhlandweg
herauszunehmen.

Einbahnstraßen gibt es jedoch auch in vielen anderen
Städten und Gemeinden und dort kann es den
Eigentümern der Grundstücke auch zugemutet
werden.

Beschluss: Der Einwand wird zurückgewiesen.

Stellunqnahme der Verwaltung zu Ziffer 3. 3:

Siehe Stellungnahme zu Ziffer 3.2.2.
Beschluss; Der Einwand wird zurückgewiesen.

Steilunanahme zu Ziffer 3.4:
Die Aufweitung wäre natürlich eine Möglichkeit,
ebenso wie die Öffnung des Uhlandwegs und eine
Verbreiterung auf 7 m. Es gäbe wahrscheinlich sogar
noch mehr Möglichkeiten. Der Gemeinderat hat sich
jedoch für die im Entwurf vorgestellte
Verkehrskonzeption ausgesprochen:

. Sondergebiet wird ausschließlich über B14
angefahren

. Zufahrt von derB14 wird ausgeschlossen
(muss verkehrsrechtlich noch angeordnet
werden)

. Aufweitung im Silcherweg, statt
Komplettausbau, damit der
landwirtschaftliche Betrieb über die B14
angefahren werden kann

Das Bauuntemehmen wird aus folgenden Gründen
nicht gleich behandelt wie der landwirtschaftliche
Betrieb:
Es besteht eine alternative Zufahrt zum

Gewerbebetrieb, was beim Landwirtschaftlichen
Betrieb nicht gegeben ist.
Beschluss: Der Einwand wird zurückgewiesen. Es
erfolgt keine Ungleichbehandlung daraus, dass
die beiden Grundstücke unterschiedlich

behandelt (Betrachtung^les E^nzelfalls) werden.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527(1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

3, 5 Alles in allem hat bislang hat die Nutzung insbesondere auch des
weges ohne eine Einbahnstraße seit Jahrzehnten beanstandungsfrei funk-
tioniert. Ein sachgerechter städtebaulicher Grund für eine Änderung liegt
nicht vor,

Meine Mandantschaft wendet sich gerade auch gegen die Festsetzung eines
Mischeebiets für die Grundstücke meiner Mandantschaft;

4. 1, Denn bekanntlich betreibt meine Mandantschaft auf den vorgenannten
Grundstücken meiner Mandantschaft eine Bauunternehmung (und nicht
bioii ein Baugeschaft, wie es zu Beginn des Entwurfes der Bebauungsplan-
bEgründung ausgeführt wird]: die BaiJunternehmung Gustav Scherer. Auf
den vorgenannten Flurstücken befinden sich eine große Lagerhalle für Bau-
stoffmateriilien, eine kleine Lagerhalle, Schuttgutboter] für Schüttgut
(Splitt, Schottsr, Mineralbeton, Kies, Sand, etc. ], Birogebiude, Werkstatt
und Wohnhaus - noch vor 7 Uhf werden die Fahrzeuge des Bauunterneh-
mens mit BiumalEriilien und Baamaschinen beladei] und abends entla-
den, wobei auch tagsüber Ablade- und Beladevorgänge stattfinden. Sthütt-
gut wird scholl vor 7 Uhr bis in die Abendstunden hinein bewegt. In der
Werkstatt werden mit beispieliweise SchleifmaschiTOn, Kreissägen und
anderen erhebliche Geräuschemissionen erzeugenden eauniaichinin wie
beispielsweise mit stationären Kompressoren, Schlagschrauber, etc, Arbei-
tsn durchgeführt. Schüttgut »ird bewegt. Auf dem Waschplat; »erden die
Fahrzeuge gereinigt.

4. 2. Bei solchen Tätigkeiten wäre die Zulässigkeit des Bauuntemehmems meiner
Maiidantschaft in einem Mischgebiet gruiidsätzlichen Fragen auigeseU.
Denn Mischgebiete dienen gsmiB S 6 Abs. l BauNVO dem Wohnem und
der Unterbringung von Geweibegebitten, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören. Demetitsprecheiid sind zwar nach § 6 Abs. ; Nr. 4 BsuNVO
sonstige Gewerbebetriebe allgemein zulässig - diese ionstigen Gewerbs-
betriebe dürfen aber im Rahmen em typiiisrendem Betrachtung (!] das
Wohnen nicht wesentlich stören, S 6 Abs, 18iuNVO. Störem bei Einer typi.

Stellungnahme zu 3. 5:

Mit dem Bebauungsplan erhöhen sich auch durch das
verbesserte Planungsrecht die baulichen
Möglichkeiten für Nachverdichtungen auf den bisher
noch unbebauten Grundstücken. Auch sieht die

Bevölkerung durch den Bebauungsplan die
Möglichkeit den ungewünschten Verkehr im
Uhlandweg und im "Tübinger Weg" wenn nicht ganz
zu vermeiden, dann doch zumindest zu minimieren.

Bisher gab es für die Grundstücke keinen
Bebauungsplan, weshalb es für das Gebiet
"Stuttgarter Straße" auch keine Verkehrskonzeption
gab. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes muss
auch eine Aussage zur Verkehrsabwicklung getroffen
werden in dem der Bebauungsplan Straßen und
deren Ausbaubreiten festlegt. Dass etwas in der
Vergangenheit funktioniert hat, bedeutet nicht, dass
eine Neuüberplanung nicht eine andere verkehrliche
Erschließung vorsieht. Nur weil es mangels
Alternativen funktioniert hat, muss es nicht gut
gewesen sein.
Beschluss:
Der Einwand wird zurückgewiesen.
Die Verkehrskonzeption wird nicht verändert.

Stellungnahme zu Ziffer 4. 4. 1 und 4. 2:

Unserer Auffassung nach gibt es keinen Unterschied
zwischen der Bezeichnung "Geschäft" und
"Unternehmen". Da dies für den Einwender wichtig zu
sein scheint, werden wir künftig nur noch von
Bauunternehmen sprechen.

Die Schüttgutboxen auf dem Flst, Nr. 1524/1 wurden
widerrechtlich, ohne Baugenehmigung errichtet und
konnten bisher auch nicht genehmigt werden, da die
Voraussetzungen dafür fehlten. Lt, Stellungnahme
des Gewerbeaufsichtsamtes vom 29. 03. 2011 und der

Baurechtsbehörde vom 27,04.2011 befindet sich das
Bauvorhaben im Außenbereich. Durch den Neubau

des Geräteunterstandes und die Kiesboxen wird der
vorhandene Standort weiter verfestigt. Der Standort
ist jedoch für ein Bauunternehmen gänzlich
ungeeignet. Beim Be- und Entladen der Kiesboxen ist
dagegen mit störenden Lärm- und Staubemissionen
zu rechnen.

Der Anbau der Lagerhalle wurde von der
Baurechtsbehörde 1996 genehmigt, 1999 und 2002
veriängert. In der Baugenehmigung wird festgestellt,
dass sich das Bauvorhaben in einem Mischgebiet
befindet und der Betrieb als nicht störender Betrieb zu
führen ist. Ausdrücklich wird darauf hingewiesen,
dass nur immissionsarme Arbeiten zulässig sind,
Außerdem wurden Betriebszeiten werktags von 7. 00
Uhr bis 21. 00 Uhr und samstags von 7. 00 Uhr bis
17. 00 Uhr festgelegt. Zudem wurde in der
Baugenehmigung geregelt, dass die Lärmwerte von
45 dB(A) in der Nacht und 60 dB(A) tagsüber
einzuhalten sind.

Sollte der Betrieb nicht als "nicht störend" geführt
werden und die Immissionswerte überschritten

werden, läge bereits heute ein Verstoß gegen die
erteilten Baugenehmigungen vor.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

sisrenden Betrachtung sonstige Gewerbebetriebe das Wohnen weientlich,
sind diese sonstigen Gewerbebetriebe bauplanungsrechtlich unzulässig
|vgl. statt aller Fictert/Fieseler, BauNVO, 12. Auflage, § 6 Rn. 7]. Im Bahmen
der typisisreriden Betrachtung sind Bauunternehmen der Gruppe »on Be-
trieben zuzurechnen, die ihrer Art nach zu wesentlichen Störungen führen
können, aber nicht zwangsläufig führen müssen (vgl. BVemG vom
22. 11. 2002, 4 8 72.02). Vorliegend besteht gerade bei der vor;unehmen-
den typisierenden Betrachtung das Bisiko der bauplanungsrechtlichen Un-
zulassigkeil des Betriebs meiner Mandantschaft, da regelmäßig Betriebe,
die Kreissägen (wie meine Mandantschaft) verwenden, über Lagerplätze
für Straßenbaustoffe verfügen [meine Mandantschaft verfügt über solche
offenen Schüttgutboxen) oder Bauunternehmungen mit einem größeren
Kfz- und Maschinenpark (wie meine Mandantschaft) sind, in einem Mlsch-
gebiet nicht bauplanungsrechtiich zuiassungsfahig sind (vgl. Fi-
ckert/Fleseler, BauNVO, 12. Auflage, § G Bn. 12. 2. a. E. sowie BayVGH vom
22.07,2005, 26804.931].

Fortsetzuna Stelfunanahme zu Ziffer 4, 4, 1 und_4"2i
Die Baurechtsbehörde empfiehlt 2011 das Aufsteilen
eines Bebauungsplanes um mit entsprechenden
regelnden Festsetzungen die Bedenken des
Gewerbeaufsichtsamtes ausräumen zu können und
um die planungsrechtlichen Grundlagen für eine
Genehmigung des Geräteunterstands mit
Schüttgutboxen zu schaffen.

Die Gemeinde Eutingen im Gau war bereit der
Empfehlung der Baurechtsbehörde nachzukommen.
Zur Vorbereitung des Bebauungsplanes wurde der
Unternehmer im Mai 2011 gebeten ein
Betriebskonzept vorzulegen. Im Dezember 2013 lag
dieses Konzept noch nicht vor, weshalb der
Unternehmer erneut aufgefordert wurde ein solches
einzureichen.

Im Februar 2014 ging von der Handwerkskammer
eine Betriebsprognose und Lärmmessung ein. Die
Lärmmessung der Handwerkskammer ergab, dass
die Grenzwerte eines Mischgebietes von 60 dB(A) bei
geschlossenen Toren eingehalten werden kann.
Zusammenfassend hat die Handwerkskammer im
Auftrag des Unternehmers folgende
Zusammenfassung erstellt:
Die Fiima sieht am derzeitigen Standort eine auch in
Zukunft ausreichend große Betriebs fläche. Jedoch
wäre eine Betnebserweiterung nach Osten
wünschenswert, da

. die schnelle Verfügbarkeit von
Recyclingmaterial eine immer größere Rolle
spielen wird und daher eine Lagerfläche
notwendig würde

. die lärmintensiven Tätigkeiten dorthin
verlagert werden könnten

. die Kiesboxen auf dieser Fläche aufgestellt
werden können

Von sehr großem Vorteil wäre in diesem Zuge der
Ausbau des Mönkewegs als Zufahrtsstraße, da die
momentanen Zufahrtsstraßen für LKW und PKW mit
Anhänger sehr schlecht befahrbar sind.

Beschluss: Die Anregung anstelle eines
Mischgebietes ein Gewerbegebiet festzusetzen,
wird zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetcung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

4. 3, Wegen des hohen Risikos der bauplanumgirechtlichen Ureiilasiigkeit des
Betriebs meiner Mandantichaft in einem Mischgebiet wird meifier Man-
dantsthaft eine jegliche Entwicklungsmiiglichkeit genommen. Dem es
macht wirtschaftlich keinen Sinn, iich an einsm Standort weiterzuertwi-
ekeln und Geld m investieren, wem der Standort in Frage gestellt ist, nicht
die Gewähr der dauerhaften Existen; bEsteht. Zudeni besteht auch dis Bi-
Ao, dass immissionischutibehordlicherieits ungeachtet der Beitandstaft
bestehender Baugenehmigungen Einschränkungen rerfugt wefdeti, iodsss

ffleinsr Mandantschaft die Luft zum Atmen genommeii werdeH
könnte. Durch die vorgesehene MischgebiEtsfestsefiung wird ww Man-
dirtschaft sehenden Auges dem Bisiko des Unergangs ausgeieM. Dies
wird meine Mandantschaft nicht hinnehmen.

4.4. Auch ist eine solche Mischgebietsfestsetziing nicht zwingend erforderlich.
Es könnte durchaus auch eine Gewerbegebietsfestset;ung erfolgen. Auch
könnten gestübt auf § l Abs. 10 BauNVO Bestandsschut;festset;ungen ge-
troffen werden, also dass Erweiterungen, Änilermgen, Nutzungsänderun-
gen und Erneuerungen des Betriebs meiner Mandantschaft allgemein ;u-
lässig sind. Warum von solchen Bestandsschiit;festset;ungen durch das
Planungsbtiro Abstand genommen worden ist, ist hier nicht ersichtlich. Ich
rege für meine Mandantschaft ausdriiklich die vorsorgliche Festsetzung
solcher Bestandsschubfestsetzungen nach § l Abs. 10 BauNVO an.

Stel.l.unqnahme zu Ziffer 4. 3_:
Da die Gemeinde ebenfalls die Auffassung vertritt,
dass der Standort für den Betrieb nicht optimal ist, da
er aufgrund Immissionsschutzrechtlicher
Bestimmungen mit Einschränkungen rechnen muss,
wurde dem Unternehmer bereits 201 1 angeboten sein
Unternehmen in ein Gewerbegebiet der Gemeinde
Eutingen im Gau zu verlagern und auf seinem
Grundstück eine andere Nutzung Z. B. Wohnnutzung
anzustreben. Der Unternehmer teilte im Mai 2016 mit,
dass er seinen Standort nicht verlegen möchte.
Bereits bei der Genehmigung der veränderten
Ausführung der Lagerhalle im Jahr 1972 wurde darauf
hingewiesen, der Betrieb als "nicht störend" zu
betreiben ist.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen. Die Ausweisung der
Betriebsfläche als GE ist aufgrund der
Bestandsbebauung nicht möglich.

Stej!un_qnahme zu Ziffer 4.4:
Mit der Uberplanung wird zum einen der Bestand
(bisher befindet sich die Lagerhalle im Außenbereich)
gesichert, zum anderen werden die Voraussetzungen
für eine Genehmigung des bereits gebauten und
genutzten Geräteunterstands und die Kiesboxen
geschaffen.

§ 1 Abs. 10 BauNVO regelt folgendes:
"Wären bei Festsetzungen eines Baugebiets in
überwiegend bebauten Gebieten, bestimmte
vorhandene bauliche und sonstige Anlagen
unzulässig, kann im Bebauungsplan festgesetzt
werden, dass Erweiterungen, Änderungen,
Nutzungsänderungen und Erneuerungen dieser
Anlagen allgemein zulässig sind oder ausnahmsweise
zugelassen werden können."

Die genehmigten baulichen Anlagen und Nutzungen
werden durch den Bebauungsplan nicht unzulässig.
Für die bisher ungenehmigten baulichen Anlagen wird
mit dem Bebauungsplan die Voraussetzung für eine
Genehmigung geschaffen.

Die Voraussetzungen für die Anwendung des § 1
Abs. 10 BauNVO liegen hier nicht vor.

Beschluss: Die Einwendung wird
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527(1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg^S^

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwagungsbeschluss:

U. Wegen dieser Enslenzgefihrdung inEiner Mindantschift wird sich mm

Mindantschift gegen diesen Bebiuungsplmentwurf wenden Imüssen).

4.6 Zur Ergänzumg: Sicht berücbichtigt wirif auch der dErzeit durch msiiie
Mandantschaft ausgeübte Verkauf m Baumaterialien. Bern nach dem

festsetzungsertwurf soll bloß der Verkauf m Eigenproduktionen zulas-

sungsfähig sein. Den Sand oder Schotter, etc., produziert meine Mandant-
schaft jedoch nicht selbst, so dass deren Verkauf nach dem in der Aufstel-
lung befindlichen Bebauungsplan unzulässig wäre. Hier ist eine Bestands-
schutifestsetzung nach § l Abs. 10 BauNVO unerlässlich!

5. Auch die Festsetzung eines Oorfgebietes ist ersichtlich rschtswidrig. Denn die
Festietzung des Dorfgebietes dient auiwsislich des Entwurfes der Bebauungi-
planbegründung bloß der Gewährleistung dsr bauplanungsrEChtlichen Zulässig.
keit des ehiigen vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebs. Wahrlich gewollt ist
jedoch nicht ein Gebiet zur Unterbringung von mehrerem Wirtschaftsstellen land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, von Wohnnutzungen und von nicht wesent-
lich störenden Gewerbebetrieben sowie von der Versorgung der Bewohner des
Gebiets dienenden Handwerksbetriebeii. Wahrlich gewollt ist vielmehr blo8 die
Gewährleistung der Zulässigkeit des einzigen landwirtschaftlichen Betriebs, der
Gewährleistung der Zulässigteit der Tankstelle und im Übrigen die Ermöglichung
»oii Wohnnutzungen. Wahrlich gewollt ist somit ein Mischgebiet mit einer Be-
staiidsschutifestsetzung für den landwirtschiftlichen Betrieb nach S l Abs. 10
BauNVO. Die Dorfgebietsfstietiune ist wahrlich ein sogenannter "Etiketten-

Stellunqnahme zu Ziffer 4.5:
Der Betrieb wird durch die Aufnahme in den

Bebauungsplan und die darin getroffenen
Festsetzungen nicht in seiner Existenz gefährdet,
sondern vielmehr gesichert, da auch die vom Betrieb
ausgehenden Immissionen im
Bebauungsplanverfahren aufgearbeitet wurden und in
den Festsetzungen berücksichtigt werden. Außerdem
erhält der Gewerbebetrieb eine für LKW-Verkehre
ausreichend dimensionierte Erschließungsstraße und
durch die Linksabbiegespur eine verkehrlich sichere
Zufahrt von der B14 her.

Beschluss: Die Einwendung wird
zurückgewiesen.

Stellunqnahme zu Ziffer 4. 6:
Der Einwand ist nachvollziehbar, weshalb Ziffer 2.1

und 2. 2 geändert werden sollten.

Beschluss: Die Anregung wird berücksichtigt.
Die Formulierung unter Ziffer 2. 1 und 2.2 wird wie
folgt geändert: Ausnahmsweise zulässig sind:
"Verkaufsstätten eines im Plangebiet ansässigen

. Handwerksbetriebs

. Betriebs des produzierenden Gewerbes

. landwirtschaftlichen Betriebs

als untergeordneter Nebenbetrieb."

In der Begründung wird ergänzt, weshalb
Einzelhandel ausgeschlossen wird und diese
Verkauf s Stätten als untergeordneter Nebenbetrieb
zugelassen werden.

Stellunanahme zu Ziffer 5:

Die Fachbehörden kommen zu einem anderen

Ergebnis als der Einwender. Diese verlangen eine
Ausweisung als MD bzw. M) wie sie im
Bebauungsplanentwurf enthalten ist. Es gibt keine
Vorschrift wie viele landwirtschaftliche Betriebe in

einem MD liegen müssen. Neben dem
Bestandsbetrieb im Silcherweg, gibt es auch an der
Stuttgarter Straße landwirtschaftliche Scheunen.
Beschluss:

Die Einwendung wird zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs^Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsvorschlag:

Auch die Festsetzung des Sondergebiets "grofiflächlger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung" ist rechtswidrig:

6. 1. Denn zum einen widerspricht die gewellte Zulässlgkeit von großflächigem
Einzelhandel auf einer Verkaufsfläche von maximal 1.400 m! den räum-
ordnerischen Vorgaben zur Ansiedlung wn großflächigem Einzelhandel,
denen jedoch Bebauungspläne nach § l Abs, 4 BauGB entsprechen müs-
sen:

6. 1. 1. Denn gemäß Ziffer 2, 9. 2 Abs. l des Regionalplanes 2015 des Regio.
nalverbandes Nordschwarzwald in der Fassung seiner letzten Ände-
rung ist die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von Ein;elhan.
delsgraßprojekten grundsätzlich nur in Ober-.Mittel- und Unterzen-
Iren zulässig. Im Einzelfall sind Ein;elhandeligro8projekte auch in
ideinzentren oder Gemeinden ohne zentralörtiiche Funktion zulässig,
wenn Sie zur Deckung des Bedarfes der wohnortnahen Grmdversor-
gung der Gemeinde erforderlich sind oder diese Gemeinden in Ver-
dichtungsräumen liegen und mit Siedlungsbereichen benachbarter
Ober-, Mittel- oder Unterzentren zusammengewachsen sind. Letzt-
genannte Variante in Gestalt zusammengewachsener Siedlungsberei-
ehe liegt offensichtlich nicht m. Auch fehlt die Erforderlichkeit zur
Deckung des Bedarfes der wohnortnahen Grundversorgung der Ge-
meinde, da dieser Bedarf zum Einen bereits im Ort und zudem such
bereits anderweitig gedeckt wird (siehe bspw. S. 18 der Ausarbeitung

der GMA vom 1G.06. 201G). Daher widerspricht diese versuchte Son-
dergebietsfestsetzung dem vorgenannten regionalplanerischen Ziel,

Stellunqnahmezu Ziffer 6, 6. 1 und 6. 1. 1:
Über die Ziele der Raumordnung wacht der
Regionalverband und das Regierungspräsidium,
Fachbereich Raumordnung.
Beide Behörden wurden frühzeitig beteiligt und
kommen zum Ergebnis, dass ein großflächiger
Einzelhandel zur wohnortnahen Versorgung am
geplanten Standort (integrierte Lage) zulässig und mit
den Zielen der Raumordnung vereinbar ist.

Die Ansiedlung eines Einzelhandelsgroßprojektes
verstößt nicht gegen Ziffer 2.9.2 Abs. 1 des
Regionalplanes. In Ziffer 2. 9. 2 Abs. 1 ist geregelt,
dass die Ausweisung von Einzelhandelsgroßprojekten
auch in Kleinzentren zulässig ist, wenn Sie zur
Deckung des Bedarfs derwohnortnahen
Grundversorgung der Gemeinde erforderlich sind. Die
Verkaufsfläche ist so zu wählen, dass der angestrebte
Einzugsbereich des Vorhabens den zentralörtlichen
Verflechtungsbereich der Standortgemeinde nicht
wesentlich überschreitet.

Im Nahversorgungsgutachten wird nachgewiesen,
dass bei einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2 der

zentralörtliche Verflechtungsbereich der Gemeinde
Eutingen im Gau nicht wesentlich überschritten wird.

AufS. 18 des Gutachtens der GMA vom 16. 06. 2016
werden lediglich die Lage und Strukturdaten der
Gemeinde Eutingen im Gau dargestellt. Aus dieser
Darstellung kann weder die Erforderlichkeit abgeleitet
werden, noch die Tatsache, dass kein Bedarf für eine

Grundversorgung besteht

Natürlich kauft die Bevölkerung zurzeit ihre
Lebensrnittel und andere Güter des täglichen Bedarfs
in anderen Gemeinden und Städten ein. Doch gerade
dies soll verbessert werden und ermöglichen, dass
die Einwohner der Gemeinde Eutingen im Gau
wohnortnah einkaufen können. Der Bedarf geht über
das hinaus, was beim Bäcker, Metzger und
Gemüsehändler zu kaufen ist, weshalb die Aussage
so nicht richtig ist. Die derzeit abfließende Kaufkraft
soll zurückgeholt werden.

Der se!bstständigen Gemeinde Eutingen im Gau steht
eine wohnortnahe Grundversorgung zu. Die zulässige
Verkaufsfläche musste über ein Gutachten

nachgewiesen werden. Das Gutachten belegt, dass
eine Verkaufsfläche bis zu 1 . 400 m2 die Vorgaben der

Landesplanung (Beeinträchtigungsverbot,
Kongruenzgebot und Konzentrationsgebot)
eingehalten werden.
Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhfandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss

6, 1. 2. Zudem widerspricht die versuchte Sondergebietsfestsetzung Ziffer
2. 9,2 Abs. 6 des Regionalplanes 2015 des Regionalverbandes
Nordschwarzwald seiner letzten Fassung, da nach diesem regional-
pianerischen Ziel Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten
Sortimenten entsprechend der Sortimentsliste des RegionalpEanes
nur in den Versorgungskernen der Städte und Gemeinden sngesle-
delt werden dürfen und außerhalb der Versorgungskerne ausge-
schlössen sind. Zu diesen zentrenrelevanten Sortimenten im Sinne
des Regionalplanes gehören beispielsweise

Papier-und

Schreibwaren,

Zeitschriften,
Blumen

sowie ggf. auch Lebensrnittel, Drogeriewaren und Kosmetika
Isiehe die Tabelle auf Seite 11, unten/Seite 12, oben, der l. Änderung
des Regionalplanes 20151 - diese regionalplanerisch zentrenreleuan.
ten Sortimente sollen in diesem Sondergebiet "großflächiger Einzel-
handel iw wohnortnahen Grundversorgung" ebenfalls angeboten
werden [so Seite 3, unten/Seite 4, oben, des Entwurfes der Bebau-

ungsplifibegründung]. Damit uerstöBt dieser in der Aufstsllung be-
findliche Bebauungsplan ebenfalls gegen das mil Ausschlusswirkung
versehene regionalplanerische Ziel Ziffer 2, 9, 2 des Begionalplanes
2015.

Dem steht nicht Ziffer 2. 9. 2 Abi. 9 des Regionalplsnes 2015 entge.
gen, da nach Ziffer 2. 9. 2 Abs. 9 des Regionalplanes 2015 nur diejeni-
gen Ein;elhandelsgroßprojekte, die der Nahversorgung Iwohnortna-
hen Grundversorgung) dienen, auch außerhalb der Versorgungskerne
errichtet werden können - bei diesen der Nahversorgung dienenden
EinzelhandelsgroBprojekten handelt es sich jedoch blo6 um solche
EinzelhandelsgroSprojekte, die keine zentrenrelevanten Sortimente
anbieten, sondern bloß nahversorgungsrelevante Sortimente. Vorlie-
gend sollen jedoch nicht nur nahversorgungsrefevante Sortimente zu-
lässig sein, sondern auch zentrenrelevante Sortimente,

6. 13 Neben diesem Verstoß gegen das Konzentrationsgebot sind auch
Verstöße gegen das Integrationsgebot wegen der itädtebaulichen
Randlage (siehe bspw. S. 62 der Ausarbeitung der GMA vom
16. 0G. 2016] und das Kongruenzgebot gegeben. Das Beeinträchti-
gmgsverbot ist erfüllt, da die Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen
Versorgungskerns sowie die verbrauchernahe Versorgung im Ein-
ziigsbereich beeinträchtigt werden, Denn Betriebsschließmgen von
auch |lebensmittel-|Einzelhändler sind zu erwarten (siehe bspw.
S. 56 der Ausarbeitung der GMA vom 16. 06. 2016).

Stellungnahme zu Ziffer 6. 1.2:
Der Einwender bezieht sich auf die 1. Änderung des
Regionalplans 2015, Tabelle S. 11 und 12. Im
Anschluss der Tabelle ist zu lesen, dass diese Liste

keine abschließende oder verbindliche Festlegung
zentrenrelevanter Sortimente darstellt. Ob ein
Sortiment letztlich als zentrenrelevant oder nicht

eingestuft werden kann, ist vom Einzelfall und von der
Versorgungsstruktur der Gemeinde abhängig.

Sollte der Einwender die Zulässigkeit einzelner
Sortimente anzweifeln, sollten diese konkret benannt
und begründet werden, da die Auswahl der
Sortimente Einzelfallbezogen und unter
Berücksichtigung der Versorgungsstruktur der
Gemeinde erstellt wurde.

Es ist Aufgabe des Regionalverbandes und des
Regierungspräsidium, Abteilung Raumordnung, zu
prüfen, ob die Sortiments liste der Nahversorgung
dient. Dieser Aufgabe kommen die Behörden auch
nach, weshalb die Sortimentsliste konkretisiert wurde.

Beschluss:

Die Einwendung wird zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 6. 1. 3. 6. 1.4 und 6. 1.5:
Auf S. 56 des Nahversorgungsgutachtens vom
16.06.2016 werden zum einen die Chancen
aufgeführt, welche ein Einzelhandelsgroßprojekt zur
wohnortnahen Grundversorgung mit sich bringt und
zum anderen auch die Risiken. Betriebsschließungen
sind nicht zu "erwarten", sondern möglich. Den
Risiken gegenüber stehen Jedoch eine Vielzahl von
Chancen. Der Gemeinderat hat die Chancen und

Risiken gegeneinander abgewogen und sich für das
Einzelhandelsgroßprojekt entschieden.

Beim Gutachter handelt es sich um ein neutrales
Büro, welches in Fachkreisen anerkannt ist und auch
für andere Kommunen tätig ist. Lt. Gutachten sind die
Vorgaben der Landesplanung
(Beeinträchtigungsverbot, Kongruenzgebot,
Integrationsgebot und Konzentrationsgebot)
eingehalten. Zu diesem Ergebnis kommen auch die
Fachbehörden (Regionalverband und das
Regierungspräsidium, Abteilung Raumordnung).
Sollten die Ausführungen im Gutachten bezweifelt
werden, sind diese konkret zu belegen.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltungj
und

Abwägungsbeschluss:

6. 1. 4, Auch widerspricht dieser Bebawngsplanentwurf aus den vorgenann-
ten Gründen Zielen der Baumordnung in Gestalt von Zielen der tan.
desordnung, siehe die Bis Ziele der Baumordnung ausgestalteten
Plansätzi 3. 3. 7, 3. 3. 71, 3, 3. 7. 2 des LEP 2002.

6. 1. 5 Ein Zielabweichungswrfahren nach § 24 LPIG scheint wohl nicht ver-
aniasst worden zu sein.

Stellunqnahme zu Ziffer 6. 1. 4 und 6. 1. 5:

Auszug aus dem LEP 2002:

3, 3.7 l Einkaufszentren, grofiflächige EinzeDiaiidelsbeSiiebe und sonstise ciroäliSchise Handels-
betriebe fär Eiidverbraucher (EiittelhandelsgroGpr^Ke) solien sk;h in (ias zsntralörili-

ehe Versoraung^steffl einfügen; s:e düffen in cef Regel nur in Ober-, Kittsl- und Uiiter-
Zentren susgewiesen, errichte! oder eweilert wedjen. Hiervoc atMefchend komn'.E.i aiich
Standorts in KIeinzentrea und Gemeiiiden ohne zentralörtiiche Funktion in Estracht. weni)

- dies nach den faurfistrukturellcn Gegebenheiten zur Sicherung [fer Grundrersoroung
geboten ist oder

- diese in Verökäitungsiäumen liegen und mit Siedlurgsbereictien beflichbartef er-,
Mittel-ocefLtnteranlränzusanimengewichsensiid.

Z Herstellsr-Dire^erkaufszen'ren als besondere Fomi des groGiläc^eo Einzelhandeis
sind orundsäl;!icl) nur in Oberzeniren zulasig.

3. 3, 7. 1 Z DieVertoiffsf^che der Ein;elhandel^roGproiei;ts ssll so bein&ssEnsein, dassderen Ein-
zugsbereich den zsniralörtiichenVeritechlungsbereich nicht wesentlich ubefschretet. D'e
verbrauchernahe Versorgung der öevälittrung im Einzugsbereich und (i:e Funldions-
fäh^keitandererZentfalerOrte dürfen nicht wesentlich beeinträchtigt werden.

3, 37.2 Z EiczeihandeisgrcGprojek'e dOriefi weder durch ihre Lage und GröGe noch durch ihre
Fo^gewirkungen die Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskeme def Stancbrtgeineiniie
wesentiidi beeinlrscNigen. EinzeltendelsgfoßprQJekte sollen uorfanglg sn städtebauiich
inicgr-erten Standorien eusgewiesen, errichtet oder emeitert werden. Für nicht Zentren-
relevante Warereortimenle kofnmeii auch städtäbauliche Randlagen in Frsge.

Die im LEP formulierten Ziele finden sich genau
gleich auch in der Regionalplanung wieder. Im
Nahversorgungsgutachten vom 16. 06. 2016 wird
nachgewiesen, dass das Einzeihandelsgroßprojekt
den Zielen der Landesplanung entspricht.

Da das geplante Einzelhandelsgroßprojekt den Zielen
der Landesplanung entspricht ist ein
Zielabweichungsverfahren, wie es in § 24 LPIG
geregelt ist, nicht erforderlich.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

6. 2 Auch den sonstigen raumordnerischen Vorgaben «ird der Bebauiingsplan-
entwurf nicht gerecht. Denn für den Bereich des projektierteii Sonderge-
biets ist im Regionalplan 2015 ein Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft
und den Bodenschutz auigewiesen. Gem. § 11 Abs. 7 S. 4 LPIG haben in
Vorbehaltsgebieten bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nutzun-

gen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutamen Nutiungen
an besonderes Gewicht. Diesem Gewicht wird vorliegend nicht Rechnung
getragen, da auch an anderen Standorten ein solcher Lebensmitteleiniel-

händlsr verwirklicht werden kann.

6, 3 Mit diesem Verstoß gegen die rechtlichen Vorgaben zum Vorbehaltsgebiet
für die Landwirtschaft geht auch der Verstoß gegen § la Abs, 2 BauGB ein-
her. Denn gemäß § la Abs. 2 S. 2 BauGB sollen . wie hier . landwirtschaft-
lich genutzte Flachen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden,
Gemäß § la Abs, 2 S, 4 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwandlung
landwirtschaftiich genutiter Flächen begründet werden; dabei sollen Er-
mittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt
werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand. Baulü-

cken und andere Nachverdichtungsmögfichkeiten zahien können. An den
letztgenannten Darlegungen fehlt es vorliegend,

6.4 Sollte sich die somdergebietiberagene Verkaufsflachenfestsetzung nicht
auf nur einen einrigen im Sondergebiet zulasigEn Eimelhandelsbetrieb be-
ziehen und damit vorhabenbeiogEm sein, wärs mafigeli Bechtsgruniilage
die VeAaufsflächenfestsetzung UNirksam |vgl. BVerwG vom 03.0<. ;008,4
CN 3, 07].

6. 5 Alles in allem ist somit die Festsetzung dieses projektierten Sondergebists
rechtswidrig. Unerheblich ist, dass die fiumordnerischem fehler meine

Mandantschift nicht im eigenEn Bethten verletzen, da in einsm Nomen-
kontrollierfahren als sogenanntes "objektiies BeanitandungsvErfahrEn"
im Rahmen der Begiifldetheit eine objektive RechtmiBigkeitsprüfung auf
sämtliche Rechtsfehler stitthdit, und zwar unabhmgig von einer Veilst-
;ung eigener techte des Normenkontrollirtrigstelleis. Im Übrigen Erzeugt
auch ein solcher gioßflachigEr Einzelhandelsbetiieb erheblichE Ge-
raijschemissionen mit der folge, dais sich die Geräuichimmissionen dieses

Einzelhandelsbetriebs mit den Geräiischimmissionen des Betriebs meiner
Mandantschaft kumulieren und möglicherweise 2u noch höheren Geräu-
schimmissionen führen, sodass die Abwendung einer weiteren Geräusch-
quelle im Interesse meiner Mandantschaft liegt.

Stellunqnahme zu Ziffer 6,2:
Grundsätziich ist es immer möglich ein Projekt auch
an einem anderen Standort zu verwirklichen. Daher
wurden auch andere Standorte im Vorfeld zur
Aufstellung des Bebauungsplanes "Stuttgarter
Straße" geprüft.

Eine Abwägung der Standorte hat im Vorfeld unter
Einbeziehung des Regionalverbandes stattgefunden.
Auch gegenüber dem Regierungspräsidium und der
Landwirtschaftsbehörde musste begründet werden,
weshalb das Einzelhandeisgroßprojekt an diesem
Standort realisiert werden soll und andere Standorte
nicht zum Zuge kommen.

Die Inanspruchnahme des Vorbehaltsgebiets für die
Landwirtschaft wurde abgewogen. Die Abwägung
wird von den Fachbehörden mitgetragen.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 6, 3:
Da kein Verstoß gegen die rechtlichen Vorgaben zum
Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft besteht
(Stellungnahme zu Ziffer 6.2 dieses
Abwägungsprotokolls) besteht auch kein Verstoß
gegen §1a Abs. 2 BauGB. Um dies im
Bebauungsplanverfahren auch zu dokumentieren,
wird in der Begründung unter Ziffer 4 auf das
Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und die erfolgte
Standortwahl bzw. Abwägung näher eingegangen.
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet. Die

Begründung wird ergänzt.

Stellunqnahme zu Ziffe.r6,4;
Im Sondergebiet ist nur ein Einzelhandelsbetrieb
zulässig. Dies ist auch unter Ziffer 2.3 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen bereits geregelt.
Die Regelung zur Verkaufsfläche ist somit wirksam.
Beschluss: Der Hinweis ist bereits beachtet. Es

ergibt sich daher kein Handlungsbedarf.

Steilunanahme zu Ziffer 6,5:
Die Gemeindeverwaltung kommt zum Ergebnis, dass
die Vorgaben der Landesplanung und Raumordnung
eingehalten sind und der Bebauungsplan rechtmäßig
ist, somit muss die Gemeinde ein
Normenkontrollverfahren nicht fürchten.

Aufgrund der bestehenden Geräuschimmissionen
(Bauunternehmen Scherer) und der neu
hinzukommenden Geräuschimmissionen

(Einzelhandelsbetrieb) wurde ein Lärmgutachter mit
der Untersuchung der Immissionen beauftragt. Für
das Bauunternehmen gilt, dass die
Baugenehmigungen erteilt wurden, mit der Auflage,
dass das Bauunternehmen "nicht störend" zu

betreiben ist.

Beschluss: Die Hinweise werden zur Kenntnis

genommen. Es ergibt sich kein Handlungsbedarf^
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

;. Auch dis vorgesehenen Festsetzungen zum Mal! der baulichen Nutzung mit bloß
zwei Vollgescbossen, einer Traufhöhe von 7, 50 m und einer Gebäudehöhe wn
10, 00 m nehmen berechtigte Belange meiner Msndintschaft nicht in den Blick;

7.1 Meine Mandantschaft begehrt die dreigeschossige Bebaubarkeit auch
ihrer Flurstücke Nr, 1527/1 und 1527, Hierzu kam ohne weiteres die Knö-

dEllinie zur Abgreniung des Bereiches mit dreigeschossiger Bebauung »om
Bereich mit ;weigeschossiger Bebauung auf Höhe der iüdlichen Grenze der
Flurstücke Nr. 1527/1 und 1527 gelegt werden. Oam würde eine solche
Knodellinie auch in der Flucht liegen mit der Knödellinie zur Abgrenzung
des Bereiches mit dreieeschossiger Bebauung vom Bereich mit zweige-
schossiger Bebauung im westlichen Bebauungsplangebiet bei den fluritü-
cken Ni. 1549 u. a. Zudem waren dann auch die Grundstücke meiner Man-

dantschaft nahezu im gleichen Umfang dreigeschossig bebaubar wie die
unmittelbar westlich liegenden Flurstücke Ni. 1539, 1540, 1542, da sich
dann beide Krödellinien auf nahezu glsicher Hohe befinden wurden. Ein
städtebaulicher Grund, den Griindstückseigentümern der flurstiicke Nr.
li39, 1540, 1542 eine gröiere Sebaubarlieit zu ermiiglichEn als - bei elei-
eher Sachlage - meiner Mandanschaft, besteht nicht. Zudem ist eine ho-

here Bebauung auch städtebaulich gerechtfertigt: als Querriegel im
Schallschutz wr den Geräuschimmissioneii der B 14 und des großflächigen
Eimelhandelsbetriebs zugumsten der hinter einer dreigeschossigen Bebau-
ung lieeenden Bebauung!

7. 2 Aus diesen Schalliihiitzerinden, iur besieren baulichen AusnutzbarkEit
und vor allem auch aus betrieblichen Gründen ist eine Erhöhung der
Traufhihe von 7,50 m auf mindestens 8,50 m und der Gsbäudehöhe von
10,00 m auf mindestens 11,00 m unerlasslich, Meine Mandantschaft be-
treibt eine Bauunternehmung - Baumaterialien miisien gelagen werden,
was sich effi;ientsr wegen des knappen Bodens und wegen betrieblich für
andere Zwecke benötigter Flächen nicht durch eine Bodenlagerung, son-
dem durch eine lagerung in der Hiihe verwirklichen lasst. Eine ioiche Lage-
rung m der Hiihe setzt aber voraus, dass eine entsprechende Hallenhöhe
verwirtlichbar ist, die hier aber unnötig liepenit werden soll. Die betriebli-
chen Erfordernisse meiner Mandsntschaft scheiron erneut mht in den
81U genommen worden ;u sein!

Stellungnahme zu Ziffer 7 und 7. 1:
Das bestehende Wohngebäude Uhlandweg 6, Flst.
Nr. 1527, ist im Bestand eingeschossig und hat eine
Traufhöhe von 4 m und eine Gebäudehöhe von 8 m.
Im Bebauungsplan war bisher eine Erhöhung der
Geschossigkeit um 1 Vollgeschoss, mit einer
Traufhöhe von 7, 50 m und einer Gebäudehöhe von

10 m geplant. Damit hatte das Wohngebäude
Entwicklungspotenzial. Eine Erhöhung der Zahl der
Vollgeschosse bedeutet neben einer erhöhten
baulichen Entwicklungsmöglichkeit auch die Zahlung
höherer Erschließungsbeiträge.

Die genehmigte Lagerhalle mit Büro ist ebenfalls
eingeschossig mit einer Traufhöhe von 3, 50 m und
einer Gebäudehöhe von 5 m. Auch hier besteht

ausreichend Entwicklungspotenzial durch die
Festsetzungen des Bebauungsplanes.

Bei der Erweiterung der Lagerhalle mit Garage
handelt es sich ebenfalls um eingeschossige
Gebäude mit einer Traufhöhe von 5,50 m und einer
Gebäudehöhe von 7 m. Eine Umnutzung des
Bestandsgebäudes ist somit aufgrund der
Festsetzungen des Bebauungsplanes möglich und es
besteht darüber hinaus noch Entwickiungspotenzial.

Eine 3-geschossige Bebauung ist auf den Flst. Nr.
1524. 1524/1, 1527 und 1527/1 , genau wie auch auf
den Flst. Nr. 1539, 1540 und 1542 städtebaulich
möglich. Eine Notwendigkeit dafür wurde aufgrund
der Bestandsbebauung und der Nutzung nicht
gesehen. Nachdem der Eigentümer die Ausweisung
einer 3-geschossigen Bauweise wünscht, kann
diesem Wunsch entsprochen werden.
Eine höhere Ausnutzung erfordert wiederum eine
bedarfsgerechte Erschließung. Der Uhlandweg mit
3, 50 m Bruttobreite ist dafür nicht geeignet. Auch
deshalb ist die Erschließung über die neue
Stichstraße entgegen der Einwendungen unter Ziffer
3 (mit Unterpunkten) erforderlich,

Beschluss: Für die Flst. Nr. 1524, 1524/1, 1527/1
und 1527 wird eine 3-geschossige Bauweise
ausgewiesen.

Stellun_qnahme zu Ziffer 7.2:
Für den Schallschutz ist nicht allein die Höhe der

Gebäude ausschlaggebend, sondern auch die Länge
des Baukörpers. Wollte man ein Gebäude zu Gunsten
des Schallschutzes bauen, müsste im Bebauungsplan
konkret der Standort ausgewiesen werden und es
dürfte auch keine offene Bauweise festgesetzt
werden, da sonst der Schall zwischen den Gebäude

hindurch geht.

Für den Gewerbebetrieb und die Lagerung der
Baumaterialien ist, wie die aktuelie Bebauung zeigt,
keine höhere Trauftiöhe oder Gebäudehöhe

notwendig.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwagungsbeschluss:

Auch ist die Festsetzung einer Baugrenze zulasten und unter Missachlung
terechtigter Interessen meiner Mandantschaft erfolgt:

i. l Denn augenscheinlich soll diese Baugrenze deckungsgleich sein mit der
Bauverbotsfläche nach S S SundesfemstraBengesetz, Hier scheint ge.
meindlicherseits sklavisch ohne Anstellen eigener städtebaulicher Überle-
gungen diese bundesfemstraBenrechtliche Sauuerbotsfläche für die Fest-

setzung einer eigenen Baugrenze herangezogen worden zu sein. Dabei wird
jedoch verkannt, dass die Festsetzung von Baugrenzen aui städtebaulichen
Zielen zu erfolgen hat, j 9 Abs. l BauGB, wohingegen die Bauverbotszom
nach § 9 BundesfernstraBengeset; nicht stätltebauliche Ziele verfolgt, son-
dem gefahrenabwehrrechtliche Ziele, § 9 Abs. 3 BundesfemitraBengsset;.
Wegen dieser unterschiedlichen Zielsetziingen ist es zulässig und im Hin-
blick auf S 9 Abs, l BauGB auch geboten, von der Bauierbotsflache nach §
9 Bundesfernstraßengeset; abweichende Baugrenzen festzuseUen und
zwar ausgerichtet an den Zielen und Zwecken des Städtebaurechts, S 9
Abs. l BauGB, Denn wenn wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Ver-
kehrs die Zustimmung zur Errichtung von baulichen Aniagen nach § 9 des
BundesfernstraRengesetzes nicht versagt werden kann, § 9 Abs. 3 Bundes-
fernstraBengesetz, können an sich, soweit keine Baugrenze vorhanden ist,
auch bauliche Anlagen im Bauverbotsbereich nach § 9 BundesfernstraBen-
gesetz errichtet werden,

Fortsetzuna Stellunqnahme zu Ziffer 7.2:
Bei einer Traufhöhe von 7, 50 m sind zwei

Vollgeschosse und ein Vollgeschoss im
Dachgeschoss möglich. Die Gemeinde ist sich
bewusst, dass bei den festgelegten Trauf- und
Gebäudehöhen bei einer 3-geschossigen Bebauung
das 3. Geschoss im Dach liegt. Insgesamt wurden die
Trauf- und Gebäudehöhen nochmals geprüft und
werden unter Ziffer 3. 1. 1 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen geregelt. Eine Erhöhung derTrauf-
und Firsthöhen wie vom Einwender gefordert ist nicht
erforderlich und soll auch im hlinblick auf die
Bestandsbebauung nicht ermöglicht werden.
Beschluss:

Die betriebliche Entwicklung wurde in
ausreichender Form berücksichtigt, weshalb die
Einwendung zurückgewiesen wird. Aufgrund der
Einwendungen wurden jedoch die hlöhen im
gesamten Geltungsbereich geprüft. Bei einer 3-
geschossigen Bauweise befindet sich das 3.
Vollgeschoss im Dach. Es bleibt bei einer
Traufhöhe von 7, 50 m und einer Gebäudehöhe

von 10 m, bzw. 8 m bei Flach-oder Pultdächern.

Stellunqnahme zu Ziffer 8 und 8, 1:
Da innerhalb der Bauverbotszone (20 m) an
Bundesfernstraßen nach § 9 Abs. 1 FStrG keine
Hochbauten errichtet werden dürfen, würde eine

Erweiterung der Baugrenze die
Grundstückseigentümer darin bestärken, dass diese
Fläche auch für Hochbauten zur Verfügung steht.
Dies ist jedoch nicht der Fall, weshalb auch das
Regierungspräsidium auf die Jetzt ausgewiesene
BaugrenzeWert legt.
Allerdings kann diese Fläche, unter Zustimmung des
Regierungspräsidiums, evtl. für die Errichtung von
Nebenanlagen, wie Z. B. Stellplätze oder Lagerplätze
genutzt werden. Die Genehmigung der Fläche ist
jedoch immer eine auf den Einzelfall bezogene
Entscheidung und bedarf der Zustimmung des
Regierungspräsidiums.

Beschluss:

Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.
Die Baugrenze wird nicht geändert. Entgegen der
seitherigen Festsetzungen sollen untergeordnete
Nebenanlagen im Einzelfall auch außerhalb der
überbaubaren Fläche zulässig sein können und es
wird darauf hingewiesen, dass innerhalb der
Bau Verbotszone nach § 9
Bundesfernstraßengesetz, die Zustimmung des
Regierungspräsidiums erforderlich ist. Ziffer 4.4
der Planungsrechtlichen Festsetzungen wird
entsprechend geändert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

8.2
Die Errichtbarkeit von baulichen Anlagen im
Bauverbotsbereich nach § 9 Bundesfemstraßengesetz bei
entsprechender Zustimmung ohne städtebauliche
Beschränkungen ist vorliegend für meine Mandantschaft
besonders relevant, da meine Mandantschaft bereits eine
Ha!le in dem Bauverbotsbereich errichtet hat und
durch die Baugrenze meiner Mandantschaft eine jegliche
bauliche Änderung, insbesondere Erweiterung in
Längsrichtung, durch die Festsetzung der Baugrenze
zunichte gemacht wird.
Auch wird meiner Mandantschaft die rechtliche Möglichkeit
zur Errichtung von Schallschutzmaßnahmen genommen,

8. 3 Hier ist augenscheinlich in keinster Weise der vorhandene Bestand insbe-

sondere auch meiner Maiiilantschsft in dem Blick genommeii worden - die
berechtigten Interessen meitier Mindantschaft an der fortgeietiten Nut-
zung des Bestandes eiiischließlich seiner Erhaltung, Instandhiltung und
Erweiterung sowie Änderung und Nutzungsänderung sind nicht in den Blick
gerommen worden.

8.4 Im Übrigen wird die bislang dargestellte Grenze der Ortsdurchfahrt nach
etwaiger Bebauungsplanumsetzung auch nicht an der dargestellten Stelle
verbleiben, sondern müsste schon jetzt wegen der vorhandenen Bebauung
weiter östlich liegen. Denn die schon jetzt vorhandene Bebauung, spätes-
tens jedoch der Einzelhandelsbetrieb nach seiner Verwirklichung, vermit-
telt eine geschlossene Ortslage; diese B14 dient schon heute ausweislich
der durch den Mörikeweg, den Uhlandwsg und den Silchemeg vermittel-
ten Erschließung jedenfalls nach Errichtung des Lsbensmitteleinzelhan-
delsbetriebes auch der Erschließung der anliegenden Grundstücke, sodass

nach Bebauungsplanvemirklichung die Ortsdurchfahrt beim projektierten
Lebensmittelein;elh3ndelsbetrieb beginnen wird und schon aus diesem
Grund die Orientierijng der Baugrenzen an der BauvErbotsfläche des § 9
BundesfernstraBengeset; ersichtlich fehlerhaft ist, vgl. § 5 Abs. 4 des Bun-
desfernstraBengesetzes. Diese neue Verortung der Ortsdurchfahrtsgrenie
wäre sodann noch behördiicherseits nachzuvoflziehen, Diese Folge mag
zwar gemeindlicherseits unerwünscht sein, ist aber schon heute und spä-
testens nach Verwirklichung des Ein;elhandelsbetriebs die Rechtsfolge der
hier gegenständlichen Bebauungsplanung. Im Übrigen fehlt es auch an ei-
ner Rechtigrundlige für die Festsetzung der Ortsdurchfahrt, da für die
Festsetzung der Onsdurchfahrf den Kommunen keine Rechtsetzungskom-
peten; zusteht, vielmehr die Grenzen der Ortsdurchfahrt nach § 5 Abs, 4
des Bundesfernstraßengesetzes bestimmt werden,

Stellungnahme der Verwaltunn zu Ziffer 8,2 und 8. 3:
Mit dem Hinweis auf den vorhandenen Bestand weist

der Einwender wohl auf den bestehenden

Geräte unterstand und die Schüttgutboxen hin. Diese
baulichen Anlagen wurden jedoch^widerrechtlich,
ohne Baugenehmigung, errichtet. Genehmigt war auf
dieser Fläche eine Pferdekoppei. Seither lagen die
Voraussetzungen für eine Baugenehmigung nicht vor,
da sich die Grundstücke bisher im Außenbereich

befanden, über keine ausreichende Erschließung
verfügen und die Lärmproblematik nicht aufgearbeitet
war.

Mit Schreiben vom 27, 04. 2011 hat die
Baurechtsbehörde mitgeteilt, dass für die
Genehmigung der Schüttgutboxen ein
Bebauungsplan erforderlich ist um klären zu können,
ob der Betrieb trotz dieser Erweiterung noch als "nicht
störend" geführt werden kann.

Die Baurechtsbehörde und das Gewerbeaufsichtsamt
teilen 2011 mit, dass ein Bebauungsplan aufgestellt
werden sollte um die planungsrechtlichen
Voraussetzungen zu schaffen und um durch regelnde
Festsetzungen die Bedenken hinsichtlich der
Lärmproblematik ausschließen zu können.

Die Voraussetzungen für einen erweiterten
Bestandsschutz nach § 1 Abs, 10 BauGB sind nicht
gegeben (siehe dazu auch Ausführungen unter Ziffer
4. 4).

Beschluss: Der Hinweis wird zurückgewiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 8.4;.
Wie der Einwender richtig sagt, kann nicht die
Gemeinde die Ortsdurchfahrtsgrenze festlegen,
sondern wird nach § 5 Abs. 4
Bundesfernstraßengesetz vom Träger der
Straßenbaulast. also vom Bund bzw. dem

Regierungspräsidium entschieden. Im
Bebauungsplan ist die festgelegte
Ortsdurchfahrtsgrenze daher nur nachrichtlich
dargestellt.

im Vorfeld zur Aufstellung des Bebauungsplanes
wurde bereits mit dem Regierungspräsidium wegen
der Verlegung der Ortsdurchfahrtsgrenze verhandelt.
Das Regierungspräsidium besteht jedoch nach wie
vor, auch nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes,
auf die Einhaltung der bestehenden Grenze. Aufgrund
der Anregung wird die Gemeinde jedoch die
Verlegung der Ortsdurchfahrtsgrenze förmlich
beantragen.

Beschluss:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Unabhängig vom Bebauungsplan wird die
Gemeinde die Verlegung der
Ortsdurchfahrtsgrenze bzw. deren Festlegung
beantragen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Die Feitsetiung der Hohe baulicher Anlagen iit nicht hinreithend bestimmt.
Denn am einen ist offen, ob die Ingebrauchnahme der Möglichkeit der Abwei-
chung um bis zu t/- 0,5 m nach der freien Entscheidung des jeweiligen Bauher-
ren erfolgen darf odsr eine baurechtsbehördliche Entscheidung im Sinne einer
Ausnahme gemäß § 31 Abs. l BaiiGB bedarf.

10. Auch die textliche FestsEtiung der Grundflächeniahl ist nicht hinreiche]]!)
bestimmt. Vem nach Ziffer 3. 2. 1 S. ! des Bebauungsplanentwurfes soll es sith
bei den festzusetzen beabsichtigten Grundf!ächen;ahlen um "Momalwerte"
handeln. Da es sich bei den Festsetzungsmöglichkeiten zum MaR der baulichen
Nutzung grundsätzlich um Maiimalwerte handelt |vgl S 16 Abs. 3 t Abs. <

BauNVO, § 19 BauNVO, etc. ). bleibt offem, wieso im Bebauungsplanentwurf
ausdrücklich die Eigenschaft als ßaxmlwrt' betont wird. Soll ei sich um Eine

Festseüune handeln, die die Behsiungsmöglichkeit nach i 31 Abs. ; BauGB oder
sonstige Abweichungsmöglichkeiten nach der BauNW ausschlieEt? Wenn ja:
Was ist die Bechtsgrundlage für einen solchen hier inscheineiid beabsichtigten
Ausschluss der Sefreiungsmöglichkeit nach S 31 Abs, 2 BauGB sowie m sonsti-
gen Abweichungsmöglichkeiten nach der BauNVO?

11. Die vorstehende Problematik des Höchstwerts stellt sich ebenfalls bei dsm

Festsetungsversuch zur Zahl der Volleeithosse in Ziffer 3. 3 des Bebauungsplan-
entwurfes,

12, Was ist der stsdtebaulichi Grund für die unter Ziffer 4. 3 vorgesehens strikte
parallele oder lechtwinklige Stellung der baulichen Anlafen? Auch in einem
Mischgebiet, das »or allem auch dei Unterbringung von Gewerbebetrieben, die
das Wohnen nicht wesentlith stören, sollten Festsetzungen an den itädtebauli-
chen Erforderlichkeiten vn auch Gewerbebetrieben ausgerichtet sein und daher

nicht die Entwicklung von gewerblichen Nutzungen hinderliche und im Übrigen
auch unnötige Festsetzungen wie beispielsweise zur Stellung der baulichen Anla-
gen getroffeii werden,

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung zu Ziffer 9;
Da die Einwendung sich vor allem auf die Anwendung
des Bebauungsplanes und baurechtliche
Entscheidungen bezieht wurde. eine Stellungnahme
der Baurechtsbehörde eingeholt. Die
Baurechtsbehörde erklärt, dass es sich bei der

festgelegten EFH (Bezugshöhe +/- Abweichung) um
die zulässige Höhe handelt. Eine Ausnahme ist nicht
erforderlich. Für die Baurechtsbehörde handelt es

sich um eine eindeutige Definition. Für den
Bebauungsplan ergibt sich kein Handlungsbedarfzur
Formulierung.
Beschluss: Die Einwendung wird
zurückgewiesen.

Stellunqnahme der Ve.nA/altun_q zu Ziffer 10:
Nach Rücksprache mit der Baurechtsbehörde wird die
Festsetzung geringfügig geändert. Im ersten Satz
wird das Wort "maximal" gestrichen. Der zweite Satz
wird gestrichen, da er für das Verständnis nicht
erforderlich ist.
Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet. Auf Empfehlung der
Baurechtsbehörde wird Ziffer 3.2. 1 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen entsprechend
der Stellungnahme der Verwaltung, geändert.

Stellungnahme zu Ziffer 11 ;

Nach Rücksprache mit der Baurechtsbehörde wird
das Wort "maximal" gestrichen. Ansonsten ist die
Formulierung unter Ziffer 3. 3. nicht zu beanstanden
und wird beibehalten.
Beschfuss: Die Anregung wird berücksichtigt.

Stellunanahme der Verwaltuna zu Ziffer 12:
Es ist durchaus üblich, dass die Stellung von
Gebäuden und Anlagen festgelegt werden.
Städtebaulich ist eine gewisse Anordnung der
Gebäude wichtig, damit insbesondere auch ein
Mischgebiet nicht zu unruhig wird. Es wird keine
Firstrichtung vorgegeben. Die getroffene Festsetzung
behindert den Betrieb in seiner Entwicklung nicht.
Beschluss: Die Einwendung wird
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg $

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

13. Ziffer 4, 4 des Entwurfes der textlichen Festsetzungen scheint rechtsfehlerhaft
fJebenanlagen außerhalb der Baugrenzen auszuschiießen, sodass noch nicht
einmal eine Zulassungsentscheldung nach § 23 Abs. 5 BauNVO getroffen werden
konnte.

13. 1 Dieser Festsetzungsentwurf hat insbesondere auch für das Flurstück
Nr. 1523 meiner Mandantschaft ;ur Folge, dass meinE Mandantschaft die-
ses Flurstück Nr, 1523 selbst dann nicht nutzen könnte, wenn entweder der
bundesfemstraßen rechtliche ßauverbotsbereich wegen einer anderweiti-
gen Verortung der Grenze der Ortsdurchfahrt überhaupt nicht bestehen
sollte oder für das jeweilige Vorhaben meiner Mandantschaft die Zustim-
mung nach § 9 Abs. 3 des Bundesfernstraßengesetzes zur Bebauung des
bundesfernstraßenrechtiichen Bauverbotsbereiches erteilt werden muss
b;w, erteilt ist. Dieser Festsetzungsversuch über die Unzulassigkeit von Ne-
benanlagen außerhalb der überbsubaren Grundstücksflsche entzieht na-
he;u dem gesamten Grundstück meiner Mandantschaft mit der Flst. Nr.
1523 die Privatnützigkeit. Selbst beispielsweise ein durchsichtiger Doppel-
stabmattenzaun zum Schutz ÖES eigenen Betriebsgeländes sowie das dorti-
ge vorübergehende Lagern von Materialien oder auch die Errichtung von
SchallschutEmaßnahmen (z. B, SchallschLftzwänden) wäre bauplanungs-

rechtlich unzulässig und könnte noch nicht einmal durch eine Zuiassungs-
entscheidung nach § 23 Abs. 5 BauNVO überwunden werden. Hier wird
übermäßig in die Eigentümerrechte meiner Mandantschaft emgegriffen.

13, 2 Ein hinreichender städtebauiicher Grund für eine solche Festsetzung ist
auch nicht ersichtlich, fm Übrigen ist diese Festsetzung auch widersprüch-
[ich, wenn beispielsweise meine Mandsntschaft eine Transformatorensta-

tion nach ggf, erforderlicher bundesfernstraßenrechtlicher Zustimmung auf
dem Flurstück Nr, 1523 errichten dürfte, nicht jedoch beispielsweise einen
Unterstand, eine GartenhüUe, etc, in identischer Dimensionierung - was ist
der sachliche Grund für diese Ungleichbehandlung?

13.3 Simvollerweise sollte es bei der üblichen Regelung der Nichtbeschränkung
von Nebenanlagen außerhalb der Baugrenzen verbleiben, so dass bau-
rechtsbehördiicherseits über eine Zulassungsentscheidung nach § B Abs. 5
BauNVO im Einzelfall eine sachgerechte Lösung herbeigeführt werden
kann!

14. Auch dir festsetiii^sversuch Ziffer 4. 5 des Entwurfes der textlichen Festsetzun.
tm iit nicht ithlissig. Denn nach diesem FeitsEtiungivsrsuch dürfen Stellplät-
ze, die keine Carports odsr Gärigen sind, also Stellplätie auch mit seitlichen
Winden (aber ohne Dach] auch auBerhilb der üfasrbaubaren Grundstickfli.
chen hergeitellt werden. Da; fehlen eirei Daches dürfte jedoch keinen Städte.
baulichen Grund fiir eine Ungleichbehandlung darstEllen! Wieio wild es nicht bei
der ohnehin bistehenden Begelung des S ;3 Abs. 5 SauNVO belassen, die sich in

tommen bewahrt hat, dass grundsatilich auch Garagen, Carporti undvielem

Stellplätze die Baugrenze zu beachten haben, bBuiechtsbEhordlicherssits aber
eins ZulassungsirtSEhEidiing nach § 23 Abs. 5 BauNVO über die Ziilassufig auch
m (überdachtenl Stellplätzen augerhalb der übsrbaubarem Grutidstücksflichen
Erteilt werden kann, um im Einzellill eine sachgerechte losutig herbeizuführen'
Welcher städtebauliche Grund wird mit diesem absoluten Verbot m Garagen
und Caiports aullerhalb der Baugrereen uerfolgt?

Beschluss zu Ziffer 13 und 13. 1:

Der Hinweis wird berücksichtigt. Ziffer 4.4 wird
geändert. Nebenanlagen werden auch außerhalb
der überbaubaren Grundstücksfläche zugelassen.
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass
Nebenanlagen innerhalb der Bauverbortszone der
Zustimmung des Straßenbaulastträgers bedürfen.

Beschluss zu Ziffer 13.2 und 13.3:
Die Anregung wird berücksichtigt. Auf den
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 13. 1 wird
verwiesen.

Stelluncinahme zu Ziffer 14 und Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet. Garagen und Carports
werden auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zugelassen. Wie bereits bei
Nebenanlagen wird jedoch darauf hingewiesen,
dass innerhalb der Bauverbotszone nach § 9
Bundesfernstraßengesetz eine Genehmigung des
Straßenbaulastträgers einzuholen ist. Ziffer 4.5
der Planungsrechtlichen Festsetzungen wird
geändert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

15. Begelungsziel verfolgt Ziffer 6. 3 des Entwurfes der teitlichen
Festsetzungen mit dem Inhalt, diis Zufahrten ;u den Grundstücken nur «on den

festgesetitffl StraBenvertehrsflichen aus iulisslg sind? Soll damit dei "Hub-
schraubertransport von Kraftfahrieugen" herbeigefülirt werden? Oder soll viel-
mehr das iefihren biispielsweiie des Flurstücks Nr. 1S2;/1 meiner Mindant.
schaft aus Weiten vom Uhlandweg über das Fluritück Nr. 1527, wie es   der
VergamgenhEit jahriehnteling praktiziert worden ist und sich bewshrt hat, un-

terbunden werden? Der betriebsbedingte Verkehr der Bauunternehmung meiner
Mandantichift wird m über S0)( über Sw UhtadwEg abgewickelt - auch der
lieferverkehr erfolgt über den ühlandweg. Auf diese Verkehrsandie^ng hat sich
der Betrieb meiner Mandartschaft eingerichtet. Ein teilweises Abschneidsn der
ErreichbartEit durch einen Zwang zum Anfahren und Verlassen der Flurstücke
Nr. 1S2;/1 und 1524/1 mur aus Osten wurde die lerkehrliche Erreichbarkeit
dieser Grundstücke massiv beeinträchtigen - hienu lemeise ich auf mm
obigen Ausführungen. Ich rüge hier ausdrücklich das fehlen eines städtebauli-
chen Grundes und eine übermäßige Einschränkung der Eigentümerrechte meiner
Mandantschaft!

Stellungnahme derVenwaltunq zu Ziffer 15:
Die Festsetzung verfolgt das Ziel, dass nicht über
Grünflächen oder willkürlich, ohne gesicherte
Erschließung, über sonstige Grundstücke zugefahren
wird.

Dies betrifft natürlich auch die Grundstücke Flst. Nr.
1527/1 und 1524/1 , welche derzeit über keine
gesicherte Erschließung verfügen. Mit der
Festsetzung soll gerade vermieden werden, dass ein
Grundstück nur per Hubschrauber erreicht werden
kann.

Diese Festsetzung betrifft aber nicht nur die
Grundstücke des Einwenders, sondern auch andere

Grundstücke im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes, bei weichen davon auszugeben
ist, dass diese im Falle einer Bebauung einen
anderen Zuschnitt erhalten oder neu aufgeteilt
werden.

Eine rückwärtige Erschließung muss jedoch
zumindest öffentlich-rechtlich gesichert sein, weshalb
die Festsetzung unter Ziffer 6. 3 geändert und
konkretisiert wird.

Der Betrieb hat eine genehmigte Zufahrt über den
Tübinger Weg und Uhlandweg. Mit der Teilung der
Grundstücke Flst. Nr. 1527 und 1524 hätten die
Eigentümer die Zufahrt zum Flst. Nr. 1527/1 bzw.
1524/1 über das Flst. Nr. 1527 mittels Baulast sichern
müssen. Dies wurde jedoch vom Eigentümer nicht
gemacht. Solange beide Grundstücke in
Familienhand sind, erkannten die Eigentümer diese
Notwendigkeit wohl nicht, da es in der Praxis natürlich
funktioniert. Trotzdem verfügen die Flst. Nr. 1524/1
und 1527/1 seit der Grundstücksteilung über keine
gesicherte Erschließung.

Das Bauuntemehmen hat keine genehmigte Zufahrt
von der B14 in den Uhlandweg. Die genehmigte
Zufahrt über den Tübinger Weg und Uhlandweg ist für
den Bestandsbetrieb bereits problematisch und
entspricht nicht den Anforderungen die Betriebe heute
an eine verkehrliche Erschließung stellen. Ein Indiz
dafür, dass die genehmigte verkehrliche Erschließung
für den Gewerbebetrieb problematisch ist, zeigt die
Aussage, dass 90 % der Verkehre über den
Uhlandweg (von der B14 her?) abgewickelt werden.
Somit werden 10 % bereits heute über den
Mörikeweg abgewickelt, was vielleicht für den Betrieb
sinnvoll ist und deshalb in der Praxis so gehandhabt
wurde, was jedoch nicht zulässig ist.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des

Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

16. Die fEstiet;ung Ziffer 10. 1 des Entwurfei der textlichem Festsetang scheint die
Anpflanzung eines laubbaumes |e W m! Baugrundstuikifläche vorzuiehen,
Insbesondere such auf den Betriebsgrmdstiicten meiner Mandantschaft würde
Eine solche Festsetzung ;LI einer übemäBigeii Einschränkung fuhren. Qm ins.
beiondere auch die flurstüde Nr. 152</1, 152?/1 und 152; wsrden vollumfjng.
lich fir Betriebizwecke benötigt. Das AnpflaniEii von Laubbaumen würde die
Befahrbarkeit und Auinubbarkeit behindern, zumal auch die laubbaume wegen
des ein;uhaltenden nschbarrechtlichen Gren;abstandes nach S 16 NBG m 2, 00
m oder mehr mitten im Weg stehen würden! Anders als bei
meine Mandartschaft auch diese versuchte Festsetzung
Verortung der baulichen Anlagen bericfcichtigen!

Fortsetzuna der Stellunnnahme derVerwaftuna zu
Ziffer 15:
Aufgabe des Städtebaus und damit des
Bebauungsplanes ist es, geplante, aber auch
bestehende Gebäude und Nutzungen an das
Öffentliche Verkehrsnetz anzubinden. Mit der
geplanten Stichstraße "Stuttgarter Straße" wird dies
erreicht. Selbstverständlich kann der Betrieb auch
weiterhin die genehmigte Zufahrt über den Tübinger
Weg zum Uhlandweg bzw. vom Uhlandweg zum
Tübinger Weg nutzen. Künftig kann der Betrieb auch
vom Uhlandweg in die B14 ausfahren, was bisher
nicht genehmigt, sondern geduldet wurde um die
Existenz des Betriebes nicht zu gefährden. Nicht
zulässig ist jedoch aufgrund der Verkehrskonzeption
das Einfahren von der B14 in den Uhlandweg. Der
Betrieb verbessert mit dem Bebauungsplan seine
verkehrliche Anbindung und wird durch die
Festsetzung im Bebauungsplan nicht eingeschränkt.
Vielmehr wird die Zufa h rts Situation geregelt und
nachhaltig verbessert.
Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen. Die
Festsetzung jedoch überarbeitet und ergänzt. Sie
lautet nun wie folgt: "Die Zufahrt zu den
Grundstücken erfolgt direkt über die
festgesetzten Straßenverkehrsflächen. Eine
direkte Anbindung der Grundstücke über die
Bauverbotszone nach § 9
Bundesfernstraßengesetz, an die B14 ist
unzulässig. Bei Grundstücksteilungen oder neuen
Aufteilungen sind die Zufahrten zur
Straßenverkehrsfläche öffentlich-rechtlich zu
sichern.

Stellunanahme der Verwaltuna zu Ziffer 16:

Ziffer 10. 1 und 10. 4 wurden nochmals geprüft.
Hintergrund der Festsetzung ist der notwendige
ökologische Ausgleich, sowie eine Durchgrünung des
Gebiets. Die Erfahrung zeigt, dass innerhalb von
Wohngebieten, Dorf- und Mischgebieten nicht
ausreichend Flächen für die Anpflanzung von
Hochstammbäumen zur Verfügung stehen. Dies
betrifft gewerblich genutzte Mischgebietsflächen aber
auch Wohnbaugrundstücke, Die Festsetzung wird
daher überabeitet. Es wird folgendes festgelegt:
"Innerhalb der Dorf- und Mischgebiete ist je 500 m2

ein Laubbaum oder Öbstbaum zu pflanzen. In
begründeten Einzelfäilen können Ausnahmen
zugelassen werden und ersatzweise andere
geeignete Maßnahmen durchgeführt werden."

Damit wird ein ökologischer Ausgleich erreicht, der für
bebaute Gebiete realisierbar ist. Die Festsetzung von
Pflanzgeboten, welche in der Praxis nicht
funktionieren, allein um auf dem Papier den
naturschutzrechtlichen Anforderungen zu genügen ist
weder für die Grundstückseigentümer noch für Natur-
und Landschaft zielführend.

Beschluss:

Der Hinweis wird berücksichtigt. Ziffer 10. 1 und
10. 4 werden überarbeitet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsettung der Stellungnahme der Eigentümer der
Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhfandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung und
Abwagungsbeschluss:

17. Auch ilii lämsckutzftstsebungen sind rethtifehliihaft;

17.1. Im ama müssin deutlich weiterfthende Flächen über iolche lim.
schutzfestiitzungen (absr mit einem rechtmigigEii Inhalt] verfigin, da
beispielswsise auch gewerbliche GsrauichinimiiiionEn mf dii fluiitücke
Nr. 1540, li4;, li39, 1536/1, 1532/1, 15!6, 15;8, 1530/1, ISiO, 1S31, Etc.
einwirken.

17.2, Zum anderen ist die Ziffei 11. l des EntwuifES dei teitlichen Festsetzungen
rechtsfeh!erhaft, weil sie die Verwendung zu öffnender Fenster untersagt.
Dmn Ziel diffiir »egeliing soll aiischeinend die GewihrlEiituiig eiiiei aus-
reichenden Lärmschutzes sein. Zur Erreichung dieses Zieles genügt es, ent-
sprechende Dämmwerte der AuRenbauteile vorzuschreiben. Wenn diese
Dämmwerte der Außenbauteile . einschließlich zu öffnender Fenster - ein-
gehalten werden, ist dieses Ziel erreicht, Ein iiisätzliches Verbot von u
öffnenden Fenstern bei Einhaltung der Dammwerte erweist sich dann als
überschießend, Solche einen ausreichenden Schallschut; gewährleistende
und zu öffnende Fenster sind beispielsweise das "Hafencity-fenster", das
sith in der Praiii bsnhrt hat. Dieses "Hifsmity'Fensttr" läsit sich offnei],
wrfügt ibei auch bei Öffnung Ober ein ausrsichendes SchalldimmmaB.
Wird nunmehr sogar die Verwendung eines solchen Fenster t'ot; Einhal-
tung des hier maßgeblichen und auch baufeitplanerisch beweckten Schall-
dämmmaSes uiitersigt, scliieSt dieie Regelung offemichtlich ibsr das Ziel
hinaus! Es genügt an sich, soweit rechtmäßig, der Festsetzungsentwurf Zif-
fa 11. 2!

Da die Lärmschutzfestsetzungen mit dem Gutacherbüro
abgestimmt waren, wurde das Büro um eine
Stellungnahme gebeten, damit eine fachlich fundierte
Abwägung erfolgen kann.

Stellunqnahme des Gutachters Büro Dr. Dröscher

zu Ziffer 17. 1 und 17.2:
Die immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den
Schall- und Staubimmissionen für den Bebauungsplan
"Stuttgarter Straße" des Ingenieurbüros Dr. -!ng. Frank
Dröscher vom 6. Juli 2016 enthält eine Konfliktanalyse zum
Gewerbelärm, Diese ergab, dass lediglich auf den im
Bebauungsplan ausgewlesenen "Flächen mit
Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm" eine
Überschreitung der Immissionsrichtwerte derTA-Lärm
eintreten kann. Andere Grundstücke sind zwar auch
Gewerbelärm ausgesetzt, jedoch nicht oberhalb der
Zumutbarkeitsgrenze. Das Gebot der planerischen
Zurückhaltung gebietet, die Nutzungseinschränkungen
ausschließlich auf die Konfliktflächen zu erstrecken. Aus

diesem Grund sind die genannten Flurstücke nicht mit
einer Festsetzung zum Ausschluss offenbarer Fenster auf
der den Gewerbe- und Landwirtschaftsbetrieben
zugewandten Fassaden zu belegen.

Die "Flächen mit Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm"
sparen die Betriebsgrundstücke der störenden Betriebe
selbst aus, da

die dort ausgewiesenen Überschreitungen der
Immissionsrichtwerte der TA Lärm jeweils auf den eigenen
Gewerbe- bzw. Landwirtschaftsbetrieb zurückgehen. Es
besteht insoweit kein Drittschutz.

Zur Abgrenzung der "Flächen mit Beeinträchtigungen durch
Gewerbelärm" wird klargestellt, dass diese an
Bestandsgebäuden, jeweils vor der Fassaden beginnen.
Somit sind die - auch baugenehmigungsbedürftige -
Änderungen an den Bestandsgebäuden selbst nicht
betroffen, soweit es sich nicht um Anbauten auf "Flächen

mit Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm" handelt, sich
also ein Anbau in das Immissionsfeld von

Bestandsbetrieben begibt.
Aus rechtlichen Gründen ist es bislang nicht möglich, den
Verzicht auf offenbare Fenster durch gleichwertige
Schallminderungsmaßnahmen zu ersetzen.

Die Zulässigkeit des sogenannten "Hamburger Hafencity-
Fensters" ist rechtlich bisher ungeklärt und damit nicht
rechtssicher. Würde eine solche Alternative zugelassen,
bestünde die Gefahr, dass der Verwaltungsgerichtshof
Mannheim in einer Normenkontrolle den gesamten
Bebauungsplan als rechtsfehlerhaft erkennt und den
Bebauungsplan auftiebt.
Es handelt sich somit nicht um eine überschießende

Festsetzung, An der bisherigen Festsetzung wird
festgehalten.
Im Übrigen bieten die Ausnahmeregelungen die
Möglichkeit, bei Nachweis durch ein Schallgutachten Z. B.
für ein Wohnbauvorhaben auch offenbare Fenster

zuzulassen, wenn dies eine veränderte gewerbliche und
landwirtschaftliche Umgebungsnutzung oder
gegebenenfalls geänderte rechtliche Rahmenbedingungen
erlauben.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhtandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

17.3, Auch die Festsebwg Ziffer 11,4 ist rechtifehlerhaft
eineBeiugilmimSidEfifeitgesetzt. nichti
ten, Mw oder Ostefl. Die Nutzungen auch im Osten
ithutzbedirftie

ES wird blo8

ffiise im Wes-
Noidsn sind

Stellungnahme des Gutachters Büro Dr, Dröscher zu
Ziffer 17. 3:

1?,4 Auch wird ein ausreichender Schallschutz des Außewohnbereiches nicht
bericksichtigt. Da sowohl Mischgebiete als auch Dorfgeliiete über allge-
mein zulaisige Wohnnutzungen verfügen, muss such der sog. AuBenwohn-
bereich als solcher tauglich sein, sollte also grundsätzlich - siehe S. 54, un-
ten, des Gutachtens von Herrn Dr. 'lng. Dröscher vom 06.07. 2016 . über ei-
nen Beurteilungspegel von nicht mehr ais 65 dB|A| verfügen. Tatsächlich
wird jedoch nach diesem Gutachten m Herrn Dr. -lng. Drösihei vom
06. 07. 2016 für den Auliewohnbereich dieser Beurteilungspegel m 65
dB|A| überschritten |vgl. Anlagen 2 13 dieses Giitachtens|. Der Gutachter
empfiehlt daher auch das Ergreifen m Schallschubmaßnihmen, die der
derzeitige Bebauungsplanentwurf jedoch nicht vorsieht, damit einen Kon-
flikterzeugt, aber nicht löst! Dies ist rechtsfehlerhaft!

Im Baugenehmigungsverfahren für einen
großflächigen Einzelhandel zur wohnortnahen
Grundversorgung im Sondergebiet ist der Nachweis
der Umgebungsverträglichkeit nach den
entsprechenden Anforderungen der TA Lärm zu
führen. Bei einem solchen Nachweis sind alle
bestehenden schutzbedürftigen Nutzungen auf
bebauten Grundstücken und auf unbebauten
Grundstücken im Geltungsbereich eines
Bebauungsplans bzw. im Innenbereich nach § 34
BauGB zu berücksichtigen. Etwaige Lärmkonflikte
werden also im Baugenehmigungsverfahren
bewältigt.

Dies gilt nicht für das unbebaute Grundstück südlich
des Sondergebiets "Großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung" welches in der
Fassung vom 14. 03. 2017 noch nicht in den
Geltungsbereich einbezogen war, jedoch in der
jetzigen Entwurfsplanung teilweise in den
Geltungsbereich einbezogen und dort als
"landwirtschaftliche Fläche" ausgewiesen wird. .

Die im Außenbereich befindlichen Grundstücke sollen
mittelfristig nicht bebaut werden. Der Teilbereich der
in den Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"
einbezogen ist und als landwirtschaftliche Fläche
ausgewiesen ist, kann nicht ohne eine Änderung des
Bebauungsplanes bebaut werden,
Sollte mittelfristig für dieses Grundstück eine
Wohnbebauung angestrebt werden, muss der
Bebauungsplan geändert werden und dann auch die
Lärmproblematik neu überprüft werden.

Durch teilweise Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 in
den Geltungsbereich und die Ausweisung als
landwirtschaftliche Fläche haben sich die
Gegebenheiten geändert, so dass auf die Darstellung
der Bezugslinie verzichtet werden kann,

Beschluss: Auf die Darstellung der Bezugslinie
zur Begrenzung der vom Sondergebiet
ausgehenden Schallimmissionen wird verzichtet.
Lageplan und Ziffer 11. 4 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen wird geändert.

Steliunonahme des Gutachters Büro Dr. Dröscherzu
Ziffer 17.4:
Die Planung der Aufenthaltsbereiche im Freien
(Außenwohnbereiche) ist Gegenstand der
Objektplanung und nicht des Bebauungsplans.
Aufgrund der gegebenen Immissionsbelastung ist bei
der Objektplanung ein ausreichender Schallschutz in
Bezug auf den Straßenverkehrslärm vorzusehen.

Grundsätzlich ist eine entsprechend lärmabgewandte
Anordnung der Außenwohnbereiche möglich. Dieser
Lärmkonflikt ist auf der Ebene der Gebäudeplanung
zu lösen. Zusätzliche Festsetzungen sind nicht
erforderlich.

Beschluss: Die Einwendung wird
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewe rbebetriebs U h ta n dweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

17.5 Zudem sind die gerauschimmissionsbezogenen Festset;ungen und
planerischen Annahmen rechtsfehlerhaft, da diese sich auf das Gutachten

von H»m Dr.-lng. Drösther «om 06, 07,2016 auch in der Fassung der Er-
ganiung wm 23. 02. 2017 gründen, dii jedoch m fehlerhaften Annah-
mtnausjeht:

a] So geht der Gutachter auf S. 24, unten, seines Gutachtens nicht von
einem Neubau oder einer wesentlichen Änderung m öffentlichen
Strafen aus. Die projektierte Stichitraße "Stuttgarter StraBe" wird je.
doch neu gebaut, soll jedenfalls bezogen auf den Miirifceweg ufn ei-
nen weiteren Fahrstreifem verfügen.

b] Die dem Schallgutachten zugrundeliegende Annahme eines reinen
Tagbetriebs des Lebensmitteleinzelhandlers ist lebensfern, da sehr
viele großflächige lebensmitteleinzelhanillsr zumindeit bis ;2:00 Uhr
geöffnet haben, so dass Parkplatitsrkehr nach 22:00 Uhr und damit
zur Nachtzeit erfolgt,

c] Nicht realitätsgerecht ist auch die Annahme der Anlieferung der l»
verkaufendem Wars nur zur Tagzeit, da solche Amlieferungen ibli-
cherweise auch zur Nachtzeit erfolgEn.

17.6 Bechtsfehlerhaft werden trat; erkannter Geräuschkonflikte keine Festset-

zungen fi» das Sonilerjebiet iw Mlnimieiung der GeräuschkonfliktE ge-
troffen, so bipw. Festsebungen zur Einhausung der Anlieferung, iw Veror-
tung von Schallquellen (Klimageräte, etc. l, etc.

Stellungnahme des Gutachters Büro Dr. Dröscherzu

Ziffer 17. 5 a);
Grundsätzlich ist bei einem Neubau einer Straße bzw.
der wesentlichen Änderungen einer bestehenden
Straße, etwa durch den Zubau eines weiteren

Fahrstreifens, zu prüfen, ob nach Maßgabe der 16.
BlmSchV und der 24. BlmSchV den Anwohnern
aufgrund des - durch diesem Straßenabschnitt
verursachten - Verkehrslärms Lärmschutz zusteht.

Das bisher erstellte Gutachten des Büros Dr.

Dröscher hat die Änderung der 814/Stuttgarter Straße
(Abbiegespur, Anlegung von Geh- und Radweg,
Querungshilfe) und die Änderung des Mörikewegs
(Verlegung, Verkürzung und Ausbildung als
Sackgasse, Anlegung Geh- und Radweg) im Hinblick
auf die 16, BlmSchV und daraus resultierende

Entschädigungsansprüche nach 24. BlmSchV nicht
untersucht.
Um klären zu können, ob es sich um eine wesentliche

Änderung einer vorhandenen Straße nach 16.
BlmSchV handelt und ob ein Anspruch auf
Lärmschutzmaßnahmen gemäß 24. BlmSchV
besteht, wurde das Büro Dr. Dröscher gebeten dies
gutachterlich zu untersuchen.
Im Vorfeld zur Abwägung wurde das Gutachten mit
Datum vom 18. 08.2017 erstellt. Das Gutachten
kommt zum Ergebnis, dass durch die vorgesehenen
Baumaßnahmen an der Stuttgarter Straße/B14 und
des Mörikewegs keine wesentliche Änderung der
öffentlichen Straßen gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 16.
BlmSchV vorliegt und ein öffentlich-rechtlicher
Anspruch auf Schallschutz nach der 24. BlmSchV
nicht gegeben ist.
Beschtuss:

Der Hinweis auf einen möglichen Rechtsmangel
wurde durch die gutachterliche Untersuchung des
Straßenverkehrslärms im Kreuzungsbereich
B14/Stuttgarter Straße und Mörikeweg und die
Einarbeitung dieser Ergebnisse in die
Planunterlagen berücksichtigt.

Stejlupdnahme des_G_utachteTS_Büro Dr. Dröscher
und der Gemeindeverwaltunq zu Ziffer 17,5 b), c)
und 17, 6:
Im Bebauungsplanverfahren ist lediglich der
Nachweis zu führen, dass auf dem jeweiligen
Grundstück die vorgesehene Nutzung
nachbarschaftsverträglich möglich ist. Im
vorliegenden Fall heißt dies: Es ist nachzuweisen,
dass ein großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung" grundsätzlich im
vorgesehenen Sondergebiet betrieben werden kann.
Ein Betrieb eines Einzelhandelsgeschäftes
einschließlich Mitarbeiter- und Kundenabfahrt sowie

Anlieferungen ist auch innerhalb der Betriebszeiten
von 6 Uhr bis 22 Uhr möglich.
Die Betriebszeiten und die Anlieferzeiten des
Einzelhandelsbetriebs werden im

Baugenehmigungsverfahren und nicht im
Bebauungsplan festgelegt. Der Bebauungsplan ist
Grundlage für die Baugenehmigung,
Im Baugenehmigungsverfahren ergeben sich ggf.
Einschränkungen in Bezug auf die den nächtlichen
Betrieb einschließlich Mitarbeiter- und Kundenabfahrt

sowie Anlieferungen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschtuss:

Der Entwurf Ziffer 1.3 der örtlichen Baiivorschriften ist wegen des Abstellens auf
grelle Farben, auf stark reflektierende und spiegelnde Materialien sowie wegen
des Abstellens auf eine Gefährdung des Grundwassers nicht

19. Auch Ziffer 2 der örtlichen Bauvorschriften hier insbesondefe über die
Betriebiieit beleuchteter Werbeanlagen ist nicht hinrsichend bestimmt. Denn
nach dem Konzept der örtlichen Bauvorschriften darf an sich eine Beleuchtung
einer solchen Werbeanlage nur während der Öffnungizeiten erfolgen. Welchen
Sinn und Zweck hat dann das Erfordernis der Reduzierung der Beleuchtung au-
Berhalb der Öffnungszeiten auf ein MindestmaB? Dürfen dann doch beleuchtete
Werbeanlagen außerbalt) der Öffnungszeiten wirken?

Fortsetzuno Stellungnahme des Gutachters Büro Dr.
Drescher und der Gemeindeverwaltuna zu Ziffer 17.5
b). c) und 17.6:
Derartige Einschränkungen werden als
nachbarschützende Auflagen in einer
Baugenehmigung formuliert und später bei der
behördlichen Überwachung zugrunde gelegt,
Auch für das Bauunternehmen werden im

Bebauungsplan keine Betriebszeiten geregelt. Auch
dort erfolgt die Festsetzung der Betriebszeiten im
Baugenehmigungsverfahren.
Im Übrigen sind Festsetzungen zum Anlagenbetrieb
innerhalb des Bebauungsplanes unzulässig, da sie
keine Bodeneigenschaften betreffen, und deshalb
rechtsfehlerhaft wären.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
Zusätzliche Festsetzungen im Bebauungsplan
sind weder erforderlich noch zulässig.

Stellungnahme zu Ziffer 18:
Bei den Begriffen "grelle Farben", "stark reflektierend",
"spiegelnd" handelt es sich um unbestimmte
Rechtsbegriffe, die der Auslegung durch die
Baurechtsbehörde bedürfen. Nach Rücksprache mit
der Baurechtsbehörde teilt diese mit, dass sie mit der

Auslegung der Rechtsbegriffe keine Probleme hat
und diese Festsetzung nicht geändert werden muss.

Die Festsetzung, dass Materialien, welche das
Grundwasser gefährden nicht verwendet werden
dürfen, wird wie folgt konkretisiert:
"Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Dachflächen
müssen durch Beschichtung oder in ähnlicher Weise
gegen Verwitterung und eine damit verbundene
Auslösung von Metallbestandteilen behandelt werden
(siehe Verordnung des UVM vom 22. 03. 1999 über die
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser)."

Beschluss: Die Anregung wird teilweise,
entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung"
berücksichtigt.

Stellungnahme zu Ziffer 19:
Die Anregung wird beachtet. Ziffer 2 der örtlichen
Bauvorschriften wird wie folgt geändert:
"Außerhalb der Öffnungszeiten des dazugehörigen
Betriebs ist die Beleuchtung derWerbeanlagen auf
ein Mindestmaß zu reduzieren."

Beschluss: Der Hinweis wird beachtet. Die

Festsetzung unter Ziffer 2 der Örtlichen
Bauvorschriften wird geändert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetcung der Stellungnahme der Eigentümer der
Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

!0. Auch Ziffer 3.1 des Entwurfes dtr örtlichen Bauvorschiiften ubi[ die Gsitaltung
der ußbebiuteii flicheii iit (echtsfelilerhaft, da es beiipielswiisi dii Ausmut;-
barteit der Gruiidsticks mm« Mandantichift zu stark biicliräiikt.

21. Auch Ziffer iJ des Eflt'mrfes der örtlichem Siiirorschritem ist rechtsfehlErhaft.
Dem irebiiondeie auch fif diE Grunditidi mam Mindißticliift wird durch

dieieii Kegelungswriuch eins bitriiblich iiforderliihi wiibaine Einauiiung
unmöflich gemacht. Dem Ziune dirfei] iiach jiesem Entwurf eiiier irtlicliii]

Siwrschrift mamal 1,;0 m hoch sein. lin mit iinsr Hohe von 1,20 ro sind
jedoch m \eimm oline weiterEi leicht ibemUbir. Msire Maiidatehaft
hat jedoch wegefi der e^m Bauunlerwhmung auf din genannten Grundstt-
den »S erst reclit bei VemirMicliunE dis Einiibndilibetriebei wegsn des
durch den EimelhiiidilsbetriEb anEelochef] Publitums iin betriebliches gerecht-
fertigtes Interesse in Einem wirksiniei] Schutz der bitiieblichei] GeEenstmdE
vor SbliiniEßtomme^ hieiiu ist-wis aucli m Eine GiwAegebiel - iumindiit
für dii geweiblitli simWm Gnindstucte die Noglichkeit der vollumfanelichen
Einiiunung m[ Zjiiren mit iimr Höhe m !, iB ai toi;usehen!

Auch wird diircli diese örtliche Bauwischrifl die iiiisrliiiliche - hier jedoih iii
unleisagsi] versiicliti - Miglichteit der Emchtog iiifcamer Schallichttmafr
nahmen wie il n Schallschut;wandiff, deren Höhe als Maiieijidocli iiif 1, 00
m beiihonkt werdii] soll und die damit als Schallschut; urtauelich iind, iumli.
tegeniitlit.

Stellunqnahme zu Ziffer 20;
Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 3 kann in den Örtlichen
Bauvorschriften die Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung
der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke
festgelegt werden.

Diese Festsetzung bezieht sich nicht auf genehmigte
Zufahrts-, Hof- und Lagerftächen, sondern ausschließlich
auf Flächen für die im Baugenehmigungsverfahren keine
konkrete Festsetzung getroffen wird. Dies entlastet die
Bauherren, da diese dann im Baugenehmigungsverfahren
nicht für jeden Quadratmeter darstellen müssen, wie dieser
genutzt werden soll (Rasen/Gemüsebeet, Pflanzen).
Außerdem ermöglicht es der Gemeinde bei Bedarf gegen
ungepflegte Flächen im Innenbereich vorzugehen.

Die Ausnutzung der Grundstücke wird durch diese
Festsetzung nicht stark oder unverhältnismäßig beschränkt
und ist damit rechtmäßig.

Beschluss: Die Einwendung wird zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 21:
Schallschutzmaßnahmen sind keine Einfriedungen. In
Ziffer 3. 3 werden keine Schallschutzmaßnahmen geregelt,
sondern ausschließlich Einfriedungen. Die Festsetzung
unter Ziffer 3. 3 der Örtlichen Bauvorschriften steht einer

Realisierung von Schailschutzmaßnahmen nicht entgegen.

Der Hinweis auf die betrieblich erforderliche oder aus

betrieblichen Gründen gewünschte Einfriedung wird
beachtet. Daher wird Ziffer 3. 3 der Örtlichen
Bauvorschriften wie folgt ergänzt:
"Höhere Einfriedungen sind aus betrieblichen Gründen im
Einzelfall bis zu einer Höhe von 1, 80 m zulässig."

Die festgelegte Höhe von 1 , 80 entspricht den Regelungen
in den Gewerbegebieten "Neuer Bahnhof Ost" und "Neuer
BahnhofWest". Im Gewerbegebiet "Dorfwiesen" in
Eutingen ist die Höhe von Zäunen auf 1,50 m beschränkt.
Wenn die Höhe von 1, 80 m in anderen Gewerbegebieten
als ausreichend angesehen werden, die überdies noch
außerhalb bewohnter Gebiete liegen, reicht diese Höhe
auch für ein bewohntes Gebiet.

Im Übrigen gibt es auch andere Möglichkeiten, wie z. B.
Alarmanlagen um sein Eigentum vor DJebstah! zu
schützen. Eine höhere Frequenz an Personen erhöht nicht
automatisch das Risiko von Diebstählen. Der Mörikeweg
und der Uhlandweg waren seither unbeleuchtet.
Unbeleuchtete Bereiche animieren Diebe. Trotzdem war

wohl seither eine Einfriedung des Betriebsgrundstücks
nicht erforderlich. Mit dem Bebauungsplan und dem
geplanten Straßenausbau verbessert sich die
Ausleuchtung der öffentlichen Verkehrsflächen deutlich,
was die Sicherheit für die Öffentlichkeit und die
angrenzenden Grundstücke verbessert.

Beschluss: Die Einwendung wird teilweise,
entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung,
beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der
Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss"

3. Auch äffer 3j des Enaiurfs der örtlichen Bauvoiichdfteil über die Eiiihauiung
m Sehaltein ist zumiiidest bezoeen aiiidiE Grundstücke meiner Manditechaft
rechtsfehlerhaft. Denn aus Betriibsgründen ümw {s Sthitt(utbo»en meiner
Mandantschaft nicht tsschlosien werden. Oii Errichtung einEi Wand im
Schul; m Einsichtnahme ist nicht möglich, di dim [lie tiaymc umd die Unzii.
liisigkeit m baulichen Anlsgeii auBerhalb der Baugreiiii entgegenslehei] und
iudm meine Mandirtschaft für dis eigeiie Bauurtemehnien Bewegungsfliche
(ir die Entlade-, Belade-1

B. Sffil S S. i des Eiitwurfes der irtlichir iaworschriftin »eritöit gEEsn i j;
W, da iliiser iiitwurf dsi irtlichen Bamischriftsr durch die ?ulisiigteit m
StEllplitan im StellplatBiifalirtsberEich auch m mtoenilisen Stillplit;i[] im
Sme des j 3; 180 iri mlwindigs Stillpto ;ii m;h S 3; 180 gruildsjiilich
«ngieigmetiii gelangeiiia Stillpto mBcht, obgleith diei lindisbimdnuiisi.
reclitlich SEregslt ist, hum; fir eine solchs »igsliinE fsNt is den Gemeinden

'syundligE,

<lles in illeni tarn <ir SiiiuunjsplBii im deriiitijen Entviurfistadiöm in nith!
richtuiij bsschlossin wim. Meine Mindaiilschift wird iiotfalli ur Wihuiis
ihrii Bichls auch gfriihtlichen |Eil. ]Bs[htichiil; mholin miiie^ Mim Mindint.
schaft ist jedoch an mr amtmihmlichen tegelling intBissieit unj steht biiru
Eimt ;u CiSprichen mr Herbeifuh'uiiE eirei mvEmihakhen SiEetag berEil.

Stellungnahme zu Ziffer 22:
Schüttgutboxen für Kies und Sand sind nach unserer
Rechtsauffassung keine Abfallbehälter, keine Mülltonnen
und auch keine Container. Ziffer 3, 5 der Örtlichen
Bauvorschriften wirkt sich daher nicht auf die ohne

Genehmigung erstellten Schüttgutboxen aus,

Beschluss: Die Einwendung wird zurückgewiesen.

Beschluss zu Ziffer 23:

Der Hinweis wird beachtet. Die Rechtsgrundlage § 37
Abs. 1 LBO unter Ziffer 5 der Örtlichen Bauvorschriften

wird gestrichen.

Stellungnahme der Verwaltung:
Gemeinde und Gemeindeverwaltung sind immer an
einvemehmlichen Lösungen interessiert, weshalb ein
Gespräch mit dem Einwender stattgefunden hat und die
verschiedenen Argumente ausgetauscht und erläutert
wurden.

Unabhängig von diesem persönlichen Gespräch und der,
aus der hier vorgelegten Stellungnahme, resultierenden
Änderungen der Entwurfsplanung, bleibt der Rechtsweg
selbstverständlich offen und kann bestritten werden,
Beschluss: Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs UMandweg ^

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Pforzheim, 11. Juli 2017

Scherer u.a../. Gemeinde Eutingen ijTLGay
wegen der Aufstellung des Bebauungsplanes "Stuttgarter
Straße"

Hier: Rückäußerung zur gemeinsamen Besprechung vom
26. 06. 2017

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Jächle,
sehr geehrter Herr Kämmerer Volk,
sehr geehrte Frau Fischer,

vielen Dank für die offene und konstruktive Besprechung bei
Ihnen am 26. 06, 2017 und Ihre nachfolgenden Informatio-
nen!

Meiiie Mandartichift kann sich Eine einiernehmliche Regelung in Gestalt sogar auch
der Rücknahme der bereits erhobenen Stellungnahme mS ggf. auch beinhaltend die
EfforderlichEn Grundstückivorgänge umfasset inibssondefe auch die von dei
Gemeinde benötigten Grundstücksflacheti meiner Mandintithift vorstellen, wenn

a) die im Sondsrgebiet fihreniie und mit "Stuttgartsr Stra8e" beieichnete
projektierte StlchstraBe auch in ihrer vtrtintsn Form den Grunditicken

meiner Mandantschaft nicht die weEemaSige Ersthlle8ung im Sine lies
S 39 Abs, l KAG verirlttelt, beispieliweise duiih Fiitsetzung eines ;wi-
sehen der piojektierten StichstraBe "Stuttgarter StoBe" und den Grund-
stücken meiner Mandantithift liegenden öffentlichen Enlwasscrungika-
nali,

Beschluss: Kenntnisnahme

Stellunanahme der Verwaltunq:

Zu a);
Die Anlegung eines Entwässerungsgrabens entlang
der neu geplanten Stichstraße ist weder aus
städtebaulichen Gründen noch aus

wassertechnischen Gründen erforderlich und kann
daher im Bebauungsplan auch nicht zwischen der
Stichstraße und dem Grundstück Ihrer Mandantschaft
eingeplant werden. Unabhängig davon, brauchte man
dafür ja dann die Fläche, die Ihre Mandantschaft für
die Erweiterung des Betriebsgrundstücks kaufen
möchte, um unter anderem die Zufahrt zur Lagerhalle
zu verbessern.

Die maßgebenden Behörden (Verkehrsbehörde und
Reglerungspräsidium) sehen eine Erschließung des
Bauuntemehmens von der B 14 über eine

Abbiegespur und die geplante Stichstraße für richtig
und verkehrssicher an. Aus städtebaulichen Gründen
muss die bestehende Zufahrtssituation für den

Gewerbebetrieb und die bisher an den Mörikeweg
angrenzenden Grundstücke verbessert werden. Die
geplante Stichstraße erfüllt diese Aufgabe.
Wenn die durch die Verkürzung der Stichstraße frei
werdende Fläche von Ihrer Mandantschaft erworben
wird, kann der Gewerbebetrieb effektiv angebunden
werden. Die Zufahrt zum Gewerbebetrieb von der

Stichstraße her, drängt sich dabei geradezu auf.

Beschluss: Die Anregung wird zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

der Uhlandweg-beispielsweise anstelle des Silcheroeges-derart ertiih-
(igt wurde, dass ein Verkehr in beiden Richtungen ermäglicht würde
[meine Mandantichaft wjie sogar bereit, eigene und ggf. schon durch
meins Manilantschaft auf Eigene Kosten als StraBe ertithtigte Grund-
stitksflächen ggf. auch sthenkungsweise der Gemeinde zur Virfigunf lu
ittllen, sndais eine diesbe2Üglithe Ersih[ie8ungsbeitiagspfli[ht fir ilie
Nachbarschaft nicht entstünde),

c| im Bebauungsplan zur Absicherung des Bauuntcrnehmens meinsr Man-
dantschaft Bestandsschutzfestsetiunjen getroffen sowie die Festsetmn-
gen zu den Baugrenzen, zum Ma8 der baulichen Nutung, zur Höhe sowie
zur

zu b):
Der Uhlandweg wird aus den dem Einwender schon
bekannten Gründen von der B14 aus nicht für den

Begegnungsverkehr ausgebaut. Dies entspricht auch
den Stellungnahmen anderer Anlieger und
Grundstückseigentümer, sowie den Belangen des
Straßenbaulastträgers.
Die Gemeindeverwaltung kommt zum Schluss, dass
die jetzt zu Grunde liegende Verkehrskonzeption
geeignet ist die städtebaulichen Aufgaben unter
Berücksichtigung der unterschiedlichen Interessen, zu
erfüllen.

im Nahversorgungsgutachten wird aufgrund der
Verkaufsfläche von ca. 1040 Fahrten zum

Sondergebiet ausgegangen. Bei angenommenen
Öffnungszeiten von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr verteilen
sich diese auf 12 Stunden. Das sind ca. 87 Fahrten

pro Stunde und ca. 1 Fahrzeug pro Minute.

Bei Ihren Ausführungen zur Ausfahrt aus den
Grundstücken Ihrer Mandantschaft und Ihrer Skizze

bitten wir zu bedenken, dass die Erschließungs- und
Verkehrskonzeption eine Zu- und Abfahrt im
Einmündungsbereich der neu anzulegenden Straße
im oberen Teil des Flst. Nr. 1523 nicht erlauben soll.

Die Fahrzeuge können die Grundstücke alternativ
über den Uhlandweg verlassen. Dabei kann sowohl
zur B14 wie zum Tübinger Weg ausgefahren werden.

Beschluss: Die Anregung wird zurückgewiesen.

zu c):
Aufgrund Ihrer Anregungen und Hinweise haben wir
die Festsetzungen überprüft um Mängel zu beheben
und zu vermeiden. Bestandsschutzfestsetzungen sind
nicht erforderlich, da die genehmigten baulichen
Anlagen, sowie die genehmigte Betriebsführung "nicht
störender Gewerbebetrieb" nach wie vor zulässig sind
und der Bebauungsplan diese Genehmigungen
berücksichtigt. Die Zufahrt zur genehmigten
Lagerhalle auf Flst. Nr. 1 527/1, sowie die
Betriebsabläufe insgesamt könnten mit dem Kauf der
durch die Verkürzung der Stichstraße frei werdenden
Fläche deutlich verbessert werden. Eine

Beitragspflicht ist jedoch nicht vermeidbar.

Beschluss:

Bestandsschutzfestsetzungen werden nicht
getroffen, da diese nicht erforderlich sind. Das
Maß der baulichen Nutzung, die Höhen, Stellung
der baulichen Anlagen und Zufahrten wurden
nochmals überprüft und optimiert. Die einzelnen
Entscheidungen werden hier nicht wiederholt. Auf
die Seiten 5 bis 57 des Abwägungsprotokolls wird
verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

d] unter Ziffer 2. 2 der vorgeiehsnen teKtlichen Festsehungen aufgenom-
meo würde, dass im Mischgebiet abweichend von der vorgesehenen Un-
zulassigkeit von Einielhandelsbetrieben solchs kleinflichigen Einzelhan-
defsbetriebe zulässig sind, für die eine im Gebiet der Gemeinde Eutingen
im Gau befindliche Verkaufsfiäche mit annähernd gleicher Größe {+/.
zehn Proieiit] und identisthem Sortiment aufgegeben wird,

Meine Mandantschaft ist seht am En«erb der östlich der Grundstücke nieiner

Mandsntschaft liegenden Flächen des MÖrikeweges interessiert.

Hierzu im Einzelnen;

l, Meine Mandantschaft möchte unter Berücksichtigung Ihrer, sehr geehrter Herr
Bürgermeister Jächle, wohlgemeinten Hinv/eise eine Erschfießungsbeitragspflicht
der Grundstücke meiner Mandantschaft aufgrund der projektierten Stichstraße
"Stuttgarter Straße" vermeiden;

1, 1. Meine Mandantschaft hat lange über Ihre, sehr geehrter Herr Bürgermeis-
ter Jöchle, gut gemeinten Ratschläge nachgedacht, insbesondere über die
von Ihnen nachdrücklich verfochtene verkehrliche Erschließung in Richtung
Osten über die projektierte Stichstraße "Stuttgarter Straße",

1. 2, Meine Mandantschaft hat sich jedoch gegen eine verl<ehrliche Erschließung
der Grundstücke meiner Mandantschaft nach Osten über die projektierte
Sttchstraße "Stuttgarter Strafie" entschieden, da eine solche Erschlie-

Rungsmöglichkelt wahrlich keine taugliche verkehrliche Erschließung we-
gen zum einen der Vielzahl an Verkehrsbeziehungen und zum anderen des
verkehrlichen Anschlusses im Einmündungsbereich der projektierten Stich-
Straße "Stuttgarter Straße" in die B14, sodass die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs nicht gewährleistet wäre, wäre. Angesichts der Vielzahl
an Verkehrsbeziehungen und des Einfahrens von den Grundstücken meiner
Mandantschaft in den Einmündungsbereich wäre eine Ausfahrt kaum ver-
kehrssicher möglich und wäre zudem auch sehr beschwerlich, auch weii

das die Grundstücke meiner Mandantschaft verlassende Fahrzeug allen
anderen Fahrzeugen die Vorfahrt zu gewähren hätte. Zur Veranschauli-
chung überlasse ich

im Farbausdruck meine händische Einzeichnung
der Verkehrsbeziehungen

auf Ihrem mir überlassenen Arbeitsplan mit Änderungsdstum 27. 06. 2017.
Zur Edäuterung:

Stellunqnahme der Verwaltuna zu d):

DerAusschluss von Einzelhandelsbetrieben im
Mischgebiet ist notwendig um eine Agglomeration von
Einzelhandelsbetrieben ausschließen zu können.

Aufgrund der Anregung werden die Festsetzungen
dahin gehend überarbeitet, dass Verkaufsstätten
eines im Plangebiet ansässigen Handwerksbetriebs,
Betriebs des produzierenden Gewerbes oder
landwirtschaftlichen Betriebs, als untergeordneter
Nebenbetrieb, ausnahmsweise zulässig sind. Somit
kann das Bauunternehmen auch weiterhin Sand,
Kies, usw. an Endverbraucher verkaufen.

Das Regierungspräsidium, der Regionalverband und
die benachbarten Kommunen forderten in Ihren

Stellungnahmen den Ausschluss von Einzelhandel im
angrenzenden Mischgebiet. Die von Ihnen
vorgeschlagene Festsetzung wird aufgrund dieser
Stellungnahmen nicht weiter verfolgt.

Die Flächen an der Stichstraße sollen zum einen

gegen die notwendigen Straßen- und Gehwegflächen
getauscht werden. Die darüber hinaus, durch die
Verkürzung der Stichstraße frei werdende F!äche
können an ihre Mandantschaft verkauft werden. Nach
Auffassung der Gemeindeverwaltung hat der
Gewerbebetrieb damit die Möglichkeit seine
Zufahrtsmöglichkeiten und Rangierflächen zu
optimieren.
Beschluss: Beachtung bzw. Zurückweisung
entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung.

Stellunanahme der Verwaltunq zu Ziffer 1, 1. 1. und
L2
Auf die Verkehrskonzeption, die Anbindung des
Gewerbebetriebs an die Stichstraße und zur
Sicherheit dieser Verkehrsanbindung wurde im
Abwägungsprotokoil ausführlich und aus
verschiedenen Perspektiven eingegangen. Auf diese
Eriäuterungen wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhtandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

^ff^

(i) Die die Grundstücke meiner Mandantschaft verlassenden Fahrzeuge
müssen wegen der Ausfahrt BUS einem Grundstück allen anderen
Verkehrsteilnehmern die Vorfahrt gewähren, also
a) den Fußgängern und Radfahrern auf dem Gehweg,
b) den aus Westen kommenden und nach rechts in die Stichstraße

abbiegenden Fahrzeugen (gekennzeichnet durch mit orangener
Farbe hinterlegte blaue Striche},

c} den aus Osten ankommenden und nach links in die Stichstraße

abbiegenden Fahrzeugen (gekennzeichnet durch mit grüner
Farbe hinterlegte blaue Striche},

d} den den Einzelhandelsbetrieb nach Westen verlassenden Fahr-

zeugen [gekennzeichnet durch mit roter Farbe hinterlegte
schwarze Striche),

e) den den Einzelhandelsbetfieb nach Osten verlassenden Fahr-

zeugen [gekennzeichnet durch in gelber Farbe hinterlegte
schwarze Striche}.

Wegen dieser Vielzahl an bevorrechtigten Fahrzeugen dürfte es - sb-
hangig von den Verkehrsverhältnissen - bis zu einer Ausfahrtmäg-
lichkeit teilweise such sehr lange dauern.

Stellunqnahme der Verwaltung:

Die Darstellung der Verkehre wird zur Kenntnis
genommen.

Stellunqnahme derVerwaltunq zu Ziffer (i) Nr. a) bis

eil
Die dargestellten Verkehrsbeziehungen, bzw, die
bevorrechtigten Verkehrsteilnehmer sind richtig
dargestellt. Dabei handelt es sich jedoch um
gewöhnliche Verkehrsregeln, die überall zu beachten
sind unabhängig von der Länge einer Straße oder
dem Verkehrsaufkommen.

Natürlich kann es unter Umständen etwas länger
dauern, bis ein Ausfahren aus der Hofeinfahrt in die

Stichstraße "Stuttgarter Straße" möglich ist. Die
Gemeindevenvaltung hält die zu befürchtenden
Wartezeiten Jedoch für zumutbar (siehe auch
Stellungnahme zu Ziffer b).
Der Gewerbetreibende hat bei der derzeitigen
Verkehrskonzeption jedoch auch die Möglichkeit über
den Uhlandweg in die B14 einzufahren.

Damit nicht im Kurvenradius auf das
Gewerbegrundstück aufgefahren werden kann, wurde
im Lageplan vom 12. 09. 2017 im Einmündungsbereich
ein Verbot der Ein- und Ausfahrt festgesetzt.
Diese Festsetzung trägt dazu bei, dass andere
Verkehrsteilnehmer nicht über das übliche Maß

hinaus gefährdet sind,

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der
Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

(ii) Weitere Verzögerungen könnten durch eine belegte Aufstellfläche in
der Stichstraße entstehen, So dürften bereits zwei vom Einzelhan-

delsbetrieb kommende und nach Westen (links) abbiegende Fahr-
zeuge genügen, um auch vom Einzelhandelsbetrieb kommende

rechtsabbiegewillige Fahrzeuge in der Stichstraße aufzustauen. Ist in
der Stichstraße die rechte Fahrbahn belegt, verbliebe keine Fläche für
die von den Grundstücken meiner Mandantschaft kommenden Fahr-

zeuge, um in die Stichstraße einzufahren,

(ili) Schließlich wäre eine Ausfahrt von den Grundstücken meiner Man-
dantschaftindieStichstrsße

a] wegen der Vielzahl an Verkehrsbezlehungen mit bevorrechtig-
ten Fahrzeugen,

b] der Einfahrt in einen Mündungsbereich und
c) des mit ca, 240 Grad äußerst großen, vom Fahrzeugführer zu

beherrschenden Sichtwinkels, aus denen bevorrechtige Fahr-
zeuge kommen könnten,

risikoreich.

Aus diesen Gründen dürfte eine Ausfahrt aus den Grundstücken meiner

Mandantschaft in die Stichstraße für die Fahrzeugführer mindestens sehr
unangenehm sein. Auch dürfte die ausreichende verkehrliche Leistungsfä-

higkeit der Stichstraße fehlen, Jedenfalls wäre eine solche verkehrliche Er-
Schließung der Grundstücke meiner Mandantschaft nach Osten über die
Stichstraße im Vergleich zu einer "üblichen Grundstücksausfahrt deutlich
schlechter, nachteilhafter, Meine Mandantschaft verkennt dabei zwar

nicht, dass beispielsweise in sehr verkehrsarmen Zeiten eine AusfahrtsmÖg-
lichkeit in kurzer Zeit bestehen mag - jedoch fallen üblicherweise in die
verkehrsreichen Zeiten auch die Zeitpunkte, an denen die auch zukünftigen
etwaigen Nutzer der Grundstücke meiner Mandantschaft die Grundstücke
meiner Msndantschaft verlassen wollen. Sicherlich kann diese grobe Dar-

Stellung keine verkehrsgutachteriiche Beurteilung ersetzen, liefert aber
zumindest einen groben Anhalt, Üblicherweise versuchen auch die Stra-
ßenverkehrsbehärden Grundstiickszufahrten in Einmündungsbereichen
von öffentlichen Straßen in Ortsdurchfahrten in solchen Situationen wie

der vorliegenden zu vermeiden,

13, Führt danach bei etwas genauerer, aber immer noch überschlagiger Be-
trachtung eine verkehrliche Erschiießung der Grundstücke meiner Man-
dintschaft nach Osten ir die proiektierte StichstraBe "Stuttgarter Strafte"
EU absehbar nahezu l<einem Vorteii, zieht meine Mandantschaft eine Ab-

standnahme von einer solchen verkehrlichen Erschließung nach Osten in

die projektierte Stichstraße "Stuttgarter Straße" vor. Dies schlielit aber

Stellunanahme der Verwaltung zu Ziffer (ii) und (iii):
Im bisherigen und im weiteren Verfahren werden die
Fachbehörden (Untere Verkehrsbehörde,
Straßenbauamt, Straßenbaulastträger) beteiligt.

Aufgrund der bisherigen Stellungnahmen geht die
Verwaltung davon aus, dass die Stichstraße auch in der
im Lageplan vom 12. 09.2017 dargestellten verkürzten
Form ausreichend ist um die zu erwartenden Verkehre
aufzunehmen.

Allein die Annahme, dass das Ausfahren vom
Betriebsgrundstück in die Stichstraße auch mal etwas
länger dauern kann und auch Aufmerksamkeit
hinsichtlich der Fußgänger und Radfahrer erfordert,
bedeutet nicht, dass die Stichstraße nicht geeignet
wäre um den Gewerbebetrieb anzubinden.

Beschluss:

Die Ausführungen unter Ziffer 1, 1. 1. und 1.2 mit
den Unterpunkten (i), (il) und (iii) werden zur
Kenntnis genommen. Die Fachbehörden (Untere
Verkehrsbehörde, Straßenbauamt und

Straßenbaulastträger) wurden und werden auch im
weiteren Verfahren beteiligt.
Die Fachbehörden haben die Stichstraße und die
daraus resultierenden Verkehrsbeziehungen bisher
nicht beanstandet. Sollte sich aufgrund der
Verkürzung der Stichstraße etwas anderes ergeben,
werden die dazu geäußerten Anregungen und
Bedenken nach der 2. Öffentlichen Auslegung
abgewogen.

Stellunqnahme zu Ziffer 1. 3:
Auf die Notwendigkeit einer adäquaten Erschließung
des Gewerbebetriebs wird im Abwagungsprotokoll
ausführlich eingegangen. Auch wird dargelegt, warum
die Stichstraße nicht allein dem Einzelhandelsbetrieb

dient, sondern auch dem bestehenden Gewerbebetrieb.

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der
Flst Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527(1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

nicht aus, dais meine Maniiantschaft sich an MaBnahniEn zu uerkehrlichen

Erschließungen beteiligt (siehe unten).

l. <. Dieser Abstandnahme steht auch nicht die Stellungnahme der Hanilwerks-
tammer Reutlingen vom 26. 02. i014 entgegen, da liiese Stellungnahme
sich nicht im Detail mit den »erkehrlichen Beiiehungen bsfasst hat.

1. 5. Im Ubiigen »erweise ich auch ;um Erfordernis disser projektierten Stich-
Straße "Stuttgarter StiaBe" auf meine Ausführungen in [neinem Stellung-
nahineschriftsat; «om 24. 05. 2017. Insbesondere gereicht vorliegend wei-
terhin die projektierte Stichstraße "Stuttgarter Straße" ausschließlich dem
projekfarten Einzelhandelsbetrieb zum Vorteil - mit anderen Worten:

Statt der für private Grundstücksnutzungen an sich vom Privateigentümer
anzulegenden privaten Grundstückszufahrt wird gemeindliEherseits eine
VerEÜnstiguiig in Geitalt einer aiiiichlieSlich priuatnützigen öffErtlichen
StraBe, die an sich eine private GrundstückszufBhrt ersetzt,
sodass sich auch eine Zuwendungs- und Beihilfepioblemitik stellt,

;. SinnvollemEiSE w«re zur Verbeiserung der verkehrliihen EiieichbarkEit Einer
Vielzahl von Grundstücken der Uhlandweg für einen Begegnungsverkehr - ggf,
unter Aufgabe der Aufweitung des Silcherweges - zu ertüchtigen, wofür meine
Mandantschaft zur Leistung eines Biitragss umfissend dis ggf. auch Schenkung
einer ron meiner Mandantschaft dann auch als StraBe hErgsstellten Teilfläche
der Grundstüclfe meiner Mandantschsft bereit wäre:

2, 1 Die Aufweitung des Silcherweges insbesondere auch im Einmündungsbe-
reich des Silcherweges iii die B14 ;ur Ermöglichung eines Segegnungsvei-
tehrs wäre unter den Gesichtipuilkten der Sicherheit lind Leichtigteit des
Verkehrs die schlechtere Variante: Denn wollen Fahrzeuge den Siicherweg
nach link [Westen] m die 814 abbiegend rerlassen, behindert derzeit die
hohe und nah am fahrbahnrand befindliche Hecke stark den Slick auf von

Westen (links) kommende Fahrzeuge. Zudem vollzieht die B14 nach Wes-
ten (links] eine leichte Biegung und fällt leicht hinab, wodurch der Blick auf
von links anliommende Fahrzeuge erschwert wird, Der Zeitraum zwischen
der entmaligen Erkennbarkeit von Westen |links| ankonimendEf Fahrzeu-
gen bis zur Ankunft dieses Fahrzeuges am Einmündungsbereich ist zudem
iehr kurz, weil die freie Sicht nach Westen [links] aus den vorgenanntem
Gründen sehr kurz ist - innerhalb dieser sehr kurzen Zeit muss durch einen

Blick nach Osten [richts] sichergestEllt werden, dass m rechts kern bevor-
rechtigtes Fahri'eiig herankomnit; während dieses Blickes nach rechts kann

iedoch schon von links ein Fahrzeug im Sichtfeld auftauchen. Wegen der
leichten Biegung der B14 muss ein Fshrzeugführer einen Sichtbereich mit
einem Winkel »on ca. ISO Grad übeiblicken,

StelfunQnahme zu Ziffer 1.4:
Die Handwerkskammer hat am 26.02. 2014 im Auftrag
des Gewerbebetriebs eine Betriebsprognose erstellt. In
der Zusammenfassung wird folgende Aussage getroffen:
"Von sehr großem Vorteil wäre der Ausbau des
Mörikewegs als Zufahrtsstraße, da die momentanen
Zufahrtsstraßen für Lkw und Pkw mit Anhänger sehr
schlecht befahrbar sind."

Diese Betriebsprognose wurde der Gemeinde zur
Vorbereitung des Bebauungsplanes ausgehändigt.
Es ist richtig, dass sich die Stellungnahme nicht mit den
verkehrlichen Beziehungen befasst. Trotzdem kommt die
Verwaltung zum Ergebnis, dass die Anbindung
wünschenswert wäre, sofern die damit verbundenen

Verkehrsbeziehungen dieser Anbindung nicht
entgegenstehen. Wie bereits dargelegt, sehen wir und
auch die Fachbehörden die Zufahrtssituation über die

Stichstraße als unproblematisch an.
Beschluss:

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. Eine
Änderung der Planung ist aus den von der
Verwaltung genannten Gründen nicht erforderlich.

Stellunqnahme zu Ziffer 1. 5:
Auf die Notwendigkeit einer adäquaten Erschließung des
Gewerbebetriebs wird im Abwägungsprotokoll ausführlich
eingegangen. Auch wird dargelegt, warum die
Stichstraße nicht allein dem Einzelhandelsbetrieb dient,
sondern auch dem bestehenden Gewerbebetrieb,

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.

Stellunanahme der Verwaltung zu Ziffer 2 und 2. 1:
Ihre Anregung wurde geprüft. Die Bereitschaft Ihrer
Mandantschaft die für die Ertüchtigung des Uhlandwegs
notwendige Fläche abzutreten ist ehrenwert und wird zur
Kenntnis genommen.

Das Regierungspräsidium als Straßenbaulastträger
spricht sich jedoch dafür aus, dass außerhalb der
Ortsdurchfa h rts grenze die Anzahl der Verknüpfungen auf
das zwingend erforderliche Maß beschränkt werden. Dies
gilt insbesondere für eine so stark befahrene Straße wie
die B14. Einer zusätzlichen Anbindung des Uhlandwegs
ohne Linksabbiegespurwird daher vom
Straßenbaulastträger nicht zugestimmt. Die jetzt geplante
Verkehrskonzeption (Einfahrt von der B14 in den
Uhlandweg wird ausgeschlossen, Einfahrt in die B14 vom
Uhlandweg wird zugelassen) wird vom
Straßenbautastträger befürwortet und entspricht dem
Wunsch anderer Bürger und Grundstückseigentümer,

Die Sichtverhältnisse am Silcherweg sind tatsächlich
nicht optimal. Der Silcherweg gilt beim
Straßenbautastträger jedoch als innerhalb des Ortsetters,
weshalb ein Abbiegen ohne Linksabbieger zugelassen
wird. Von der Straßenverkehrsbehörde wurde zu

Gunsten der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
eine weitere Aufweitung im Einmündungsbereich des
Silcherwegs in die B14 gefordert.
Beschluss zu Ziffer 2 und 2. 1:

Aufgrund der Stellungnahmen der Fachbehörden
wird an derVerkehrskonzeption im Uhlandweg
festgehalten.
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Zusammenfassende Erkfärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseüsung der Stellungnahme der Eigentümer der Ffst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetcung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

2. 2, Deutlich leichter kann dagegen der Einmündungsbereich des Uhlandweges
in die B14 verlassen werden. Dem die Sicht nach Westen [links] reicht
deutlich weiter, sodass deutlich früher Fahrzeuge und weitere Verkehrs-
teilnehmer erblidt werden können. Auch können bei einem Biiclf nach Os-

ten (rechts} Fahrzeuge und weitere Verkehrsteilnehmer sehr frühzeitig we-
gen des weiten Blickfeldes erblickt werden.

2. 3. Vergleicht man beide Einmönifungsbereiche, ist der Einmündiingsbeieich

des Uhlandweges in die 814 im HinbEick auf die Sicherheit und Leichtig!<eit
des Verkehrs vorteilhafter und damit vorzugswürdiger,

2, 4, Sicherlich bedarf es für eine Aufweitung des Einmündungsbereiches des
Uhlandweges in die B14 Flächen der unmittelbar angrenzenden Grundstü-
cke- Da anscheinend die Eigentümer der FlurstüctE Nr. 1540 und 1542 be-
reit sind, für die Aufweitung des Sitterweges Flächen zur Verfügung zu
stellen; könnte eine solche Bereitschaft auch bei der alternativen Aufwei-

tung des Einmündungsbereiches des Uhlandweges bestehen. Im Übrigen
wäre meine Mandantschaft auch bereit, eigene Flächen für die Aufweitung
des Uhlandweges zur Verfügung zu stellen, ggf. bereits von meiner Man-
dantschaft als Straße hergestellt schenkungsweise der Gemeinde Eutingen
im Gau zu überlassen. In diesen fallen wäre wie auch sonst bei jeder ge-
meindtichen Öffentlichen Straße die Gemeinde für Unterhaltung, Verkehrs-

Sicherung, etc, zuständig, würde aber Grunderwerbs- und/oder Herstel-
lungskosten sparen bzw. im Tausch die Flächen erhalten. Zu diesem Ange-
bot ist meine Mandantschaft bereit, da meine Mandantschaft ein originä-
res, eigenes Interesse an der Aufwertung des Uhlandweges hat, da eine
Verbesserung der verkehrlichen Erreichbarkeit der Grundstücke meiner
Mandantschaft über den ühlandweg auch im Hinblick auf etwaige zukünf-
ti  Nutzungen zum Vorteil meiner Mandantschaft Rereichen würde,

2.5. Bei einer schenkungsweisen Übeilassiing bereits mit einer StraBe herge-
stellter Flachen meiner Mandantichift entstünde der Gemeinde Eutingen
im Gau grundsätzlich auch kein erschließungsbeitragsfähiger Aufwand, so-
dasi die Erhebung von Erschließungsbeiträgen - anders als möglicherweise
bei einer Auhveitung des Silcherweges - nicht in Betracht käme.

2.6. Ein hier zur Fassung und Ableitung des Oberflächenwassers ggf. festzuset-
zender offener Wassergraben dürfte seine zutreffende Verortung östlich
des bisherigen und für den Mörikeweg genutzten Grundstüclfes haben,

Stellungnahme zu Ziffer 2. 2. 2. 3 und 2. 4:
Siehe Stellungnahme zu Ziffer 2 und 2. 1.

Ein Einfahren in den Uhlandweg scheitert nicht daran,
dass die von einer betroffenen Aufweitung
betroffenen Grundstückseigentümer nicht bereit
wären die Flächen an die Gemeinde zu verkaufen,
sondern im Wesentlichen an der Stellungnahme des
Straßenbaulastträgers.

Beschluss:

Die Anregungen werden zurückgewiesen. Auf die
Stellungnahmen zu Ziffer 2, 2. 1, 2.2, 2.3 und 2.4
wird verwiesen.

Beschluss zu Ziffer 2.5:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die
Entscheidung welche Verkehrskonzeption zum
Tragen kommt, kann jedoch nicht daran
festgemacht werden.

Beschluss zu Ziffer 2. 6:
Wie bereits erläutert, kann entlang des
Mörikewegs kein offener Wassergraben
ausgewiesen werden, da dieser
wasserwirtschaftlich nicht erforderlich ist.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße'

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhlandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Wegen der bauleitplanerischen Optimierungen umfassend insbesondere auch
Bestandsschutzfestsetzungen, die Fortschreibung der festsetzungsentwürfe
insbesondere auch zum Maß der baulichen Nutzung, zur Höhe baulicher Anlagen,
zur Stellung baulicher Anlagen, zu den Baugrenzen, etc,, verweise ich auf meinen
Stellungnahmeschriftsatz vom 24,05.2017 an Sie,

Meine Mandantschaft halt auch unter städtebaulichen Gesichtspunkten eine
Offnungsmoglichkeit zur Verlagerung von Einzelhancfelsbetrieben in unvorteil-
hafter Lage in das festzusetzen beabsichtigte Mischgebiet für sinnvoll. Denn eine
Verortung solcher Einzelhandelsbetriebe im Mischgebiet würde zum einen die
dauerhafte quantitative und qualitative Durchmischung, wie sie rechtlich von § 5
Abs. l BauNVO gefordert wird, gewährleisten (Mischgebiete dienen gemäß § G
Abs. l BauNVO bekanntlich dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbe-
betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören, woraus die Rechtssprechung
eine qualitative und quantitative gleichwertige Durchmischung dieser beiden
Hauptnutzungsarten "Wohnen" und "das Wohnen nicht wesentlich störendes
Gewerbe" fordert). Zudem trägt ein Standort in diesem Mischgebiet zur dauer-
haften Sicherung eines ggf, in vorteilhafter Lage nicht auf Dauer überlebensfähl-
gen Einzelhandelsbetriebes wegen der Lage an der ßl4 bei, Raumordnerisch
dürften keine wesentlichen Bedenken bestehen, da eine solche Verlagerungs-
möglichkeit nur für kleinflächige Einzelhsndelsbetriebe giit und im Hinblick auf
die Sortimentswahl gleichartige Flächen in annähernd gleichem Umfang auizu-
geben wären,

Mandantschaft hat aus den in mmem Stellungnahmeschiiftsat; vom
24. 05.2017 genannten Gründen ein Interesse am Erwerb der östlich der Grund-
stüde meiner Mandantschaft befindlichen und für Zwecke des MÖrikeweges

derzeit genutzten Grundstüdsflächen, Denn die Baufahrzeuge meiner Mandant-
schaft, insbesondere die LKW mit Tandem-Anhänger, fahren rückwärts in die auf
dem Flurstück Nr. 1527/1 befindliche große Halle ;ur Ermöglichung der sachge-
rechten Beladung. Für dieses Rangieren mit dem LKW mit Tandem-Anhinger
wird eine entsprechende Bewegungsfliche benötigt; Die östlich der Grundstücke
meinsr Mandantschaft vorgelagerte und deneit für Zwecke des MorikewEgs
genutzte GruRdstücksfläche.

Bei einer Verständigiing könnte wegen der Inhalte einer solchen VerstandigunE
gerne auch kurrfristig ein öffertlith'rechtlicher Vertrag, Eerne auch gekoppelt
mit einem Grundstückskaufvertrag, geschlossen werden, durch die dann die
Gemeinde Eutingen im Gau das Eigentum an den für die Umsetzung des projelf-
tierten Bebauungsplans benötigten Verkehrsflachen erlangen kam. Gegenstand
eines solchen öffentlich-rechtlichen Vertrage; kann auch die Rücifnahme b;w,
Eriedigterklarung der diesseitigen Stellungnahme vom 24. 05, 2017 sein,

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 3:
Diese Hinweise wurden im Abwägungsprotokoll
bereits aufgearbeitet. Daher soll an dieser Stelle nicht
mehr gesondert darauf eingegangen werden.
Beschluss: Kenntnisnahme

Stellungnahme zu Ziffer.4:
Aufgrund Ihrer Anregung werden die Festsetzungen
dahin gehend überarbeitet, dass Verkaufsstätten
eines im Plangebiet ansässigen Handwerksbetriebs,
Betriebs des produzierenden Gewerbes oder
landwirtschaftlichen Betriebs, als untergeordneter
Nebenbetrieb, ausnahmsweise zulässig sind. Somit
kann das Bauunternehmen auch weiterhin Sand,
Kies, usw. an Endverbraucher verkaufen.

Das Regierungspräsidium, der Regionalverband und
die benachbarten Kommunen forderten in ihren

Stellungnahmen den Ausschluss von Einzelhandel im
angrenzenden Mischgebiet.

Beschluss:

Die vom Einwender vorgeschlagene Festsetzung
wird aufgrund dieser Stellungnahmen nicht weiter
verfolgt

Stellungnahme der Verwaltung Zu Ziffer 5:
Die durch die Verkürzung der Stichstraße frei
werdende Fläche kann an den Gewerbebetrieb
verkauft werden. Dieser kann damit seine Hoffläche
erweitern, was ihm das rangieren mit dem LKW
erleichtert.
Beschluss;

Die durch die Verkürzung der Stichstraße frei
werdende Fläche kann dem Bauunternehmen als

Entwicklungsfläche verkauft werden.

Stefluncinahme der Verwaltung zu Ziffer 6:
Die für die Umsetzung des Bebauungsplanes
notwendigen Tausch- und Kaufverträge können
jederzeit abgeschlossen werden. Die Stellungnahme
des Einwenders kann nach Auffassung der
Venwaltung rechtssicher abgewogen werden. Die
Gemeindeverwaltung sieht keine Notwendigkeit für
den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Eigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527, 1527/1 und des
Gewerbebetriebs Uhtandweg 6

Fortsetzung der Stellungnahme der Verwaltung
und

Abwägungsbeschluss:

Fortsetzuna Ziffer 6;

Bitte lassen Sie mich wissen, ob eine Einigung auf dieser Grundlage
Fragen stehe ich Ihnen gerne auch femmündiich zur Verfügung,

ist. 8ei

Angesichts der hier in diesem Schriftsatz auch aufgeworfenen städtebaulichen Themen
betrachten Sie bitte - ungeachtet der etwaigen Fristversäumnis mit den Folgen des
5 4a Abs, 6 BauGB - auch diesen Schriftsatz als für nneine Mandantschaft vorgebrachte
Stellungnahme im Sinne des § 3 Abs. 2 BauGB.

Fortsetzunq der Stellunqnahme der Verwaltung zu

Ziffer 6:

Die Stellungnahme des Einwenders vom 11.07.2017
wird ergänzend zur Stellungnahme vom 24.05.2017
dem Gemeinderat zur Beratung und Entscheidung
vorgelegt und somit ungeachtet der Fristversäumnis
als Stellungnahme im Sinne des § 3 Abs. 2 BauGB
behandelt.

Bevor eine weitere mündliche Besprechung mit dem
Einwender erfolgt, sollte der Gemeinderat über die
Anregungen und Hinweise informiert sein und die bis
jetzt eingegangenen Stellungnahmen vom
Gemeinderat abgewogen und entschieden werden.

Der Einwender wird wie üblich über die

Entscheidungen des Gemeinderats informiert. Der
Einwender kann im Rahmen der erneuten Auslegung
dann wieder eine Stellungnahme abgeben. Wenn
Einigung über den Inhalt des Bebauungsplanes
besteht, können die für die Umsetzung notwendigen
Verträge jederzeit abgeschlossen werden.

Beschluss: Kenntnisnahme und Abwägung
entsprechend der Stellungnahme der Verwaltung.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Eigentümer der Ftst. Nr. 1539,
1548/1, 1549, 1550, 1551 und 1555

Fortseteung der Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung haben die
Eigentümer eine Stellungnahme zum Bebauungsplan
abgegeben. Über diese hat der Gemeinderat am 14. 03. 2017
beraten und entschieden. Die Entscheidung wurde den
Eigentümern mit Schreiben vom 10.04.2017 mitgeteilt.

Der Anregung der Eigentümer (Einrichtung einer
Einbahnstraße von der B14 und damit Verzicht auf die
geplanten Aufweitungen im Silcherweg) hat der
Gemeinderat nicht entsprochen. Der Gemeinderat hat am
14. 03. 2017 entschieden, dass Begegnungsverkehr im
Silcherweg zulässig sein soll und der Silcherweg wie im
Lageplan-Entwurfvom 14. 03. 2017 dargestellt, aufgeweitet
werden soll. Von der Auft/veitung betroffen sind die Flst. Nr.
1550, 1551 und 1539.

Die Eigentümer wenden sich gegen die Ausweisung der
Fläche als Erschließungsstraße, da dies mit einem
Wertverlust verbunden ist. Die Eigentümer sind mit der
Abtretung der Fläche zu Gunsten derAufweitung nicht
einverstanden. Die Eigentümer beantragen, dass der
Grunderwerb möglichst gleichmäßig verteilt werden sollte
und beantragen daher, dass die Aufweitung zur Hälfte auf
ihren Grundstücken und zur Hälfte auf den

gegenüberliegenden Grundstücken erfolgen soll.

Stellungnahme der Verwaltuna:
Die Verkehrskonzeption kann nicht oder nur bedingt
auf die Interessen einzelner Grundstückseigentümer
Rücksicht nehmen. Grundsätzlich wird die
Verkehrskonzeption unter Berücksichtigung der zu
erwartenden bzw. vorhandenen Verkehre und

städtebaulicher Gründe festgelegt,

Bereits am 14.03.2017 hat der Gemeinderat
entschieden, dass im Silcherweg Begegnungsverkehr
zugelassen werden soll und der landwirtschaftliche
Betrieb die Zufahrt von der B14 her mangels
Alternativen benötigt.
Auf die Aufweitungen könnte nur dann verzichtet
werden, wenn kein Begegnungsverkehr zugelassen
würde. Dies ist jedoch aufgrund der
Bestandsverkehre nicht möglich.

Die Verkehrsbehörde nimmt zu den geplanten
Aufweitungen Stellung und weist darauf hin, dass die
Aufweitung im Einmündungsbereich zur B14
zwingend notwendig ist und auch noch weiter
aufgeweitet werden muss und die zweite geplante
Aufweitung im Bereich der landwirtschaftlichen
Hofstelle sinnvoll ist.

Die Aufteilung des Grunderwerbs würde an der
verkehrlichen GesamtsJtuation nichts ändern. Die

Aufweitungen wurden so geplant, dass diese auf
bisher unbebauten Grundstücken gebaut werden
können um Eingriffe in bestehende Gärten und
Hofflächen zu reduzieren. Dadurch können die
ansonsten notwendigen Entschädigungen für
Gartenmauern usw. gespart werden, was die
Erschließungskosten reduziert.

Da die Eigentümer gegen die Abtretung der Fläche
vor allem auch deshalb sind, weil sie einen
ungerechtfertigten Wertveriust und eine
ungleichmäßige Aufteilung der Lasten befürchten, hat
sich die Gemeindeverwaltung mit der Frage des
Wertverlustes auseinander gesetzt, obwohl dies keine
Entscheidungsgrundlage für die Verkehrskonzeption
sein kann. Die Berechnung der Verwaltung wird dem
Eigentümer weitergeleitet,

Beschluss: Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
Die Verkehrskonzeption wird beibehalten. Der
Anregung die Hälfte der Aufweitung auf das
gegenüberliegende bebaute Grundstück zu legen,
wird nicht gefolgt. Die Entscheidung die für den
Straßenausbau notwendigen Flächen auf
unbebaute Grundstücke zu legen wird nach wie
vor für richtig erachtet, da der Eingriff in das
Eigentum am geringsten ist. Der Standort der
Aufweitung wird auch von der Verkehrs behörde
befürwortet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "StuHgarter Straße"

Stellungnahme des Eigentümers Mörikeweg 5, Flst. Nr.
1528

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

1. Der Eigentümer kann die im Lageplan dargestellten
Grenzen der "Fläche mit Gewerbelärm" und Ziffer

11 der Planungsrechtlichen Festsetzungen nicht
nachvollziehen. Anscheinend ist der Gewerbelärm
immer durch bestehende Hauswände abgeschirmt,
Diese Abschirmung ist zwischen den Häusern dann
wohl nicht mehr gegeben, weshalb die Grenze auf
Flst. Nr. 1528 bis an die südliche Baugrenze
heranreicht, zwischen den Gebäuden am

Uhlandweg dehnt sich der Lärm jedoch nicht weiter
in Richtung Uhlandweg aus. Er bittet um
Überprüfung und Erläuterung.

2. Der Eigentümer beantragt im Bebauungsplan eine
Nachtanlieferung auszuschließen.

Steilunanahme zu Ziffer 1:
Die im Lageplan dargestellten Grenzen der "Fläche
mit Gewerbelärm" stellt die bestehende rechtliche
Situation dar. So hat der Eigentümer des Gebäudes
Mörikeweg 5 das Recht, dass der Gewerbelärm an
der Nordfassade seines Gebäudes 60 dB(A) einhält.
Tut er dies nicht, kann der Eigentümer gegen diese
Lärmüberschreitung vorgehen, was ggf. dazu führt,
dass der Gewerbebetrieb sich einschränken muss. Im
Bebauungsplan wird mit der Grenze nur auf das, auch
ohne Bebauungsplan bestehende Recht, der an den
Betrieb angrenzenden Gebäude und
Grundstückseigentümer hingewiesen. Es handelt sich
dabei um eine Momentaufnahme zum Zeitpunkt der
Aufstellung des Bebauungsplanes. Neue Gebäude
können diese Grenze verändern.

Beschluss: Für den Bebauungsplan ergibt sich
kein Handlungsbedarf.

Steflungnahme_2u Ziffer 2:
Das private Interesse des Eigentümers auf Einhaltung
der Nachtruhe ist nachvollziehbar. Dem gegenüber
steht allerdings auch das private Interesse des
Einzelhändlers, Der generelle Ausschluss einer
Nachtanlieferung würde die Interessen des
Einzelhändlers nicht ausreichend berücksichtigen.
Dieses Interesse auf Lärmschutz deckt sich mit den

Wünschen, dass die Gemeinde im Bebauungsplan
den Standort für die Anlieferung, die Lage der Kühl-
und Klimageräte, usw. vorschreiben soll.

Die Festlegung von Betriebs- und Anlieferzeiten,
sowie die Lage für Kühl- und Klimageräte und der
Standort der Anlieferung sind jedoch nicht Aufgabe
des Bebauungsplanes. Im Bebauungsplan wird
mittels Immissionsgutachten lediglich untersucht und
nachgewiesen, dass die gesetzlichen Lärmwerte
tagsüber eingehalten werden können.

Im Baugenehmigungsverfahren muss der Betreiber
dann speziell für sein Bauvorhaben nachweisen, dass
die gesetzlichen Lärmwerte eingehalten werden.
Würde es ihm gelingen, die Lärmwerte auch bei
Nachtanlieferungen einzuhalten, hätte er auch einen
Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung.

Bei allen anderen Betrieben, wie z. B. auch dem
benachbarten Bauunternehmen werden die

Betriebszeiten auch im Baugenehmigungsverfahren
festgelegt und nicht im Bebauungsplan.

Festsetzungen zum Anlagenbetrieb sind innerhalb
des Bebauungsplanes unzulässig und wären deshalb
rechtsfehlerhaft.

Beschluss: Die Anregung wird zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme des Grundstückseigentümers
Neuffenweg 13, Flst. Nr. 271/1

Der Eigentümer hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung
angeregt, die Toleranz bei der EFH-Abweichung auf 0, 50 m
zu reduzieren. Im Rahmen der öffentlichen Auslegung
konkretisiert er diese Anregung und weist darauf hin, dass
dies nur für die Sondergebietsfläche gelten sollte und nicht
für das MI/MD.

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschtuss:

Stellunanahme der Verwaltuna;

Die Verwaltung hat im Rahmen der 1. Öffentlichen
Auslegung ebenfalls nochmals die Bauvorschriften
(EFH, TH, FH und Dachneigung) geprüft und kommt
zum gleichen Ergebnis wie der Elnwender.
Wohngebäuden und kleineren gewerblichen
Einheiten, sollte eine höhere Flexibilität eingeräumt
werden, als einem großen Baukörper, weshalb in den
Festsetzungen für das Sondergebiet eine
Abweichung von +/- 0,5 m festgesetzt wird und für
das Mischgebiet und Dorfgebiet eine Abweichung von
+/- 1, 0m.

Beschluss: Der Hinweis wird berücksichtigt.

Stellunonahmen der Behörden und Träcier öffentlicher Belange im Rahmen der 1. Öffentlichen Ausleciung:

Mit Schreiben vom 12., 18. 04. 2017 wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange am Verfahren
beteiligt:

Lfd.
Nr.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

2.1

2.2

2.3

3

4

5

Behörde

Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Gewerbeaufsichtsamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Untere L/l/asser- und Bodenschutzbehörde,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Landwirtschaftsamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Vermessungsamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Straßenbauamt,
Herrenfelder Str. 14, 72250 Freudenstadt
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Baurechtsbehörde und

immissionsschutzbehörde,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtpianungsamt,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Verkehrsbehörde,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Netze BW GmbH, Stuttgarter Str. 80 - 84,
71083 Herrenberg
Handwerkskammer Reutlingen,
Hindenburgstr. 58, 72762 Reutlingen
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2,
Raumordnung, Bau-, Denkmal- und
Gesundheitswesen, Moltkestr. 74, 76133

Karlsruhe

Rücklauf

Ja / Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Keine

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

x

x

x

Anregungen
und/oder
Bedenken

x

x

x

x

x

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich
Ja / Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Ja
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd.
Nr.

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16.1

16.2

16.3

Behörde

Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 4,
Straßenwesen und Verkehr,
Schlossplatz 4-6, 76247 Karlsruhe
Regionalverband Nordschwarzwald,
Habermehlstr. 20, 75172 Pforzheim
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH,
Adolph-Kolping-Str. 2,
78166 Donaueschingen
Regierungspräsidium Freiburg, Landesamtfür
Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Postfach,
79095 Freiburg i. Br.
Industrie- und hiandelskammer

Nordschwarzwald, Dr.-Brandenburg-Str. 6,
75173 Pforzheim
Zweckverband Gäuwasserversorgung,
Rathaus, Hindenburgstraße 33,
71149Bondorf
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar, Amt
für Stadtplanung, Marktstr. 18,
72108 Rottenburg am Neckar
Gemeinde Starzach, Postfach 41,
72179Starzach
Stadtverwaltung Nagold, Amt für
Stadtplanung, Postfach 1444, 72194 Nagold
Landesamt für Denkmalpflege,
Regierungspräsidium Stuttgart,
Postfach 200 152, 73712 Esslingen
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Hauptamt, Frau Binder, Frau Wörner und
Frau ße/z,Marktstr. 17, 72184 Eutingen im
Gau
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Finanzverwaltung, Herr Volk und Frau Anja
F;sc/ie/", Marktstr, 17, 72184 Eutingen im Gau
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau, Bauamt,
Herr Fischer, Frau Jutta Fischer und Frau
Kußmaul, Marktstr. 17, 72184 Eutingen im
Gau

Rücklauf

Ja / Nein

Ja

Ja

Nein

Ja

Nein

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Ja

Ja

Keine

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

x

x

x

x

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich

Ja / Nein

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Nein

Ja

Nein

Nein

Nein

Nein

Ja

Ja

Abwägung der eincieganqenen Stellungnahmen. tAbwäqunasprotokoll):

Lfd. Nr. 1.1
Landratsamt Freudenstadt, Höhere Verwaltungsbehörde
Stellungnahme vom 24.05. 2017

l. Höhere Vemaltungsbehörde

Das Verfahren zur Fortschreibiing des Flächennutziingsplans laut derail; in-
soweit bestehen keine grundsätzlichen Bedenken,

Lfd. Nr. 1.1
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwagungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.2
Landratsamt Freudenstadt, Untere Naturschutzbehörde
Stellungnahme vom 24. 05. 2017

Lfd. Nr. 1.2
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss^

Il, Untere Naturschutzbehörde

Allgemeine Ausführungen zur Planung
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Beiange haben
wir bereits eine Steilungnahme am 30. Dezember 2016 abgegeben.

Durch den Bebauungsplan sollen im Osten des Plangebiets an der B 14 (Sfutt-
garter Straße) durch die Ausweisung eines Sondergebiets (SO) die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung eines großflächigen Einzelhan-
delsbetriebs zur wohnortnahen Grund Versorgung geschaffen werden. Ein nach

dem Naturschutzrecht geschütztes Gebiet oder Objekt wird mit der geplanten
Fläche nicht betroffen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffs- und AusgtGichsproblematik elnschließiich
der rechnerischen Bifanzierung der Eingriffe in die Schutzgüter Biotope und Bo-
den wurden im Umweltberictit fachlich und nachvollziehbar abgehandelt. Für

beide Schutzgüter entsteht ein Ausgieichsdefizit mit insgesamt 199.095 Punk-
ten, welche innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans nicht voll-

ständig ausgegiichen werden können. Das entstandene ALisgieichsdefizit wird

über das Okokonto der Gemeinde kompensiert.

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag vom 20. 06. 2016 wurde nicht mehr geän-

dert. Auf die bisherige Stellungnahme vom 30. Dezember 2016 wird verwiesen,

Der artenschtitzfechtiiche Fachbeitrag vom 22. 06. 2016 kommt zum Ergebnis,

dass bei Beachtung der unter Abschnitt 4 gonannten aiigemeinen und besonde-
ren Maßnahmen Verstöße gegen die artenschLttzrechtlichen Vorschriften ge-
maß § 44 Abs. 1 i. V. m Abs. 5 BNatSchG abgewendet werden können. Die dort

genannten Maßnahmen wurden in Ziffer 9 der planungsrechtlichen Festset2un-
gen übernommen.

Anregungen und Hinweise

Die im Rahmen des nsturschutzrechtlichen Ausgleichs erforderliche Abbuchung
vom gemeindlichen Okokonto ist der unteren Natursctiutzbohörde anzuzeigen.
Das Okokonto der Gerneinde Eutingen i. G. wird von der unteren Naturschutz-

behorde nachrichttich geführt.

Stellungnahme der Verwaltung;

Die Abbuchung aus dem Ökokonto erfolgt nach
dem Satzungsbeschluss. Der
Gemeindeverwaltung ist bekannt, dass die
Abbuchung der Unteren Naturschutzbehörde
anzuzeigen ist.

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.3
Landratsamt Freudenstadt, Gewerbeaufsicht
Stellungnahme vom 24.05. 2017

Lfd. Nr. 1.3
Stellungnahme der Verwaltung und
A bwäg ungs besch) yss^

VI. Gewerbeaufsicht

Anregungen und Hinweise

1. Die Nummerierungen in den planungsrechtlichen Festsetzungen haben
sich nochmals verschoben;

. Unter Punkt 11. 1. iebter Absatz müsste es daher heißen "Im Lärmpe-

gelbereich V (siehe 11. 3. }..,"

» Unter Punkl 11 .6. muss es im ersten Satz jetzt heißen, Abweichun-
gen von den in Punkt 11. 1. und 11, 2.,,."

2. Laut Aussage des Gutachters werden die Immissionsrichtwerte am Gebäude

Uhlandweg 6 um bis zu 3 dB (A) überschritten, Die hierzu durchgeführten
Variantenrechnungen liegen nichl vor und sollten in der immissionsschut;-
rechtlichen Untersuchung ergänz! werden, Aus unserer Sicht ist es auf
Grund der deutlichen Überschreitung der Immissionsrichtwerte am Uhiand-
weg 6 umso wichtiger, die Nutzung des Gebäudes auf betriebszugehörige

Büros und Betriebsleiterwohnungen zu beschränken, auch wenn der Gut-

Stellungnahme der Verwaltung:
Der Hinweis unter Ziffer 1 wurde dadurch
beachtet, dass Ziffer 11 der Festsetzungen neu
formuliert wurde.

Da das Wohngebäude mit Büro auf einem
separaten Grundstück liegt, ist es nicht
unwahrscheinlich, dass in einigen Jahren das
Gebäude nicht mehr vom Betriebsinhaber oder
Betriebsleiter genutzt wird. Daher sollte auf eine
Beschränkung des Gebäudes auf
betriebszugehörige Büros und
Betriebsleiterwohnungen verzichtet werden.

Den Vorschlag des Gewerbeaufsichtsamtes in
den textlichen Festsetzungen einen Passus
aufzunehmen, wonach das Bauunternehmen bei
Verkauf bzw, betriebsfremder Vermietung des
Gebäudes über ein Lärmgutachten
nachzuweisen hat, dass die

Immissjonsrichtwerte für ein Mischgebiet am
Immissionsort Uhlandweg 6 eingehalten werden,
wird als sinnvoll erachtet.
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Fortsetzung Lfd. Nr. 1.3
Landratsamt Freudenstadt, Gewerbeaufsicht
Stellungnahme vom 24. 05. 2017

achter anderer Ansicht ist. Gegebenenfalls kann in die textlichen Festset-
zungen ein Passus aufgenommen werden, wonach das Bauuntemehmen

bei Verkauf bzw, betriebsleilerfremder Vermietung des Gebäudes über ein
Lärmgutachten nachzuweisen hat, dass die Immissionsrichtwerte für ein

Mischgebiet am Immissionsort Uhlandweg 6 eingehalten werden können
bzw. durch welche Maßnahmen dies erreicht wird,

Erfolgt keine solche Regelung, isl es schwierig, eventuelle künftige Be-
schwerden zu bewerten. So wäre der Lärmverursacher in der Beweispfticht.

Lfd. Nr. 1.4
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde
Stellungnahme vom 24. 05. 2017

III, Untere Wasser- und Bodenschutibehörde

Vor Satzungsbeschluss sollte das erforijeiliche Wasserrechtsverfahren zum Ab-

schluss gebracht worden sein.

Lfd. Nr. 1.5
Landratsamt Freudenstadt, Untere Landwirtschaftsbehörde

Stellungnahme vom 24. 05. 2017

IV. Untere Landwirtschaftsbetiörde

In der Stellungnahme vom 30. Dezember 2016 wurden keine fachlichen Beden-

ken zum Bebauungsplan vorgebracht bzw zuröckgestellt (Nahversorgung im
ländlichen Raum).

Unsere Anregungen bzgf der erforderiichen ökologischen Ausgteichsmaßnah-
men nach dem Umweltbericht wurden dahingehend aufgenommen, dass der
Ausgleich aus dem Okokonto der Gemeinde erfolgen soll,

Landwirtschsftliche Belange werden somit von dem Vorhaben nicht weiter be-
rührt,

Fortsetzung Lfd. Nr. 1.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss:

Der Hinweis unter Ziffer 1 wird
berücksichtigt.

Der Hinweis unter Ziffer 2 wird wie folgt
berücksichtigt:
Ziffer 11. 1 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen wird wie folgt ergänzt:
Ändert sich bei Wohn- und Bürogebäuden
die Betriebszugehörigkeit durch Verkauf
oder betriebsfremde Vermietung, so muss
nachgewiesen werden, dass die
Immissionswerte für die vorgesehene
Nutzung nicht überschritten werden, bzw.
durch welche Maßnahmen die

Anforderungen der TA-Larm erfüllt werden.
Lfd. Nr. 1.4
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stellungnahme der Verwaltun_q;
Das Wasserrechtsgesuch wurde am 30. 06. 2017
von der Unteren Wasser- und

Bodenschutzbehörde genehmigt.

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.5
Stellungnahme der Verwaltung und
A bwag un^sbesch l uss:

Beschluss: Kenntnisnahme
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Lfd. Nr. 1.6
Landratsamt Freudenstadt, Vermessungsamt
Stellungnahme vom 24. 05. 2017

Lfd. Nr. 1. 6 ^1
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

l. Vermessungsamt

Das Vemessungsamt bringt zum Bebauungsplan (Plansland 14, 03. 2017) keine
Bedenken und Anregungen vor.

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.7
Landratsamt Freudenstadt, StraBenbauamt

Stellungnahme vom 24. 05. 2017

Lfd. Nr. 1.7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss^

Beschluss: Die Hinweise werden beachtet.

V. StraBenbauamt

Die technische Planung wird zwischen Gemeinde und Regierungspräsidium ab-

gestimml. Bei der Planung sind noch zwei Punkte, die bereits mitgeteilt wurden,
zu beachten.

Bei der technischen Planung von Linksabbiegespur und Querungshilfe solle für
einen ungehinderten Winterdienst die Fahrbahnbreite zwischen Bordsteinen mit
mindestens 3,75 Meter berücksichtigt werden.

die QueNngshilfe als Fahrbahnteiler ausgestaltel wird, muss die
Schleppkiine des vom Veibrauchermarkt links einbiegenden Lastzuges beriick-
sichtigt werden.

Lfd. Nr. 2.2
Stadt Horb am Neckar, Stadtplanungsamt
Stellungnahme vom 19.05.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Stadt Horb a. N. begrüßt die Entscheidung des Gemeinderats Eutingen i. G., die Anregungen
der Stadt Horb a.N. weitgehend berücksichtigt zu haben.

Wir sehen die Ausweisung des geplanten "Sondergebiets großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung" mit einer maximal zulässigen Verkaufsfläche von 1.400 m;
nach wie vor als kr'itisch an, Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 20, 12. 2016/25. 01. 2017
ausgeführt, wäre eine Verkaufsfläche von 1.200 m3 für die wohnortnahe Gmndwrsorgung der

Eutingen Einwohner von den Gutachtern als machbar angesehen worden und für den EutEnger
Einzugsbereich auch ausreichend.

Die große Kreisstadt Horb a. N, ist als Mittelzentrum in Konkurrenz zu anderen benachbarten

Mitte!zentren, Sie kann ihre Funktion für den Versorgungsbereich Eutingen i, G,, Empfingen und
Horb a.N. nur wahrnehmen, wenn sie attraktiv genug ist, in dieser Konkurrenz ;u bestehen.
Daher ist es umso entscheidender, was für Angebote in der unmittelbaren Umgebung der Stadt
Horb a, N, vorhanden sind bzw. neu hinzukommen. Die Horber Nachbargemeinden sind
vermehrt damit befasst, auf eigener Gemarkung Einzelhandelsbetriebe iw "Gmndversorgung"
der eigenen Bevölkerung anzusiedeln. Dies ist ein nachvollziehbares und zulässiges
städtebauliches Ziel einer Gemeinde. Dabei handelt es sich allerdings fast immer um
großflächige Einzelhandelsbetriebe, welche den Einzugsbereich der eigenen Beväikerung
übersteigen. Als Begründung wird aufgeführt, wie im Fall Eutingen i. G. auch, dass heutzutage
die Ansiediung eines Einzelhandelsbetriebes fast nur noch großflächig möglich ist. Dass ein
Vollsortimenter ein attraktiveres Angebot darstellt als ein Discounter mit einem
eingeschränkteren Warensortiment ist selbstredend.

Beschtuss: Kenntnisnahme
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Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stadt Horb am Neckar, Stadtplanungsamt
Stellungnahme vom 19.05.2017

Allerdings führt die gehäufte Ansisdlung über den eigEnen Bedarf hinaus, in der Benachbarung
der großtn Kreisstadt Herb a.W. dazu, dass «on mehreren Seiten Kaufkraft aus Horb abgezogen
wird. Im Einzelfall mag dieses, so wie im Fall der angestfEbten 1.400 m'-Vertaufsfläche in
Eutingen i.G., raumordnerisch zulässig und verträglich sein. In Siimme schwächt dieser
schleichendE, sich wiederholende Kaufki3ftab;iig, die Attraktivität des Mittelzentrums Horb
i. N.

Um den Zusamiiienhalt in der Verwaltungsgemeinschaft zu »erdeutlichen, stellsn wir unseie
Anregungen hinsichtlich einer VerUeinerung der Verkaufsfläche im Sondergebiet auf 1. 200 nil
zurück und tragen die Planung, wie in der Beteiligung vorgelegt, mit. DIESES entspricht dem
Beschluss des Gemeinderati Horb a. N., der ini Zusammenhang mit der notwendigen Änderung
des Flachennutzungsplanes im Bereich "Stuttgarter StraBe" am ;8. 03. 2017 gefassl wurde.

Bei Änderungen bitten wir Sie, uns Errout zu bsteiligen.

Lfd. Nr. 2.3
Stadt Horb am Neckar, Untere Verkehrsbehörde
Stellungnahme vom 02.06. 2017

Aus Verkehrs recht l ic h er Sicht wird darauf hingewiesen, dass die
Aufweitungen im Silcherweg so zu gestalten sind, dass der zu
erwartende Begegnungsverkehr ohne Beeinträchtigungen auf der
B 14 aufgenommen werden kann. Aus verkehrlicher Sicht ist die
Aufweitung des Einmündungsbereichs hierzu zwingend
erforderlich. Hier sollte der Begegnungsverkehr mit
landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen uneingeschränkt möglich
sein. Im weiteren Verlauf wird die Aufweitung gegenüber der
Hofstelle befürwortet. Dadurch können Behinderungen durch den
landwirtschaftlichen Verkehr zum dort vorhandenen Hofgebäude
verringert werden. Gegebenenfalls wird die Wartepflicht an den
Engstellen für den Verkehr aus Richtung Tübinger Weg durch die
Verkehrsbehörde angeordnet. Verkehrsrechtliche Anordnungen
werden auch für die vorgesehenen Durchfahrtsverbote
erforderlich. Es wird gebeten, dies rechtzeitige bei der
Verkehrsbehörde zu beantragen.

Lfd. Nr. 3
Netze BW GmbH
Stellungnahme vom 15.05.2017

wir bedanken uns für die erneute Beteiligung am genannten Verfahren und neh-
men wie folgt Stellung:

Stromversorgung - Ansprechpartner Frau Armbnjster-Schneider -:
Erdgssvsrsorgung - Ansprechpartner Herr Kaiser -:

Gegen den Bebauungsplan beslehen seitens der Ne'ze GW weder Eimendungen
noch Bedenken, betreff der wesentlichen Änderungen auigrund der lrüh2eiiigen
Beteiligung.

Bitte beteiligen Sie uns am weiteren Verfahren.

Fortsetzung Lfd. Nr. 2.2
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 2.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss:

Der Einmündungsbereich Silcherweg / B14
wurde anhand von Schleppkurven nochmals
vom PIanungsbüro geprüft und soll auf 7 m
erweitert werden.

Die Gemeindeverwaltung wird die
verkehrsrechtlichen Anordnungen nach dem
Satzungsbeschluss bzw. dem Ausbau der
Erschließungsstraßen beantragen.

Lfd. Nr. 3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschlyss^

Beschluss: Kenntnisnahme
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Lfd. Nr. 4
Handwerkskammer Reutlingen
Stellungnahme vom 23. 05. 2017

Lfd. Nr. 4
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwäg yngsbesch lyss^

Sehr geehrte Frau Fischer,

vielen Dankfiirdie erneute Beteiligung an diesem Bebauungsplanverfahren.

Aus unserer Sicht bestehen keine Bedenken zu den Änderungen in der Planung
fürden Bebauungsplan "Stuttgarter Straße".

Beschluss:

Kenntnisnahme und keine weitere
Beteiligung im Verfahren.

Lfd. Nr. 5
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2, Raumordnung,
Bau-, Denkmal- und Gesundheitswesen
Stellungnahme vom 22.05.2017

Lfd. Nr. 5
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschfuss:

mit Schreiben vom 18. 04. 2017 beteiligten Sie uns a!s Träger öffentlicher Belange am

o. g. Verfahren, in unserer Funktion als höhere Raumordnungsbehörde nehmen wir

folgendermaßen Stellung:

Ziel der Planung ist die Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs zur

wohnortnahen Grundversorgung sowie die Uberpianung des bisher unbeplanten In-

nenbereichs zwischen der Stuttgarter Straße und dem Tübinger Weg.

Das Plangebiet ist im Regionafptan Nordschwarzwald 2015 überwiegend als beste-

hende Siediungsfläche dargestellt. Im östlichen Teil ergibt sich, am Standort der ge-

planten Neuansiediung eines großflächigen Einzelhandefsbetriebs, eine Uberschnei-

düng mit einem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft (PS 3.3.3 G (10), Teilregionalplan

Landwirtschaft) sowie einem Vorbehaltsgebiet Bodenschutz (PS 3.3. 1 G (1), Regio-

naipian 2015). Wir bitten, dies im Rahmen der Planung mit Blick auf entsprechende

Ausgleichsmaßnahmen zu berücksichtigen. Insoweit ergeben sich keine raumordne-

rischen Konflikte, welche der Planung grundsätzlich entgegenstehen,

Bei Ansiedlung großflächigen Einzelhandels ist zu prüfen, ob die einzelhandelsbezo-

genen Ziele der Raumordnung eingehalten werden. Hierzu wurde ein entsprechendes

Gutachten erstellt, welches für einen Lebensmittelvollsortimenter mit 1. 400 m' Ver-

kaufsfiäche zu folgenden Ergebnissen kommt:

- Das Konzenirationsgebot ist eingehalten, da die Planung zur Sicherung der

Gmndversorgung im Kteinzentrum Eutingen als notwendig betrachtet wird.

- Trotz der städtebaulichen Randlage des geplanten Standortes wird das Inieg-

rationsgebot mangels zentraler gelegener Alternativen positiv bewertet.

- Entsprechend der erstellten Umsafzprognose sind auch Kongruenzgebot und

Seemfräc/i^ungsi/ertiofeingehatten.

Mit Stellungnahme vom 12, 12. 2015 kamen wir bereits zum Ergebnis, dass die An-

Siedlung eines großflächigen Lebensmittelmarktes im Grundsatz vorstellbar isl. Da in

Eutingen kein größerer Markt vorhanden ist, betrachten wir das Konzentrationsgebot

als erfüllt. Der Standort in städtebaulicher Randlage kann aufgrund seiner Nähe zu

Wohngebieten ais teilintegriert betrachtet werden, weshalb das Integrationsgebot aus

unserer Sicht erfüllt ist. In unserer Stellungnahme zur frühzeitigen Beteiligung regten

wir eine Reduzierung der Verkaufsfläche auf 1. 200 m; an Die aktuell geplanten

1, 400 m2 bewegen sich noch im Rahmen des Marktgutachtens, weshalb wir dennoch

zustimmen,

Stellungnahme der Verwaltung:
Bei der frühzeitigen Beteiligung wurde das
Sondergebiet mit "Lebensmittelmarkt"
bezeichnet. Dies wurde jedoch dann von
Behörden und Trägern öffentlicher Belange
beanstandet, da nicht nur Lebensrnittel verkauft
werden, sondern Waren für die
Grundversorgung und sich dies auch auf die
Sortimentsliste niederschlägt.
Daher wurde die Bezeichnung in "Sondergebiet
großflächiger Einzelhandel zur wohnortnahen
Grundversorgung" geändert.

Die Gemeinde ist nach wie vor der Meinung,
dass dies die korrekte Bezeichnung für das
Sondergebiet ist. In den Textlichen
Festsetzungen, wird das Sondergebiet Jedoch so
konkretisiert, dass kein großflächiger
Drogeriemarkt oder dergleichen errichtet werden
kann, trotzdem jedoch Drogerieartikel in einem
gewissen Umfang zur Nahversorgung verkauft
werden können.

In Ziffer 2. 3, 1. Satz, wird bereits festgesetzt,
dass ein "großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung" mit insgesamt
1. 400 m2 Verkaufsfläche zulässig ist. Dies wurde

wohl überlesen, weshalb im jetzigen Entwurf das
Wort "ein" unterstrichen wird.
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Fortsetsung Lfd. Nr. 5
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2, Raumordnung,
Bau-, Denkmal- und Gesundheitswesen
Stellungnahme vom 22. 05. 2017

Fortsetzung Lfd. Nr. 5
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Im Hinblick auf die terilichen Festsetzungen verwiesen wir in unserer Stellungnahme

vom 12, 12 2016 auf die Hinweise des Regionalverbands. Zum einen wurde zur Ver-

meidung negativer Agglomerationswirkungen auf Nachbarkommunen für erforderiich

erachtet, im benachbarten Mischgebiet Einzelhandelsbetriebe auszuschließen. Die-

sem Hinweis wurde mit der aktuellen Planung gefolgt, was wir begrüßen.

Darüber hinaus wurde gebeten, die Festsetzungen hinsichtlich der Art der baulichen

Nutzung im Sondergebiet zu konkretisieren. Dem kommt die vorliegende Planung

bislang nicht nach. Die aktuelle Festsetzung e^öff^et Spielräume hinsichtlich der Zu-

lässigkeit großflächiger Märkte in sämfiichen angegebenen Sortimenten (z. B. die Er-

richtung eines großflächigen Orogeriemarktes}, was nicht den bisherigen Abstim-

mungsergebnissen entspricht wie auch durch die Ergebnisse des vorliegenden

Marktgutachtens nicht abgedeckt ist. Wir gehen davon aus, dass einzelhandelsbezo-

gene Ziele der Raumordnung der Festsetzung in der vorliegenden Form entge-

genstehen. Wir empfehlen daher die Festsetzung eines Sondergebiets "Lebensmit-
telmarkf, innerhalb dessen die Errichtung und der Betrieb eines Lebensmittelmarktes

mit max. 1,400 m; VKF einschließlich branchenüblicher Randsortimente zulässig ist.

Sollten dahingehend Rückfragen bestehen, regen wir ein Abstimmungsgespräch un-

ter Beteiligung des Regionslverbandes an.

Im rechlgultigen Flächemutzungsplan der Vewallungsgemeinschaft Hoib a. Njst

das Plangebiet im Bereich des geplanten Mischgebiets teils als bestehende, teils als

geplante Wohnbaufläche dargestelll. Lediglich der südwestliche Teil des Plangebiets

ist bereits als bestehendes Mischgebiet dargestellt. Im östlichen Teil, im Bereich des

geplanten Sondergebiets, isl Landwirtschafefläche dargestellt. Die geplanten Vorha-

ben widersprechen damit den Darstellungen des rechtgülligen Flächennutzungsplans,

was eine Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren notwendig macht.

Stellunqnahme der Verwaltuna:

Nach Rücksprache mit dem Gutachter, welcher
das Nahversorgungsgutachten erstellt hat, soll
das Sondergebiet, bzw der dort geplante
Einzelhandel wie folgt definiert bzw. beschränkt
werden:

"Im SO großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung sind auf
mindestens 70 % der Verkaufsfläche Nahrungs-
und Genussmittel anzubieten

Auf max. 20 % der Verkaufsfläche dürfen
folgende nahversorgungsrelevanten Sortimente
angeboten werden:

. (Schnitt-)Blumen

. Drogeriewaren

. Kosmetika und Parfümerieartikel

. Papier- und Schreibwaren, sowie
Schulbedarf

. Reformwaren

. Sanitätswaren

. Tiemahrung

. Zeitungen und Zeitschriften

Andere Sortimente sind ausschließlich als
Randsortimente bis insgesamt max. 10 % der
Verkaufsfläche zulässig.

Beschluss: Die Anregung wird entsprechend
der Stellungnahme der Verwaltung
berücksichtigt.

Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet. Der

Flächennutzungsplan wird parallel zum
Bebauungsplan geändert.
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Lfd. Nr. 6
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 4, Straßenwesen
und Verkehr

Stellungnahme vom 03. 05. 2017

Lfd. Nr. 6
Stellungnahme der Venwaltung und
Abwägungsbeschtuss:

Stellungnahme

l keine Bedenken oder Anregungen
D Fachliche Stellungnahme:

Unter Beachtung der in unserer Stellungnahme vom 06. 12. 2016 beschriebenen Auf.
lagen bestehen gegen den Bebauungsplan keine Bedenken.

Stellungnahme vom 06. 12. 2016:
Gegen den vorgelegten Bebauungsplan bestehen grundsätzlich
keine Bedenken. Die Planung der Linksabbiegespur ist rechtzeitig
mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe abzustimmen und zur
Genehmigung vorzulegen. Ferner ist vor Baubeginn eine
Vereinbarung abzuschließen, die unter anderem die
Kostentragung, die Unterhaltung und die Ablösung der
Abbiegespur regelt.

Entgegen Nr. 7, 3 der Begründung bzw. Nr, tl, 2, der örtlichen
Bauvorschriften sind sämtliche Werbeanlagen innerhalb der
Anbauverbotszone von 20 m zum Fahrbahnrand gemäß § 9
FStrG unzulässig. Wir bitten darum die textlichen Festsetzungen
des Bebauungsplans zu überarbeiten und uns im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens gemäß § 4 Abs. 2 BauGB nochmals
vorzulegen.

Außerdem ist eine Verlegung der Ortsdurchfahrtsgrenze
erforderlich. Der Verknüpfungsbereich (ODA/) wird bis zur
Einmündung des Mörikewegs ausgewiesen. Somit liegt der neue
Gehweg in der Bau und Unterhaltungslast der Gemeinde
Eutingen. Zuständig für die Festsetzung ist das
Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 45, welches vor
Baubeginn zu unterrichten ist.

Stellungnahme der Verwaltu_na:
Über diese Stellungnahme wurde bereits am
14.03.2017 wie folgt entschieden:

Der Hinweis zur Linksabbiegerspurwird dem
Erschließungsplanerweitergeleitet, so dass die
Planung rechtzeitig mit dem
Regierungspräsidium abgestimmt werden kann,
Ferner wird sich die Gemeinde zeitnah mit dem
Regierungspräsidium wegen einer
Ablösevereinbarung in Verbindung setzen.

Die örtlichen Bauvorschriften werden
überarbeitet. Werbeanlagen innerhalb der
Anbauverbotszone sind ausgeschlossen, bzw.
nur ausnahmsweise nach Genehmigung durch
das Regierungspräsidium zulässig.

Wie bereits in einem Abstimmungsgesprach mit
dem Regierungspräsidium geklärt wurde, kann
die Ortsdurchfahrtsgrenze nicht verlegt werden.
Das bedeutet, dass das Anbauverbot auch

weiterhin gelten wird.
Verlegt werden muss allerdings der
Verknüpfungsbereich der
Ortsdurchfahrtsgrenze, was bedeutet, dass der
neu geplante Gehweg und Radweg in die
Unterhaltungslast der Gemeinde übergehen
wird, obwohl die Ortsdurchfahrtsgrenze nicht
verlegt wird.

Die Gemeinde wird mit dem
Regierungspräsidium eine Vereinbarung treffen,
dass der Bau und die Unterhaltung des neu
geplanten Geh- und Radweges in die
Unterhaltungslast der Gemeinde übergehen.

Unabhängig vom Bebauungsplan wird die
Gemeinde die Verlegung der
Ortsdurchfahrtsgrenze beim
Regierungspräsidium beantragen um
insbesondere durch damit mögliche
Geschwindigkeitsreduzierungen die
Lärmbelastung für die Anwohner zu senken.

Die Detailplanung zur Linksabbiegespur liegt
dem Regierungspräsidium zwischenzeitlich vor,
Einer Verkürzung der Stichstraße hat das
Regierungspräsidlum bereits per E-Mail vom
22, 06.2017 grundsätzlich zugestimmt. Diese
Änderungen werden im Detail selbstverständlich
wieder mit dem Regierungspräsidium
abgestimmt.

Beschluss:

Beachtung entsprechend der Stellungnahme
der Verwaltung.
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Lfd. Nr. 7
RegEonalverband Nordschwarzwald
Stellungnahme vom 24.05. 2017

Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

vielen Dank für die erneute Beteiligung an dem o.g. Verfahren. Die Stellung-
nähme erfolgt vorbehaltlich der Beschlussfassung durch unsere Gremien:

Mit Schreiben vom 10. 01.2017 haben wir im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung Stellung genommen, Unsere vorgebrachten Anregungen wurden grö6-
tenteils berücksichtigt. So wurde die Verkaufsfläche für einen LebensmiHel.
markt von 1. 700 m! auf 1.400 m; reduziert. Darüber hinaus werden im be-
nachbarten Dorfgebiet und Mischgebiet Einzelhandelsbetriebe ausgeschlos-
sen. Dafür bedanken wir uns recht herzlich. Wir empfehlen, zur Rechtssicherheit
in der Begründung darzulegen, warum die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrie-
ben in diesen Gebieten unzulässig ist,

Unsere Anregungen zur Klarstellung der Festsetzungen im Sondergebiet wur-
den nicht aufgegriffen. Da U. E. diese Festsetzungen zu unbestimmt sind, hal-
ten wir nach wie vor eine Konkretisierung entsprechend unserer Stellung-
nähme vom 10. 01, 2017 für erforderlich.

Stellunanahme der Verwaltunq:

In der Begründung wird dargelegt, weshalb die
Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben im
Misch- und Dorfgebiet ausgeschlossen wird.
Dabei wird auch die ausnahmsweise
Zulässigkeit des sog. "Handwerkerverkaufs"
begründet.

In Ziffer 2. 3 ist bereits geregelt, dass im
Sondergebiet ein "großflächiger Einzelhandel
zurwohnortnahen Grundversorgung" mit
insgesamt max. 1. 400 m2 Verkaufsfläche

zulässig ist. Außerdem zulässig sind die für den
Betrieb des Marktes notwendigen Nebenanlagen
und Stellplätze.

Die Festsetzungen für das Sondergebiet sollen
darüber hinaus noch wie folgt konkretisiert
werden:

"Im SO großflächiger Einzelhandel zur
wohnortnahen Grundversorgung sind auf
mindestens 70 % der Verkaufsfläche Nahrungs-
und Genussmittel anzubieten

Max. 20 % der Verkaufsfläche darf für folgende
nahversorgungsrelevanten Sortimente genutzt
werden:

. (Schnitt-)Blumen

. Drogeriewaren

. Kosmetika und Parfümerieartikel

* Papier- und Schreibwaren, sowie
Schulbedarf

. Reformwaren

. Sanitätswaren

. Tiernahrung

. Zeitungen und Zeitschriften

Andere Sortimente sind ausschließlich als

Randsortimente bis insgesamt max. 10 % der
Verkaufsfläche zulässig.

Beschluss: Die Anregungen werden
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung berücksichtigt.
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Lfd. Nr. 9
Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie,
Rohstoffe und Bergbau
Stellungnahme vom 18. 05. 2017

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange

A Allgemeine Angaben

Aufstellung des Bebauungsplanes "Stuttgarter StraBe" in Eutingen im Gau, Lkr.
Freudenstadl (TK 25:7518 Horb am Neckar); Mitteilung über Ergebnis der Abwägung
der Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung und erneute Beteili-
gung gern, §§ 4 und 4a BauGB parallel zur Öffentlichen Auslegung

Ihr Schreiben Az. : IV-621.41fFsvom 18,04.2017,

AnhoNngsfrist24. 05. 2017

B Stellungnahme

Anlässlich der Offeriage des o. g. Bebauungsplanes vemeisen wir auf unsere frühere
Stellupgnahme (Az. 251 lf/16-11444 vom 27. 12. 16) zur Planung.

Die dortigen Ausführungen (insbesondere die geotechnischen Hinweise und Anregungen)
gelten sinngemäS auch weiterhin ffir die Planung.

Lfd. Nr. 11
Zweckverband Gäuwasserversorgung
Stellungnahme vom 23. 05. 2017

für die rochmaiige Bileiligung am n.g. Verfahren saw dis Bsricksichtigu^ unserer hm^en ai]!
ta Slellungnahme wm 27. 12.2017 bedantem »ir uis. Weitere Anreguraeii zur Planung ergsbsn sich
nicht mehr. Wir wünschen dem weiteren Veffah'ensfortgang e-m gL'ten Veriiuf.

Lfd. Nr. 12
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar
Stellungnahme vom 08.05.2017

für die Beteiligupa am o.g. Bebauufigsplanverfahren und die Obemitlliing derAbwägungsergeb.
nisseilanken wir Ihnen.

Die AusfihMgen der GMA vom 20, 02. 201; bestäligen, dass die Festselzungen im Bebauuiigs-
plamrentwuif ibef das iintersuchle Maß von m. 1.400 m! Vetaulsfläche hinausgegangen
sind, Die Ansalze im Gulachlep sind nun nachiollziehbafer daigestelll bzw. ausführlicher erläutert.

Der Ausschluss von Einzelhandel in den als Misch- und Dorfgebielen festneselzten Flächen wrd
ebenso wie der Verzieh! auf die Shops in der Vorhassemre des lebeflsmittelmate ma 300 m'
Verkaufsfläche ausdrücklich begriißt. Die Stadl Roltenburg am Neckar erachtet jedoch nach wie
vor, die Veikaufsfläche vo^l .400 ni för die Sichepjng da Grundversorgung als deullich zu sroB-
zügig bemessen, Im Gutachten der GMA wird dargelegt, dass auch eine Verkaufsfläche m
)1  vf bereite eine ausreichende GrundveRorgiing iier Bevöltoum ewarten lässt. Diese Auf-
fassung teilt auch der Regionalverband, we sich aus der Abwägung ergibt (siehe Seile 4l und 42):

. (". Imöclilenwirjedoch Wisch hinte[fragen, iniewe;11,400 m'VerkaiifsUe tatsächlich zur Versargutig
derEuinger Bbga eiforderlich sind. Beriseifl Narkt mi 1. 200 ni' könnls die Versorgiingsfiinhlm S: is-
fiigen im Gau übernehmen und miie damit schon <00 m! über dem [lach LEP 200; giumdsälzfch ziilässi.
gen MaB von 800 m! Vetafsfläcte lur Ktato liegefl. Gegembef emem Lebensmittelvollsoitmts
nil n». 1. 200 n' Veikaufsläche wäre aus unserer Siclil [liclils einzuwenilen, (.,)

Lfd. Nr. 9
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stellunqnahme der Verwaitunq:

Über die frühere Stellungnahme wurde am
14. 03. 2017 entschieden. Die Entscheidungen
wurden dem Regierungspräsidium, Landesamt
für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, mitgeteilt.

Die in der früheren Stellungnahme geäußerten
Anregungen und Hinweise zur Geotechnik
wurden in die Festsetzungen übernommen.
Nachdem zur aktuellen Planung keine
Anregungen und Hinweise eingehen, besteht für
den Bebauungsplan kein Handlungsbedarf.

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 11
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschtuss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 12
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme
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Fortsetzung Lfd. Nr. 12
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar
Stellungnahme vom 08. 05. 2017

(-1
a] Die Feslsebiimen im Sondergebiet müssen umes Erachtens Urelisisrt werden. Es sollte klaige-

stell «erdeil, dass sich die zulässigen Sortimeiile aul den Lebensniillelmafht selbst und nichl auf das
Sondergebiet iregesaml teziehen. Zudeni empleNen wir, wie oben dargeslelll, die Fsslselziing eines
Somdergebiets [ir einefl Einzetemdelsbelrieb iti dem Kemsortimeiil Nahrungs- und Genussmitlel mi|
m. 1,200ni'Vetou!sflsche.

l. -)"

Aus Sicht der Sladt Rottenburg am Neckar isl die Veikaufsfläche wn 1. 400 m' zu reduzieren. Ge.
gen die Aiisweisung einer Verkaufsfläche von 1, 200 m;, zur Sicherung der Griindversorgung lief
Bevölkerung in Eiitingen im Gau halte die Stadt Rottenbiirg am Neckar nichis einzuwepden.

Eine Beteiligung am weiteren Verfahren isl ausdrücklich gewünscht

Lfd. Nr. 13
Gemeinde Starzach

Stellungnahme vom 24. 04. 2017

Danke für die Beteiligung der Gemeinde Starzach. Aus
unserer Sicht bestehen keine Bedenken zu diesem Vorhaben.

Lfd. Nr. 16.2
Gemeinde Eutingen im Gau, Finanzverwaltung
Allgemeineyerbfesseryngsvorechläge

1. Um die satzungsgemäße Beitragsabrechnung zu
gewährleisten, wird
empfohlen auch für das Sondergebiet die zulässige Zahl
der Vollgeschosse in der Nutzungsschablone
auszuweisen.

2. Für eine eindeutige satzungsgemäße
Beitragsabrechnung sollte der Fuß- und Radweg,
zwischen dem Mörikeweg und der Stuttgarter Straße als
"Verbindungsweg für Fuß- und Radfahrer" bezeichnet
werden.

Fortsetzung Lfd. Nr. 12
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Gemeinde Eutingen im Gau nimmt zur
Kenntnis, dass die Stadt Rottenburg es gerne
sehen würde, wenn die Verkaufsfläche auf 1.200
m2 beschränkt würde.

Bereits im 14.03.2017 hat derGemeinderat
entschieden, dass nicht freiwillig auf
Verkaufsfläche verzichtet werden soll und hält

diese Entscheidung auch im Hinblick auf das
Kleinzentrum Ergenzingen mit einer
Verkaufsfläche von 2. 800 m2 für begründet und

berechtigt.

Die Vorgaben der Landesplanung werden
eingehalten. Der Nachweis wird durch ein
Nahversorgungsgutachten erbracht.
Regionalverband und Regierungspräsidium
stimmen der Verkaufsfläche zu.

Der Hinweis auf eine Konkretisierung der
Sortimente im Hinblick auf die Verkaufsfläche
wird berücksichtigt.

Beschluss: Die Anregung die Verkaufsfläche
auf 1. 200 m2 zu reduzieren wird

zurückgewiesen.
Die Anregung die Festsetzungen im SO zu
konkretisieren wird beachtet. Ziffer 2.3 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen wird
überarbeitet.

Lfd. Nr. 13
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwagyngsbeschluss:

Abwägungsvorschlag: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 16.2
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschlys^^
Beschluss zu Ziffer 1:

Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 2:
Der Hinweis wird beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße

Lfd. Nr. 16.3
Gemeinde Eutingen im Gau, Bauamt
Allgemeine Verbesserungsvorschläge zur Planung

Lfd. Nr. 16.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

1. Das Flst. Nr. 1515 befindet sich derzeit im Außenbereich
und ist baurechtlich nach § 35 BauGB zu beurteilen.
Wenn allerdings der Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"
rechtsverbindlich wird. dann entsteht eine neue

Situation, Der Bereich des Grundstücks Flst. Nr. 1515
der sich zwischen den Bebauungsplänen "Stuttgarter
Straße" und "Tübinger Weg -4. Änderung" befindet
müsste dann nach § 34 BauGB als Innenbereichsfläche
beurteilt werden. Die restliche Fläche des Flst. Nr. 1515
bleibt Außenbereich.
Da der Eigentümer auf seinem Grundstück keine
Baumöglichkeit möchte, sondern das Grundstück auch
weiterhin landwirtschaftlich nutzen möchte, sollte dies
auch entsprechend im Bebauungsplan dargestellt
werden.

2. Die Grünflächen südlich des Wendehammers und des
Mörikewegs sollten nicht als Verkehrsgrün bezeichnet
werden, sondern als öffentliche Grünfläche, da es sich
hier nicht um Straßenrandflächen handelt.

3. Im Lageplan ist im Südosten des Sondergebiets eine
Wasserfläche darzustellen. In den Planungsrechtlichen
Festsetzungen ist eine Festsetzung zu treffen, dass
innerhalb dieses Bereichs das anfallende
Oberflächenwasser aus dem Bereich des Sondergebiets
zurückgehalten werden muss. Es ist außerdem dort
festzusetzen, dass Größe, Umfang und technische
Ausstattung der Retension im
Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen sind.

4. Auf Flst. Nr. 1542 wird entlang der Gehwegfläche eine
private Grünfläche festgesetzt. Da die Fläche ohnehin
nicht bebaut werden kann und mit Sichtdreiecken
belastet ist, soll für diesen Grundstücksteil die
bestehende Magerwiese erhalten werden. Diese
Maßnahme wirkt sich auch positiv auf die Berechnung
derAusgleichsbilanzierung aus.

5. Auf Flst. Nr. 1 523 wird ebenfalls eine private Grünfläche
festgesetzt. Zum einen für die Fläche des notwendigen
Sichtdreiecks, zum anderen als Eingrünung des
Bauunternehmens und dessen Lagerflächen. Diese
Eingrünung wurde bereits im Zuge der genehmigten
Bauvorhaben gefordert, seither Jedoch noch nicht
umgesetzt.

6. Der Mörikeweg soll verkürzt werden und ohne
Wendehammer ausgebildet werden. Der Mörikeweg
dient ausschließlich der Zufahrt zum Gebäude
Mörikeweg 5 und zur Anbindung des Fuß- und
Radweges zur Stichstraße "Stuttgarter Straße". Der
Eigentümer ist mit der Verkürzung einverstanden. Die
Fläche soll an den Eigentümer verkauft werden, so dass
dieser seine Zufahrt zur nördlichen Garage privat regeln
kann.

7. Der Fuß- und Radweg zum Sondergebiet wird wegen
des verkürzten Ausbaus direkt oberhalb des Flst. Nr.
1515 an den Mörikeweg angebunden.

Beschluss zu Ziffer 1:
Der Teilbereich des Flst. Nr. 1515 welcher
sich zwischen dem Bebauungsplan
"Tübinger Weg - 4. Änderung" und
"Stuttgarter StraRe" befunden hätte, wird in
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
"Stuttgarter Straße" aufgenommen und
entsprechend dem Wunsch des Eigentümers
als landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen.

Beschluss zu Ziffer 2:
Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 3:
Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 4:
Die Anregung wird berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 5:
Die Anregung wird berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 6:
Die Anregung wird berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 7:
Die Anregung wird berücksichtigt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung Lfd. Nr. 16.3
Gemeinde Eutlngen im Gau, Bauamt
Allgemeine Verbesserungsvorschläge zur Planung

8. Die Fläche für das Sondergebiet wird zu Gunsten einer
öffentlichen Grünfläche reduziert. Dadurch soll auch

verhindert werden, dass vom Mörikeweg oder über den
Fußweg auf das Grundstück des Verbrauchermarktes
zugefahren wird.

9. Um gewährleisten zu können, dass die
Gewerbegrundstücke (Lebensmittelmarkt und
Bauuntemehmen) nicht vom Mörikeweg angefahren
werden können, muss bereits im Bebauungsplan ein
Verbot der Ein- und Ausfahrt festgelegt werden. In der
Begründung zum Bebauungsplan ist darzulegen, dass
der Mörikeweg aufgrund seines Ausbaustandards nicht
für den gewerblichen Verkehr geeignet ist und daher das
Ein- und Ausfahren für die beiden Gewerbegrundstücke
ausgeschlossen wird.

10. Im Einmündungsbereich der Stichstraße "Stuttgarter
Straße" soll aus Sicherheitsgründen nicht auf die
Gewerbegrundstücke gefahren werden können, weshalb
dort ebenfalls ein Verbot der Ein- und Ausfahrt

festgesetzt wird. In der Begründung wird diese
Festsetzung erläutert.

11. Innerhalb des Sondergebiets sollen nur diese Fläche als
Baufläche ausgewiesen werden, welche für das
Bauvorhaben (Gebäude + Stellplätze) benötigt werden.
Die übrige Fläche wird als private Grünfläche dargestellt.
Diese Maßnahmen wirken sich positiv auf die
Eingriffsbilanzierung aus.

Fortsetzung Lfd. Nr. 16.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbesch l yss:
Beschluss zu Ziffer 8:

Die Anregung wird berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 9:

Die Anregung wird berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 10:
Die Anregung wird berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 11 :

Die Anregung wird berücksichtigt.

Übersicht über die wesentlichen Anderunqen nach der 1. Öffentlichen Ausleaunq:

1. Abgrenzungsplan in derFassung vom 12. 09. 2017
. Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 (Teilbereich)

2. Lageptan-Entwurf in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 (Teilbereich)
. Verzicht auf die Darstellung der Bezugslinie zur Begrenzung der Schallimmissionen aus dem

Sondergebiet, da auf dem Flst. Nr. 1515 keine Wohnbebauung geplant ist
. Änderung der Nutzungsschablone (Zahl derVollgeschosse, Gebäudehöhe und

Erdgeschossfußbodenhöhe, Ausweisung der zulässigen Verkaufsfläche)
. Erhöhung der privaten Grünfläche im Sondergebiet, sowie im Misch- und Dorfgebiet
. Reduzierung der Länge der Stichstraße "Stuttgarter Straße"
. Verkürzung des Mörikewegs und Ausbau ohne WendemöglJchkeit
. Veränderte Anbindung des Fuß- und Radwegs aufgrund der Verkürzung des Mörikewegs
. Reduzierung der Sondergebietsfläche zu Gunsten einer öffentlichen Grünfläche
. Verbot der Ein- und Ausfahrt im Einmündungsbereich des Stichstraße "Stuttgarter Straße" und im

Bereich des Verbindungsweges zum Mörikeweg
. Erhöhung der privaten Grünfläche auf den Flst. Nr. 1 542 und 1523
. Erhöhung der Zahl der zulässigen Vollgeschosse für die Flst. Nr. 1524/1, 1524, 1527 und 1527/1
. Einmündungsbereich des Silcherwegs in die B14 wird auf 7 m aufgeweitet
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3. Planungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen
. Neuformulierung zur Zulässigkeit von Verkaufs Stätte n im Dorfgebiet und Mischgebiet
. Konkretisierung der Sortimentsliste für das Sondergebiet
. Änderungen der zulässigen Erdgeschossfußbodenhöhen, der Trauf- und Gebäudehöhen
. Änderungen zur Zulässigkeit von Nebenanlagen, zu Garagen, Carports und Stellplätzen
. Neuformulierung der Regelung zum Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsflächen
. Reduzierung notwendiger Ausgleichsmaßnahmen auf privaten Baugrundstücken
. Änderung der Zuordnungsfestsetzungen für die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen
. Neufassung der Festsetzung zum Schutz vor Gewerbelärm
. Neufassung der Festsetzung zum Schutz vor Straßenverkehrslärm
. Anforderungen an das einzuhaltende Schalldämm-Maß der Außenbauteile von Gebäuden
. Ergänzungen zu den bereits festgesetzten Lärmpegelbereichen
. Regelung zur Retention von Niederschlagswasser im Sondergebiet
. Hinweise zum Immissionsschutz werden ergänzt, insbesondere im hlinblick auf Lärmschutzansprüche

aufgrund der geplanten Abbiegespur und der Stichstraße zum Sondergebiet

4. Örtliche Bauvorschriften in derFassung vom 12. 09, 2017
. Ergänzungen zur Fassaden- und Dachgestaltung
. Ergänzungen zu Werbeanlagen
. Ergänzungen zu Einfriedungen

5. Begründung in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Einbeziehung des Flst, Nr. 1515
. Erläuterungen zur Prüfung von Standortalternativen
. Erläuterungen zur Verkehrskonzeption wurden ergänzt
. Erläuterungen zu den Straßenverkehrslärmimmissionen wurden ergänzt, insbesondere zu

Lärmschutzansprüchen auf Grund der gutachterlichen Untersuchung vom 18.08.2017
. Erläuterungen zur Sortimentsliste wurden ergänzt
. Erläuterungen zu den festgesetzten Trauf- und Firsthöhen und den Erdgeschossfußbodenhöhen

wurden der aktuellen Planung angepasst
. Eriäuterung der Festsetzung zu Nebenanlagen, Garagen, Carports und Stellplätzen wurden der

aktuellen Planung angepasst
. Berücksichtigung der Ergebnisse aus dem Umweltbericht und der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
. Erläuterung der Festsetzung zu Werbeanlagen wurde ergänzt
. Berücksichtigung der Änderungen in der Flächenbilanzierung
. Ergänzung der Anlagen um "Untersuchung zum Straßenverkehrslärm durch Baumaßnahmen im

Kreuzungsbereich B 14 (Stuttgarter Straße) / Mörikeweg (Ingenieurbüro für Technischen Umweltschutz
Dr.-lng. Frank Dröscher) vom 18. August 2017

. Aktualisierung "Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen
(Ingenieurbüro für Technischen Umweltschutz Dr.-lng. Frank Dröscher) vom 06.07.2016 mit Datum vom
30.08.2017

6. Umweltbericht mit Bestandspian überBiotope und Nutzungen in derFassung vom 12. 09. 2017
. Einbeziehung des Flst. Nr. 1515
. Berücksichtigung der im Lageplan-Entwurf vom 12.09.2017 ausgewiesenen Flächenaufteilungen, wie

Z. B. die Reduzierung des Baufensters im Sondergebiet auf das notwendige Maß und die dadurch
resultierende Erhöhung der Grünflächen,

. Neuberechnung der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung aufgrund der geänderten
Flächenaufteilungen,

7. AfienschutzrechtlicherFachbeitrag in der Fassung vom 22. 06. 2016
. Keine Änderungen

8. Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau vom 16. 06. 2016
. Keine Änderungen

9. Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch Stellungnahmen des Gutachters vom 12. 09. 2016
. Keine Änderungen

10. Ergänzung des Gutachtens zur N ah Versorgung durch Stellungnahmen des Gutachters vom 20. 02. 2017
. Keine Änderungen

Seite 97 von 203
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11. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schalt- und Staubimmissionen vom 06. 07. 2016
. Aktualisierung der Berechnungen zum Straßenverkehrstärm (Neuberechnung der Schallimmissionen

auf Grundlage der aktualisierten Verkehrszahlen - insb. im Kreuzungsbereich B14/Mörikeweg -;
Anpassung der Anlagen 3 und 4 im Schallgutachten) und Neuermittlung der Lärmpegelbereiche auf
Grundlage der neuen Verkehrszahlen (siehe Anlage 5 im Schallgutachten) mit Datum vom 30. 08. 2017

12. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung durch eine Stellungnahme des Gutachters vom
23. 02, 2017
. Keine Änderungen

13. Neu hinzugefügt wird:
Untersuchung zum Straßenverhehrslärm fürden Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14
(Stuttgarter Straße) / Mönkeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017

2. Öffentliche Auslequnfl und Beteiliciunci der Behörden:

Im Anschluss an die Abwägung der Stellungnahmen aus der 1 . Öffentlichen Auslegung billigte der Gemeinderat am
12. 09. 2017 die geänderten Planunterlagen und beschloss deren 2. öffentliche Auslegung.
Die 2. Öffentliche Auslegung wurde im Mitteilungsblatt vom 15.09.2017 öffentlich bekannt gemacht und erfolgte in
der Zeit vom 25. 09. 2017 bis einschließlich 25. 10. 2017.

Ausgelegt waren folgende Planunterlagen:
. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom 12. 09.2017
. Entwurf der Planungsrechtlichen Festsetzungen in der Fassung vom 12. 09.2017
. Entwurf der örtlichen Bauvorschriften in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Begründungen in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom 12. 09. 2017
. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22.06.2016
. Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau in der Fassung vom

16.06.2016
. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom

12. 09.2016
. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom

20.02.2017
. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen in der Fassung vom

06. 07.2016 mit Aktualisierung vom 30.08. 2017
. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen durch

Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017
. Untersuchung zum Straßen Verkehrs lärm für den Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14

(Stuttgarter Straße) / Mörikeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 15.09, 2017 parallel zur
öffentlichen Auslegung erneut beteiligt.

Im Rahmen der 2. Öffentlichen Auslegung gingen nachfolgende Stellungnahmen ein über welche der Gemeinderat
am 12, 12. 2017 beraten und wie folgt entschieden hat:
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahmen der Bürger, der Grundstückseigentümer und der Öffentlichkeit im Rahmen der
2. Öffentlichen Austeciunq (Abwäqunqsprotokotl):

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

meine Mandantschaft bedauert, dass bislang eine efnvernehmiiche Rege-

lung nicht zustande gekommen ist. Meine Mandantschaft gibt gleichwohl die

Hoffnung, zu einer - bei beiderseitigen Bedenken - noch einvernehmlichen

Regelung zu gelangen, nicht auf. Wegen der jedoch durch die zweite öffent-

liche Bekanntmachung bewirkten Präkiusion gemäß §§ 3 Abs. 2, 4a Abs. 6 BauGB sieht sich

meine Mandantschaft auch auf meine rechtlichen Hinweise hin gehalten, zur Wahrung ihrer
Rechte diese Stellungnahme im BebauungsplanaufsteEiungsverfahren abzugeben.

Daher gebe ich namens und in Vollmacht meiner Mancfantschaft,

hiermit die

Stel)unc][na_hme im Rahmeii der zwejten OffentlichM'tsbeteiliBuns
gemäß §3 Abs. Z BauGB

zu dem in der Aufsiellung befindlichen Bebauungsplan . Stuttgarter Straße" einschließlich des

Entwurfes der Salzung über ärtiiche Bauvorschriften zu diesem Bebauungsplanentwurf ab mii
der Anregung,

von der Aufstellung dieses Bebauungspianes "Stuttgarter Straße" abzusehen und

das Befaauungsplanaufstellungsverfahren einschließlich des Verfahrens über die

Aufstellung der Satzung über örtliche Bauvorscliriften einzustellen,

zumindest jedoch

a) die zum Sondergebiet führende und mit "Stuttgarter Straße" bezeichnete projek-
tiertc Stichstraße ais privale Verkehrsfläche unter ggf. erfolgender Festsetzung

eines Geh- und Fahrrechts zugunsten der westlich an dieser Stichstraße an-

grenzenden Grundstücke wegen der projektierten Einbahnstrafienregelung fest-

zusetzen,

b) den Uhlandweg - anstelle des Silcherweges - ir> gleichem Umfang, wie dies für

den Siicherweg vorgesehen ist, statt des Silcherweges und derart zu ertüchti-

gen, dass ein Verkehr in beiden Richtungen ermöglicht wird,

c) von der Festsetzung von Baugebieten (ausgenommen, soweit rechtmäßig mög-

lich, das festzusetzen beabsichtigie Sondergebiet) Abstand zu nehmen, jeden-

falls bei einer Festsetzung von Baugebieten zur Absicherung des Bauunterneh-

mens meiner Mandantschaft Bestandsschittzfestsetzungen gern, § 1 Abs. 10

BauNVO zu treffen sowie die Festsetzung

zu den Baugrenzen,

zur Höhe,

zur Stellung baulicher Anlagen sowie

zu den Zufahrten

zu optimieren,

d) unter Ziffer 2. 2 der vorgesehenen textlichen Festsetzungen aufzunehmen, dass

im Mischgebiet abweichend von der vorgesehenen Unzulässsgkeit von Einzel-

handelsbetrieben solche kleintiächigen Einzslhandelsbetriebe zulässig sind, für

die eine im Gebiet der Gemeinde Eutingen im Gau befindliche Verkaufsfläche

mit annähernd gleicher Größe (+/- 10 %) und identischem Sortiment aufgegeben

wird.

Beschluss: Kenntnisnahme

Beschluss zu den Ziffern a) bis d);

Die Anregungen werden zurückgewiesen.

Die Abwägung der Stellungnahmen die zu
einer Zurückweisung der Anregungen
führten erfolgt auf den nachfolgenden Seiten
parallel zur konkreten Begründung der
einzelnen Anregungen bzw. Bedenken
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr,
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwagyngsbeschluss;

Denn dieser in der Aufstellung befindliche Bebauungsplan würde bei der etwaigen Fassung

des Satzungsbeschlusses und der Bekanntmachung der Genehmigung des Bebauungspla-

nes bzw, des Satzungsbeschlusses rechtsfehlerhaft in die Belange meiner Mandantschaft

eingreifen. Denn meine Mandantschaft wäre durch diesen Bebauungsplan wie folgt belroffen:

In den eingerichteten und ausgeübien Gewerbebetrieb der Bauuntemehmung Gustav Sche-

rer sowie in die Elgentümerrechte meiner Mandantschaft als Eigentümer der im projektierten

Bebauungspiangebiet gelegenen vorgenannten Grundslücke würde durch diesen noch in der

Aufstellung befindlichen BebauungspEan derart nachteilig- und rechtsfehterhaft eingegriffen

werden, dass sich meine Mandantschaft vorbehalten muss, diesen noch in der Aufstellung

befindlichen Bebauungsplan, sollte er so sts Satzung beschlossen werden, einer gerichtlichen

Überprüfung im Wege eines Normenkontrollverfahrens zuzuführen. Bekanntlich wird in einem

Normenkontroilverfahren im Rahmen cter Begründetheit der gesamte Bebauungsplan ein-

schließlich auch solcher Festsetzungen, die meine Mandantschaft nicht unbedingt beschwe-

ren [wie beispielsweise die Sondergebietsfestsetzung, etc. ), auf seine objektive Rechtmäßig-

keil überprüft. Meine Mandantschaft hofft jedoch, dass den berechtigten Belangen meiner

Mandantschaft entsprochen werden kann taw. unter wechselseitiger Zurückstellung jeweils

einzelner Belange eine einvsmehm liche Regelung herbeigeführt werden kann.

Meine Mandantschaft wendet sich insbesondere gegen die folgenden projektierten Festsel-

Zungen und örtlichen Bauvorschriften des in derAufsteliung befindiichen Bebauungsplanes:

Meine Mandanlschaft wendet sich gegen die mit "Stuttgarter Stralc" bezeichnete

Festsetzung einer öffentlichen StraBenverkehrsfläche als Stichslraße zur Erschlie-

ßung des projektierten Sondergebiels.

1. 1 Denn durch die erstmalige endgültige ortstraßenmäBige Herslellung einer solchem

ölfenllichen Siraße werden die Voraussetzungen Kr die Erhebung von Erschlie-

ßungsbeitägen begründel, §§ 33 ff KAG, Für sowoh! eine solche erstmalige endgül-

ige ortsstraßemäßige Herstellung einer Sffenllichen Straße östlich der Grundstücke

meinei Mandantschall - sei es des Mörikeweges (soweil diese' nicht schon endgül-

tig ortsstraßenmäSig hergestellt ist) oder der hier projektierten Stichstraße "Slutfgar-
ter Straße" ~ besteht bezogen auf den vorhandenen Bestand kein Bedarf:

1. 1. 1, Denn der Möriksweg ist zur Vermittlung einer gesicherten verkehrlichen Er-
Schließung ausreichend.

1. 1. 2. In dem Begründungsentwurf wird zwar ausgeführt, dass die besiehende Zu-

fahrtssituation wegen des geschotterten Mörikeweges provisorisch und unzu-
reichend sei ~ da auf den durch den Mörikeweg erschlossenen Grundstücken

meiner Mandantschaft jedoch eine Bauunternehmung mit für ein Bauunter-

nehmen typischen Fahrzeugen betrieben wird, können diese für ein Bauunter-

nehmen typischen Fahrzeuge unproblematisch den bestehenden Mönkeweg
meistern, zumal die Weglänge bis zur 614 noch nicht einmal 25 m beträgt. Das
bestehende Provisorium hat sich seit Jahrzehnten bestens bewährt und muss

aus Sicht meiner Mandantschaff nicht durch eine ortsstrsßenmäßig susgebau-
te Straße ersetzt und meiner Mandantschaft aufgedrängt werden.

Beschluss:
Kenntnisnahme

Stellunqnahme zu Ziffer 1 bzw. 1. 1 mit den

Unterpunkten 1. 1. 1 und. 1.,1,2^
Der Mörikeweg ist derzeit nur geschottert und
hat eine Breite von 3, 50 m. Der Weg gilt derzeit
als Feldweg. Es gibt keine Widmung als
Gemeindestraße. Feldwege sind nicht geeignet
Gewerbebetriebe ausreichend zu erschließen.

Bisher erteilte Baugenehmigungen gingen von
einer Erschließung über den Uhlandweg oder
Tübinger Weg aus und haben von dort aus auch
eine Zufahrt.

DerAusbaustandard des Mörikewegs ist nicht
für die Erschließung eines Gewerbebetriebs
geeignet. Die bestehende Erschließung ist aus
Sicht des Gemeinderats für ein
Bauunternehmen nicht ausreichend. Aufgabe
des Bebauungsplanes ist es bestehende
städtebauliche Missstände zu beseitigen. Die
neue Erschließungsstraße dient nicht
ausschließlich der Anbindung des
Bauuntemehmens, sondern auch der

Erschließung des Sondergebiets, weshalb der
Straßenausbau so erfolgen muss, dass sowohl
das Sondergebiet als auch der bestehende
Gewerbebetrieb verkehrlich nach heutigen
Standards, angebunden werden.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße'

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

1. 1. 3. Soweit für ein angebliches Erfordernis des endgültigen ortsstraßenmäfligen

Aushaus des Mörikeweges auf Baugenehmigungen aus 1965 und 19G6 sowie

die dazu ergangenen behördlichen Stellungnahmen verwiesen wird, wird ver-
kannt, dass sich in den letzten zwischenzeitficti 50 Jahren die Situation vor Ort

entscheidungserheblicti geändert hat.

1. 1. 4, Auch ist die angebliche etwaige Außenbereichsverortung des Mörikeweg nicht

meiner Mandanlschafi anzulasten, sondern demjenigen, der den Morikeweg

ursprünglich angelegt hat. Anscheinend handelt es sich bei diesem Mörikeweg

um einen anscheinend schon vor dem Zweiten Weltkrieg vorhandenen Weg,

sodass das heutige Bauplanungsrecht keine Anwendung flndet. Selbst wenn

der Märikeweg rechtsfehlerhaft sein sollte, vermitfelf er gleichwohl den stra-

ßenrechtlichen Gemeingebrauch, § 13 StrG, sodass er - auch durch meine

MandanEschaft - benutzt werden darf,.

1. 1, 5. Auch erzeugt das Befahren des Mörikewegs keine unzumutbaren Geräu-

schimmissionen, insbesondere nicht bei Heranziehung der Verkehrslärm-

schutzverordnung..

1. 6 Zwar mag der Möriteuveg in seiner Ausgestaltung ais Schotterweg nicht einen

Ausbauzustand aufweisen, wie er für einen jeden Gewerbegebiet benötigt wird,

da er beispielsweise für einen Auslieferungsbetrieb tiefergelsgter Porschefahr-

zeuge nicht geeignet sein dürfte - maßgebend ist jedoch der konkrete Gewer-

bebelrieb hier in Gestalt des Bauunternehmens meiner Mandantschaft: Die

Fahrzeuge des Bauunternehmens meiner Mandantschati sowie die Kunden-

fahrzeuge können ohne weiteres - doKumentiert durch die gemeindlicherselts

auch seit Jahrzehnten bestäligte Nutzung - den Mörikeweg benutzen.

1. 1.7. Entgegen der gemeindlichen Auffassung ergibt sich auch nicht aus der Bauge-

nehmigung von 1966 ein Benutzungsveröot des Morikewegs. Denn die maß-

gebliche Nebenbestimmung Ziffer 12 lautet , Die Zu/aM zu dem W/o/inhaus

und Lagergebsude erfolgt nur übef den Tübinger Weg Q.W Nr. 26. ". Der Tü-

binger Weg kann sowohl über den Uhlandweg als auch über den Mörikeweg

angefahren werden. Auch erfassl schon nach seinem Wortlaut diese Nebenbe-

Stimmung nicht die Ausfahrt, sondern nur die Zufahrt. Auch wird das ebenfalls

mitgenehmigie Bürogebäude von dieser Nebenbestimmung nach dem Wortlaut

dieser Nebenbestimmung nich! erfasst. Im Übrigen sind In der Vergangenheit

Nulzungsänderungen erfolgt, Notfalls kann durch ein neues Baugesuch auch

eine anscheinend bezweifelte formelle Legalilät herbeigeführt werden. Da in

der Vergangenheit die Benutzung des Mörikewegs weder die Sicherheit noch

Leichtigkeit des Verkehrs gefährdet hat, kann dieser grundsätzlich nur ein Vsr-

bot der Benutzung öffentlicher Wege rechtfertigende Grund in Gestalt der Ge-

fährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht rechlmäßig ange-

führt werder,.

I. I. S. Letzllichwürdeaucn eine soiche ortsstraßenmäßig ausgebaute Straße schnel-

ler verschleißen und einen höheren Unterhaltungsaufwanc verursachen und

damit auch der Gemeinde höhere Koslen verursachen. Dies muss nich! sein'

Stellunanahme zu Ziffer 1, 1. 3.
Auch die Gemeinde ist der Meinung, dass sich die
Situation vor Ort. aber auch rechtlich seit der
Ansiedlung des Betriebs im Jahr 1965/1966 verändert
hat und dies zu berücksichtigen ist. Dies erfolgt auch
durch die verbesserte Straßenanbindung über die
Stuttgarter Straße.

Stellunanahme zu Ziffer 1. 1.4:
Da es sich beim Mörikeweg um einen Feldweg
handelt (es besteht keine Widmung als
Gemeindestraße) kann dieser rechtlich von jedem als
Feldweg genutzt werden. Dass das Bauunternehmen
den Feldweg für gewerbliche Zwecke genutzt hat,
bedeutet nicht, dass der Gewerbebetrieb im
baurechtlichen Sinn über den Mörikeweg erschlossen
ist.

Stellungnahme zu Ziffer 1. 1. 5:
Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Stellunqnahme zu Ziffer 1, 1,6;
Die verkehrliche Erschließung muss nicht nur den
Bestand berücksichtigen, sondern auch davon
ausgehen, dass sich Betriebe verändern und eine
andere betriebliche Ausrichtung andere
Anforderungen an die Verkehrserschließung stellen
kann. Dies gilt auch für eine mögliche Nutzung der
Grundstücke, wenn das Bauunternehmen

aufgegeben wird.

Stellunanahme zu Ziffer 1. 1. 7:
Das städtebauliche Einvernehmen wurde von der

Gemeinde noch nie für eine Zu- und Abfahrt unter

Einbeziehung des Mörikewegs erteilt.
In jedem Baugenehmigungsverfahren wird und wurde
über die Zu- und Abfahrt zum Baugrundstück
entschieden.

Mit Aufstellung des Bebauungsplanes verändern sich
die rechtlichen Rahmenbedingungen für den
Gewerbebetrieb und dessen Erschließung.

Stellunanahme zu Ziffer 1. 1.^
Ob eine Straße ausgebaut bzw. erforderlich ist oder
nicht richtet sich nach städtebaulichen und
verkehrlichen Gesichtspunkten und nicht daran wie
hoch der Unterhaltungsaufwand ist. Der
Unterhaltungsaufwand ist kein Abwägungsbelang,
Die geplante Erschließung über den Stichweg
"Stuttgarter Straße" ist städtebaulich für den
Verbrauchermarkt und für den Gewerbebetrieb
erforderlich. Eine beidseitige Erschließung ist
wirtschaftlich. Aus wirtschaftlichen Gründen wird der

Uhlandweg nicht noch zusätzlich ausgebaut.

Beschluss zu Ziffer 1. 1 mit allen Unterpunkten:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die bestehende und künftige
Erschließung wurde im GR in der Sitzung am
12. 09. 2017, Sitzungsvorlagen Nr. 116/2017 und Nr.
116a, ausführlich beraten. Die jetzigen
Anregungen werden zurückgewiesen. Es erfolgt
keine Änderung der Planung aufgrund der jetzt
nochmals vorgebrachten Anregungen.
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Zusammenfassende Erkiärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

. 2 Die für die Erschließung des Sondergebiets projeklierte Stichstraße ("Stuttgarter

Siraße") wird augenscheinlich wahrlich ausschließlich für den im Sondergebiet anzu-

siedeln beabsichtigten Einzeihandelsbetrieb benötigt, um diesem die verkehrliche

Erschließung zu vermitteln. Denn einen Ausbauzustand dieser projektierten Stich-

Straße mit einer Straßenbreite von 7, 00 m (Fahrbahn) + 2, 50 m (Gehweg) = 9, 50 m

bzw. im Bereich des Wendehammers von sogar 15, 0 m benötigt meine Mandan!-

schaft offensichtlich nich! - dieser Ausbauzustand wird ausschließlich wegen des

anzusiedeln beabsichtigten Einzelhandelsbetriebs benoligt. Selbst die Gemeinde Eu-

lingen hält für Wohngebiete und Mischgebiete bei nur einseitiger Bebaubarkeit eine

Breite emer Anbaustraße von bis zu 8,00 m bm bei beiäseitiger Bebaubarkeit von

bis zu 14, 00mfürerforderiich (§ 2 Abs. 1 Ziff. 1. 3 der gemeindlichen Erschließungs-

beitragssatzung). Diese Maße werden vorliegend deutlich überschritten. Wird nun-

mehr ausschließlich wegen des im projektierten Sondergebiet anzusiedeln beabsich-

(igten Einzelhandelsbetriebs eine öffentliche Straße mit diesem Ausbauzustand ge-

baut, widerspricht es dem Grundsatz der vsrursacherzugeordneten Beiastungsge-

rechtigkeit, eine Vielzahl an Personen (hier meine Mandantschaft) mit den Kosten für

eine öffentliche Straße zu belasten, die an sich nur wegen einer einzigen Person (:;

wegen des Einzelhandelsbetriebs) anfallen. Es ist schiicht und einfach ungerecht,

meine Mancfantschaft mit den Kosten der Herstellung der projektierten Stichstraße

"Stuttgarter Straße" zu belasten, die ausschließlich wegen des im projektierten Son-

dergebiet anzusiecfeln beabsichtigten Einzeihandelsbetrebe notwendig wird, auch

weit der heute vorfindliche Bestand der Mörikestraße ausreichend zur Vermittlung

der benötigten verkehrlichen Erschließung für die Bestandsnutzungen meiner Man-
dantschaft ist.

1. 3 Die hier vorgesehene ungerechte Erschließungsvariante wird in der Praxis wegen ih-

rer Ungerechtigkeit auch kaum verwirklicht, cfa anderweitige und gerechtere Lö-

sungsmöglichkeiten bestehen'

a) Im Regelfall wird zwischen der Kommune und dem Betreiber des projektierten

Einzelhandelsbetriebes bzw. dem Eigentümer der Grundstücke, auf denen der

Einzelhandelsbetrieb betrieben werden soll, ein sogenannter "städtebaulicher

Vertrag" gestützt auf § 11 BauGB mit dem Inhalt geschlossen, dass die verkehr-

liche (und sonstige) Erschließung auf Kosten des Betreibers des Einzelhandels-
betriebs bzw. des Eioentümers der Grundstücke, auf denen der Einzelhandels-

betrieb betrieben werden soll, erfolgen (§ 11 Abs. 15. 1 Nr. 1 + Nr. 3 BauGB),

Zu diesen vom Betreiber des Einzelhandeisbetriebs bzw. Grundslückseigentü-

mer der Grundstücke, auf denen der Einzelhandelsbetrieb verwirkiicht werden

soll, zu übernehmenden Kosten gehören beispielsweise nicht nur die Kosten der

Herstellung der unmitte!baren verkehrlichen Erschließung (wie hier die projek-

tierte Stichstraße "Stuttgarter Straße"), sondern auch die Kosten des Umbaus

der nächstgrößeren Straße, hier also die Kosten des Umbaus der Stuttgarter

Sfraße/B14 durch Errichtung einer Linksabbiegespur. Denn diese Maßnahmen

(Umbau der Stutlgarter Straße/B14 durch Errichtung einer Linksabbiegespur
sowie Errichtung der projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße") sind einzig
und allein durch den Einzelhande!sbetrieb verursacht und nach dem Grundsatz

cfer verursachergerechfen Kostenzuordnung auch von diesem zu tragen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 1. 2:
Die projektierte Stichstraße ist sowohl für den
Einzelhandelsbetrieb. als auch für das

bestehende Bauunternehmen erforderlich. Die
Breite der Straße, des Wendehammers und des
Geh- und Radweges orientiert sich wie üblich an
der "Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen"
und ist nicht willkürlich gewählt.

Die Kosten für die Herstellung der Straßen und
insbesondere das Erschließungsbeitragsrecht
sind im Bebauungsplanverfahren kein
Abwägungsbetang.

Hinweis:

§ 13 der Erschließungsbeitragssatzung der
Gemeinde sieht für Sondergebiete für
Einzelhandelsbetriebe einen Artzuschlag vor.
Dies bedeutet, dass die Sondergebietsfläche
einen höheren Beitrag entrichten muss, als das
im Mischgebiet liegende Bauunternehmen. Das
Anliegen des Einwenders wird daher in der
Erschließungsbeitragssatzung berücksichtigt.

Beschluss zu Ziffer 1. 2:

Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.

Stellunqnahme zu Ziffer 1. 3 a):

In § 11 BauGB ist geregelt, dass die Gemeinde
einen städtebaulichen Vertrag schließen kann.
Im Gesetz ist jedoch nicht geregelt, dass unter
bestimmten Voraussetzungen ein solcher
Vertrag geschlossen werden sollte oder muss.
Es obliegt somit der Gemeinde ob ein
städtebaulicher Vertrag geschlossen wird.

Da die Gemeinde, anders als der Einwender,
der Auffassung ist, dass die geplante
Stichstraße "Stuttgarter Straße" nicht nur für den
Einzelhandelsbetrieb, sondern auch für das
Bauunternehmen erforderlich ist, war und ist ein

städtebaulicher Vertrag keine Option.

Unabhängig davon wäre bei einem
städtebaulichen Vertrag ggf. zu regeln, dass sich
sog. Fremdanlieger an der Erschließung
beteiligen. Schließlich erhält der Baubetrieb mit
dem Bebauungsplan und durch die Erschließung
bebaubare Flächen. Der Einwender forderte für

seine Grundstücke eine 3-geschossige
Bauweise. Die höhere Nutzung führt zu einem
höheren Beitrag.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25.10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
AbwägungsbeschlussL

Die hiergegen angeführten Gründe überzeugen nicht:

Selbst wenn zum Zeitpunkt der Fassung des Aufstellungsbeschtusses der

Betreiber des Einzelhandeisbetriebes noch nicht bekannt gewesen sein soll-

te. ist er aber zumindest jetzt seit langem bekannt ist, so dass immer noch

beispielsweise ein Erschließungsvertrag geschlossen werden kann. Ein

noch jetzt abschließbarer Erschließungsvertrag würde eine verursacherge-

rechte Zuordnung der Kosten ermöglichen, die nur wegen der ausschließlich

für den Einzeihandelsbetrieb erforderlichen Erschließungsmaßnahmen an-
fallen.

Die Auffassung, dass der hier gegenständliche Bebauungsplan zwingend

erforderlich ist, damit überhaupt die baulichen Anlagen meiner Mandant-

schaft baurechtlich genehmigt werden können, ist offensichtlich falsch: Die

Fehlerhaftigkeit dieser gemeindlichen Auffassung verdeutlichen schon die in

den 1960er Jahren erteilten Baugenehmigungen; zudem liegen die bauli-

chen Anlagen meiner Mandantschaft nicht im Außenbereich, sondern inner-

halb des im Zusammenhang bebauten Ortstei!s im Sinne des § 34 BauGB,

da die baulichen Anlagen meiner Mandantschaft an dem durch die umge-

benden maßgebenden Bebauungen gebildeten Bebauungszusammenhang,
der Ortsteilqualität besitzt, teilnehmen.

Soweit angenommen werden sollte, dass die Aufstellung eines vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplanes wegen einer Vielzahl von unterschiedlichen

Vorhaben nicht möglich sei, wird anscheinend die Existenz der Bestimmung
des § 12 Abs 4 BauGB verkannt, wonach einzelne Rächen außerhalb des

Bereiches des Vorhaben- und Erschließungsplans in den vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan mit bauleitplanerischen Festsetzungen nach § 9 BauGB

einbezogen werden können. Im Übrigen genügt der Abschluss bloß eines
Erschiließungsvertrages.

Die von der Gemeinde angeführten Gerechtigkeitsgründe, dass auch ande-

re Gewerbetreibende Kosten der Straßenerschließung tragen mussten und

daher auch meine Mandantschaft Kosten der Straßenerschtießung tragen
müssen, steht der alleinigen Auferlegung der ausschließlich für den Einzel-

handelsbetrieb erforöeriichen projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße"
nicht entgegen. Denn meine Mandantschaft muss sich beispielsweise auch

beim Uhiandweg beteiligen und hat sich auch in der Vergangenheit beteiligt.

Dagegen gibt es im Gebiet der Gemeinde Eutingen keinen anderen Gewer-

betreibenden, der die allein für einen dritten Gewerbetreibenden ausschließ-

lich erforderliche uerkehrliche Erschließung mitbezahlen musste!

Fortsetzung Stellungnahme der Verwaltung zu
Ziffer 1. 3 ai:

Da die Gemeinde der Auffassung ist, dass
sowohl der Bebauungsplan als auch die
Erschließungsmaßnahme nicht allein wegen des
Einzelhandelsbetriebs erforderlich sind, sondern
vielmehr durch die Ansiedlung des
Verbrauchermarktes die Chance eröffnet wird,
den bisherigen städtebaulichen Missstand
(unzureichende Erschließung des
Gewerbebetriebs) zu beseitigen, kommt die
Gemeinde zum Ergebnis, dass nicht allein der
Verbrauchermarkt die Erschließungsmaßnahme
verursacht.

Tatsache ist, dass der Geräteunterstand und die
Schüttgutboxen nicht genehmigt sind. Mit
Schreiben vom 27. 04, 2011 teilte die
Baurechtsbehörde mit, dass sich das

Baugrundstück im Außenbereich befindet und
das Bauvorhaben im Außenbereich nicht

genehmigungsfähig ist. Die Gemeinde wurde
aufgefordert einen Bebauungsplan aufzustellen
um die rechtlichen Voraussetzungen für eine
Genehmigung zu schaffen.

Beschluss zu Ziffer 1. 3 a):
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

b) Auch wäre eine Festsetzung der ausschließlich für den Einzelhandelsbetrieb

benötigten Stichstraße .Stuttgarter Straße" nur als private Verkehrsffäche nur

sachgerecht:

Die Kosten der Erschließungsstraße verblieben dann ausschließlich beim

Betreiber des Einzefhandelsbetriebs, der schließlich auch der einzige Verur-

sacher für eine solche verkehrliche Erschließung ist

Zudem müsste bei Festsetzung einer privaten Verkehrsfläche dann auch die

Allgemeinheit nicht für die Herstellung, Unterhaltung, Instandhaltung, Ver-

kehrssicherung einschließlich Räumen und Streuen gerade stehen.

Denn es ist nicht ersichtlich, wieso die Öffentlichkeit für eine solche verkehr-

liche Erschließung des Einzelhande!sbetriebes auch finanziell einstehen

myss. Denn jeder andere private Grundstückseigentümer muss seine für

sein bspw. privates Wohnhaus benötigte Grundstückszufahrt selbst und auf

eigene Kosten herstellen und unterhalten! Vorliegend soll dies aber anders

sein; der rein privatnützige Zufahrtsweg zum Einzeihandelsbetrieb sol! eine

öffentliche Straße sein, an deren Kosten noch weitere Grundstückseigentü-

mer beteiligt werden sollen, die keinen Bedarf für einen solchen Zufahrts-

weg haben, und dessen Unlerhaitung, instandhallung, Verkehrssicherung

einschiießtich Räumen und Streuen sogar zuiasten der Allgemeinheit gehen

soil! Hier wird eine einseitige Vergünstigung ~ öffentliche Beihilfe - zuguns-

ten eines privaten Einzelhandelsbetriebs gemeindlichsrseits zu Unrecht ge-

währt!

Dass nach der gemeind!ichen Auffassung private Grundstückszufahrten an-

geblich zu Nachbarslreitigkeiten führen, ist kaum nachvollziehbar: Nahezu

jeder Bürger verfügt für seine Wohnung bzw. sein Haus über eine private
Grundstückszufahrt von der öffentlichen Straße aus, sodass entsprechend

der gemeindlichen Auffassung nahezu jeder Nachbar sich bekriegen müsste

- dies ist aber offensichtlich nicht der Fall. Durch die Festsetzung einer pri-
vaten Verkehrsfläche im Bebauungsplan wird grundsätzlich bloß die Zuläs-

sigkeit einer privaten Verkehrsfläche eröffnet, sodass nach Erwerb des für

diese private Verkehrsfläche benötigten Grund und Bodens durch den Be-
treiber des Einzeihandelsbetriebs dieser diesen Grund und Boden vermes-

sungstechnisch und grundbüchrecht'ich mit seinem für den Einzelhandeis-

betrieb benötigten Grundstück verschmelzen kann, sodass - wie nahezu bei

jedem Grundstück auch - ein einziges Flurstück und Grundstück mit einer

privaten Grundstückszufahrt entsteht. Anlass für Streitigkeiten wäre dann
auch nicht zu erwarten.

Ein solcher Einzelhandelsbetrieb mit einer privaten Grundstückszufahrt wäre

auch äußerst üblich, da nahezu jeoer Einzelhandelsbetrieb, jeder Lidl, Aidi,

Edeka, Penny, etc., (nur) über eine im Privateigentum (des Einzelhandels-

marktes) liegende Verbindung des Marktes einschließlich Parkplatz mit cfer

öffentlichen Straße verfügt. Dass für einen Einzeihandeisbetrieb eine eigene

und sogar öffentliche Straße allein zur Andienung des Einzelhandeisbetriebs

in öffentlicher Unterhaltungslast geschaffen wird, ist ungewöhnlich und ein

nicht gerechtfertigter Sonderfall!

Stellungnahme der Verwaltuna zu Ziffer 1. 3 b):
Wie bereits erwähnt, vertritt die Gemeinde die

Auffassung, dass die Stichstraße nicht
ausschließlich für den Einzelhandelsbetrieb
benötigt wird, sondern der seit Jahren
bestehende städtebauliche Missstand (fehlende
oder unzureichende Erschließung des
Bauunternehmens) beseitigt werden kann.

Die Meinung des Einwenders kann von der
Gemeinde nicht mitgetragen werden. Eine
private Erschließungsstraße von der B14 aus ist
für die Gemeinde daher keine Option.

Nachbarstreitigkeiten sind immer dann
vorprogrammiert, wenn mehrere Eigentümer
eine private Zufahrtsstraße gemeinsam nutzen.

Eine private Anbindung des Verbrauchermarktes
oder des Bauunternehmens an die B14 würde
vom Straßenbaulastträger nicht mitgetragen
werden, weil die
B14 nicht zum Anbau bestimmt ist.

Daher ist eine öffentliche Straße zum
Verbrauchermarkt und dem Bauunternehmen

notwendig, die in die B14 einmündet.

Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen.

Die Anregung kann von der Gemeinde nicht
berücksichtigt werden, da die öffentliche Straße
erforderlich ist. Somit sind

Erschließungsbeiträge entsprechend der
gesetzlichen Vorgaben zu entrichten.

Beschlusszu Ziffer 1. 3 b):
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße'

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523,
1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschtuss:

Fortsetzung zu Ziffer 1. 3 b);

Das hiergegen von der Gemeinde angeführte Argument, dass die Straßen-

Unterhaltung durch die Grundsteuer und damit auch vom Verbrauchermarkt

finanziert würde, verfängt nicht. Denn mit diesem Argument könnte jeder

Bürger, jeder Betrieb eine eigene öffentliche Zufahrtsstraße zum eigenen

Grundstück veriangen, da jeder Grundstückseigentümer Grundsteuer zahlt.

Dem Straßengesetz für Baden-Württemberg und den Erschließungsvorga-

ben liegt jedoch der Grundgedanke zugrunde, dass die für Jedermann be-

nötigten Verkehrsflächen regelmäßig öffentliche Straßen sind, wohingegen

der Anschluss von einer solchen öffentlichen Straße zum eigenen Privat-

gmndstück von jedem GritndstückseEgentümer selbst herzustellen ist (vgl.

hierzu §§15, 18 StrG],

Die durch den gegenständlichen Bebauungsplanentwurf vorgesehene öf-

fentliche Finanzierung einer an sich privat herzustellenden Verbindung zwi-

sehen der öffentlichen Straße und dem Grundstück stellt eine Lingerechtfer-

tigte finanzielle Vergünstigung dar!

c) Alternativ werden in der Praxis geiegenilich auch derartige Festsetzungen für

den Bereich zwischen der bloß für den Einzelhandelsbelrieb benötigten öftentli-

chen Straße und den weiteren Privatgrundstücken getroffen, dass durch diese

nur für den Einzelhandelsbetrieb benötigten öffentlichen Straße den Privat-

grundstücken nicht die wegemäßige Erschließung vermitielt wird, die das Bau-

planungsrecht als gesicherte Erschließung für die bestimmungsgemäße Nut-

zung verlangt (vgl, § 39 Abs. 1 KAG). Im Regelfall genügt die Festsetzung eines

Gehweges und/oder Radweges in ortsüblicher Breite oder ein zur öffentlichen

Straße gehörender Grünstreifen nicht, sodass vielmehr dis Festsetzung bei-
spisisweise eines offenen Entwässerungsgrabens in Betracht kommen könnte.
Ein solcher offener Entwässerungsgraben ist vorliegend auch zur Fassung und

Ableitung des Oberfläche nwassers srforderlich

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 1. 3 c):
Ein offener Entwässerungsgraben ist nicht
erforderlich. Ansonsten wäre dieser auch vom
Amt für Wasserwirtschaft im Zuge des
wasserrechtlichen Verfahrens gefordert worden.

Die Gemeinde betrachtet es als städtebauliche

Aufgabe den Gewerbebetrieb nach heutigen
Standards an das öffentliche Straßennetz
anzubinden und den bisherigen städtebaulichen
Missstand zu beseitigen. Das Grundstück durch
einen nicht erforderlichen Entwässerungsgraben
von der Straße abzuhängen würde diesem
städtebaulichen Ziel zuwiderlaufen und ist daher
für die Gemeinde keine Option.
Beschluss zu Ziffer 1. 3 c):
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523,
1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

1. 4. Alles in allem sol! durch die hier gewählte Festsetzung der verkehrlichen Erschlie-

ßung in Gestalt der projezierten Slichstraße "Stuttgarter Straße" sowie des Morike-

weges entgegen dem Grundsatz der verursachergerechten Belastung auch msine

Mandantschaft mit den diesbezüglichen Erschließungsbeiträgen belastet werden.

Daher habe ich meiner Mandantschaft auch empfahlen, derzeit nicht an freiwilligen

Grundstücksveränderungen mitzuwirken, insbesondere nicht Flächen des Flurstücks

Nf. 1523 beispielsweise für Zwecke der Straßenverbreiterung zu veräußern oder zu

tauschen, sondern vielmehr entsprechende behördliche Entscheidungen über eine

etwaige Enteignung einer vewaltungsgerichtlichen Überprüfung zuzLfführen. Unge-

achtet dessen steht meine Mandantschaft für eine einvernehmliche Lösung weiterhin

zur Verfügung, die durchaus auch darin bestehen kann, dass gemeindiicherseits mit

dem Betreiber des Einzelhandelsbetriebes bzw. cfem Eigentümer der Grundstücke,

auf denen der Einzelhandelsbetrieb verwirklicht werden soll, ein siädtebaulicher Ver-

trag über die Übernahme der Kosten der Herstellung der Verkehrsanlagen durch den

Betreiber des Einzelhandelsbethebs tew. dem Eigentümer der Grundstücke, auf de-

nen der Einzelhandeisbetrieb vewiri<licht werden soll. vereinbart wird, Sollie der der-

zeit ins Auge gefasste Betreiber des Einzelhandelsbetriebs eine solche Vereinbarung

nicht schiießen wollen, kann ich Ihnen gerne weitere Interessierte Einzeihancfelsbe-

treiber empfehlen.

2. Die dem Bebauungsplanentwurf zugrunde liegsncfe verkehrliche Konzeption ist nicht

umsetzbar, jedenfalls abwägungsfehlerhaft, sodass bei fehlender Vollzugsfähigkeit es

an der Erforderlichkeii im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB mangelt:

2 1 Angedscht ist die Aufweitung des Silcherweges statt des Uhfandweges, um den

Veikehr südlich des gegenständlichen Bebauung splarsenlwurfes, soweit dieser die

Stuttgarter Straße in Richtung Ortsausgang befahren will bzw. vom Ortsausgang
stammt, abzuwickeln;

2. 1. 1. Zur Vermeidung einer Gefährdung der Sicherheit und Leichiigkeit des Verkehrs

sieht der Bebauungsplanentwurf im Einmündungsbereich des Silcherweges in

die Stuttgarter Straße ein "Sichtfeld 10/70 m" vor. Ein soichss Sichtfeld ermög-

licht von einem Punkt zehn Meter hinter der Einmündung des Siicherweges in

die Stuifgarter Slraße eine Einsehbarkeit der Stuttgarter Straße vorliegend

nach links/Westen auf einer Streckenlänge von 70 m. Ein solches Sichtfeld ist

zur Vermeidung einer Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs

grundsätzlich für die Rechlmäßigkeit des Bebauungsplanentwurfes unerläss-

lich und durch die RASt vorgeschrieben.

Stellunanahme der Verwaltuna zu Ziffer 1. 4:

Die Gemeinde vertritt die Auffassung, dass der
Bebauungsplan und die geplante Erschließung
einer gerichtlichen Überprüfung Stand hält und
ggf. die notwendigen Flächen enteignet werden
könnten.

Die Straße ist für den Gewerbebetrieb
erforderlich. Daher müssen entsprechend der
gesetzlichen Vorgaben Erschließungsbeiträge
bezahlt werden.
Diese werden nach dem Satzungsrecht der
Gemeinde auf die Fläche für den
Verbrauchermarkt und den Gewerbebetrieb

aufgeteilt. Gemäß Satzung wird für den
Verbrauchermarkt ein Artzuschlag erhoben,
weshalb dieser einen höheren Beitragsanteil
entrichten muss.

Damit wird dem Grundsatz der

verursachergerechten Belastung Rechnung
getragen. Mit dem Verlangen einer III-
geschossigen Bebauung trägt der Einwender zu
einer höheren Grundstücksnutzung bei. Auch
dadurch ist die Beteiligung des Einwenders
gerechtfertigt.

Städtebauliche Ziele und deren Umsetzung
können nicht davon abhängig gemacht werden
ob und in welchem Umfang
Erschließungsbeiträge zu entrichten sind. Daher
sind diese auch kein Abwägungsbelang.

Beschfuss zu Ziffer 1.4):
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.

Stellungnahme derVerwaltun.q zu Ziffer 2, 2.1
und 2. 1. 1:

Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524f1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Veruvaltung und
Abwägungsbeschluss:

2. 1. 2. Dieses Sichtfeld ist vorliegend jedoch nicht umsetzbar. Denn nach meinem

Kenntnisstand liegt die Zustimmung der Grundstückseigentümer des betroffe-

nen Grundstücks mit der Flurstücksnummer 1544 (Frau Röhm und Herrn Ket-

terl) zur Inanspruchnahme ihres Privatgrundstückes durch ein solches Sichtfeld

nicht vor, insbesondere nicht zur Beseitigung der vorhandenen hohen Hecke

einschließlich des Baumes und zur dauerhaften Freihaltung des mit dem Sicht-

feld belegten Grundstückes von jeglichen die Sicht behindernden Maßnahmen.

Vielmehr habe sogar die Gemeindeverwaltung bei einer diesbezüglichen Vor-

Sprache von Frau Röhm am Montag, dem 23. 10.2017, mitgeteilt, dass die Ge-

meincfe an einer Herstellung des Sichtfeldes derzeit nicht interessiert sei. We-

gen der fehlenden Herstelibarkeit des Sichti'eldes kann diese Verkehrsi<onzep-

tion so nicht rechtmäßig umgesetzt werden, da bei Aufrechterhaitung der auf

dem betroffenen Grundstück von Frau Rohm und Herrn Ketterl befindlichen

hohe Hecke der Blick für abbiegende Fahrzeuge insbesondere nach links auf

die B14 in Richtung Westen auch wegen der leichten Linksbiegung der 814

versperrt würde und damit eine Gefahr für die S'cherheii und Leichtigkeit des

Verkehrs geschaffen würde.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 2. 1.2;
Nachdem die Familie Scherer mehrmals bei

Frau Röhm vorstellig wurde und ihr gesagt hat,
dass alle Pflanzen innerhalb des Sichtfeldes

wegen der Festsetzung im Bebauungsplan
umgehend zu beseitigen sind, war Frau Röhm
bei der Gemeindeverwaltung und hat
nachgefragt ob dies so stimmt.
Die Verwaltung hat Frau Röhm erklärt, dass es
sich bei dem Sichtfeld um eine straßenrechtliche
Vorgabe handelt, die in den Bebauungsplan
aufgenommen und dort konkretisiert wird.
Sichtfelder jedoch auch ohne Bebauungsplan
allein aufgrund der straßenrechtlichen Vorgaben
einzuhalten sind.

Frau Röhm wurde erklärt, dass die Gemeinde
sie nicht sofort nach Rechtskraft des
Bebauungsplanes auffordern wird alle Pflanzen
innerhalb des Sichtdreiecks zu beseitigen,
sondern, dass voraussichtlich mit dem Ausbau
des Silcherwegs geprüft wird, welche Pflanzen
die Sicht behindern und dann im Einzeifall
entschieden wird ob diese gekürzt oder
vollständig beseitigt werden müssen.
Diese Vorgehensweise entspricht auch den
Festsetzungen im Bebauungsplan, denn dort ist
geregelt, dass innerhalb der Sichtfelder
Bepflanzungen so zu gestalten sind, dass die
Verkehrssicherheit in Bezug auf notwendige
Sichtbeziehungen im Kreuzungsbereich der
Straßen nicht beeinträchtigt wird. Dies bedeutet
nicht, dass im Sichtfeld keine Pflanzen zulässig
sind.

Frau RÖhm war einsichtig, dass
sichtbehindernde Pflanzen selbstverständlich

zurückgeschnitten oder beseitigt werden
müssen und war durchaus bereit zu gegebener
Zeit mitzuwirken,

Nachdem die Sichtfelder aufgrund einer
erneuten Überprüfung durch das
Regierungspräsidium zurückgenommen werden
konnten, siehe S. 23 dieser Sitzungsvorlage
(Stellungnahme zu Ziffer 2. 2 und 2. 3) ist das
private Grundstück deutlich weniger betroffen,
so dass eine Umsetzung sicherlich im
Einvernehmen mit dem Grundstückseigentümer
möglich ist.

Beschluss zu Ziffer 2. 1. 2):
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

2. 1. 3. Selbst wenn man eine Volizugsfähigkeit und auf Dauer gegebene Herstellbar-

keil und Aufrechterhaltung dieses Sichtfeldes unterstellen würde, würde sich

die Festsetzung dieses Sichtfeldes als abwägungsfehlerhaft erweisen. Denn es

würde wegen gleichwertiger Alternativen einen groben Missgriff darstellen:

(i) Denn das Grundstück von Frau Röhm und Herrn Ketferi mit der Fist.Nr.

1544 wird genehmigungskonform als Wohngrundstück genutzt. Es ist mit

einem Wohnhaus bebaut und wohnbaulich angelegt. Zur Gewährleistung

eines Rückzugs- und Erholungsraums ist dieses Grundstück zu den öffent-

lichen Straßen hin mit einer hohen Hecke umgeben, die den Einblick auf

das Wohngrundstück unterbindet und eine wohntypische Priyatsphäre ge-
wähfleistet.

(ii) Bei Umsetzbarkeit des Sichtfeldes mit dem daciurch bedingten Freihatten

des Sichtfe!des von jeglichen die Sicht behindernden Gegenständen

müssten die Hecke und der Baum beseitigt werden und dürften auch nicht

wieder verwirklicht werden. Dies hätte zur Folge, dass eine Einsehbarkeit

in den Rückzugs- und Erhofungsraum eintreten würde und eine wohntypi-
sehe Privatsphäre nicht mehr gegeben wäre.

(iii) Selbst wenn dann entlang der südlichen Grenze des Sichlfeldes eine neue

Hecke als Sichtschutz angelegt werden würde, wäre jedoch ein Großteil

der Freifläche dieses Grundstückes einer wohntypischen Nutzung entzo-

gen, Denn wohntypische Nutzungen der Gartenfiäche wie beispielsweise
durch das Aufstellen eines Gartenhauses, Anpflanzen von Blumen und

sonstigem farbenfrohen Bewuchs (ausgenommen Bodendecker) wären

ebenso nicht möglich wie beispielsweise das Aufstellen einer Schaukel,
eines Trampolins, etc. ).

(iv) Dagegen bestünde eine gleichwertige Alternative: Die Aufweitung des Uh-
landweges statt des Silcherweges. Der UhSandweg weist einen nahezu

identischen Ausbauzustand auf wie heute der Silcherweg. Der Uhlandweg

verläuft noch nicht einmal 70 m nahezu parallel zum Siichenweg, Bereits

extensiv wohnbaulich genutzte Flächen würden über das Maß dessen hin-

aus, was auch beim Silcheweg benötigt würde, nicht in Anspruch ge-
nommen werden müssen Meine Msndantschaft wäre sogar bereit, eigene
und ggf. schon durch meine Mandantschaft auf eigene Kosten als Straße

ertüchtigte Grundstücksf!ächen ggf. auch schenkungsweise der Gemeinde

zur Verfügung zu stellen, sodass eine diesbezügliche Erschließungsbei-

tragspflicht für die Nachbarschaft nicht entstünde. Sichtfelder würden

wohnbaulich genutztes Grundeigentum nicht betreffen, nicht zunichtema-

chen und nicht entwerten. Vielmehr würden die Sichtfelder im Bereich von

vorgesehenen Grünflächen liegen. Zudem würde sogar noch die Stuttgar-

ler Straße/814 in beiden Richtungen (sowohl in Richtung Osten als auch

sogar in Richtung Westen) auf einer deutlich größeren Streckeniänge von

der Einmündung des Uhlandweges in die Stuttgarter Straße aus einsehbar

sein, sodass im HinblicK auf den Belang der Sicherheit und Leichtigkeit

des Verkehrs die Nutzung des Uhlandweges einmündend in die Stuttgarter

Straße/B14 deutlich vorzugswürdiger ist.

(v) Bei Abwägung einerseits der Aufweitung des Silcherweges mit dem damit

einhergehenden gravierenden Eingriff in privates und wohnbaulich genutz-

tes Grundeigenlum und einer gteichwohl verbleibenden unter verkehrii-

chen Gesichtspunkten gefährlicheren Einmündung mit andererseits der

Aufweitung des Uhlandweges, dessen Einmündung in die Stuttgarter Stra-

&e/B14 gerade nicht solche Nachteile aufweist, erweist sich die Aufweitung

des Uhtandweges als Vorzug swürd ig - ein Vorzug des Silcherweges wäre

ein aüwägungsfehlerhafter grober Missghff!

Stellunqnahme derVerwaltunq zu Ziffer 2. 1. 3:
Ob ein Grundstück als Wohnbaugrundstück
genutzt werden kann oder nicht, hängt nicht
davon ab. ob der Garten durch eine Hecke oder

andere Pflanzen abgeschirmt werden kann oder
ob der Garten einsehbar ist.

Selbst wenn innerhalb des Gartens nicht überall
Gartenhäuser, Schaukeln, usw. aufgestellt
werden könnten, würde dies die Nutzung des
Grundstücks als Wohnbaugrundstück in keiner
Weise beeinträchtigen.

In vielen älteren Bebauungsplänen ist die
Baugrenze weit weniger großzügig gefasst wie
im Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" und
zusätzlich noch geregelt, dass außerhalb der
Baugrenze keine Gartenhäuser usw. errichtet
werden dürfen. Dies ist hier nicht der Fall, so
dass auf dem Grundstück außerhalb des
Sichtfeldes noch genügend Flächen verbleiben.

Die Verkehrskonzeption wurde bereits mehrfach
und ausführlich im Gemeinderat beraten und
thematisiert. Der Gemeinderat hat sich nach
Abwägung der unterschiedlichen Belange für die
Jetzt im Bebauungsplan dargestellte Lösung
entschieden und mit den Fachbehörden
abgestimmt,

Mit Ausnahme des Einwenders kamen von
anderen Bürgern und Angrenzern auch keine
Einwände zur jetzigen Erschließungs- und
Verkehrskonzeption.

Eine erneute Beratung über die
Erschließungskonzeption ist nach Auffassung
der Gemeindeverwaltung nicht erforderlich.

Beschluss zu Ziffer 2. 1. 3 mit allen

Unterpunkten:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.

Seite 108 von 203



Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

2, 2. Zudem kann die derzeitige verkehrliche Planung auch im Hinblick auf das östiiche

Sichtfeld bei der Einmündung der projektierten Stichstraße "Stuttgarter Strsße" in

die Stuttgarter Strsße/814 nicht rechtmäßig umgesetzt werden. Denn ausweislich

der Untersuchung zum Straßenverkehrsiärnn vom 18. 08. 2017 von Herrn Dr. tng.
Frank Dröscher, dort Blatt 8 i. V.m. der Anlage, sollen in Richtung Ortsausgang (Os-
!en) nach der Einmündung der projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße" in die

Stuttgarter Straße/814 eine hochstzulässige Geschwindigkeit von 70 km/h auch
nach Umsetzung des gegenständlichen Bebauungsplanentwurfes bestehen. Bei ei-

ner hochstzulässigen Geschwindigkeit von 70 km/h der vom Ortsausgang (von Os-
ten) an die Einmündung der projektierten Stichslraße "Stuttgarter Straße" heranfah-
renden Fahrzeuge genügt das vorgesehene "Sichtfeld 10/70 m" jedoch nicht. Denn

das vorgesehene Sichtfeld 10/70 m ist nur für hochstzulässige Geschwindigkeiten
von bis zu 50 km/h vorgesehenen. Für" wie hier - größere Höchstgeschwinctigkei-
ten bedarf es größerer Sichtfelder!

2. 3. Vorstehendes gilt entsprechend für das westliche Sichtfeld der Einmündung cier

projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße'' in die Stuttgarter Straße/814, da auch

in Richtung Westen eine hochstzulässige Geschwindigkeit von 70 km/h nach Bebau-

ungsplanvemirklichung fortbestehen soll.

2. 4 Die anscheinend von der Gemeinde favorisierte zusätzliche, doppelte Erschlie-

Sung der Grundstücke meiner Mandantschaft auch über die projektierte Stich'

straße "Stuttgarter Straße" isi wahrlich keine taugliche verkehrficfie Erschiie-
Sung wegen der Vielzahl an Verkehrsbeziehungen. Angesichts der Vielzahl an Ver-

kehrsbeziehungen und des Einfahrens von den Grundstücken meiner Mandantschaft

in den Einmündungsbereich wäre eine Ausfahrt kaum verkehrssicher möglich und
wäre zudem auch sehr beschweriich; auch weil das jeweilige die Grundstücke mei-
ner Mandantschaft verlassende Fahrzeug allen anderen Fahrzeugen die Vorfahrt zu
gewähren hätte:

(i) Die die Grundstücke meiner Mandantschaft verlassenden Fahrzeuge müssen
wegen der Ausfahrt aus einem Grundslück allen anderen Verkehrsteilnehmern

die Vorfahrt gewähren, also (zur Veranschaulichung veweise ich auf meine gra-
fische Darstellung in der Anlage zu meinem Schriftsatz vom 11. 07. 2017)

a) den Fußgängern und Radfahrern auf dem Gehweg,

b) den aus Westen kommenden und nach rechts in die Stichstraße abbiegen-
den Fahraeu'gen (gekennzeichnet durch mit orangener Farbe hinterlegte

biaue Striche),

c) den aus Osten ankommenden und nach links in die Stichstraße abbiegen-
den Fahrzeugen (gekennzeichnet durch mit grüner Farbe hinterlegte blaue
Striche).

d) den den Einzelhandelsbetrieb nach Westen verlassenden Fahrzeugen (ge-
kennzeichnet durch mit roter Farbe hinterlegte schwarze Striche),

e) den den Einzslhandelsbetrieb nach Osten verlassenden Fahrzeugen (ge-
kennzeichnet durch in gelber Farbe hinterlegte schwarze Striche).

Wegen dieser Vielzahl an bevorrechtigten Fahrzeugen dürfte es - abhängig von
den Verkehrsverhälinissen - bis zu einer Ausfahrtmöglichkeit teilweise auch

sehr lange dauern.

(ii) Weitere Verzögerungen könnten durch eine beiegte Aufstellftäche in der Stich-

siraße entstehen. So dürften bereits z\vei vom Einzelhandelsbelrieb kommende

und nach Westen (links) abbiegende Fahrzeuge genügen, um auch vom Einzel-
handetsbetrieb kommende rechtsabbiegewiliige Fahrzeuge in der Stichstraße

Stellungnahme der Verwaltunq zu Ziffer 2. 2 und

2. 3:
Die Anregung ist richtig. Die Versetzung der
Ortstafel in Richtung Osten auf hlöhe des
Grundstücks Flst. Nr. 271/3 bzw. eine

Geschwindigkeitsbeschränkung auf 50 km/h
wird nach Fertigstellung des Linksabbiegespur
und der Querungshilfe angestrebt.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist Jedoch noch
ungewiss, ob dem Antrag der Gemeinde von
Seiten des Straßen baulastträgers und der
Verkehrsbehörde zugestimmt wird.

Nach Rücksprache mit dem Landratsamt und
dem Regierungspräsidium, reicht für die
Einmündungen Silcherweg, Uhlandweg und
Stichstraße Stuttgarter Straße die Freihaltung
der "Anfahrtssicht" aus. Diese beträgt bei 50
km/h 3/70 und bei 70 km/h 3/110.

Die Sichtfelderaufden Flst. Nr. 1544 und 1542
können somit reduziert werden. Die Sichtfelder

auf dem Flst. Nr. 1 523 und östlich der

Stichstraße Stuttgarter Straße werden
entsprechend der Stellungnahme auf 3/1 10
geändert.

Beschluss zu Ziffer 2. 2 und 2. 3:
Die Anregung wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung
berücksichtigt.

Stellun.qnahme der Verwaltunc] zu Ziffer 2,4 mit
aLlen-_Unte.rE)y nkte n:
Ziffer 2. 4 mit seinen Unterpunkten wurde bereits
im Rahmen der 1. öffentlichen Auslegung
vorgebracht und in der Gemeinderatssitzung am
12. 09. 2017 abgewogen. Eine erneute
Abwägung der gleichen Stellungnahme ist nicht
erforderlich. Die Einwendung wird erneut
zurückgewiesen. Auf das Abwägungsprotokoll
vom 12. 09. 2017 wird verwiesen.

Beschluss zu Ziffer 2. 4 mit allen

Unterpunkten:
Auf die Beschlussfassung vom 12.09.2017,
Sitzungsvorlage Nr. 116a/2017, Seite 7 bis 10
wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Fortsetzunq Ziffer 2.4

aufzustauen. Ist in der Stichstraße die rechte Fahrbahn belegt, verbliebe keine
Fläche für cfie von den Grundstücken meiner Mandantschaft kommenden Fahr-

zeuge, um in die Slichstraße einzufahren.

(iit) Schließlich wäre eine Ausfahrt von den Grundstücken meiner Mandantschaft in

die Stichstraße

a) wegen der Vielzahl an Verkehrsbezied ungen mit bevorrechtigten Fahrzeu-
gen,

b) der Einfahrt in einen Mündungsbereich und

c) des mit ca. 240 Grad äußerst großen, vom Fahrzeugführer zu beherrschen-

den Sichtwinkels. aus denen bevorrechtige Fahrzeuge kommen könnten,
risikoreich

Aus diesen Gründen dürfte eine Ausfahrt aus den Grundstücken meiner Mandant-

schaft in die Stichstraße für die Fahrzeugführer mindestens sehr beschwerlich sein

und gerade nicht dem Erfordernis der Leichtigkeit des Verkehrs genügen. Auch dürf-

te die ausreichende verkehrliche Leistungsfähigkeit der Stichstraße fehlen Jeden-

fails wäre eine solche verkehriictie Erschließung der Grundstücke meiner Mandant-

schaft nach Osten über die Stichstraße im Vergleich zu einer "üblichen" Grund-
stücksausfahrt deutlich schlechter, nachteilhafter. Meine Mandantschaft verkennt

dabei zwar nicht, dass beispielsweise in sehr verkehrsarmen Zeiten eine Ausfahrts-

möglichkeit in kurzer Zeit bestehen mag - jedoch fallen üblicherweise in die ver-

kehrsreichen Zeiten auch die Zeitpunkte, an denen die auch zukünftigen etwaigen
Nutzer der Grundstücke meiner Mandanlschaft die Grundstücke meiner Mandant-

schaft verlassen wollen. Sicherlich kann diese grobe Darsteitung keine verkehrsgut-
achterliche Beurteilung ersetzen, liefert aber zumindest einen groben Anhali, Übli-
cherweise versuchen auch die Straßenverkehrsbehörcien Grundstückszufahrten in

Einmündungsbereichsn von Öffentlichen Straßen in Ortsdurchfahrten in solchen Si-

tuationen wie der vorliegenden zu vermeiden.

2. 5, Auch die vorgesehene verkehriiche Ausgestaitung des Uhlandweges als "Einbahn-

straße" - genauer: in beide Fahrtrichtungen befahrbare Straße mit einem Verbot der

Einfahrt im Einmündungsbereich zur Stuttgarter Straße - ist aus den vorgenannien
Gründen abwägungsfehlerhaft:

2. 5. 1. Bekanntlich bedarf die Anordnung einer Einbahnstraße einer straßenverkehrs-

behördlichen Anordnung, die grundsätzlich nicht im Bebauungsplan getroffen

werden kann, sodass auch die vorgesehene Einbahnslraßenregelung für den
Uhiandweg derzeit noch rechtsunverbindlich ist.

2. 5. 2. Durch eine solche Einbahnstraßenregelung würde jedoch meiner Mandant-

schaft die seit Jahrzehnten bestehende direkte Zufahrtsmöglichkeit über den
Uhisndweg zu den Grundstücken meiner Mandantschaft genommen werden:

(i) Auch wenn auf cfen ersten Blick dies zwar weniger die Bauunternehmung
meiner Mandantschaft betreffen könnte, da die insbesondere Baustellen-

Fahrzeuge meiner Mandantschaft zum Befahren der Fiurstücte Nr. 1524/1,

1527/1 und 1527 den derzeit bestehenden Möriksweg (bzw. die projektier-
te Stichstraße "Stultgarter Straße") nehmen oder einen Umweg fahren

könnten, würde eine solche Betrachtungsweise der Realität und den be-

trieblichen Bedürfnissen nicht gerecht Denn der betriebsbedingte Verkehr

wird zu über 90% über den Uhlandweg abgewicKe!! - auch der Liefen/er-

kehr erfolgt über den Uhlandweg. Auf diese Verkehrsandienung hat sich

der Betrieb meiner Mandantschaft eingerichtet Ein teilweises Abschneiden

der Erreichbarkeit durch eine Einbahnstraßenregetung würde erheblich in

den Betrieb meiner Mandantschaft eingreifen. Insbesondere würde sich

dann der Verkehr im Mörikeweg (bzw. in der projektierten Stichstraße

"Stuttgarter Straße") erhöhen.

Stellunqnahme der Verwaltun_q zu,Ziffe.r2,5,
2. 5. 1 und 2. 5. 2 mit allen Unterpunkten

Über die Einrichtung einer Einbahnstraße bzw.
das Verbot der Einfahrt von der B14 wurde
bereits mehrfach beraten.

Die hier vorgebrachten Anregungen und
Bedenken wurden bereits im Rahmen der 1.

Öffentlichen Auslegung vorgebracht und hier
wiederholt.

Neue Argumente, welche eine erneute Beratung
erfordern würden, werden nicht vorgebracht. Die
Abwägung ist bereits in der
Gemeinderatssitzung am 12.09.2017 erfolgt.

Nach Fertigstellung der neuen Stichstraße wird
eine verkehrsrechtliche Anordnung beantragt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "StuHgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

(ii) Damit einhergehend könnten sich gefährliche Situationen wegen der höhe-
ren Verkehrsdichte an Fahrzeugen und Passanten, die die projektierte
Stichstraße "Stuttgarter Straße" nuteen würden, ergeben, wenn Baustel-
!en- und Lieferfahrzeuge in Richtung Norden die Betriebsgrundstücke ver-
iassen wollen und nicht den Uhlsndweg nehmen - den varfahrtsberechtig-
ten Kundenfahrzeugen für den projektierten großflächigen Lebensmitte-

leinzelhandelsbetrieb sowie den Passanten müssten die Baufahrzeuge
Vorfahrt gewähren, um sich dann linksabbiegend (!) in eine Lücke zu quet-
sehen. Eine verkehrlich unerträgliche Situation ist absehbar.

(iii] ZLtdem wäre das Wohnhaus auf dem Grundstück meiner Mandantschaft

mit der Flurstück Nr. 1524 nur über einen Umweg zu erreichen, da es bei
der vorgesehenen Verkehrsregelung nur von Süden anfah'bar wäre.

2. 5. 3. Soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs für eine solche Verkehrs-

regeiung angeführt werden sollte, wäre ein solches Argument nur vorge5cho-
ben. Denn bislang hat die Nutzung insbesondere auch des Uhtandweges ohne
eine .. Einbshnstraße" seit Jahrzehnten beanstandungsfre; funktioniert.

2. 5. 4. Zudem bestehen auch im Hinblick die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
Alternativen: so konnte ebenso wie beim Einmündungsbereich des SilchenMe-
ges der Emmündungsbereich des Uhlandweges aufgewertet werden (die Stra-
ßenbreite des Silcherweges nach der Aufweitung belauf! sich auf 3, 51 m, die

Straßanbreile des heutigen Uhlandweges auf 3, 50 m) Wieso eine solche Auf-
weilung beim Uhlandweg nichl möglich sein soll, ist nicht ersichtlich. Meine

Manciantschaft wäre bereit, die benötigten Flächen zur Verfügung zu stehen.
Wenn eine solche Maßnahme für einen landwirlschaftiichen Betrieb umgesetzt
wird, kann eine solche Maßnahme auch für den Betrieb meiner Mandantschaft

umgesetzt werden - oder soll meine Mandantschaft ungieich behandelt wer-

den? ist der landwirtschaftliche Betrieb gleicher als das Bauuntemehmen mei-
ner Mandantschaft?

2. 5, 5. Alles in allem hat bislang die Nutzung insbesondere auch des Uhiandweges
ohne eine Einbahnstraße seit Jahrzehnten beanstandungsfrei funktioniert. Ein

sachgerschter städtebaulicher Grund für eine Änderung liegt nicht vor.

3. Meine Mandantschart v/endet sich gerade auch gegen die Festsetzung eines Misch-
gebiets für die Gruncfstücke meiner Mandanfschaft-

3. 1. Denn bekanntlich betreibt meine Mandantschaft auf den vorgenannten Grundstücken
meiner Mandsntschaft eine Bauunternehmung (und nicht bloß ein Baugeschäft, wie
es zu Beginn des Entwurfes der Bebauungsplanbegründung ausgeführt wrd): die
Gauunternehmung Gustav Scherer. Auf den vorgenannten Flurstücken tefinden sich
eine große Lagerhalle für Baustoffmatsriaiien, eine hlesne Lagerhalle, Schüttgutbo-
xen für Schüttgut (Splitt, Schotter, Mineralbeton, Kies, Sand, etc. ), Bürogebäude,
WerksSait und Wohnhaus - noch vor 7 Uhr werden die Fahrzeuge des Bauunter-
nehmens mit Baumaterialien und Baumaschinen beladen und abends entladen, wo-

bei auch tagsüber Ablade- und Beladevorgänge stattfinden. Schüttgut wird schon vor
7 Uhr bis in die Abendstunden hinein bewegt. In der Werkstatt werden mit beispiels-
weise Schleifmaschinen, Kreissägen und anderen erhebliche Geräuschemissionen

erzeugenden Baumaschinen wie beispielsweise mit siationaren Kompressoren,

Schlagschrauber, etc. Arbeiten durchgeführt. Schüttgut wird bewegt. Auf dem

Waschplatz werden die Fahrzeuge gereinigt.

Diesen Nutzungen kann nicht die gemeindliche Auffassung entgegengehalten wer-

den, dass sich beispielsweise die Schüttgutboxen im Außenbereich befinden, da

auch die Schüttgutboxen sich noch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteils (im unbeptanten Innenbereich] befinden; die Gemeinde führt insoweit selbst

aus, dass sich die Lagerhalle nach der baurechtsbehördlichen Auffassung in einem

(fakiischen) Mischgebiet - und damit nichi im Außenbereich (!) - befindei.

Beschluss zu Ziffer 2.5, 2.5.1 und 2.5.2, 2. 5. 3,
2. 5. 4 und 2. 5. 5 mit allen Unterpunkten:

Auf die Beratung und Beschlussfassung vom
12.09.2017, Sitzungsvorlage Nr. 116/2017,
Seite 17 bis 21 wird verwiesen.

Stellunonahme zu Ziffer 3. 1:

Die Ausführungen im 1. Absatz wurden bereits
im Rahmen der 1. Öffentlichen Auslegung
vorgebracht und abgewogen.

Zum 2. Absatz der Ziffer 3. 1 ist folgendes zu
sagen:

Die Gemeinde gibt nur das wider, was von der
Baurechtsbehörde im Schreiben vom
27. 04. 2017 mitgeteilt wurde.
Das Grundstück Flst. Nr. 1527/1 auf welcher

sich die Lagerhalle befindet wird dem
Innenbereich (Mischgebiet) zugeordnet. Die Flst.
Nr. 1524/1 und 1523 werden dem Außenbereich

zugeordnet.

Auf diesen Grundstücken ist eine Pferdekoppel
genehmigt. Der dort ohne Baugenehmigung
errichtete Geräteunterstand und die
Schüttgutboxen konnten nicht genehmigt
werden, da sich diese im Außenbereich

befinden.

Nicht zuletzt deshalb hat die

Gemeindeverwaltung keinen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan allein für
das Sondergebiet gemacht, sondern einen
Bebauungsplan im Regelverfahren aufgestellt,
da nur so die bestehenden städtebaulichen
Missstände im Bebauungsplan aufarbeitet
werden und die planungsrechtlichen
Voraussetzungen für eine Genehmigung der
bereits errichteten baulichen Anlagen möglich
ist.

Beschluss zu Ziffer 3. 1:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

3. 2. Bei solchen Tätigkeiten wäre die Zulässigkeit des Bauunternehmens meiner Man-

dantschaft in einem Mischgebiet grundsätzlichen Fragen ausgesetzt. Denn Mischge-

biete dienen gemäß § 6 Abs, 1 BauNVO dem Wohnen und der Unterbnngung von

Gewerbegebieten, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Dementsprechend sind

zwar nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO sonstige Gewefbebetrieüe allgemein zulässig -

diese sonstigen Gewerbebetriebe dürfen aber im Rahmen einer typisierenden Be-

trachtung (!) das Wohnen nicht wesentlich stören, § 6 Abs. 1 BauNVO. Stören bei ei-

ner typisierenden Betrachtung sonstige Gewerbebetriebe das Wohnen wesentlich,

sind diese sonstigen Gewerbebetriebe bauplanungsrechtlich unzulässig (vgl. statt al-

[er Fickert/Fieseler, BauNVO, 12. Auflage, § 6 Rn. 7). Im Rahmen der typisierenden

Betrachtung sind Bauunternehmen der Gruppe von Betrieben zuzurechnen, die ihrer

Art nach zu wesentlichen Störungen führen können, aber nicht zwangsläufig führen

müssen (vgl. BVerwG vom 22. 11.2002, 4 B 72.02) Vorliegend besteht gerade bei
der vorzunehmenden typi sierenden Betrachtung das Risiko der bauplanungsrecht!i-

chen Unzulässig keit des Betriebs meiner Mandantschaft. da regelmäßig Betriebe,

die Kreissägen (wie meine Mandantschaft) verwenden, über Lagerplätze für Stra-

ßenbaustoffe verfügen (meine Mandantschsft verfügt über soiche offenen Schüttgut-

boxen) oder Bauuntemehm ungen mit einem größeren Kfz- uncf Maschinenpark (wie

meine Mandantschaft) sind, in einem Mischgebie; nicht bauplanungsrechtiich zulas-

sungsfähig sind (ugl, Fickert/Fiesetef, BauNVO, 12. Auflage, § 6 Rn. 12. 2. a. E. sowie

BayVGH vom 22.07.2005, 26 B 04. 931).

3.3. Wegen des hohen Risikos der bauplanungsrechtlichen Unzulässigkeit des Betriebs

meiner Mandantschaft in einem Mischgebiet wird meiner Mandantschaft eine jegliche

EntwicklungsmögliGhkert genommen Denn es macht wirtschaftlich keinen Sinn, sich
an einem Standort weitsrzuentwickein und Geld zu investieren, wenn der Standort in

Frage gesteili ist, nicht die Gewähr der dauerhaften Existenz besteht. Zudem besteht

auch das Risiko, dass immissionsschutzbehördlicherseits ungeachtet der Bestands-

kraft bestehender Baugenelimigungen Einschränkungen verfügt werden, sodass

3. 4. Auch ist eine solche Mischgebietsfestsetzung nicht zwingend erforderlich. Es könnte

durchaus auch eine Gewerbegeöietsfestsetzung erfolgen.

35. Selbst die vorgesehene Mischgebietsfestsetzung könnte beibehalten werden, wenn

gestützt auf g 1 Abs. 10 BauNVO Bestandsschutzfestsetzungen getroffen werden,

also dass Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen des

Betriebs meiner Mandantschaft allgemein zulässig sind. Die Lösung etwaiger Immis-

sionskonflikte ist dann im nachgelagerten baurechtsbehördiichen Verfahren lösbar,

zumal auch die Immissionen hinsichtlich Art und Ausmaß sowie Verortung weit

überwiegend von der konkreten baulichen Maßnahme abhängen. Warum von sol-

chen Bestandsschutzfestsetzungen durch das Pianungsbüro Abstand genommen
worden isl, ist hier nicht nachvollziehbar. Sinn und Zweck solcher Bestandschutz-

festsetzungen ist es, den Gewerbebetrieben und vorliegend auch dem Gewerbebe-

trieb meiner Mandantschaft "Luft zum Leben" zu lassen, also dass in einem eng be-

grenzten Rahmen Entwicklungsmöglichheiten bestehen, damit der Gewerbebetrieb

sich den jeweiligen mil der Zeit ändernden Anforderungen der Kunden des Gewer-

bebetriebs meiner Mandanlschaft anpassen und fortentwickeln kann ("Wer nicht mit

derZeit geht, geht mit der Zeit!"). § 1 Abs. 10 BauNVO soll nicht nur den Bestand si-

ehern, sondern auch Fortentwicklungsmöglichkeiten in einem eng begrenzten Rah-

men ermöglichen, um die Uberlebensfähigkeit von auch Gewerbebetrieben zu si-

ehem. Ich rege für meine Mandantschaft ausdrücklich die vorsorgliche Festsetzung

solcher Bestandsschutzfestsetzungen nach § 1 Abs. 10 BauNVO an.

letztlich meiner Mandantschaft die Luft zum Atmen genommen werden könnte.

Durch die vorgesehene Mischgebietsfestsetzung wird meine Mandantschaft sehen-

den Auges dem Risiko des Untergangs ausgesetzt. Dies wird meine Mandantschaft
nicht hinnehmen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 3. 2 und
3. 3:

Diese Anregungen und Bedenken wurden
bereits im Rahmen der 1. Öffentlichen
Auslegung vorgebracht.

Beschluss zu Ziffer 3.2 und 3.3:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen.
Auf die Beratung und Beschlussfassung vom
12. 09. 2017, Sitzungsvorlage Nr. 116/2017,
Seite 23 und 24 wird verwiesen.

Steilunqnahme zu Ziffer 3.4 und 3. 5:

Eine Gewerbegebietsfestsetzung ist für den
bestehenden Betrieb nicht erforderlich, da dieser

als "nicht störender Gewerbebetrieb" genehmigt
ist. Mit Rücksicht auf die, den Betrieb
umgebende Wohnbebauung wird eine
Gewerbegebietsfestsetzung nicht für sinnvoll
erachtet.

Hinsichtlich der gewünschten
Bestandsschutzfestsetzungen wird auf die
Sitzungsvorlage Nr. 116/2017 und 116a/2017S.
5 verwiesen.

Der Gemeinderat hat in der

Gemeinderatssitzung am 12.09.2017 bereits
entschieden, dass keine

Bestandsschutzfestsetzungen getroffen werden,
da diese nicht erforderlich sind.

Beschluss zu Ziffer 3. 4 und 3. 5:

Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

3. 6 Meine Mandantschaft begrüßt, dass gerne indlicherseits anscheinend auch der der-

zeit durch meine Mandantschaft ausgeübte Verkauf von Baumaterialien abgesichert
werden soll. Jedoch greift diese Festsetzung zu kurz, da diese Verkaufsmöglichkeit
-hier nur einschlägig -- nur auf Betriebe des produzierenden Gewerbes abgestellt
wird, Meine MandanlschaB produziert den verkauften Sand, Schotter, etc. jedoch
nicht selbst. Gelöst werden könnte dieser Widerspruch zwischen dem Gewoitten und

dem Festsetzungswortlaut durch eine enlsprechende Optimierung des Festset-

zungswortlautes durch Abstellen auf bloß den Gewerbebetrieb (und nicht einen Be-

trieb des produzierenden Gewerbes). Auch könnte alternativ in der Begründung aus-
cfrücklich herausgestellt werden, dass zu den Betrieben des produzierenden Gewer-

bes im Sinne dieser Festsetzung auch der Gewerbebetrieb meiner Mandantschaft

gehör.

Auch die Festsetzung eines Dorfgebietes ist ersichtlich rechtswidrig:

4. 1 Denn die Festsetzung des Dorfgebietes dient ausweislich des Entwurfes der Bebau-

ungsplanbegründung bloß der GewährieisEung der bauplanungsrechtlichen Zulässig-
keit des einzigen vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebs, Wahriich gewollt ist

somit nicht ein Gebiet zur Unierbringung von mehreren (!) Wirtschaftsstellen iand-

und forstwirtschaftiicher Betriebs, von Wohnnulzungen und von nicht wesenllich sto-

renden Gewerbebetrieben sowie von der Versorgung der Bewohner des Gebiets

dienenden Handwerksbetrieben, Wahriich gewollt ist vielmehr bloß die Gswährieis-

(ung der Zulässigkeit des einzigen landwirtschaftlichen Betriebs, der Gewährleistung

der Zulässigkeit der Tankstelle und im Übrigen die Ermögiichung von Wohnnutzun-

gen. Wahrlich gewollt ist somit ein Mischgebiel mit einer Besiandsschutzfestsetzung

für den landwirtschaftlichen Betrieb nach § 1 Abs. ICBauNVO.

4. 2 Zwar ist cfer Gemeinde einzuräumen, dass § 5 BauNVO für Dorfgebiete keine Min-

destanzahl von landwirtschaftlichen Betrieben vorschreibt -jedoch spricht § 5 Abs. 1

S, 1 BauNVO von Wirtschaftsstellen (Piural!) land- und forstwirtschaftlicher Betriebe

und damit nicht bloß von einem einzigen landwirtschaftlichen Betrieb. Ein einziger

landwirtschaftlicher Betrieb begründet kein Dorfgsbiet!

4. 3 Auch stellen landwirtschaftliche Scheunen keine Wirtschaftsstelle land- und forstwirt-

schafiiicher Bethebe dar, zumal heutzutage bei solchen (ehemals) landwrtschaftlich

genutzten Scheunen mindestens näher prüfungswürdig ist, ob die Jeweilige Scheune

überhaupl noch landwirtschaftlichen Zwecken im Sinne des g 5 BauNVO und damit

im Sinne des ^ 201 BauGB dient oder vielmehr bloß noch landwirtschaftsnahen

Zwecken. Eine solche Prüfung ist vorliegend anscheinend nicht erfolgt.

4. 4 Die Dorfgebietsfestsetzung ist wahrlich ein sogenannter , Etikettenschwindel".

Stellunqnahme der Verwaltung zu Ziffer 3.6:
In den Planungsrechtlichen Festsetzungen wird
unter Ziffer 2. 2 folgendes festgesetzt:
"Verkaufsstätten eines im Plangebiet ansässigen
Handwerksbetriebs, Betriebs des
produzierenden Gewerbes oder
landwirtschaftlichen Betriebs als untergeordneter
Nebenbetrieb."

Beim Bauunternehmen handelt es sich eindeutig
um einen "Handwerksbetrieb", weshalb der
Verkauf von Sand, Schotter etc. zulässig ist,
auch wenn dieser nicht selbst produziert wurde.

Beschluss zu Ziffer 3.6:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.

Stellunanahme zu Ziffer 4:

Bereits im Rahmen der 1. Öffentlichen
Auslegung war der Einwender der Auffassung,
dass die MD-Festsetzung nicht richtig ist. Die
Gemeindeverwaltung kommt jedoch auch bei
erneuter Prüfung zum Ergebnis, dass es sich bei
landwirtschaftlichen Scheunen um
Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe handelt, da in diesen Scheunen

Produkte, Geräte oder Maschinen gelagert
werden, welche der Land- und Forstwirtschaft
dienen. Dabei ist es unerheblich, ob die

Scheune einem Nebenerwerbslandwirt dient
oder einem Haupterwerbslandwirt. Eine
Nutzungsunterbrechung ist zeitlich nicht
begrenzt. Erst wenn die Anlage nicht mehr ohne
weiteres funktionsgerecht nutzbar ist, würde dies
zu einer anderen Gebietseinordnung führen,
Dies ist jedoch nicht gegeben.
Außerdem sind angrenzend an den
landwirtschaftlichen Betrieb Freiflächen
vorhanden, aufweichen sich dieser erweitern

könnte.

Außerdem wurde vom

Bundesverfassungsgericht entschieden, dass
ein landwirtschaftlicher Betrieb eine MD

Festsetzung rechtfertigt und nicht zwingend
mehrere Betriebe im festgesetzten MD-Gebiet
liegen müssen.

Die Gemeindeven/valtung kommt nach wie vor
zum Ergebnis, dass die Gebietsfestsetzung MD
richtig und rechtmäßig ist, es sich um keinen
"Etikettenschwindel" handelt und auch keine
Bestandschutzfestsetzung nach § 1 Abs. 10
BauNVO erforderlich ist.

Beschluss zu Ziffer 4 mit alten Unterpunkten:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

5. Auch die fortgeschriebene Festsebung des Sondergebiets "großflächiger Einzelhan-

del zur wohnortnahen Grundversorgung" ist rechtswidrig'

5. 1. So verstößt diese Festsetzung gegen § 1 Abs. 4BauGB:

5. 1. 1. Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauieitpläne den Zie'en der Raumordnung

anzupassen. § 1 Abs. 4 BauGB begründet eine strikte Beachtungspflicht der

Ziele der Raumordnung (vgl. Runkel in Ernst/Zinkahn/Bieienberg/Krautzberger,

BauGB, 124. EL 2017, § 1Rn. 64ff. mxN.),

5. 1. 2. Diese Fssisetzung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs auf einer Ver-

kauisfläche von maximal 1.400 m; verstößt gegen den Plansatz 2.9,2 Abs. 1

des Regionalplans 2015 des Regionatverbandes Nordschwarzwafd in der Fas-

sung seiner letzten Änderung, hier insbesondere auch in der Fassung seiner 1.

Änderung:

(i) Gemäß Plansatz 2, 9. 2 Abs. 1 des Regionaiplans, der ein Ziel der Raum-

Ordnung beinhaltet, ist die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von

Einzelhandelsgroßprojekten grundsätzlich nur in Ober-, Miitei- und Unter-

Zentren zulässig. Die Gemeinde Eutingen im Gau ist jedoch ein Kteinzent-

rum,

(ii) Gemäß Plansstz 2. 9. 2 Abs. 1 S. 2 des Regionaiplans sind im Einzelfall

Einzeihandelsgroßprojekte auch in K!einzen!ren oder in Gemeindi'n ohne

zentralörtliche Funktion zulässig, wenn - hier nur einschlägig - sie zur De-

ckung des Bedarfs der wohnortnahen G rund versorg ung der Gemeinde ef-

forderlich sind. Vorliegend wird jedoch bereits die Grundversorgung in Eu-

fingen durch eine Bäckerei, zwei Metzgereien, einen Feinkost-, Obst- und

Gemüsehändler, zwei Tankstellen, einen Getränkefachmarkt und eine

Apotheke gewährleistet. Dies genügt zur Deckung des Bedarfs der woh-

nortnahen Grundversorgung. Denn unter "Grundversorgung" versteht der

Regionalpian bloß die Grundversorgung mit Lebensrnitteln. Denn zur Be-

Stimmung der Grundversorgung führt die Begründung des Regionalpfans

im Abschnilt "zu 2. 9. 2" (Seite 5, unten, der Begründung der 1. Änderung

des Regionalplans) aus (Auszug):

"Darüber hinaus wird in Ausnahmefällen gemäß LEP20Ö2 Plansatz

3. 3. 7 zur Sicherung der Grundversorgung auch in Kteinzentren oder

Gemeinden ohne zentraSörtiiche Funktion die Ausvi /eiSLing, Errichtung

oder Erweiterung von Einzeihandeisgroßprojekten ennögSicht. Diese

Ausnahmeregelung so// den Gemeinden, die über keinen Lebensmit-

tel-Einzelhandel mehr verfügen, eine Lebensmittel-Grundversorgung

gewährieisten."

Die Präsentation der GMA vom 16. 06. 2016 stellt hierzu auf Blatt 26 selbst

fest, dass ein Grundangebot im Lebensmittelsegment besteht, das jedoch

keine vollständige Nahversorgungsfunktion übernehmen kann. Diese Prä-

sentation behauptet zwar, dass das Grundangebot nur eingeschränkt sei,

gib1 aber nicht die aus Sicht der GMA für eine umfassende Grundversor-

gung fehlenden Güter und Waren an. Damit einher geht auch die sprachli-

ehe Vermischung zwischen Nahversorgung und Gruncfversorgung in die-

ser Präsentation der GMA - häufig wird eine angeblich unzulängliche

Nahversorgung angeführt, die jedoch inhaltlich sich nicht auf die Grund-

Versorgung bezieht, sondern auf eine umfassendere Versorgung mit Gü-

tern und Waren des Einzelhandels.

Stellungnahme der Verwaltuna zu

Ziffer 5. 1. 5. 1. 1 und 5. 2. 2 mit allen
Unterpunkten, sowie Ziffer 5. 1. 3:

Die Einhaltung der Ziele der Raumordnung und
die Zulässigkeit eines großflächigen
Einzelhandels mit einer Verkaufsfläche von
1. 400 m2 wurden bereits mehrfach thematisiert

und auch mit dem Regionalverband und der
Höheren Raumordnungsbehörde abgestimmt.

Die hier vorgebrachten Einwendungen wurden
bereits im Rahmen der 1. Öffentlichen

Auslegung vorgebracht.

Der Gemeinderat hat bereits am 12. 09. 2017
darüber beraten und entschieden. Auf die

Sitzungsvorlage Nr. 116/2017 und die damals
erfolgte Abwägung wird verwiesen.

Beschluss zu Ziffer 5 mit allen Unterpunkten:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen.
Auf die Beratung und Beschlussfassung vom
12. 09. 2017, Sitzungsvorlage Nr. 116/2017,
Seite 28 und 29 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

(iii) Des Weiteren isi nach dem Plansatz 2. 9. 2. Abs. 1 S. 2 des Regionalpians
die Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten in Kieinzentren nur zu!äs-

sig, wenn die Erforderlichkeit zur Deckung des Bedarfs der wohnortnahen

Grundversorgung der Gemeinde gegeben ist. Für eine wohnortnshe

Grundversorgung der Gemeinde Eutingen im Gau ist jedoch nicht ein

großflächiger Einzelhandel mit maximal 1. 400 m'1 Verkaufsfiäche erforder-

lich. Denn eine so große Verloufsfläche überschreitet den Bedarf der

wohnortnahen Grundversorgung. Vielmehr genügt für die wohnortnahe
Grundversorgung, a!so für die Versorgung mit Lebensrnitteln des Grund-

bedarfs, ein (dann kleinfiächiger) Einzelhandeisbetrieb. Damit ist die Fest-

Setzung eines Sondergebiets für einen großflächigen Einzelhandelsbetrieb

mit maximal 1. 400 m2 Verkaufsfläche nicht zur Deckung des Bedarfs der

wohnortnahen Grundversorgung der Gemeinde Eutingen im Gau im Sinne

von Piansatz 2. 9. 2 Abs. 1 S. 2 des Regionalptans erforderlich.

5. 1.3, Gemäß Pfansatz 2, 9. 2 Abs, 3 des Regionstplans dürfen die Funktionsfähigkeit
des zentraiörtlichen Versorgung skerns der Standortgemeinde oder die Funkti-

onsfähigkeit Zentraler Orte sowie die uerbrauchernahe Versorgung nicht we-

senttich beeinträchtigt werden. Gegen dieses Ziel der Raumordnung verstößt

jedoch die Festsetzung des Sondergebiets für einen großflächigen Einzelhan-

del zur wohnortnahen Grundversorgung mit bis zu 1.400 m3 Verkaufsfläche.

Denn die Präsentation der GMA geht auf Seite 56 von der Möglichkeit sogar
von der Schließung von vorhandenen Einzeihandeisbetrieben in Eutingen im
Gau aus, so hinsichtlich der Bäckerei, des Oüst-/Gemüse-Händlers, derApo-
theke.

5. 1. d. Zudem widerspricht die versuchte Sondergebietsfestsetzung dem Ptansatz Zif-
fer 2. 9. 2 Abs. 6 des Regionalpianes 2015 des Regionalverbandes
Nordschwsrzwald in seiner letzten Fassung, da nach diesem regionalplaneri-
sehen Ziel Einzelhandelsgroßprojekte mit zentrenrelevanten Sortimenten ent-
sprechend der Sortiments!iste ctes Regionalpfanes nur in den Versorg u ngsker-
nen der Städte und Gemeinden angesiedelt werden dürfen und außerhalb der

Versorg u ngskerne susgeschlossen sind. Zu diesen zentrenrelsvanten Sorti-

rrenten im Sinne des Regionalplanes gehören beispielsweise

Papier- und

Schrsibwaren,

Zeitschriften,

Blumen

sowie ggf. auch Lebensrnittel, Drogeriewaren und Kosmetika
(siehe die Tabelle auf Seite 11, unten/Seite 12, oben, der 1. Änderung des Re-
gionalplanes 2015) - diese regionalplanerisch zentrenrelevanten Sortimente

sollen in diesem Sondergebie! "großflächiger Einzelhandel zur wohnortnahen

Grunduersorgung" ebenfails angeboten werden Damit verstößt dieser in der

Aufstellung befindliche Bebauungsplan ebenfalls gegen das mit Aussohluss-
Wirkung versehene regionalplanensche 2ie! Ziffer 2. 9. 2 des Regionalplanes
2015.

Dem steht nicht Ziffer 2. 9, 2 Abs. 9 des Regionatpfanes 2015 entgegen, da
nach Ziffer 2. 9. 2 Abs. 9 des Regionaiptanes 2015 nur diejenigen Einzelhan-
delsgroßprojekle, die der Nahversorgung (wohnortnahen Grundversorgung}
dienen, auch außerhalb der Versorgungskeme errichtet werden können - bei

diesen der Nahversorgung dienenden Einzelhandelsgroßprojekten handelt es
sich jedoch bloß um solche Einzelhandelsgro&projekte. die keine zentrenrete-

vanten Sortimente anbieten, sondern bloß nahversorgungsrelevante Sortimen-

te. Vorliegend sollen jedoch nicht nur nahversorgLjngsrelevante Sortimente zu-

lässig sein, sondern auch zenirenrelevante Sortimente.

Dass die eingangs gsnannten Sortimente nach der Abwägungssynopse nicht
zenirenrelevant sein sollen, Ist angesichts der Erhebung der GMA zum Einzel-

handelsbestand im Gebiet der Gemeinde Eutingen im Gau, Seite 22 der Prä-

sentationderGMAvom 16. 06. 2016, nicht nachvollziehbar.

Beschluss:

Auf die Stellungnahme der Verwaltung und
den Abwägungsvorschlag auf Seite 32 wird
verwiesen.

Stetlunqnahme der Verwaltung zu Ziffer 5. 1.4;
Diese Einwendung wurde wortwörtlich bereits
bei der 1. Öffentlichen Auslegung vorgebracht
(siehe Sitzungsvorlagen Nr. 116/2017 S. 29) und
vom Gemeinderat am 12. 09. 2017 abgewogen,

Daher wird auf die Beratung und Abwägung in
der Gemeinderatssitzung vom 12.09.2017
verwiesen,

Beschluss zu Ziffer 5. 1.4: Die Ausführungen
werden zur Kenntnis genommen.
Auf die Beratung und Beschlussfassung vom
12. 09. 2017, Sitzungsvorlage Nr. 116/2017,
Seite 29 wird verwiesen.
Die erneut vorgetragenen Einwendungen
werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgafter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

5. 2. Des Weiteren verstößt die beabsichtigte Festsetzung des Sondergebietes für einen

großflächigen Einzelhandel zur wohnortnahen G runcf versorg ung mit einer Verkaufs-
fläche von 1. 400 m2 gegen §4 Abs. 1 S 1 Raumordnungsgesetz i. V. m. § 1 Abs 7

BauGB:

5. 2. 1. Soweit die strikte Beachtungspflicht der Ziele der Raumordnung gemäß § 1
Abs. 4 SauGB nicht greift, verbleibt es bei der Behandlung der Grundsätze und

Vorschläge der Raumordnung im Rahmen cfer Abwägung, § 1 Abs. 7 BauGB,

§ 1 Abs 1 S. 1 ROG. Aber auch diesem Abwägungsgebot wird vorliegend nicht
genügt.

5, 2. 2. Gemäß Plansatz 2. 9. 2 Abs. 9 des Regionalplsins sind Einzelhandelsgroßpro-

jekte, die auch der wohnortnahen Grundversorgung dienen, den Versorgungs-
kernen oder Ortskernen zuzuweisen; sie können im Einzelfall auch an Standor-

ten außerhalb des Versorgungskerns inneriia!b oder in räumlicher Zuordnung
zu Wohngebieten in städtebaulich integrierten Lagen ausgewiesen, errichtet

und erweitert werden.

(ii) Dass angeblich kein einziger möglicher Entwicklungsslsndort im Gemein-

degebiel vorhanden sein soll, ist angesichts dessen unerheblich. Denn ei-

ne angebliche Aitemativiosigkert begründet nicht die Möglichkeit der Au-

ßerachtlassung dieses Plansabes, der aus guten Gründen im Regional-
plan enthalten ist.

(i) Jedoch fehlt es vorliegend an der iniegrierten Lage. Denn das Soncferge-

biet befindet sich in einer städtebauiichen Rsndiage. Auch schmiegt sich
dieses Sondergebiet nicht an einen zentralen Versorgungsbereich an, ins-

besondere auch weil sich dieses Sonäergebiet nicht räumlich und funkt'o-

nell dem zentralen Versorg ungsbereich unterordnet -" vieimshr würde die-

ses Sondergebiet den Schwerpunkt des Einzelhandels im Gebiet der Ge-

meinde Eutingen begründen. Dementsprechend spricht die GMA verharm-

losend auch von einer nur bedingt integrierten Lage (S. 43). Das Regie-
rungspräsidium Karlsruhe geht auch nur von einer teilintegnerien Lage

aus. Eine Teilintegration oder bedingte Inlegration entspricht Jedoch nicht

der geforderten (voll) iniegrierten Lage.

Eine angebliche Altemativiosigkeit wird behauptet. Dass eine ernsthafte

Suche nach Aiternativen überhaupt erfolgt ist, ergibt sich nicht aus den

ausgelegten Unterlagen. Unter Ziffer 4 das Begründungsentwurfes wird

bloß ein Standort in der Marktstrafle erwähnt, an dem jedoch ein Pflege-

heim realisiert werden sol!. Im Übrigen ist Jedoch nicht ersichtlich, weiche

Standorte überhaupt in den Blick genommen worden und sodann aus
welchen Gründen verworfen worden sind. Vielmehr kann ein Einzelhan-

de!sbetfieb auch an anderer S1s!!e und insbesondere auch außerhalb ei-

nes Vorbehaltsgebiets für die Landwirtschaft, das gemäß Plansatz 3. 3.3

Abs, 10 des Regionalpians (Tei!regiona!pian Landwirtschaft) vorwiegend

der landwirtschaftlichen Nutzung vorbehallen bleiben soll, errichtet wer-

den. Denn insbesondere bestehen auch die folgenden Alternatiustandor-

te:

a) Der Bereich der ehemaligen Gärtnerei in Eutingen, Fiurstücke
6968, 6943, u. a..

Am westlichen Ortseingang im Bereich der Firma Ernst Pfeffer

Stahlbau und des Norma-Lagers, Flurstück Nr. 5495.

Am südlichen Ortseingang im Bereich des aufzugeben beab-

sichtigten Sportheimes Eutingen, Flurstücke 4971, 4972/1, u. a.,

ggf. unter Einbezug des projektierten Altenpflegsheimes cfahin-

gehend, dass in den Obergeschossen des projektierten Einzet-

handelsbetriebs das Altenpflegeheim verwirklicht wird.
usw. ...

b)

Stellunanahme der Verwaltung zu Ziffer 5.2,
5.2. 1. 5. 2.2(1):

Der Einwender kommt zu einem anderen

Ergebnis, als der Regionalverband und die
Höhere Raumordnungsbehörde. Dies wird zur
Kenntnis genommen.

Es verbleibt allerdings bei der Festsetzung des
Sondergebietes für einen großflächigen
Einzelhandel mit einer Verkaufsfläche von 1. 400

m2, so wie Sie mit dem Regionalverband und der

Höheren Raumordnungsbehörde abgestimmt
wurde.

Beschluss;

Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 5. 2. 2 (ii)
und (iii):

Es wurden auch andere Standorte geprüft.
Diese scheiterten Jedoch daran, dass die
Flächen entweder zu klein sind, nicht verfügbar
sind, es sich um keine integrierte Lage handelt,
die Lage für die Marktbetreiber unattraktiv sind
oder die Flächen für andere Projekte, wie z. B.
die Seniorenanlage benötigt werden.

Auch die vom Einwender vorgebrachten
Standorte wurden geprüft.
Die unter a) genannte Fläche ist zu klein und
nicht verfügbar. Außerdem liegt der Standort
sehr versteckt. Aus den bisherigen
Verhandlungen mit Investoren weiß man, dass
für diese Lage kein Investor gefunden werden
kann.

Die unter b) genannte Fläche ist ebenfalls zu
klein und noch weiter von der Ortsmitte entfernt
Die unter c) genannte Fläche scheiterte
an der schlechten verkehrlichen Erreichbarkeit
und daran, dass für den Standort kein

Marktbetreiber gefunden werden konnte.

Raumordnungsbehörde, Regionalverband und
Landwirtschaftsbehörde haben sehr wohl die

Suche bzw. die möglichen Alternativen in ihre
Abwägung eingestellt, bevor Sie dem jetzigen
Standort zugestimmt haben.

Beschluss:
Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen. Die Anregungen werden jedoch
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung zurückgewiesen.

d)
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Zusammenfassende EMärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

.. Auch rfie Festsetzung eines Dorfgebietes ist ersichtlich rechtswdrig;

4. 1 Denn die Fesfseizung des Dorfgebietes dient ausweislich des Entwurfes der Bebau-

ungsplanbegründung bloß der Gewährleistung der bauplanungsrechtlichen Zulässig-
keit des einzigen vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebs. Wahrlich gewollt ist
somit nicht ein Gebiet zur Unterbringung von mehreren (!) Wirtschaftsstellen land-

und forstwirtschaftiicher Betneöe, von Wohnnutzungen und von nicht wesentlich stö-
renden Gewerbebetrieben sowie von der Versorgung der Bewohner öes Gebiets
dienenden Handwerksbetrieben. Wahrlich gewoiit ist vielmehr bloß die Gev/ährleis-

tung der Zulässigkeit des einzigen landwirtschaftdchen Betriebs, der Gewährleistung
der Zulässigkeit der Tankstelle und im Übrigen die Ermöglichung von Wohnnutzun-
gen. Wahrlich gewollt ist somit ein Mischgebiet mit einer Bestandsschutzfestsetzung
für den landwirtschaftlichen Betrieb nach § 1 Abs. 10 BauNVO.

4. 2 Zwar ist der Gemeinde einzuräumen, dass § 5 BauNVO für Dorfgebiete keine Min.
destanzahl von landwirtschaftlichen Betrieben vorschreibt -jedoch spricht § 5 Abs. 1
S. 1 BauNVO von Wirtschaftsstellen (Plural!) land- und forstwirtschaftiicher Betriebe

und damit nicht bloß von einem einzigen landwirtschaftlichen Betrieb. Ein einziger
landwirtschaftlicher Betrieb begründet kein Dorfgebiet!

4. 3 Auch steilen landwirtschaftliche Scheunen keine Wirtschaffssteile fand- und forstwirt-

schaftlicher Betriebe dar, zumal heutzutage bei soichen (ehemals) landwirtschaftlich
genutzten Scheunen mindestens näher pfüfungswürdig ist, ob die jeweilige Scheune
überhaupt noch landwirtschaftlichen Zwecken im Sinne des § 5 BauNVO unä damit
im Sinne des § 201 BauGB dient oder vielmehr bloß noch landwirtschaftsnahen

Zwecken. Eine solche Prüfung ist voriiegend anscheinend nicht erfolgt.

4.4 Die Dorfgebietsf&stsetzung isl wahrlich ein sogenannter "Etiksttenschwinde!".

5. Auch die fortgeschriebene Festsetzung des Sondergebiets "großflächiger Einzelhan-
de) zur wohnortnahen Grundversorgung" ist rechtswidrig:

5. 1. So verstößt diese Festsetzung gegen § 1 Abs. 4 BauGB:

5. 1. 1. Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauieitpläne den Zielen der Raumordnung
anzupassen. § 1 Abs. 4 BauGB begründet eine strikte Beachtungspflicht der
Ziele der Raumordnung (vgl. Runkel in Ernst/Zinkahn/Bieienberg/Krautzberger,
BauGB, 124. EL 2017, § 1 Rn. 64 ff. m. w. N. ).

5. 1. 2. Diese Festsetzung eines großflächigen Einzeihandelsbetrietis auf einer Ver-
kaufsfläche von maximal 1. 400 m2 verstößt gegen den Plansatz 2. 9, 2 Abs. 1

des Regionalplans 2015 des Regionalverbandes Nordschwarzwald in der Fas-

sung seiner letzten Änderung, hier insbesondere auch in der Fassung seiner 1.
Änderung:

(i) Gemäß Plansafz 2. 9. 2 Abs, 1 des Regionalplans, der ein ZieE der Raum-
Ordnung beinhaltet, ist die Ausweisung, Errichtung oder Erweiterung von
Einzelhandelsgroßprojekten grundsätzlich nur in Ober-, Mittel- und Unter-
Zentren zulässig. Die Gemeinde Eutingen im Gau ist jedoch ein Kleinzent-

S_tel.lun_qnahmederVerwaltunq:
Ziffer 4. 1, 4. 2, 4. 3 und 4. 4, sowie die

Ziffer 5, 5. 1, 5. 1. 1 und 5. 1.2 (i) wurden
bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10. 2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12.12.2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17.10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

3, 2, Bei solchen Tätigkeiten wäre die Zulässigkeit des Bauunternehmens meiner Man-

dantschaft in einem Mischgebief grundsätzlichen Fragen ausgesetzt. Denn Mischge-
biete dienen gemäß § 6 Abs. 1 BauNVO dem Wohnen und der Unterbringung von
Gewerbegebieten, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Dementsprechend sind

zwar nach § 6 Abs. 2 Nr 4 BauNVO sonstige Gewerbebetriebe allgemein zulässig -

diese sonstigen Gewerbebetriebe dürfen aber im Rahmen einer typisierenden Be-
trachtung (!) das Wohnen nicht wesentlich stören, § 6 Abs. 1 BauNVO. Stören bei ei-
ner typisierenden Betrachtung sonstige Gewerbebetriebe das Wohnen wesentlich,
sind diese sonstigen Gewerbebetriebe bauplanungsrechtlich unzulässig (vgl. statt al-

ler Fickert/Fieseler. BauNVO, 12. Auflage, § 6 Rn 7) [m Rahmen der typisierenden
Betrachtung sind ßauunternehmen der Gruppe von Betrieben zuzurechnen, die ihrer

Art nach zu wesentlichen Störungen führen können, aber nicht zwangsläufig führen

müssen (vgl. BVerwG vom 22. 11.2002, 4 B 72. 02). Vorliegend besteht gerade bei
der vorzunehmenden typisierenden Betrachtung das Risiko der bauplanungsrechtli-
chen Unzulässigkeit des Betriebs meiner Mandantschaft, da regelmäßig Belriebe,

die Kreissägen (wie meine Mandantschaft) verwenden, über Lagerplätze für Stra-
ßenbaustoffe verfügen (meine Mandantschaff verfügt über solche offenen Schüttgut-
boxen) oder Bauuntemehmungen mit einem größeren Kfz- und Maschinenpark (wie
meine Mandantschaft) sind, in einem Mischgebiet nicht bauplanungsrechtlich zulas-

sungsfähig sind (vg!. Fickert/Fieseler, BauNVO, 12. Auflage, § 6 Rn. 12. 2. a. E. sowie
BayVGH vom 22. 07. 2005, 26 B 04. 931).

3. 3. Wegen des hohen Risikos der bauptanungsrechtiichen Unzulässigkeit des Betriebs

meiner Mandantschaft in einem Mischgebiet wird meiner Mandantschaft eine jegliche

EntwicklungsmöglichKeit genommen. Denn es macht wirtschaftlich keinen Sinn, sich

an einem Standort weiterzuentwickein und Geld zu investieren, wenn der Standort in

Frage gestellt ist, nicht die Gewähr der dauerhaften Existenz besteht. Zudem besteht

auch das Risiko, dass immissionsschutzbehördlicherseits ungeachtet der Bestands-

kraft bestehender Baugenehmigungen Einschränkungen verfügt werden, sodass
fetztilch meiner Mandantschaft die Luft zum Atmen genommen werden könnte.

Durch die vorgesehene Mischgsbietsfestsetzung wird meine Mandantschaft sehen-

den Auges dem Risiko des Untergangs ausgesetzt. Dies wird meine Mandantschaft

nicht hinnehmen.

3. 4. Auch ist eine solche Mischgebietsfestsetzung nicht zwingend erforderlich. Es könnte

durchaus auch eine Gewerfaegebietsfestsetzung erfolgen.

3. 5. Selbst die vorgesehene Mischgebietsfestsetzung könnte beibehalten werden, wenn

gestützt auf § 1 Abs, 10 BauNVO Bestandsschutzfestsetzungen getroffen werden,

also dass Errtfeiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen des

Betriebs meiner Mandantschaft allgemein zulässig sind Die Lösung etwaiger Immis-

sionskonf!ikte ist dann im nachgelagerten baurechtsbehördlichen Verfahren lösbar,

zumal auch die Immissionen hinsichtlich Art und Ausmaß sowie Verortung weil

überwiegend yon der konkreten bsuiichen Maßnahme abhängen. Warum von sot-

chen Bestandsschutzfestsetzungen cfurch das Planungsbüro Abstand genommen

worden ist, ist hier nicht nachvollziehbar. Sinn und Zweck solcher Bestandschutz-

festsetzungen ist es, den Gewerbebelrieben und vorliegenci auch dem Gewerbebe-

trieb meiner Mandantschaft "Luft zum Leben" zu lassen, also dass in einem eng be-

grenzten Rahmen EntwickiungsmÖglichkeiten bestehen, damit der Gewerbebetrieb

sich den jeweiiigen mit der Zeit ändernden Anforderungen der Kunden des Gewer-

be&etriebs meiner Mandantschaft anpassen und fortentwickeln kann ("Wer nicht mit

der Zeit geht. geht mit der Zeit!"). § 1 Abs. 10 BauNVO soll nicht nur den Bestand si-

ehern, sondern auch Forlentwicklungsmöglichkeiten in einem eng begrenzten Rah-

men ermöglichen, um die Uberlebensfähigkeit von auch Gewerbebetrieben zu si-

ehern Ich rege für meine Mandantschaft ausdrücklich die vorsorgliche Festsetzung

solcher Bestandsschutzfestsetzungen nach § 1 Abs. 10 BauNVO an.

3.6 Meine Mandantschaft begrüßt, dass gemeindlicherseits anscheinend auch der der-

zeit durch meine Mandantschaft ausgeübte Verkauf von Baumateriaiien abgesichert

werden soll. Jedoch greift diese Festsetzung zu kurz. da diese Verkaufsmöglichkeit

- hier nur einschlägig - nur auf Betriebe des produzierenden Gewerbes abgestellt

wird. Meine Mandantschaft produziert den verkauften Sand, Schotter, etc. Jedoch

nicht selbst. Gelöst werden könnte dieser Widerspruch zwischen dem Gewellten und

dem Festsetzungswortlaut durch eine entsprechende Optimierung des Festsetzungs-

Wortlautes durch Abstellen auf bloft dan Gewerbebetrieb (und nicht einen Betrieb des

produzierencfen Gewerbes), Auch könnte alternativ in der Begründung ausdrücklich

herausgestellt werden, dass zu den Betrieben des produzierenden Gewerbes im

Sinne dieser Festsetzung auch der Gewerbebetrieb meiner Mandantschaft gehört.

Stellunqnahme der Verwaltung:
Ziffer 3. 2, 3. 3, 3. 4, 3. 5 und 3. 6 wurden
bereits wortwörtlich in der
Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10.2017 vorgetragen.

Ober diese wurde am 12. 12. 2017 im
Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschtuss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgafier Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:
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(i) Auch wenn auf di
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fahr^eug^ merner
1527/1 und -i 537 den derzeit bestehendoi

te Stichstraße "Stuttgarter Straße") nehi
könnten, würds eine solctle Betrachtung;
theblichen Bedürfnissen nicht gerecht. Denn
wird z.u über 90% über den Uhlandweg abgi
kehr erfolgt über cfen UMandweg. Auf diese Verkehrsandronung hat sich
der Betrieb meiner Mandantschaft eingerichtet, Ein tcilweises Abschneiden
der Erreichbarkeit durch oina Einbahnstraßenregelung würde erheblich in
den Botriob meiner Mandantschaft eingreifen. insbesondere würde sich
dann der Verkehr im Mörikeweg (bzw. In der projektierten Stichstraße
.. Stuttgarter StraBe") erhöhen.

(il) Damil oinhorgehend konnten sich yefährliche Situationen wagen der höhe-

ren Verkehrsdichte Ein Fahrzeugen und Passanten, die dif? projektierte
Stichstraße "Stuttgartür StrEißa" nutzen würden, ergeben, wenn Baustei-
len- und Lieferfahrzeuge in Richtung Norden die Betriebsgruncfstücke ver-
lassen wollen und nicht dsn Uhlandweg nahmen - den vorfahrtsberechtig-
ten Kundenfahrzeugen für den projektierten großflächigen Lebensmitte-
lejnZLefhandelsbstrisb sowie den Passanten müssten die Saufatirzeuüe
Vorfahrt gewähren, um sich dann linksaboieyend (!) In eine Lücke xu quet-
schsn. Eine verkehrlich unerträgliche Situation ist sbsehbsir.

(iii> Zudem wäre da" V/uhnhaus auf dem C3rundstück meiner Mandantschaft

mit der Flurstück Nr. 1524 nur über einen Umweg zu erreichon, da es bei
der vorgesehenen Verkehrs reg öl ung nur von Süden anfahrbar wäre

2. 3, 3 Soweit die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs Für- uine solche Verkehrs-

regalung angeführt werden sollte, wäre ein solches Argumesnt nur vorgescho-
ben. Denn bislang hat die Nutzung insbe&onderci auch des Uhlandvueges ohna
eine "Einbahnstraße" seit Jiahrzehnten beanslandungsfroi funktioniert

2. 3. 4. Zudem bsstetien auch im Hinblick die Sicherheit und Leichtigkeil des Verkehrs
AKernstiven; so könntu labcnso wia beim Einmündungsbereich des Silchenve-

ges der Einmündungsbereich dfas Uhlandweges aufcjeweitel werden (die Stra-
Benbreite des Silchenn/eges nach der Aufweitung belauft sich auf 3, 51 m, die
StrattcnbreitB des heutigen Uhlandweges auf 3. 50 m). Wieso eine solche Auf-

weitung beim Uhlandweg nicht möglich sein soll, ist nicht ersichtlich. Meine

Mandantschaft wäre bereit, die benötigten Flächen zur Verfügung zu stellen,
Wenn eine solche Maßnahme für einen landwirtschaftlichen Betrieb umgesetzt
wird, kann eine solche Maßnahme auch für den Betrieb meiner Mandantschaft

umgesetzt werden - oder soll meine Mandantschaft ungleich behandelt wer-

den? Ist der landwirtschaftliche Betrieb gieicher als das Bauunternehmen mei-
ner Mandantschaft?

2. 3. 5-Alles in aliem hat bislang die Nutzung insbesondere auch des Uhlandweges
ohne eine Einbahnstraße seit Jahrzehnten beanstandungsfrei funktioniert Ein

sachgerechter städtebaulicher Grund für eine Änderung liegt nicht vor.

3. Meine Mandantschaft wendet sich gerade auch gegen die Festsetzung eines Misch-
gebiets für die Grundstücke meiner IVlandantschaft:

3. 1. Denn bekanntlich betreibt meine Mancfantschaft auf den vorgenannten Grundstücken

meiner Mandantschaft eine Bauuntemehmung (und nicht bloß ein Baugeschäft): die
Bauuntemehmung GLislav Scherer. Auf den vorgenannten Flurstücken befinden sich

eine große Lagerhalle für Baustoffmaterialien, eine kleine Lagerhalle, Schüttgutbo-
xen für Schüttgut (Splitl, Schotter, Mineralbeton, Kies, Sand, etc. ), Bürogebäude,
Werkstatt und Wohnhaus - noch vor 7 Uhr werden die Fahrzeuge des Bauunter-
nehmens mit Baumaterialien und Baumaschinen beladen und abends entladen, wo-

bei auch tagsüber Ablade- und Beladevorgänge stattfinden, Schüttgut wird schon vor
7 Uhr bis in die Abendstunden hinein bewegt. In der Werkstatt werden mit beispiete-
weise Schleifmaschinen, Kreissägen und anderen erhebliche Geräuschemissionen

erzeugenden Baumaschinen wie beispielsweise mit stationären Kompressoren,

Schlagschrauber, etc Arbeiten durchgeführt. Schüttgut wird bewegt. Auf dem
Waschplatz werden die Fahrzeuge gereinigt

Diesen Nutzungen kann nicht die gemeindliche Auffassung entgegengehalten wer-
den, dass sich beispieisweise die Schüttgutboxen im Außenbereich befinden, da

auch die Schüttgutboxen sich noch innerhalb eines im Zusammenhang bebauten
Ortsteits (im unbeplanten Innenbereich) befinden; die Gemeinde führt insoweit selbst

aus, dass sich die Lagerhalle nach der baurechtstiehördlichen Auffassung in einem
(faktischen) Mischgobiet - und damit nicht im Außenbereich p) - befindet.

Stellunqnahme der VenA/altunci:
Ziffer 2. 3. 2 (i), 2. 3. 2 (ii), 2. 3. 2 (iii), sowie
Ziffer 2. 3. 3, 2. 3.4 und 2, 3.5, 3 und 3.1
wurden bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders vom
25, 10.2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527f1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

2. 2. Die anscheinend von der Gemeinde favorisierte zusätzliche, doppelte Erschlie-

ßung der Grundstücke meiner Mandantschaft auch über die projektierte Stich-
straße "Stuttgarter Straße" ist wahrlich keine taugliche verkehrliche Erschiie-

ßung wegen der Vielzahl an Verkehrsbeziehungen. Angesichts der Vielzahl an Ver-

kehrsbeziehungen und dss Einfahrens von den Grundstücken meiner Mandantschafj

in den Einmündungsbereich wäre eine Ausfahrt kaum verkehrssicher möglich und
wäre zudem auch sehr beschwerlich, auch weil das jeweilige die Grundstücke mei-

ner Mandantschaft verlassende Fahrzeug allen anderen Fahrzeugen die Vorfahrt zu
gewähren hätte:

(i) Die die Grundstücke meiner Mandantschaft verlassenden Fahrzeuge müssen
wegen der Ausfahrt aus einem Grundstück allen anderen Verkehrsteilnehmern

die Vorfahrt gewähren, also (zur Veranschaulichung verweise ich auf meine gra-

fische Darstellung in der Anlage zu meinem Schriftsatz vom 1 1. 07. 2017)
a) den Fußgängern und Radfahrern auf dem Gehweg,

b) den aus Westen kommenden und nach rechts in die Stichstraße abbiegen-
den Fahrzeugen (gekennzeichnet durch mit orangener Farbe hinterlegte
blaue Striche),

c) den aus Osten ankommenden und nach links in die Stichstraße abbiegen-
den Fahrzeugen (gekennzeichnet durch mit grüner Farbe hinterlegte blaue

Striche).

d) den den Einzelhandelsbetrieb nach Westen verlassenden Fahrzeugen (ge-
kennzeichnet durch mit roter Farbe hinterlegte schwarze Striche),

e) den den Einzelhandelsüetrieb nach Osten verlassenden Fahrzeugen (ge-
kennzeichnet durch in gelber Farbe hinterlegte schwarze Striche).

Wegen dieser Vielzahl an bevorrechtigten Fahrzeugen dürfte es - abhängig von

den Verkehrsverhältnissen - bis zu einer Ausfahrtmäglichkeit teilweise auch

sehr lange dauern.

(ii) Weitere Verzögerungen könnten durch eine belegte Aufstellfläche in der Stich-

Straße entstehen. So dürften bereits zwei vom Einzelhandelsbetrieb kommende

und nach Wssten (links) abbisgende Fahrzeuge genügen, um auch vom Einzel-

handelsbetrieb kommende rechtsabbiegewlllige Fahrzeuge in der Stichstraße
aufzustauen, ist in der Stichstraße die rechte Fahrbahn belegt, verbliebe keine
Fläche für die von den Grundstücken meiner Mandantschaft kommenden Fahr-

zeuge, um in die Stichstraße einzufahren.

(iii) Schließlich wäre eine Ausfahrt von den Grundstücken meiner Mandantschaft in

die Stichstraße

a) wegen der Vielzahl an Verkehrsbeziehungen mit bevorrechtigten Fahrzeu-

gen,

b) der Einfahrt in einen Mündungsbereich uncf

c) des mit ca. 240 Grad äußerst großen, vom Fahrzeugführer zu beherrschon-

dsn Slchtwinkels. aus denen bevorrechtige Fahrzeuge kommen könnten,
risikoreich.

Aus diesen Gründen dürfte eine Ausfahrt aus den Grundstücken meiner Mandant-

schaft in die Stichstrsßs für die Fahr. 'eugfülirer mindestens sehr beschwerlich sein

und gerade nicht dem Erfordernis der Leichtigkeit des Verkehrs genügen Auch dürf-

te die ausreichende verkehrtiche Leistungsfähigkeit der Stichstraße fehlen Jeden-
falls wäre eine solche verkehriiche Erschließung der Grundstücke meiner (Vlandanl-

schaft nach Osten über die Stichstraße im Vergleich zu einer "übiichen" Gmnd-

stück sa usfahrt deutlich schlechter, nachteilhafter. Meine Mandantschaft verKennt

dabei zwar nicht, dass beispislswsise in sehr verkehrsarmen Zeiten eine Ausfahrts-

mäglichkeit in kurzer Zeit bestohsn mag - jedoch fallen üblicheruveise in die ver-

kehrsreichen Zeiten auch die Zeitpunkte, an denen die auch zukünftigen etwaigen
Nutzer der Grundstücke meiner Mandantschaft üie Grundstücke meiner Mandant-

schaft verlassen wollen. Sicherlich kann diese grobe Darstellung keine verkehrsgut-
achterliche Beurteilung ersetzen, liefert aber zumindest einen groben Anhalt. Ubli-

cherweise i/ersuchen auch die Straßenverkehrstaehörden GrundEtückszufahrton in

Einmündungsbereichen von öffentlichen Straßen in Ortsdurchfahrten in solchen Si-

tusttonen wie der vorliegenden zu varmeiden.

2. 3. Auch eine bislang vorgesehene verkehrlictie Ausgestaltung des Uhlandweges als

"Einbahnstraße - genauer: in beide Fahrtrichtungen befahrbare Straße mit einem

Verbot der Einfahrt im Einmündungsbereich zur Stuttgarter Sfraße - ist aus den vor-

genannten Gründen abwägungsfehlerhaft:

2 3. 1. Bekanntlich bedarf die Anordnung einer Einbahnstraße einer Straßenverkehrs-

behördlichen Anordnung, die grundsätzlich nicht im Bebauungsplan getroffen

werden kann. sodass auch die vorgesehene Einbahnstraßenregelung für den

Uhlandweg derzeit noch rechtsunverbindlich ist,

2. 3. 2. Durch eine solche Einbahnstraßenregelung würde jedoch meiner Mandant-

schaft dia seit Jahrzehnten bestehende direkte Zufahrtsmöglichkeit über den

Uhlandwog zu den Grundstücken meiner Mandantschaft genommen werden:

Stellungnahme derVerwaltun_q:

Ziffer 2. 2. (i), 2. 2 (il), Ziffer 2. 2. (iii), 2. 3.,
2. 3. 1 und 2.3.2 wurden bereits
wortwörtlich in der Stellungnahme des
Einwenders vom 25. 10.2017
vorgetragen,

Über diese wurde am 12. 12. 201 7 im
Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12.12.2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

2. 1. 3 Dieses Sichtfeld 3/70 m ist vorliegend auch nicht umsetzbar. Denn nach mei-

nem Kenntnisstand Siegt die Zustimmung der Grundstückseigentümer des be-

troffenen Grundstücks mit der Flurstücksnummer 1544 (Frau Rahm und Herrn

Ketteri) zur Inanspruchnahme ihres Privatgrundstückes durch ein solches

Sichtfeld nicht vor, insbesondere nicht zur Beseitigung der vorhandenen hohen

Hecke einschließlich des Baumes und zur dauerhaften Freihaitung des mit
dem Sichtfeld belegten Grundstückes von jeglichen die Sicht behindernden

Maßnahmen. Vielmehr habe sogar die Gemeindeverwaltung bei einer diesbe-

züglichen Vorsprach® von Frau Röhm am Montag, dem 23. 10. 2017, mitgeteilt,

dass die Gemeinde an einer Herstellung des Sichtfeldes derzeit nicht interes-

siert sei Wegen der fehlenden Herstellbarkeit des Sichtfeldes kann diese Ver-

kehrskonzeption so nicht rechtmäßig umgesetzt werden, da bei Aufrechterhal-

tung der auf dem betroffenen Grundstück von Frau Röhm und Herrn Ketten be-

fincflichen hohe Hecke der Blick für abbiegende Fahrzeuge insbesondere nach

tinks auf die 814 in Richtung Westen auch wegen der leichten Linksbiegung
der B14 versperrt würde und damit eine Gefahr für die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs geschaffen würda.

2. 1. 4 Selbst wenn man eine Vollzugsfähigkeit und auf Dauer gegebene Herstellbar-
keit und Aufrechterhaltung dieses Sichlfeldes unterstellan würde, würde sich

die Festsetzung dieses Sichtfeldes als abwägungsfehlerhaft erweisen. Denn es

würde wegen gleichwertiger Alternativen einen groben Missgriff darstellen:

(i) Denn das Grundstück von Frau Röhm und Herrn Ketterl mit der Flst. Nr.

1544 wird genehmigungskonform a!s Wohngrundstück genutzt. Es ist mit

einem Wohnhaus bebaut und wohnbaulich angelegt. Zur Gewährleistung

eines Rückzugs- und Erholungsraums ist dieses Grundstück zu den öffent-

lichen Straßen hin mit einer hohen Hecke umgeben, die den Einblick auf

das Wohngrundstück unterbindet und eine wohntypische Privaisphäre ge-
währleistet.

(ii) Bei Umsetzbarkeit des Sichtfeidcs mit dem dadurch bedingten Freihalten

des Sichtfeldes von jeglichen die Sicht behindernden Gegenständen

müssten die Hecke und der Baum beseitigt werden und dürften auch nicht

wieder verwirklicht werden. Dies hätte zur Folge, dsss eine Einsehbarkeit

in den Rückzugs- und Erholungsraum eintreten würde und eine wohntypi-
sehe Privatsphäre nicht mehr gegeben wäre.

(iii) Selbst wenn dann entlang der südlichen Grenze des Sichtfeldes eine neue
Hecke als Sichtschutz angelegt werden würde, wäre Jedoch ein Großteil
der Freifläche dieses Grundstückes einer wohnlypischen Nutzung entzo-
gen. Denn wohntypische Nutzungen der Gartenffäche wje beispielsweise
durch das Aufstellen eines Gartenhauses. Anpflanzen von Blumen und
sonstigem farbenfrohen Bewuchs (ausgenommen Bodendecker) wären
ebenso nicht möglich wie beispielsweise das Aufstellen einer Schaukel.
eines Trampolins, etc. ).

(iv) Dagegen bestünde eine gleichwertige Alternative- Die Aufweitung des Uh-
landweges statt des Silcherweges. Der Uhiandweg weist einen nahezu
identischen Ausbauzustand auf wie heute der Silcherv^eg. Oer Uhlandweg
veriäuft noch nicht einmal 70 m nahezu parallel zum Silcherweg. Bereits
extensiv wohnbaulich genutzte Flächen würden über das Maß dessen hin-

aus. was auch beiin Silcherweg benötigt würäe. nicht in Anspruch ge-
nommen werden müssen. Meine Mandantschaft wäre sogar bereit, eigene
und ggf. schon durch meine Mandantschaft auf eigene Kosten als Straße
ertüchtigte Grundstücksflächen ggf. auch schenkungsweise der Gemeinde
zur Verfügung zu stellen, sodass eine diesbezügliche Erschfießungsbei-
tragspflicht für die Nachbarschaft nicht entstünde. Sichtfeider würden

wohnbaulich genutztes Grundeigentum nicht betreffen, nicht zunichtema-

chen und nicht entwerten. Vielmehr würden die Sichtfelder im Bereich von

vorgesehenen Grünflächen liegen. Zudem würde sogar noch die Stuttgar-
ter Straße/B14 in beiden Richtungen (sowohl in Richtung Osten als auch
sogar in Richtung Westen) auf einer deutlich größeren Streckenlänge von
der Einmündung des Uhlandweges in die Stuttgarter Straße aus einsehbar
sein, sodass im Hinblick auf den Belang der Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs die Nutzung das Uhlandweges eirimündend in die Stuttgarter
Straße/B14 deutlich Vorzug swürdige r ist.

(v; Bei Abwägung einerseits der Aufweitung des Silcherweges mit dem damit
einhergehenden gravierenden Eingriff in privates und wohnbaulich genutz-
tes Grundeigentum und einer gleichwohl verbleibenden unter verkehrii-
chen Gesichtspunkten gefährlicheren Einmündung mit andererseits der
Aufweitung des Uhlandweges, dessen Einmündung in die Stuttgarter Stra-
ße/B14 gerade nicht solche Nachteile aufweist, eriA/eist sich die Aufweitung
äes Uhlandweges als vorzugswürdrg - ein Vorzug des Siicherweges wäre
ein abwägungsfehterhafter grober Missgriff!

Stellunqnahme der. Verwaltunfl:
Ziffer 2. 1. 3, 2. 1. 4 (i). 2. 1.4(ii) wurden
bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10. 2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:
Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Stellunqnahme der Verwaltuna:

Ziffer 2. 1. 4(iii), 2. 1. 4 (iv) und 2. 1.4 (v)
wurden bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10. 2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden,

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12.12.2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss^

.4. Alles in allem soll durch die hier gewählte Festsetzung der verkehrlichen Erschlie-

ßung in Gestalt der projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße" sowie des Mörike-
weges entgegen dem Grundsatz der verursaäiergerechten Belastung auch meine

MandantschaR mit den diesbezüglichen Erschließungsfaeiträgen belastet werden.
Daher habe ich meiner Mandantschaft auch empfohlen, derzeit nicht an freiwilligen
Grundstücksveränderungen mitziiwirken, insbesondere niAI Flächen des Flurslücks

Nr. 1523 beispielsweise für Zwecke der Straßenverbreiterung zu veräußern oder zu
tauschen, sondern vielmehr entsprechende behördliche Entscheidungen über eine
etwaige Enteignung einer uerwaltungsgerichtlichen Überprüfung zuzuführen, Unge-

achtet dessen steht meine Mandantschafl für eine einvernehmliche Losung weiterhin
zur Verfügung, die durchaus auch darin bestehen kann, dass gemeindlicherselts mit

dem Betreiber des Einzelhandelsbetnebes bzw. dem Eigentümer der Grundstücke,
auf denen der Einzeihandelsbetrieb verwirklicht werden soll, ein stadtebaLillcher Ver-

trag über dis Übernahme der Kosten der Herstellung der Verkehrsanlagen durch den
Betreiber des Einzelhandelsbelriebs bzw. dem Eigentümer der Grundsliicke, auf de-
nen der Einzelhandeisbetrieb verwirklicht werden soll. vereinbart wird. Sollte der der-

zeit ins Auge gefasste Betreiber des Einzelhandelsbetriebs eine solche Vereinbarung
nicht schließen wollen, kann ich Ihnen gsrne weitere Interessierte Einzeihandelsbe-
treiber empfehlen.

2, Die dem Bebauungsplanenlwurf zugrunde liegende verkehrliche Konzeption ist nicht
umsetzbar, jedenfalls abwägungsfehlerhaft, sodass bei fehlender Vollzugsfähigkeit es
an der Erforderlichkeit Im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB mangell;

2. 1. 1. Für die Einmündung des Silcherweges in die Stuttgarter Straße sieht der Be-

bauungsplanentwurf nunmehr Sichlfelder 3/70 m statt ursprünglich vorgesehe-
ner Sichtfelder 10,70m vor. Dies bedeutel; Bei einem Abstand wn bloß 3, 00 m

des Auges des Kraftfahrzeugführers des auf der im Einmündungsbereich auf

der nicht-bevorrechtigten Straße wartenden Kraftfahrzeugs vom Fahrbahnrad

der übergeordneten Straße ist eine Strecke von 70 m zu beiden Seiten einseh-
bar.

2. 1. 2, Ein solches SicWeld 3/70 m ist jedoch nur bei kleinen Zufahrten wie beispiels-

weise fiir Einfamilienhäuser zulässig. Bei Einmündungen wn öffentlichen Stra-

ßen sieht die Richtlinie fiir die Anlage wn Stadtstraßen |RASt] einen Abstand

des Auges des Kraftfahrzeugführers des wartepflichtigen Kraftfahrzeugs von

5,00 m vom Fahrbahnrand der übergeordneten Straße vor. Bei landwirtschaftli-

chen Zufahrten wird sogar ein Abstand von 6, 00 m empfohlen. Da vorliegend
sogar ein Dorfgebiel festgesetzt wird und daher in diesem Einmündungsbe-

reich mit landwirtsctafllichen Fahrzeugen zu rechnen isl, ist der vorgesehene

Abstand von bloß 3, 00 m zu gering,

Stellunanahme der Verwaltung:
Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
Öffentlichen Auslegung. Der
Gemeinderat hat darüber am

12. 12. 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen.
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3. Auslegung wortwörtlich
wiederholt.
Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3.
Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
aufrechterhalten wird.

Beschluss:
Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Stellunqnahme der Verwaltung zu Ziffer
2. 2. 1. 1 und 2. 1,2;
Ziffer 2. 1. 1 ist identisch mit Ziffer 4.1
der Stellungnahme zur 3, Öffentlichen
Auslegung (Stellungnahme vom
19. 01. 2018).
Ziffer 2. 1. 2 ist identisch mit Ziffer 4.2
der Stellungnahme zur 3, öffentlichen
Auslegung (Stellungnahme vom
19. 01.2018).

Über diese wurde am 24.07.2018 im
Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
24. 07. 2018 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527(1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

b) Auch wäre eine Festsetzung der ausschließlich für den Einzelhandelsbetrieb

benötigten Stichstraße "Stuttgarter Straße" nur aEs private Verkehrsfläche nur
sachgerecht:

Die Kosten der Erschiießungsstraße verblieben dann ausschließlich beim

Betreiber des Einzethandelsbetriebs, der schließlich auch der einzige Verur-
sacher für eine solche verkehrliche Erschließung ist.

Zudem müsste bei Festsetzung einer privaten Verkehrsfläche dann auch die

Allgemeinheit nicht für die Herstellung. Unterhaltung, Instandhaltung, Ver-
kehrssicherung einschließlich Räumen und Streuen gerade stehen.

Denn es ist nicht ersichtlich, wieso die öffentiichkeit für eine solche verkehr-

liche Erschließung des Einzelhandelsbetriebes auch finanziell einstehen

muss. Denn jeder andere private Grundstückseigentümer muss seine für
sein bspw. privates Wohnhaus benötigte Grundstückszufahrt selbst und auf

eigene Kosten hersteilen und unterhalten? Vorliegend soll dies aber anders
sein: der rein privatnützige Zufahrtsweg zum Einzelhandelsbetrieb soll eine

öffentliche Straße sein, an deren Kosten noch weitere Grundstückseigentü-
mer beteiligt werden sollen, die keinen Bedarf {ur einen solchen Zufahrts-

weg haben, und dessen Unterhaitung, Instandhaltung, Verkehrssicherung
einschließiich Räumen und Streuen sogar zulasten der Allgemeinheit gehen
soll! Hier wird eine einseitige Vergünstigung - öffentliche Beihilfe - zuguns-

ten eines privaten Einzelhandelsbetriebs gemeindiicherseits zu Unrecht ge-
wahrt!

Ein solcher Einzelhandelsbetrieb mit einer privaten Grundstückszufahrt wäre

auch äußerst üblich, da nahezu jeder Einzelhandeisbetrieb, jeder Lidl, Aldi,
Edeka, Penny, etc., (nur) über eine im Privateigentum (des Einzelhandels-
marktes) liegende Verbindung des Marktes einschließlich Parkplatz mit der
öffentlichen Straße verfügt. Dass für einen Einzelhandelsbetrieb eine eigene
und sogar öffentliche Straße allein zur Andienung des Einzelhande!sbefriebs

in öffentlicher Unterhaitungslast geschaffen wird, ist ungewöhnlich und ein
nicht gerechtfertigter Sonderfall!

Das hiergegen von der Gemeinde angeführte Argument, dass die Straßen-

Unterhaltung durch die Grundsteuer und damit auch vom Verbrauchermarkt

finanziert würde, verfängt nicht. Denn mit diesem Argument könnte jeder

Bürger, jeder Betrieb eine eigene öffentliche Zufahrtsstraße zum eigenen

Grundstück verlangen, da jeder Grundstückseigentümer Grundsteuer zahlt.

Dem Straßengesetz für Bade n-Württemberg und den Erschließungsvorga-
ben liegt jedoch der Grundgedanke zugrunde, dass die für Jedermann be-

nötigten Verkehrsflächen regelmäßig öffentliche Straßen sind, wohingegen

der Anschluss von einer solchen öffentlichen Straße zum eigenen Privat-

grundstück von jedem Grundstückseigentümer selbst herzusteiien ist (vgf.
hierzu g§ 15, 18 StrG).

Die durch den gegenständlichen Bebauungspianentwurf vorgesehene öf-

fentiiche Finanzierung einer an sich privat herzustellenden Verbindung zwi-

sehen der öffentlichen Slraße und dem Grundstück stellt eine ungerechtfer-
tigte finanzlelis Vergünstigung dar!

c) Alternativ werden in der Praxis gelegentlich auch derartige Festsetzungen für

den Bereich zwischen der bloß für den Einzelhandeisbetrieb benötigten äffentli-

chen Straße und den weiteren Privatgrundstücken getroffen, dass durch diese

nur für den Einzelhandelsbetrieb benötigten öffentiichen Straße den Privat-
grundstücken nicht die wegemäßige Erschließung vermitteft wird, die das Bau-

pianungsrecht als gesicherte Erschließung für die bestimmungsgemäße Nut-
zung verlangt (vgi. § 39 Abs. 1 KAG). Im Regelfall genügt die Festsetzung eines

Gehweges und/oder Radweges in ortsüblicher Breite oder ein zur öffentlichen

Straße gehörender Grünstreifen nicht, sodass vielmehr die Festsetzung bei-

spielsweise eines offenen Entwässerungsgrabens in Betracht kommen könnte.

Ein solcher offener Entwässerungsgraben ist vorliegend auch zur Fassung und
Ableitunn des Oberf!ächenwassers erforderlich.

Stellunqnahme derVerwaltun_q:
Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
Öffentlichen Auslegung. Der
Gemeinderat hat darüber am

12. 12. 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen,
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3, Auslegung wortwörtlich
wiederholt.
Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3,

Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
aufrechterhalten wird.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

1. 3 Die hier vorgesehene ungerechte Erschiießungsvariante wird in der Praxis wegen ih-
rer Ungerechtigkeit auch kaum verwirklicht, da anderweitige und gerechtere Lö-
sungsmöglichkeiten bestehen:

a) Im Regelfall wird zwischen der Kommune und dem Betreiber des projektierten
Einzelhandelsbetriebes bzw. dem Eigentümer der Grundstücke, auf denen der

Einzelhandeisbetrieb betrieben werden soll, ein sogenannter "städtebaulicher
Vertrag" gestützt auf § 11 BauGB mit dem Inhalt geschlossen, dass die verkehr-
liche (und sonstige) Erschließung auf Kosten des Betreibers des Einzelhandels-

betrieiss bzw, des Eigentümers der Grundstücke, auf denen der Einzelhandels-

betrieb betrieben werden soll. erfolgen (§ 11 Abs, 1S. 1 Nr 1 + Nr. 3 BauGB).
Zu diesen vom Betreiber des Einzelhandelsbetriebs bzw. Grundstückseigentü-
msr der Grundstücke, auf denen der Einzelhandelsbetrieb verwirklicht werden

soll, zu übernehmenden Kosten gehören beispielsweise nicht nur die Kosten der

Herstellung der unmittelbaren verkehrlichen Erschließung (wie hier die projek-
tierte Stichstraße "Stuttgarter Straße"), sondern auch die Kosten des Umbaus
der nächstgrößeren Straße, hier also die Kosten des Umbaus der Stuttgarter
Straße/B14 durch Errichtung einer Linksabbiegespur. Denn diese Maßnahmen
(Umbau der Stuttgarter Straße/814 durch Errichtung einer Linksabbiegespur
sowie Errichtung der projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße") sind einzig
und allein durch den Einzelhandelsbetrieb verursacht und nach dem Grundsatz

der ve rursacherg erschien Kostenzuordnung auch von diesem zu tragen.

Die hiergegen angeführten Gründe überzeugen nicht:

Selbst wenn zum Zeitpunkt der Fassung des Aufsteilungsbeschlusses der
Betreiber des Einzelhandelsbetriebes noch nicht bekannt gewesen sein soll-
te, ist er aber zumindest Jetzt seit langem bekannt ("Edeka"), so dass immer
noch beispielsweise ein Erschließungsvertrag geschlossen werden kann.
Ein noch jetzt abschließbarer Erschließungsvertrag würde eine verursa-
chergerechte Zuordnung cfer Kosten ermöglichen, die nur wegen der aus-
schließlich für den Einzelhandelsbetrieb erforderiichen Erschließungsmaß-
nahmen anfallen.

chen Anlagen meiner Mandantschsft nicht im Außenbereich, sondern inner- .

halb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiis im Sinne des § 34 BauGB,

da die baulichen Anlagen meiner Mandantschaft an dem durch die umge-
benden maßgebenden Bebauungen gebildeten Bebauungszusammenhang,
derOrtsteilqualität besitzt, teilnehmen.

Soweit angenommen werden sollte, dass die Aufstellung eines vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes wegen einer Vielzahl von unterschiedlichen

Vorhaben nicht möglich sei, wird anscheinend die Existenz der Bestimmung
des § 12 Abs. 4 BauGB verkannt, wonach einzelne Fiächen außerhalb des

Bereiches des Vorhaben- und Erschließungsplans in den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan mit bauleitplanerischen Festsetzungen nach § 9 BauGB
einbezogen werden können. Im Übrigen genügt der Abschluss bloß eines
Erschließungsvertrages,

Die von der Gemeinde angeführten Gerechtigkeitsgründe, dass auch ande-

re Gewerbetreibende Kosten der Straßenerschließung tragen mussten und

daher auch meine Mandantschaft Kosten der Straßenerschließung tragen
müssen, steht der alleinigen Auferlegung der ausschließlich für den Einzel-

handelsbetrieb erforderlichen projektierten Stichstraße "Stuttgarter Straße"

nicht entgegen. Denn meine Mandantschaft muss sich beispielsweise auch

beim Uhlandweg beteiligen und hat sich auch in der Vergangenheit beteiligt.
Dagegen gibt es im Gebiet der Gemeinde Eutlngen keinen anderen Gewer-
betreibenden, der die allein für einen dritten Gewerbetreibenden ausschiieß-

lich erforderliche verkehriiche Erschließung mitbezahien mussle!

Stellungnahme derVenvaltyrLqi
Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
öffentlichen Auslegung. Der
Gemeinderat hat darüber am

12. 12. 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen.
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3. Auslegung wortwörtlich
wiederholt.
Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3.

Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
aufrechterhalten wird,

Abwägungsvorschlag:
Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

1. 1. 5. Auch erzeugt das Befahren des Mörikewegs keine unzumutbaren Geräu-

schimmissionen, insbesondere nicht bei Heranziehung der Verkehrsiärm-

schutzverordnung.

1. 1.6 Zwar mag der Mörikeweg in seiner Ausgestaltung als Schotteweg nicht einen
Ausbauzustand aufweisen, wie er für einen jeden Gewerbegebiet benötigl wird,
da er beispielsweise für einen Auslieferungsbetrieb tiefergelegter Porschefahr-
zeuge nicht geeignet sein dürfte - maßgebend ist jedoch der konkrete Gewer-

bebetrieb hier in Gestalt des Bauuntemehmens meiner Mandantschaft: Die

Fahrzeuge des Bauunternehmens meiner Mandantschaft sowie die Kunden-

fahrzeuge können ohne weiteres - dokumentiert durch die gemeindlicherseits
auch seit Jahrzehnten bestätigte Nutzung ~ den Mörikeweg benutzen.

1. 1. /. Entgegen der gemeindlichen Auffassung ergibt sich auch nicht aus der Bauge-
nehmigung von 1966 ein Benutzungsverbot des Mörikewegs. Denn die maß-
gebliche Nebenbestimmung Ziffer 12 lautet "D/e Zufahri zu dem WoAnftsüs

und Lagergebäude erfolgt nur über den Tübinger Weg O.W Nr. 26", Der Tu-
binger Weg kann sowohl über den Uhlandweg als auch über den Mörikeweg
angefahren werden. Auch erfasst schon nach seinem Wortlaut diese Nebenbe-

Stimmung nicht die Ausfahrt, sondern nur die Zufahrt. Auch wird das ebenfalls

mitgenehmigte Bürogebäude von dieser Nebenbestimmung nach dem Wortlaut

dieser Nebenbestimmung nicht erfasst. Im Übrigen sind in der Vergangenheit
Nutzungsänderungen erfolgt. Notfalls kann durch ein neues Baugesuch auch
eine anscheinend bezweifelte formelle Legalität herbeigeführt werden. Da in

der Vergangenheit die Benutzung des Mörikewegs weder die Sicherheit noch

Leichtigkeit des Verkehrs gefährdet hat, kann dieser grundsätzlich nur ein Ver-
bot der Benutzung öffentlicher Wege rechtfertigende Grund in Gestalt der Ge-

fährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht rechtmäßig ange-
führt werden.

1. 1. 8. Letztlich würde auch eine solche ortsstraßenmäßig ausgebaute Straße schne!-

ler verschleißen und einen höheren Unterhaitungsauhvand verursachen und

damit auch der Gemeinde höhere Kosten verursachen. Dies muss nicht sein!

1. 2 Die für die Erschließung des Sondergebiets projektierte Stichstraße ("Stuttgarter
Straße ) wird augenscheinlich wahrlich ausschließlich für den im Sondergebiet anzu-

siedeln beabsichtigten Einzelhandelsbetrieb benötigt, um diesem die verkehrliche

Erschließung zu vermitteln. Denn einen Ausbauzustand dieser projektierten Stich-

Straße mit einer Straßenbreite von 7, 00 m (Fahrbahn) + 2, 50 m (Gehweg) = 9, 50 m

bzw. im Bereich des Wendehammers von sogar 15, 0 m benötigt meine Mancfant-

schaft offensichtlich nicht - dieser Ausbauzustand wird ausschließlich wegen des
anzusiedeln beabsichtigten Einze!handelsbetriebs benötigi. Selbst die Gemeinde Eu-

fingen hält für Wohngebiete und Mischgebiete bei nur einseitiger Bebaubarkeit eine

Breite einer Anüaustraße von bis zu 8,00 m bzw. bei beidseitiger Bebaubarkeit von

bis zu 14, 00 m fürerforderiich (g 2 Abs. 1 Ziff. 1. 3 der gemeindtichen Erschließungs-
beitragssatzungj. Diese Maße werden vorliegend deutfich überschritten. Wircf nun-

mehr ausschließlich wegen des im projektierten Sondergebiet anzusiedeln beabsich-

tigten Einzelhandelsbetriebs eine öffenlliche Straße mit diesem Ausbauzustand ge-
baut, widerspricht es dem Grundsatz der verursacherzugeordneten Belastungsge-

rechtigkeit, eine Vielzahl an Personen (hier meine Mandantschaft) mit den Kosten für

eine öffentliche Straße zu belasten, die an sich nur wegen einer einzigen Person (=
wegen des Einzelhandelsbetriebs] anfallen. Es ist schlicht und einfach ungerecht,

meine Mandantschaft mit den Kosten der Herstellung der projektierten Stichstraße

"Stuttgarter Straße" zu belasten, die ausschließlich wegen des im projektierten Son-
dergebiet anzusiedein beabsichtigten Einzelhandelsbetriebe notwendig wird, auch

weil der heute vorfindliche Bestand der Mörikestraße ausreichend zur Vermittlung

der benötigten verkehrlichen Erschließung für die Bestandsnutzungen meiner Man-
dantschaft ist,

Stellungnahme der Verwaltung:
Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
Öffentlichen Auslegung, Der
GemeJnderat hat darüber am

12. 12, 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen.
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3. Auslegung wortwörtlich
wiederholt.

Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3.
Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
aufrechterhalten wird.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17.10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss^

In den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der Bauuntemehmung Gustav Sche-
rer sowie in die Eigentümerrechte meiner Mandantschaft als Eigentümer der im projektierten
Bebauungsplangebiet gelegenen vorgenannten Grundstücke würde durch diesen noch in der

Aufstellung befindlichen Bebauungsplan derart nachteilig- und rechtsfehlerhaft eingegriffen
werden, dass sich meine Mandantschaft vorbehalten muss, cfiesen noch in der Aufstellung
befindlichen Bebauungsplan, sollte er so als Satzung beschlossen werden, einer gerichtlichen
Überprüfung im Wege eines Normenkontrollverfahrens zuzuführen. Bekanntiich wird in einem

Norm enkontroll verfahren im Rahmen der Begründetheit der gesamte Bebauungsplan ein-
schließlich auch solcher Festsetzungen, die meine Mandantschaft nicht unbedingt beschwe-
ren (wie beispielsweise die Sondergebietsfestsetzung, etc. ), auf seine objektive Rechtmäßig-
keit überprüft. Meine Mandantschaft hofft jedoch, dass den berechtigten Belangen meiner
h/landantschaft entsprochen werden kann bzw. unter wechselseitiger Zurückstellung jeweils
einzelner Belange eine einvemehmiiche Regelung herbeigeführt werden kann.

Meine Mandantschaft wendet sich insbesondere gegen die folgenden projektierten Festset-
Zungen und örtlichen Bauvorschriften des in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes:

1, Meine Mandantschaft wendet sich gegen die mit "Stuttgarter Straße" bezeichnete

Festsetzung einer öffentlichen Straßenverkehrsfläche als Stichstraße zur Erschlie-

ßung des projektierten Sondergebiets.

1. 1 Denn durch die erstmalige endgüitige ortstraßenmaßige Herstellung einer solchen
öffentlichen Straße werden die Voraussetzungen für die Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen begründet, §§ 33 ff KAG. Für sowohl eine solche erstmalige endgöl-
(ige ortsstraßenmäßige Herstellung einer öffentlichen Straße östlich der Grundstücke

meiner Mandantschaft - sei es des Märikeweges (soweit dieser nicht schon endgül-
tig ortsstraßenmäßig hergestellt ist) oder der hier projektierten Stichstraße "Stuttgar-
ler Straße" - besteht bezogen auf den vorhandenen Bestand kein Bedarf:

1. 1. 1. Denn der Mörikeweg ist zur Vermittlung einer gesicherten verkehr!! chen Er-
Schließung ausreichend.

1. 1.2. !n dem Begründungsentwurf wird zwar ausgeführt, dass die bestehende Zu-

fahrtssttuation wegen des geschotterten Mörikeweges provisorisch und unzu-

reichend sei - da auf den durch den Mörikeweg erschlossenen Grundstücken

meiner Mandantschaft jedoch eine Bauunfemehmung mit für ein Bauunter-

nehmen typischen Fahrzeugen betrieben wird, können diese für ein Bauunter-

nehmen typischen Fataeuge unproblematisch den bestehenden Mörikeweg

meistern, zuma! die Weglänge bis zur B14 noch nicht einmal 25 m beträgt. Das
bestehende Provisonum hat sich seif Jahrzehnten bestens bewährt und muss

aus Sicht meiner Mandantschaft nicht durch eine ortsstraßenmäßig ausgebau-

te Straße ersetzt und meiner Mandantschaft aufgedrängt werden.

1. 1. 3. Soweit für ein angebliches Erfordernis des endgültigen ortsstraßenmäßigen
Ausbaus des Mörikeweges auf Baugenehmigungen aus 1965 und 1966 sowie

die dazu ergangenen behördlichen Stellungnahmen verwiesen wird, wird ver-

kannt, dass sich in den letzten zwischenzeitlich 50 Jahren die Situation vor Ort

entscheidungserhebtich geändert hat.

1 1. 4. Auch ist die angebliche etwaige Außenbereichsverortung des Mörikeweg nicht
meiner Mandantschaft anzulasten, sondern demjenigen, der den Mörikeweg

ursprünglich angelegt hat. Anscheinend handelt es sich bei diesem Mörikeweg

um einen anscheinend schon vor dem Zweiten Weltkrieg vorhandenen Weg,
sodass das heutige Bauplanungsrecht keine Anwendung findet. Selbst wenn

der Mörikeweg rechtsfehlerhaft sein sollte, vermitteit er g!eichwohl den stra-

ßenrechtlichen Gemeingebrauch, § 13 StrG, sodass er - auch durch meine
Mandantschaft - benutzt werden darf.

Stellunqnahme der Verwaltung:

Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
Öffentlichen Auslegung. Der
Gemeinderat hat darüber am
12. 12. 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen.
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3. Auslegung wortwörtlich
wiederholt.
Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3.
Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
aufrechterhalten wird.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

c) von der Festsetzung von Baugebieten (ausgenommen, soweit rechtmätij mög-
lich, das fesbusetzen beabsichtigte Sondergebiet) Abstand zu nehmen, jeden-
falls bei einer Festsetzung «on Baugebieten zur Absicherung des Bauunterneh-
mens meiner Mandantschaft Bsstandsschutzfestselzungen gem. § 1 Abs, 10
BauNVO zu treffen sowie die Festsetzung

. za den Baugrenzen,

. zur Hohe,

. zur Stellung baulicher Anlagen sowie
zu den Zufahrten

zu optimieren,

d) unter Ziffer 2.2 der vorgesehenen textlichen Festsetzungen aufzunehmen, dass
im Nischgebiet abweicliend »on der »orgesehenen Unzulässigkeit von Einzel-
handelsbetrieben solche kleinflachigen Einzelhandelslietriebe zulässig sind, für
die eine im Gebiet der Gemeinde Eutingen im Gau bsfindlichs Verkaufsfläche

mit annähernd gleicher Größe (*1- 11) '/o) und identischem Sortiment aufgegsben
wird.

Denn dieser in der Aufslellung befindliche Bebauungsplan wurde bei der etwaigen Fassung
des Satzungsbeschlusses und der Bekanntmachung der Genehmigung des Bebauungspla-
nes bzw. des Satzungsbeschlusses rechisfehlerhafl in die Belange meiner Mandanlschaft
eingreifen Dem meine Mandanlschafl wäre durch diesen Bebauungsplan wie folgl belroffen:

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Stellungnahme derVen/valtuna:
Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
Öffentlichen Auslegung. Der
Gemeinderat hat darüber am

12. 12. 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen.
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3. Auslegung wortwörtlich
wiederholt.

Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3.
Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
aufrechterhalten wird.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Öffentlichkeit, der Büraer und Grundstückseigentümer im Rahmen der
4. Öffentlichen Auslequnci (AbwäqunqsprotokolJL

Es gingen 3 Stellungnahmen ein:
. Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1 524/1, 1527 und 1527/1 vom

17. 10.2018
Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst. Nr. 1515 vom 17. 10. 2018
Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst. Nr. 9954

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:.

ungeachtet der Hoffnung, dass möglichst doch noch eine einvemehmliche

Regelung zustande kommt, gebe ich wegen der durch die weitere öffentli-

ehe Bekanntmachung bewirkten Präklusion gemäß §§ 3 Abs. 2, 4a Abs. 6

BauGB namens und in Vollmacht meiner Mandantschaft,

hiermit die

Stellungnahme im Rahmen der vierten Öffentlichkeitsbeteiliaunq
gemä8§3Abs. 2BauGB

zu dem in der Aufstellung befadlidien Betauungsplan . Stutlgarter Straße' einschlieBlich des

Entwurfes der Satzung ijber örtliche Bauvorschriften zu diesem Bebauungsplanenlwurl ab mit
dsr Anregung,

von der Aufstellung dieses Bebauungsplanes "Stuttgarter Straße" abzusehen und

das Bebauungsplanaufstellungsverfahren einschließlich des Verfahrens über die

Aufstellung der Satzung über örtliche Bauvorschriften einzustellen,

zumindest jedoch

a) die zum Sondergebiet führende und mit "Stuttgarter Straie" bezeichnete projek-
tierte Stichstrate als private Verkehrslläche unter ggf. erfolgender Festsetzung
eines Geh- und Fahrrechts zugunsten der westlich an dieser StichstraBe an-

grenzenden Grundstücke wegen der projektierten Einbahnstralenregelung fest-
zusetzen,

b) den Uhlandweg - anstelle des Silcheroeges - in gleichem Umfang, wie dies für
den Silcherweg »orgesehen ist, statt des Silchemeges und derart zu ertiichti.

gen, dass ein Verkehr in beiden Richtungen ermöglicht wird,

Stetlunanahme der Verwaltung:
Entspricht der Stellungnahmen zur 2.
Öffentlichen Auslegung. Der
Gemeinderat hat darüber am

12. 12. 2017 beraten und die
vorgetragenen Anregungen
zurückgewiesen.
Die Stellungnahme wurde im Rahmen
der 3. Auslegung wortwörtlich
wiederholt.
Der Gemeinderat hat im Rahmen der 3.

Auslegung entschieden, dass die
Entscheidung vom 12. 12.2017
aufrechterhalten wird.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

. Keine Änderungen

11. Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
20. 02. 2017

. Keine Änderungen

12. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung durch eine Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02.2017

. Keine Änderungen

13. Untersuchung zum Straßenverkehrsfarm für den Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich
B14 (Stuttgarter Straße)/Mörikeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017

. Keine Änderungen

4. Öffentliche Ausleaunq und Beteiligung der Behörden:

(m Anschluss an die Abwägung der Stellungnahmen aus der 3. Öffentlichen Auslegung billigte der Gemeinderat am
24. 07. 2018 die geänderten Planunterlagen und beschloss deren erneute (4. ) Öffentliche Auslegung.

Die Auslegung wurde im Mitteilungsblatt uom 07. 09. 2018 öffentlich bekannt gemacht und erfolgte in der Zeit vom
17. 09. 2018 bis einschließlich 17. 10. 2018,

Ausgelegt waren folgende Planunterlagen:
. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 24.07.2018
. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom 24. 07, 2018
. Entwurf der Planungsrechtlichen Festsetzungen in der Fassung vom 24. 07.2018
. Entwurf der Örtlichen Bauvorschriften in der Fassung vom 24. 07. 2018
. Begründungen in der Fassung vom 24.07. 2018
. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom 28. 05.2018
. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22.06. 2016
. Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau in der Fassung vom

16.06.2016
. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom

12. 09. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanaiyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
20.02.2017

. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen in der Fassung vom
06. 07. 2016 mit Aktualisierung vom 30. 08. 2017 und 18. 05. 2018

. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen durch
Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017

. Untersuchung zum Straßenverkehrslärm für den Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14
(Stuttgarter Straße) /Mörikeweg in der Fassung vom 18. 08, 2017

. Protokoll der Abwägung der Stellungnahmen aus der 3. Öffentlichen Auslegung in der Sitzung des
Gemeinderates vom 24. 07. 2018.

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 07. 09. 2018 erneut am Verfahren beteiligt
und erhielten bis zum 18. 10.2018 die Gelegenheit eine Stellungnahme abzugeben. .

im Rahmen der 4. Öffentlichen Auslegung gingen nachfolgende Stellungnahmen ein über welche der Gemeinderat
am 19.02.2019 beraten und wie folgt entschieden hat (Abwägungsprotokoll):
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Übersicht über die wesentlichen Änderungen nach der 3. Öffentlichen Ausledujifl:

1. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 24.07. 2018
. Aktualisierung des Katasters
. Vollständige Einbeziehung des Flst. Nr. 1515

2. Lageplan-Entwuii zur Gemeinderatssitzung am 24. 07. 2018
. Aktualisierung des Katasters
. Gliederung der Mischgebietsfläche in MI 1 und MI 2
. Gliederung der Dorfgebietsfläche in MI ! und MI 2
. Ergänzung der Legende
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen
. Darstellung der privaten Erschließungsstraße westlich des Silcherwegs entfällt

3. Planungsrechtliche Festsetzungen zur Gemeinderatssitzung am 24. 07. 2018
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen
. Ergänzung der Rechtsgrundlagen unter Ziffer 2. 1, 2. 2, 3. 2.1
. Änderungen von Formulierungen unter Ziffer 6. 1, 6. 2 und 6.3
. Aufnahme eines Hinweises zur Verkaufsflächendefinition unter Ziffer 2.3

. Gliederung des Mischgebietes in MI 1 und MI 2

. Gliederung des Dorfgebietes in MD 1 und MD 2

. Erhöhung der Traufhöhe und Firsthöhe im MI 1 und MD 1 um jeweils 1 m

. Änderungen unter Ziffer 10. 2 und 10. 3 zur Berücksichtigung der geänderten Eingriffs- und
Ausgteichsbiianzierung

. Festsetzung zu Pflanzgeboten auf privaten Flächen unter Ziffer 1 1

. Festsetzung von Pflanzerhaltungsbindungen auf privaten Flächen unter Ziffer 12

. Neufonnulierung der Festsetzung zum Gewerbelänn unter Ziffer 13 und Verschiebung der Regelungen
innerhalb der Planungsrechtlichen Festsetzungen in den Bereich HINWEISE.

4. Örtliche Bauvorschriften zur Gemeinderatssitzung am 24.07.2018
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen

5. Begründungen zur Gemeinderatssitzung am 24.07. 2018
. Ergänzung unter Ziffer 7. 4 wegen der Festsetzungen von PfSanzerhaltungen und PfSanzgeboten auf

privaten Flächen.
. Änderung des Geltungsbereiches unterZiffer 2.2
. Begründung zur privaten Erschließungsstraße westlich des Sitcherwegs
. Neue Formulierung zu den passiven Schalischutzmaßnahmen unter Ziffer 7. 2. 1 und

Gewerbelärmimmissionen unter Ziffer 7. 2.2

. Die vollständige Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 wird begründet.

. Berücksichtigung der geänderten Traut- und Firsthöhen im MI 1 und MD 1 in der Begründung.

. Begründung der Pffanzerhaltungsbindungen und Pfianzgebote innerhalb der Bauverbotszone
südlich der Stuttgarter Straße

. Berücksichtigung der geänderten Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung unter Ziffer 7. 7

. Änderung der Ftächenbilanz unter Ziffer 13

. Aktualisierung der Anlagen

6. Umweltbericht mit Bestandsplan über Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
28.05.2018

. Neubilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs aufgrund der vollständigen Einbeziehung des Flst.
Nr. 1515

7. immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen vom 06. 07. 2016 mit
Aktualisierung vom 30.08.2017 und 18.05. 2018
. Berücksichtigung der seit Dezember 2017 geltenden TA Lärm und der neuen DI N 4109-1, Ausgabe

Januar 2018

8. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22. 06.2016
. Keine Änderungen

9. Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau vom 16. 06. 2016
. Keine Änderungen

10. Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
12. 09. 2016
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 7
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau, Bauamt nach
Beratung durch Rechtsanwalt Prof. Dr. Birk

Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

7. Bisher wurden für die 2-geschossige und 3-
geschossige Bauweise die gleichen max. Trauf-
und Gebäudehöhen festgesetzt. Aus rechtlicher
Sicht sollte sich die 2-geschossige Bauweise
von der 3-geschossigen Bauweise auch in
Bezug auf die Trauf- und Gebäudehöhe
unterscheiden. Eine Erhöhung der Trauf- und
Gebäudehöhe um 1 m wäre städtebaulich
vertretbar.

8. Bei Ziffer 6, 3 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen ist eine Klarstellung erforderlich,
da die Zufahrten zu den Grundstücken nicht nur
über die festgesetzte Straßenverkehrsfläche
sondern auch über die privaten
Erschließungsstraßen zulässigerweise
stattfinden. Zusätzlich sollte der letzte Satz
dieser Festsetzung konkretisiert werden.

9. Die geplanten Hecken- und
Sichtschutzpflanzungen sind als Pflanzgebote in
den Festsetzungen zu berücksichtigen.

10. Der Erhalt der bestehenden Magerwiese ist
festzusetzen.

11. Die Kompensationsmaßnahmen unter Ziffer 10.3
sollten sich im Lageplan zur Klarstellung der
Festsetzung wiederfinden.

12. Es ist ausreichend, wenn die bisher unter Ziffer
11. 1, 11. 2, 11. 3 und 11.4 festgesetzten
Regelungen zum Schutz gegen Gewerbelärm
und Straßenverkehrslärm. sowie

Lärmpegelbereiche als HINWEISE in den
Planungsrechtlichen Festsetzungen enthalten
sind. Der bisherige Festsetzungscharakter ist
nicht erforderlich. Ausnahme: "Vorkehrungen
zum Schutz gegen Gewerbelärm".

13. Aufgrund der Aktualisierung des
Immissionsschutzgutachtens muss auch die
Begründung unter Ziffer 7. 2. 1 "Passive
Schallschutzmaßnahmen" und Ziffer 7.2.2
"Gewerbelärmimmissionen" aktualisiert werden.

14, Die vollständige Einbeziehung des Flst. Nr. 1515
wirkt sich auf die Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung aus. Der Umweltbericht
ist daher zu aktualisieren.

Beschluss zu Ziffer 7:

Der Hinweis wird beachtet.

Die bisherigen Gebiete MI und MD werden wie folgt
aufgeteilt:

. MI 1 und MD 1 für 3-geschossige Bauweise

. MI 2 und MD 2 für 2-geschossige Bauweise
Für das MI 1 und MD 1 werden die Traut- und
Gebäudehöhen um jeweils 1 m erhöht.

Beschluss zu Ziffer 8:

Der Hinweis wird beachtet. Die Formulierung unter
Ziffer 6. 3 wird geändert.

Beschtuss zu Ziffer 9:

Der Hinweis wird unter Ziffer 11 der

Planungsrechtlichen Festsetzungen beachtet.

Beschtuss zu Ziffer 10:

Der Hinweis wird unter Ziffer 12 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen beachtet.

Beschluss zu Ziffer 10:

In der Legende wird die Darstellung K1 und K2
konkretisiert. Auf die Konkretisierung der
Einzelbäume (K3) wurde bewusst verzichtet, da der
Standort der Einzelbäume nicht festgesetzt ist und
jedes Grundstück betroffen wäre.

Beschluss zu Ziffer 12:

Der Hinweis wird beachtet. Die bisherigen
Festsetzungen werden als HINWEISE (Ziffer 13.3,
13. 4 und 13. 5, siehe S. 18 bis 23) in die
Festsetzungen aufgenommen und aufgrund der
Aktualisierung des Lärmgutachtens vom
18. 05. 2018 neu formuliert. Neu formuliert wird auch

die Festsetzung für Vorkehrungen zum Schutz
gegen Gewerbelärm (siehe Ziffer 13 S. 10 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen).

Beschluss zu Ziffer 13:

Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 14:

Der Hinweis wird beachtet. Der Umweltbericht
wurde mit Datum vom 28. 05. 2018 geändert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 5
Regionalverband Nordschwarzwald
Stellungnahme vom 10. 01. 2018

Wir haben bereits mehrfach Stellung zum
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" genommen (zuletzt
mit Schreiben vom 09. 10. 2017) und dem Bau des
Lebensmittelmarktes mit einer Verkaufsfläche von
1. 400 m2 zugestimmt. Wir bedanken uns für die

Berücksichtigung unserer Anregungen, so dass nun die
zulässige Verkaufsfläche in den benachbarten Dorf-
und MischgebJeten auf max. 200 m2 beschränkt wurde.

Weitere Anregungen werden nicht vorgetragen.
Lfd. Nr. 6
Stadtverwaltung Rottenburg
Stellungnahme vom 05. 01. 2018

Für die Beteiligung am oben genannten
Bebauungsplanverfahren und die Übermittlung der
Abwägungsergebnisse danken wir Ihnen. Auf unsere
Stellungnahem vom 16. 10.2017 wird weiterhin
verwiesen, weitere Anregungen werden nicht
vorgebracht.

Lfd. Nr. 7
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau, Bauamt nach
Beratung durch Rechtsanwalt Prof. Dr. Birk

1, Die Daten zum Baugesetzbuch sind im
Lageplan, in den Örtlichen Bauvorschriften
und den Planungsrechtlichen Festsetzungen
unter Ziffer l zu aktualisieren.

2. In der Legende sollte unter Ziffer 4 jeweils
zwischen öffentlichen und privaten
Verkehrsflächen ausdrücklich unterschieden

werden.

3. Private Zufahrten sollten im Bebauungsplan
nicht dargestellt werden. Ausnahmsweise
kann die private Erschließungsstraße auf Flst.
Nr. 1533 dargestellt werden, da diese
mehreren Grundstücken als private
Erschließungsstraße dient.

4. In Ziffer 2. 1 und 2.2 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen sollte die Rechtsgrundlage
korrigiert werden.

5. Unter Ziffer 2. 3 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen sollte zur Klarstellung
zusätzlich zum Wort ein die Zahl (1)
aufgenommen werden. Außerdem sollte hier
auf die Definition der Verkaufsfläche unter

Ziffer 16 hingewiesen werden.

6. Unter Ziffer 3. 2. 1 der Planungsrechtlichen
Festsetzungen sollte auf die Rechtsgrundlage
§ 19 Abs. 4 BauNVO verwiesen werden.

Lfd. Nr. 5
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 6
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss^

Beschluss:
Über die Stellungnahme vom 16. 10.2017 hat der
Gemeinderatam 12.12.2017 beraten und entschieden.
Eine erneute Abwägung der gleichen Stellungnahme
ist nicht erforderlich. Es verbleibt bei der seitherigen
Entscheidung.

Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss zu Ziffer 1:

Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 2:
Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 3:
Der Hinweis wird beachtet. Die bisher westlich des
Silcherwegs dargestellte private Erschließungsstraße
wird aus dem Bebauungsplan herausgenommen.

Beschluss zu Ziffer 4:
Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 5:

Der Hinweis wird beachtet.

Beschluss zu Ziffer 6:
Der Hinweis wird beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.6
Landratsamt Freudenstadt, Vermessungsamt
Stellungnahme vom 22.01.201S
Dem Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" (Pianstand
12. 12. 2017) in EutJngen im Gau liegt nicht die aktuelle
Liegenschaftskarte zugrunde.
Im Bereich der baulichen Nutzung Sondergebiet sind
Flurstücke untergegangen und neue Flurstücke
entstanden (siehe FN 2017/12 Eutingen). Ansonsten
bestehen seitens des Vermessungsamtes keine
Bedenken und Anregungen.

Lfd. Nr. 1.7
Landratsamt Freudenstadt, Straßenbauamt
Stellungnahme vom 22. 01. 2018

Nach Abstimmung mit dem Referat 45 des
Regierungspräsidiums Karlsruhe bestehen zum neu
ausgelegten Bebauungsplan in straßenrechtlicher
Hinsicht keine Bedenken und Anregungen.

Lfd. Nr. 1.8
Landratsamt Freudenstadt, Kommunal- und
Rechnungsprüfungsamt
Stellungnahme vom 22. 01. 2018
Das Flst. Nr. 1527/1 hat keine Zufahrt zur Stuttgarter
Straße und auch nicht zum Uhlandweg oder
Mörikeweg. Es handelt sich
erschließungsbeitragsrechtlich um ein gefangenes
hiinterliegergrundstück. Eine solche Konstellation sollte
möglichst vermieden werden.

Lfd. Nr. 3
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2,
Raumordnung, Bau-, Denkmal" und
Gesundheitswesen

Stellungnahme vom 18. 12. 2017
Mitschreiben vom 18. 12.2017 beteiligten Sie uns als
Träger öffentlicher Belange am
Bebauungsplanverfahren. In unserer Funktion als
höhere Raumordnungsbehörde nahmen wir bereits mit
Schreiben vom 23. 10.2017 Stellung.
Die damaligen Anregungen hinsichtlich des
"Handwerkerprivilegs" wurden berücksichtigt. Wir
danken für die Berücksichtigung der Hinweise. Belange
der Raumordnung stehen der Planung nicht entgegen.
Lfd. Nr. 4
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 4,
Straßenwesen und Verkehr
Stellungnahme vom 10.01.2018

Es bestehen keine Bedenken oder Anregungen zum
Bebauungsplanentwurf "Stuttgarter Straße".

Lfd. Nr. 1.6
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss:

Kenntnisnahme; Die Katastergrundlage wurde
aktualisiert.

Lfd. Nr. 1.7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.8
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stelluncinahme derVerwaltuna:

Das Flst, Nr. 1527/1 ist Teil des Betriebsgrundstücks der
Firma Scherer. Die Lagerhalle auf dem Flst, Nr. 1527/1
steht teilweise auch auf dem Flst. Nr. 1524/1. weshalb

diese beiden Grundstücke mittels Baulast vereinigt
werden müssen. Somit hat das Flst. Nr. 1527/1 die
gleiche Anbindung an die Stuttgarter Straße wie das Flst.
Nr. 1523 und 1524/1.

Beschluss:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Mit der
Vereinigung der Grundstücke ist das Ffst. Nr. 1527/1
genauso erschlossen, wie das Flst. Nr. 1524/1.
Lfd. Nr. 3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 4
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange werden wie folgt abgewogen:

Lfd. Nr. 1.1
Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde
Stellungnahme vom 22.01. 2018
Es bestehen keine weiteren Anregungen gegenüber
den früheren Stellungnahmen.
Lfd. Nr. 1.2
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde
Stellungnahme vom 22.01.2018
Die Untere Naturschutzbehörde hat zu der
Bebauungsplanung bereits mehrere Stellungnahmen
abgegeben, zuletzt am 29.09,2017.

Gegenüber der letzten Planung wurde nun auf dem
Grundstück Flst. Nr. 1523 die Wildhecken- und
Sichtschutzbepflanzung verlängert, wodurch sich eine
Neubilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs ergibt.
Das Bilanzierungsdefizit von 188.456 Punkten soll über
das Ökokonto der Gemeinde ausgeglichen werden,
Laut den Festsetzungen zum Bebauungsplan Ziffer
10.2 wurden konkrete Maßnahmen aus dem Okokonto
dem Bebauungsplan zugeordnet.
Hinweis:
Die im Rahmen des naturschutzrechtlichen Ausgleichs
erforderliche Abbuchung vom gemeindlichen Okokonto
ist der unteren Naturschutzbehörde nach der
Inkraftsetzung des Bebauungsplans anzuzeigen.

Wir bitten Sie, diese Anzeige nach Möglichkeit mit dem
bereits übersandten Muster zur Führung des Okokontos
vorzulegen.
Lfd. Nr. 1.3
Landratsamt Freudenstadt, Gewerbeaufsichtsamt
Stellungnahme vom 22. 01. 2018

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine Bedenken.

Lfd. Nr. 1.4
Landratsamt Freudenstadt, Untere
Landwirtschaftsbehörde
Stellungnahme vom 22. 01. 2018
Die Festsetzung landwirtschaftlicher Flächen zur
Sicherung der landwirtschaftlichen Nutzung wird
begrüßt. Weitere landwirtschaftliche Belange sind nicht
betroffen.

Lfd. Nr. 1.5
Landratsamt Freudenstadt, Untere Wasser- und
Bodenschutzbehörde

Stellungnahme vom 22. 01. 2018

Zum Bebauungsplan bestehen keine Bedenken;
unsere Belange wurden berücksichtigt.

Lfd. Nr. 1.1
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.2
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschtuss:

Beschluss:

Die Stellungnahme und der Hinweis werden zur
Kenntnis genommen.

Lfd. Nr. 1.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.4
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss:

Kenntnisnahme und erneute Beteiligung, da im
geänderten Lageplan das gesamte Flst. Nr. 1515 in
den Geltungsbereich einbezogen und als
landwirtschaftliche Fläche ausgewiesen wird und
nicht nur eine Teilfläche.

Lfd. Nr. 1.5
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss:

Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahmen der Behörden und der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 3. Öffentlichen Auslegung
(Abwäqunqsprotokoll):

Mil Schreiben vom 18. 12. 2017 wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange am Verfahren beteiligt:

Lfd.
Nr.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

1.7

1.8

2.1

2.2

2.3

3

4

5

6

7

8

Behörde

Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde,
Herrenfelder Straße 14. 72250
Freudenstadt

Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt

Landratsamt Freudenstadt,
Gewerbeaufsichtsamt,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Untere
Landwirtschaftsbehörde, Herrenfelder
Straße 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Untere
Wasser- und Bodenschutzbehörde,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt

Landratsamt Freudenstadt,
Vennessungsamt,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Straßenbauamt, Herrenfelder Straße 14,
72250 Freudenstadl
Landratsamt Freudenstadt, Kommunat-
und Rechnungsprüfungsamt. hierrenfelder
Str. 14, 72250 Freudenstadt

Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Baurechtsbehörde,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung hlorb am Neckar,
Straßenverkehrsbehörde
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung
2, Raumordnung, Bau-, Denkmal- und
Gesundheitswesen

Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung
4, Straßenwesen und Verkehr,
Schlossplatz 4-6, 76247 Karlsruhe
Regionalverband Nordschwarzwald,
Westliche Kari-Friedrich-Str. 29-31. 75172
Pforzheim

Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar,
Amt für Stadtplanung, Marktstr. 18, 72108
Rottenburg am Neckar

Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Bauamt,
Marktstr. 17. 72184 Eutingen im Gau

Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Finanzverwaltung, Marktstraße 17, 72184
Eutingen im Gau

Rücklauf
Ja/Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Keine

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich
Ja/Nein

Ja

Ja

Nein

Ja

Nein

Ja

Nein

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Ja

Ja
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 19.01.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

10, Im Übrigen verweise ich auf meine bisherigen Stellungnahmen, die ich
vollinhaltlich weiterhin aufrecht erhalte und weiterhin zum Gegenstand
dieser Stellungnahme mache.

Alles in allem kann der in der Aufstellung befindliche Bebauungsplan in
seinem derzeitigen Entwurfsstadium so nicht rechtmäßig als Satzung
beschlossen werden.

Meine Mandantschaft ist gleichwohl gewillt, an einer umfassenden
einvemehmlichen Regelung mitzuwirken, gerne auch unter Beteiligung des
vorgesehenen Betreibers des Einzelhandelsbetriebs.

Steilunqnahme derVerwaltun. q:

Über die bereits eingereichten
Stellungnahmen hat der Gemelnderat
in den vergangenen Sitzungen bereits
ausführlich unter Abwägung der
privaten Belange und der öffentlichen
Belange untereinander und
gegeneinander beraten und
entschieden.

Der Gemeinderat hält diese

Entscheidungen aufrecht.

Der Hinweis, dass der

Bebauungsplanentwurf vom
12. 12.2017 nicht rechtmäßig als
Satzung beschlossen werden kann ist
richtig. Um Verfahrens- und Formfehler
zu vermeiden hat sich die

Gemeindeverwaltung anwaltlich
beraten lassen.

Wie der Betreiber des

Einzelhandelsbetriebs sich an der
rechtmäßigen Aufstellung des
Bebauungsplanes beteiligen soll, kann
die Gemeinde nicht erkennen,

Beschfuss:

Eine erneute ausführliche
Abwägung der bisher bereits
vorgebrachten Stellungnahmen
erfolgt nicht. Auf die bisherigen
Abwägungen wird an dieser Stelle
verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527(1 vom 19. 01. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

8. Ziffer 3. 2. 2 des Entwurfes der textlichen Festsetzungen sieht zum
einen eine Uberschreitungsmöglichkeit nach § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO
nicht in einem Umfang von 50 % und auch nicht bis zum Höchstwert einer
Grundflächenzahl von 0, 8 vor, sondern sogar um bis zu 150 %!
Städtebauliche Gründe dürften für eine solche extreme
Erhöhungsmöglichkeit nicht gesprochen haben, sondern anscheinend
eher private finanzielle Interessen, denen unter Außerachtlassung
städtebaulicher Gründe gefolgt zu werden scheint. Dem letzten Satz über
die Vorgaben zur Ermittlung der zulässigen Grundfläche fehlt es an einer
Ermächtigungsgrundlage für eine solche Festsetzung. Denn die zulässige
Grundfläche ist in § 19 Abs. 3 BauNVO gesetzlich geregelt. Eine
Abweichungsmöglichkeit für den Satzungsgeber sieht § 19 Abs. 3
BauNVO nicht vor.

9. Auch wenn die hier im Entwurf vorliegende Begründung keine
rechtsverbindlichen Regelungen enthält, vorsorglich zur Begründung: Die
Begründung unter Ziffer 4 auf Seite 4, dass die Erschließung des
Sondergebiets auch der Erschließung des westlich gelegenen
Bauuntemehmens dient und somit die Flächeninanspruchnahme durch
Erschließungsanlagen reduziert, ist vorgeschoben. Eine noch weitere
Flächenreduzierung könnte erfolgen, indem die Aufweitung im Bereich
des Silcherweges nicht im Bereich des Silcherweges, sondern im Bereich
des Uhlandweges erfolgen würde, da dies für die Erschließung des
Gewerbebetriebs meiner Mandantschaft genügen würde; die Stichstraße
könnte entfallen, wenn - wie bei jedem anderen Bauvorhaben auch - der
Bauherr sich um seine eigene (kleinere) Zufahrt selbst kümmern und
diese herstellen würde.

Stellunanahme der Verwaltuna zu Ziffer
8;
In § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO ist
geregelt, dass im Bebauungsplan eine
von § 19 Abs. 4 Satz 2 abweichende
Bestimmung getroffen werden kann.
Somit besteht eine

Ermächtigungsgrundlage für die im
Bebauungsplan für das Sondergebiet
zugelassene Überschreitung von 150 %.
Beschluss:
Der Hinweis wird zurückgewiesen.
Die Abweichung wird nach § 19 Abs.
4 BauNVO zugelassen und nicht nach
§ 19 Abs. 3BauNVO. Eine
Ermächtigungsgrundlage für die
Festsetzung besteht in § 19 Abs. 4
BauNVO.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer
9,
Der Gemeinderat hat sich mehrfach und
intensiv mit der jetzigen
Erschließungskonzeption und deren
Alternativen zur Erschließung des
Baugebietes auseinandergesetzt und
sich dann für diese im Bebauungsplan
dargestellte Konzeption entschieden.

Die Information in der Begründung, dass
die Stichstraße nicht allein der
Erschließung des Sondergebietes dient,
sondern auch dem Bauuntemehmen ist

weder vorgeschoben noch falsch,
sondern entspricht dem Grundgedanken
der städtebaulichen Konzeption.

Die Frage ob weniger Fläche in
Anspruch genommen werden müsste,
wenn die Aufweitung im Bereich des
Silcherwegs, nicht dort, sondern im
Bereich des Uhlandwegs erfolgen
würde, stellt sich nicht, da der

Gemeinderat im Rahmen der Abwägung
entschieden hat, dass der Uhlandweg
mit einer Breite von 3, 50 m ausgebaut
werden soll und der Silcherweg dem Zu-
und Abfahrtsverkehr des

landwirtschaftlichen Betriebs und der
verkehrlichen Anbindung der
Grundstücke westlich des Silcherwegs
dient.
Beschluss:

Die Anregungen und Bedenken
werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 19.01.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

5. Die nachrichtliche Darstellung des Ortsschildes ist nicht eindeutig: Ist
mit "Ortsschild" die Ortstafel (Zeichen 310 der Anlage 3 zu § 42 Abs. 2
StVO) oder der sogenannte "OD-Stein" (§ 5 Abs. 4
Bundesfernstraßengesetz) gemeint?

6. Das Flurstück Nr. 1542 enthält, ohne dass dies deutlich kenntlich

gemacht worden ist, die erweiterte Festsetzung einer privaten Grünfläche
mit der Vorgabe "Erhalt von Magerwiesen" auch für den Bereich der
bisherigen Sichtfelder. Auch für das Flurstück Nr. 1523 ist eine private
Grünfläche mit einem Pflanzgebot für eine Wildhecken- und
Sichtschutzpflanzung auch im Bereich der bisherigen Sichtfelder
vorgesehen. Eine Begründung für die Festsetzung eines solchen
Pflanzgebotes zugleich als private Grünfläche fehlt. Dies genügt nicht den
städtebaulichen Anforderungen insbesondere auch des § 9 Abs. 1 Nr. 15
BauGB. Denn durch die Festsetzung von privaten Grünflächen wird die
bauliche Ausnutzbarkeit von Grundstücken beschränkt. Dieser Eingriff
bedarf einer ausreichenden Begründung (vgl. Söfker in
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB; 126. EL 2017, § 9 Rn. 128
ff. ). Dies gilt insbesondere für solche privaten Grünflächen, bei denen
zugleich ein Pflanzgebot vorgesehen ist. Sollte dieser Festsetzungsversuch
erfolgt sein, um über einen ausreichenden Ausgleich von Eingriffen zu
verfügen, geht dieser Festsetzungsversuch auch deswegen fehl, weil eine
Verpflichtung zur Umsetzung eines solchen Pflanzgebotes allein aufgrund
der Festsetzung nicht besteht (vgl. Söfker in
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauGB, 126. EL August 2017, § 9
Rn. 161 m.w. N. ).

7. Entgegen der Angabe in der amtlichen Bekanntmachung vom
22. 12.2017, Seite 9, ist eine .Erweiterung der Dortgebietsfläche auf dem
Ffs(. Nr. 1523 um 14 m'' nicht ersichtlich. Denn für das Flurstück Nr. 1523
ist keine Dorfgebietsfestsetzung vorgesehen.

Stellungnahme der Verwaltung zu
Ziffer 5:
Die Bezeichnungen "Ortsschild" und
"Ortsdurchfahrtsgrenze" sind
nachrichtlich im Lageplan dargestellt
und haben keinen
Festsetzungscharakter. Die Begriffe
sind von den Fachbehörden
anerkannt. Da es sich nur um

nachrichtliche Darstellungen handelt
ist eine weitere Konkretisierung mit
Angabe der Rechtsgrundlage nicht
erforderlich.
Beschluss:

Die Anregung wird zurückgewiesen.
Es verbleibt bei der bisherigen
nachrichtlichen Darstellung.

Steliunanahme der Verwaltung zu
Ziffer_6;
Es ist richtig, dass die Begründung auf
diese beiden privaten Grünflächen
nicht eingeht. Dies wurde geändert
unter Ziffer 7. 4 der Begründung.

Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet.
Die Begründung wird unter Ziffer 7.4
ergänzt.

Stellunanahme der Verwaltung zu

Ziffer 7:
Der Hinweis ist richtig. Nicht das MD
sondern das MI wurde um 14 m2

erweitert.

Durch die erneute Öffentliche
Auslegung wird der Fehler
unbeachtlich.

Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet. Die
Öffentliche Bekanntmachung neu
gefasst und der Bebauungsplan neu
ausgelegt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortseteung der Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 19.01.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

2. 3. Dieser Fehler ist gemäß § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB beachtlich.

2. 4, Nicht zur Heilung führt die von der Gemeinde mit Schreiben vom
18. 12.2017 eingeräumte Stellungnahmemoglichkeitvom02.01.2018 nicht
bloß bis zum 19. 01. 2018, sondern sogar bis zum 22. 01 .2018, da zum einen
die gesetzliche Monatsfrist nicht erreicht wird und zum anderen diese
Verlängerung nicht gegenüber jedermann gilt.

3. Die vom Gemeinderat beschlossene Beschränkung der
Stellungnahmemöglichkeit auf nur die geänderten oder ergänzten Teile (§
4a Abs. 3 S. 2 HS. 2 BauGB) erfordert, dass die Änderungen oder
Ergänzungen mit ausreichender Deutlichkeit aus dem
Bebauungsplanentwurf hervorgehen, also ausreichend kenntlich gemacht
worden sind (vgl. Krautzberger in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger,
BauGB, 126. EL August 2017, § 4a Rn. 27 m. w. N). Der Entwurf des
zeichnerischen Teils des in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplans
enthält eine solche Kenntlichmachung der Änderungen und Ergänzungen
nicht.

4. Die dem Bebauungsplanentwurf zugrunde liegende verkehrliche
Konzeption ist nicht umsetzbar, jedenfalls abwägungsfehlerhaft, sodass
aufgrund der fehlenden Vollzugsfähigkeit es an der Erforderlichkeit im
Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB mangelt:

4. 1. Für die Einmündung des Silcherweges in die Stuttgarter Straße sieht
der Bebauungsplanentwurf nunmehr Sichtfelder 3/70 m vor. Dies bedeutet:
Bei einem Abstand von bloß 3,00 m des Auges des Kraftfahrzeugführers
des auf der im Einmündungsbereich auf der nicht-bevorrechtigten Straße
wartenden Kraftfahrzeugs vom Fahrbahnrad der übergeordneten Straße ist
eine Strecke von 70 m zu beiden Seiten einsehbar.

4.2. Ein solches Sichtfeld 3/70 m ist jedoch nur bei kleinen Zufahrten wie
beispielsweise für Einfamilienhäuser zulässig. Bei Einmündungen von
öffentlichen Straßen sieht die Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen
(RAST) einen Abstand des Auges des Kraftfahrzeugführers des
wartepflichtigen Kraftfahrzeugs von 5, 00 m vom Fahrbahnrand der
übergeordneten Straße vor. Bei landwirtschaftlichen Zufahrten wird sogar
ein Abstand von 6,00 m empfohlen. Da vorliegend sogar ein Dorfgebiet
festgesetzt wird und daher in diesem Einmündungsbereich mit
landwirtschaftlichen Fahrzeugen zu rechnen ist, ist der vorgesehene
Abstand von bloß 3, 00 m zu gering.

4. 3. Entsprechend verhält es sich auch bei den anderen Einmündungen.

Stellunqnahme zu Ziffer 3:

Der Bebauungsplan wird erneut
öffentlich ausgelegt. Es wird bei dieser
Auslegung auf die Beschränkung der
Stellungnahmemöglichkeit verzichtet.

Mit der erneuten Auslegung ist es
unerheblich, ob die frühere
Beschränkung der
Stellungnahmemöglichkeit
rechtsfehlerhaft war.

Beschluss:

Bei der erneuten Auslegung wird auf
die Beschränkung der
Stellungnahmemöglichkeit
verzichtet.

Stellunqnahme der Ven/valtuno zu

Ziffer 4 mit allen Unterpunkten^
Im Entwurf vom 12. 09. 2017 waren

Sichtfelder 10/70 m enthalten. Gegen
diese Sichtfelder hat der Einwender im
Rahmen der 2. Öffentlichen Auslegung
Bedenken geäußert und größere
Sichtfelder gefordert.

Die Gemeinde hat daraufhin dazu eine
Stellungnahme des
Straßenbaulastträgers
(Regierungspräsidium Karlsruhe) und
der Straßenbauamtes (Landratsamt
Freudenstadt) eingeholt. Beide
Behörden teilten schriftlich (E-Mail vom
06. 11.2017) mit, dassfürdie
Einmündungen Silcherweg, Uhlandweg
und Stichstraße Stuttgarter Straße die
Freihaltung der Anfahrtssicht ausreicht
und diese bei 50 km/h 3/70 m beträgt
und bei 70 km/h 3/110 m.
Im Bebauungsplan wurde dieser
Stellungnahme der Fachbehörden
berücksichtigt.

Beschluss:

Im Bebauungsplan wurden die
Stellungnahmen der Fachbehörden
berücksichtigt. Es gibt keinen Grund
an der Rechtmäßigkeit der
Stellungnahmen zu zweifeln. Die
Einwendungen unter Ziffer 4 werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst.
Nr. 1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 19.01.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

1. 3. Da diese Gesetzesänderung erst jüngst erfolgt ist, liegt zu dieser
konkreten Problematik des zu Unrecht erfolgten Hinweises auf die
Präklusion keine gefestigte Rechtsprechung vor. Es existiert jedoch eine
gefestigte höchstrichterliche Rechtsprechung zu den Folgen von zu Unrecht
bekanntgemachten Einschränkungen von Rechten im
Bebauungsplanaufstellungsverfahren. So hat beispielsweise das
Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss vom 11.04. 1978, 4 B 37. 78,
entschieden, dass der dortige die gesetzlich vorgesehene Beteiligung der
Bürger zu Unrecht einschränkende Zusatz gegen die Vorgaben des
Baugesetzbuches verstößt und zur Nichtigkeit des Bebauungsplanes führt.
Nichts anderes kann auch hier gelten. Denn sollte beispielsweise ein vom
Bebauungsplan betroffener Bürger, der sich nicht im Rahmen dieser
Offenlage beteiligt hat, sich bei einem etwaigen Satzungsbeschluss gegen
den Bebauungsplan wenden wollen, aber die hier zu Unrecht erfolgte
Belehrung wegen ihrer ortsüblichen Bekanntmachung im amtlichen
Mitteiiungsbiatt lesen, könnte dieser Bürger bei Beachtung dieses
(fehlerhaften) amtlichen Hinweises dem Irrtum aufsitzen, dass er sich nicht
mehr gegen diesen Bebauungsplan wenden könnte, weil er sich nicht im
Rahmen der dritten Auslegung beteiligt hat, obgleich er wahrlich noch einen
Normenkontrollantrag hätten stellen können. Die Rechte der Bürgerinnen
und Bürger werden durch diesen Hinweis zu Unrecht vermeintlich
beschnitten.

1.4. Formaljuristisch: Der zu Unrecht erfolgte Hinweis stellt eine Verletzung
von Verfahrens- bzw. Formvorschriften dar und ist gemäß § 214 Abs. 1 S. 1
Nr. 2 BauGB für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlich.

1. 5. Es könnte sich daher eine erneute Offenlage ohne einen solchen
Hinweis und zugleich mit der Herausstellung der Fehlerhaftigkeit des im
Amtsblatt vom 22. 12.2017 erteilten Hinweises anbieten.

2. Des Weiteren ist die amtliche Bekanntmachung wegen der zu Unrecht
erfolgten Einschränkung der Steflungnahmefrist auf den Zeitraum der
Auslegung mit dem Hinweis der Möglichkeit der Nichtberücksichtigung von
Stellungnahmen außerhalb derAuslegungsfrist rechtsfehlerhaft:

2. 1. Im amtlichen Mitteilungsblatt vom 22. 12.2017 wird auf Seit 10 die
Auslegungsfrist auf den 02. 01. 201 8 bis 199. 01. 2018 beschränkt. Im
viertletzten Absatz wird darauf hingewiesen, dass während der
Auslegungsfrist Stellungnahmen abgegeben werden können und, so der
letzte Absatz der amtlichen Bekanntmachung, nicht während diese
Auslegungsfrist abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben
können.

2.2. In der Gemeinderatssitzung vom 12. 12. 2017 zu § 1 hat der
Gemeinderat zwar beschlossen, dass die Dauer der Auslegung verkürzt
wird. Der Gemeinderat hat jedoch nicht beschlossen, dass von der
Möglichkeit des § 4a Abs. 3 S. 3 BauGB über die Verkürzung auch der Frist
zur Stellungnahme Gebrauch gemacht wird. § 4a Abs. 3 S. 3 BauGB lässt
die angemessene Verkürzung sowohl der Dauer der Auslegung als auch
der Frist zur Stellungnahme zu. Vom Gemeinderat wurde nur die
Verkürzung der Dauer der Auslegung, nicht jedoch der Frist zur
Stellungnahme beschlossen. Die amtlich bekanntgemachte zeitliche
Einschränkung der Stellungnahmemöglichkeit auf den Auslegungszeitraum
ist somit rechtsfehlerhaft, da es für eine solche amtlich bekanntgemachte
Verkürzung der Stellungnahmefrist einer von § 24 Abs. 1 S, 2 GemO i. V. m.
§§ 4a Abs. 3 S. 3, 3 Abs, 2 S. 1 +2 BauGB geforderten gemeindlichen
Beschlussfassung fehlt. Es verbleibt somit, da es an einer wirksamen
Verkürzung der Stetlungnahmefrist gemäß § 4a Abs. 3 S. 3 BauGB fehlt,
bei der gesetzlichen Stellungnahmefrist des § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB von
einem Monat. Diese Stellungnahmemöglichkeit über einen Monat ist jedoch
nicht bekanntgemacht worden.

Beschluss zu Ziffer 1 mit allen

Unterpunkten:

Um einen rechtlichen Fehler zu

vermeiden wird der Bebauungsplan
erneut ausgelegt und die Auslegung
im Mitteilungsblatt ohne
Präklusionsklausel bekannt

gemacht.

Stellungnahme zu Ziffer 2 mit al.len
Unterpunkten:

Die Ausführungen sind richtig. Die
Verkürzung der Auslegungsfrist und
die Hinweise auf die vorliegenden
Umweltinformationen waren fehlerhaft.
Um weitere rechtliche Fehler zu

vermeiden hat sich die Gemeinde

anwaltlich beraten lassen.

Wie bereits unter Ziffer 1 genannt wird
der Bebauungsplan erneut öffentlich
ausgelegt und damit auch die
Öffentliche Bekanntmachung im
Mitteilungsblatt neu gefasst um
rechtliche und formale Fehler zu

beheben.

Beschluss:

Im Zusammenhang mit der erneuten
Öffentlichen Auslegung des
Bebauungsplanes erfolgt auch die
Bekanntmachung im
Mitteilungsblatt erneut.

Seite 139 von 203



Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Fortsetzung der Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst.
Nr. 1523. 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 19.01.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Denn dieser in der Aufstellung befindliche Bebauungsplan würde bei der
etwaigen Fassung des Satzungsbeschlusses und der Bekanntmachung der
Genehmigung des Bebauungsplanes bzw. des Satzungsbeschlusses
rechtsfehlerhaft in die Belange meiner IVIandantschaft eingreifen. Denn
meine Mandantschaft wäre durch diesen Bebauungsplan wie folgt
betroffen:

In den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der
Bauuntemehmung Gustav Scherer sowie in die Eigentümerrechte meiner
Mandantschaft als Eigentümer der im projektierten Bebauungsplangebiet
gelegenen vorgenannten Grundstücke würde durch diesen noch in der
Aufstellung befindlichen Bebauungsplan derart nachteilig- und
rechtsfehlerhaft eingegriffen werden, dass sich meine Mandantschaft
vorbehalten muss, diesen noch in der Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan, sollte er so als Satzung beschlossen werden, einer
gerichtlichen Überprüfung im Wege eines Normenkontrollverfahrens
zuzuführen. Bekanntlich wird in einem Normenkontrollverfahren im Rahmen
der Begründetheit der gesamte Bebauungsplan einschließlich auch solcher
Festsetzungen, die meine Mandantschaft nicht unbedingt beschweren (wie
beispielsweise die Sondergebietsfestsetzung, etc. ), auf seine objektive
Rechtmäßigkeit überprüft. Meine Mandantschaft hofft Jedoch, dass den
berechtigten Belangen meiner Mandantschaft entsprochen werden kann
bzw. unter wechselseitiger Zurückstellung jeweils einzelner Belange eine
einvernehmliche Regelung herbeigeführt werden kann.

Meine Mandantschaft wendet sich insbesondere gegen die folgenden
projektierten Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften des in der
Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes und rügt zugleich die Offenlage
wie folgt:

1. Die amtliche Bekanntmachung im gemeindlichen Mitteilungsblatt vom
22. 12.2017 ist aufgrund der bekanntgemachten amtlichen Hinweise
rechtsfehlerhaft:

1. 1. Denn im letzten Satz der diesen in der Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan betreffenden amtlichen Bekanntmachung auf Seite 10 des
Mitteilungsblattes vom 22. 12. 2017 (unten) "wird darauf hingewiesen, dass
ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47 VwGO unzulässig ist, soweit mit
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsstetler im
Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber
hätten geltend gemacht werden können."

1.2. Dieser gemeindliche Hinweis hat seine gesetzliche Grundlage in § 47
Abs. 2a VwGO. Nur: § 47 Abs. 2a VwGO ist mit Wirkung vom 02. 06. 2017
durch das Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und
anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben vom
29. 05. 2017, BGBI l 2017, S. 1296, dort Artikel 5 (Seite 1302) aufgehoben
worden. Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung war die gesetzliche
Regelung, auf die in der Bekanntmachung vom 22. 12. 2017 hingewiesen
worden ist, nicht mehr wirksam. Der Hinweis ist falsch.

Stellunanahme derVerwaltunq:

Diese Stellungnahme wurde bereits
am 12. 12. 2017 dem Gemeinderat
vorgelegt.
Der Gemeinderat hat die Bedenken zur
Kenntnis genommen.
Da keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt es bei
der bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Beschluss:
Erneute Kenntnisnahme

Stellungnahme der Verwaltung zu
Ziffer 1 mit allen Unterpunkten:

Es ist richtig, dass die
Präklusionsregelung zum Zeitpunkt
des Beschlusses über die erneute

Auslegung und dessen
Bekanntmachung außer Kraft getreten
war. Bisher ist nicht entschieden. ob

ein solcher Fehler in einem laufenden

(nicht neuen) Bebauungsplanverfahren
zur Unwirksamkeit des

Bebauungsplanes führt.

Um einen Verfahrens- oder

Rechtsfehler zu vermeiden wird der
Bebauungsplan erneut ausgelegt.

Ein Hinweis, dass die Veröffentlichung
der Praklusionsklausel im

Mitteilungsblatt vom 22. 12. 2017
rechtsfehlerhaft war erfolgt nicht, da es
hierfür keine Entscheidungen gibt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Öffentlichkeit, der Bürger und Grundstückseigentümer im Rahmen der 3. Öffentlichen
Auslequnq {Abwäaunqsprotokolll:

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 19.01.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

Meine Mandantschaft bedauert weiterhin, dass bislang eine einvernehmliche
Regelung nicht zustande gekommen ist, begrüßt aber gerade auch Ihren Willen
und den Willen der Gemeinde Eutingen im Gau zumindest zu einer
Teilregelung. Wegen des gemeindlichen Hinweises in der Bekanntmachung,
dass Stellungnahmen, die nicht während der Auslegungsfrist abgegeben
werden, bei der Beratung und Beschlussfassung zum in der Aufstellung
befindlichen Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" unberücksichtigt bleiben
können, §§ 3 Abs. 2, 4a Abs. 6 BauGB, sieht sich meine Mandantschaft auch
auf meine rechtlichen Hinweise hin gehalten, zur Wahrung ihrer Rechte diese
Stellungnahme im Bebauungsplanaufstellungsverfahren abzugeben.

Daher gebe ich namens und in Vollmacht meiner Mandantschaft, hiermit die

Stellungnahme im Rahmen der dritten verbindlichen

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zu dem in der Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" einschließlich des Entwurfes der Satzung
über örtliche Bauvorschriften zu diesem Bebauungsplanentwurf ab mit der
bekannten Anregung,

von der Aufstellung dieses Bebauungsplanes "Stuttgarter Straße" abzusehen
und das Bebauungsplanaufstellungsverfahren einschließlich des Verfahrens
über die Aufstellung der Satzung über örtliche Bauvorschriften einzustellen,
zumindest jedoch

a) die zum Sondergebiet führende und mit "Stuttgarter Straße" bezeichnete
projektierte Stichstraße als private Verkehrsfläche unter ggf. erfolgender
Festsetzung eines Geh- und Fahrrechts zugunsten der westlich an dieser
Stichstraße angrenzenden Grundstücke wegen der projektierten
Einbahnstraßenregelung festzusetzen,

b) den Uhlandweg - anstelle des Silcherweges - in gleichem Umfang, wie dies
für den Silchenweg vorgesehen ist, statt des Silcherweges und derart zu
ertüchtigen, dass ein Verkehr in beiden Richtungen ermöglicht wird,

c) von der Festsetzung von Baugebieten (ausgenommen, soweit rechtmäßig
möglich, das festzusetzen beabsichtigte Sondergebiet) Abstand zu nehmen,
jedenfalls bei einer Festsetzung von Baugebieten zur Absicherung des
Bauunternehmens meiner Mandantschaft Bestandsschutzfestsetzungen gem. §
1 Abs. 10 BauNVO zu treffen sowie die Festsetzung

zu den Baugrenzen,
zur Höhe,
zur Stellung baulicher Anlagen sowie
zu den Zufahrten

zu optimieren,

d) unter Ziffer 2. 2 der vorgesehenen textlichen Festsetzungen aufzunehmen,
dass im Mischgebiet abweichend von der vorgesehenen Unzulässigkeit von
Einzelhandelsbetrieben solche kleinflächigen Einzelhandelsbetriebe zulässig
sind, für die eine im Gebiet der Gemeinde Eutingen im Gau befindliche
Verkaufsfläche mit annähernd gleicher Größe (+/- 10 %) und identischem
Sortiment aufgegeben wird.

Stellungnahme der Verwaltung:
Diese Stellungnahme wurde
wortwörtlich im Rahmen der 2.
öffentlichen Auslegung am
25. 10.2017 vorgetragen. Der
Gemeinderat hat über diese
Stellungnahme am 12. 12. 2017
beraten und die vorgetragenen
Anregungen zurückgewiesen.

Beschluss:
Es verbleibt bei der

Entscheidung vom 12. 12.2017.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße'

10. Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
20. 02.2017

. Keine Änderungen

11. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen vom 06. 07. 20f6
. Keine Änderungen

12. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung durch eine Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02. 2017

. Keine Änderungen

13. Untersuchung zum Straßenverkehrslärm für den Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich
B14 (Stuttgarter Straße) l Mörikeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017

. Keine Änderungen

3. Öffentliche Auslequnq und Beteiligung der Behörden:

Im Anschluss an die Abwägung der Stellungnahmen aus der 2. öffentlichen Auslegung billigte der Gemeinderat am
12. 12.2017 die geänderten Planunterlagen und beschloss deren erneute (3. ) Öffentliche Auslegung. Gemäß § 4a
Abs. 3 BauGB hat der Gemeinderat bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen
abgegeben werden können und dass die Auslegungsfrist angemessen verkürzt wird.

Die Auslegung wurde im Mitteilungsblatt vom 22. 12. 2017 öffentlich bekannt gemacht und erfolgte in der Zeit vom
02. 01. 2018 bis einschließlich 19. 01. 2018.

Ausgelegt waren folgende Planunterlagen:
. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 12. 12, 2017
. Lageplan-Entwurfin der Fassung vom 12. 12. 2017
. Entwurf der Planungsrechtlichen Festsetzungen in der Fassung vom 15. 11. 2017
. Entwurf der örtlichen Bauvorschriften in der Fassung vom 15. 11. 2017
. Begründungen in der Fassung vom 15. 11. 2017
. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom 15. 11. 2017
. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22.06.2016
. Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau in der Fassung vom

16.06.2016
. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom

12. 09.2016
. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom

20. 02.2017
. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen in der Fassung vom

06.07.2016mitAktualisierungvom30.08.2017
. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen durch

Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017
. Untersuchung zum Straßenverkehrslärm für den Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14

(Stuttgarter Straße) / Mörikeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017
. Protokoll der Abwägung der Stellungnahmen aus der 2. Öffentlichen Auslegung in der Sitzung des

Gemeinderates vom 12. 12. 2017

Die Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 18. 12.2017 erneut am Verfahren beteiligt
und erhielten bis zum 22. 01. 2018 die Gelegenheit eine Stellungnahme abzugeben. .

Im Rahmen der 3. Öffentlichen Auslegung gingen nachfolgende Stellungnahmen ein über welche der Gemeinderat
am 24. 07. 2018 beraten und wie folgt entschieden hat (Abwägungsprotokoll):
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Übersicht über die wesentlichen Änderungen nach der 2. Öffentlichen Auslegung:

1. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 12. 12.2017
. Aktualisierung des Katasters

2. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom 12. 12.2017
. Aktualisierung des Katasters
. Änderung der Sichtfelder auf den Flst. Nr. 1544, 1542, 1523 und östlich der Stichstraße "Stuttgarter

Straße"
. Die Darstellung der Ortsdurchfahrtsgrenze wird als sonstiges unverbindliches Ptanzeichen in die

Legende aufgenommen.
. !m Lageplan wird das Wort "nachrichtlich" hinter den Begriff Ortsschild gesetzt
. Verlängerung der Wildhecken- und Sichtschutzpflanzung auf dem Flst. Nr. 1523
. Erweiterung der Dorfgebietsfläche auf dem Flst. Nr. 1523 um 14 m2

. Schraffierte Darstellung des Verbindungsweges zwischen der Stuttgarter Straße und dem
Mörikeweg und Erläuterung in der Legende

3. Planungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom 15. 11. 2017
. In Ziffer 4. 4 der Planungsrechtlichen Festsetzungen werden die Worte "bzw. Belange" gestrichen.
. Bei Ziffer 3. 2. 1 (Ermittlung der Grundflächenzahl) und 3. 3 (Festsetzung zur Zahl der

Vollgeschosse) werden die Formulierungen geändert.
. Festsetzung, dass Nebenanlagen innerhalb der Bauverbotszone der Genehmigung bedürfen, wird

gestrichen
. Aufnahme eines Hinweises, dass Nebenantagen innerhalb der Bauverbotszone der Genehmigung

bedürfen

. Die Regelung zur Beschichtung der Dachflächen wird neu in Ziffer 10. 4 aufgenommen

. Festsetzung einer landwirtschaftlichen Fläche

. Neuaufnahme einer Regelung zur Ermittlung der Grundfläche in Ziffer 3. 2.2

. Festsetzung einer max. Verkaufsfläche im MI und MD

. Änderung der Zuordnungsfestsetzung für den ökologischen Ausgleich aufgrund der geänderten
Eingriffsbifanzierung

4. Örtliche Bauvorschriften in der Fassung vom 15. 11. 2017
. Die Regelung zur Beschichtung der Dachflächen wird herausgenommen.
. Die Regelung, dass Stellplätze innerhalb des Stauraums zulässig sind (Ziffer 5, letzter Satz) wird

gestrichen.

5. Begründung in der Fassung vom 15. 11.2017
. In der Begründung wird dargelegt dass § 1 a Abs. 2 BauGB berücksichtigt ist
. In der Begründung wird die Festsetzung unter Ziffer 6. 3 erläutert; Es wird dargelegt, weshalb die

Grundstücke direkt an die festgesetzten Straßenverkehrsflächen anzubinden sind.
. Erläuterung zur Festsetzung einer landwirtschaftlichen Nutzung auf Flst. Nr. 1515
. Erläuterung zur festgesetzten Gebäudegrundfläche und zur Einhaltung der in der BauNVO

geregelten GRZ-Obergrenze
. Ergänzung der Begründung unter Ziffer 7. 3. 1; Erläuterung zur Festsetzung, weshalb 200 m2

Verkaufsfläche festgesetzt werden.
. Ergänzung und Änderung der Erläuterung zur verkehrlichen Erschließung über die Stichstraße

"Stuttgarter Straße"
. Korrektur der Flächenbilanz unter Ziffer 14

. Berücksichtigung der neu berechneten Eingriffsbilanzierung

6, Umweltbericht mit Bestandsplan Ober Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
15.11.2017

. Neubilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs aufgrund der Verlängerung der Wildhecken- und
Sichtschutzpflanzung auf Flst. Nr. 1523

7. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22.06. 2016
. Keine Änderungen

8. Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau vom 16. 06. 2016
. Keine Änderungen

9. Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
12. 09.2016

. Keine Änderungen
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 8
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar, Amt für
Stadtplanung
Stellungnahme vom 16. 10.2017
Das zuständige Regierungspräsidium Karlsruhe, der
Regionalverband Nordschwarzwald und die Stadt Horb
haben ihre Bedenken zurück gestellt und der größeren
Verkaufsfläche mit 1, 400 m2 zugestimmt. Diese

Entscheidung wird unsererseits ausdrücklich bedauert. Die
Vorgaben der Landes- und Regionalplanung werden
aufgrund solcher Entwicklungen weiter ausgehöhlt und
andere Gemeinden zur Nachahmung animiert.

Die Stadt Rottenburg am Neckar hält an Ihrer Auffassung
fest, dass für die Sicherstellung der Grundversorgung der
Gemeinde Eutingen im Gau auch eine Verkaufsfläche von
1. 200 m2 auskömmlich wäre.

Lfd. Nr. 9.1
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau, Bauamt
Stellungnahme vom 24. 10.2017

1. In der Begründung wird auf S. 6 unter der
Überschrift "Neue Stichstraße zum Sondergebiet"
erläutert, dass diese Stichstraße der Erschließung
des Sondergebiets dient. Dies ist nicht falsch,
könnte jedoch den Schluss zulassen, dass die
Stichstraße ausschließlich dem Sondergebiet
dient. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die
Stichstraße mit Linksabbiegespur dient auch der
Erschließung des Bauuntemehmens. Die nicht
vorhandene bzw. nicht ausreichende

Erschließung war einer der Gründe weshalb die
ohne Genehmigung errichteten Schüttgutboxen
und der Geräteunterstand bisher nicht genehmigt
werden konnten. Die Begründung sollte ergänzt
werden.

2. Die Reduzierung der Sichtdreiecke wirkt sich auf
den Lageplan aus. Die geplante Wildhecken- und
Sichtschutzpflanzungen im Bereich des Flst. Nr,
1523 können auf der ganzen Länge des
Grundstücks realisiert werden. Diese Änderung
im Bereich der Grünordnung wirkt sich positiv auf
die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung aus. Die
Neuberechnung hat ergeben, dass die
Abbuchung vom ökokonto um 585 Punkte
reduziert werden kann. Das Ergebnis der
Neubilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs im
Umweltbericht wirkt sich auch auf die Begründung
und die Planungsrechtlichen Festsetzungen aus,
weshalb diese geändert werden mussten.

Lfd. Nr. 8
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stellungnahme der Verwaltuna:
Die Gemeinde Eutingen im Gau nimmt zur Kenntnis,
dass die Stadt Rottenburg an ihrer Auffassung festhält,
dass die Grundversorgung auch bei einer
Verkaufsfläche von 1, 200 m2 gewährleistet wäre.

Diese Stellungnahme steht jedoch nach Auffassung
der Gemeinde Eutingen im Gau im Widerspruch zur
vorhandenen Verkaufsfläche von 2. 800 m2 im

Kleinzentrum Ergenzingen.

Die Vorgaben der Landesplanung werden eingehalten,
weshalb auch der Regionalverband und die
Raumordnungsbehörde der Verkaufsfläche von 1 .400
m2 zugestimmt haben.

Beschluss: Die Anregung wird zurückgewiesen. Es
verbleibt bei einer Verkaufsfläche von 1. 400 m2.

Lfd. Nr. 9.1
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:
Beschluss zu Ziffer 1:

Die Begründung wird auf S. 6 unter der Überschrift
"Neue Stichstraße zum Sondergebiet" nach dem 1.
Satz wie folgt ergänzt:
"Außerdem soll mit der Stichstraße die
Erschließung für den bestehenden Gewerbebetrieb
insbesondere für LKW-Verkehre verbessert und
heutigen Anforderungen angepasst werden. Im 3.
Satz werden die Worte "zum Sondergebiet"
gestrichen."

Beschluss zu Ziffer 2:
Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 2.3
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Straßen verkehrsbehörde

Stellungnahme vom 20. 10. 2017

Lfd. Nr. 2.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Von Seiten der Straßenverkehrsbehörde werden keine
weiteren Hinweise oder Anregungen vorgebracht.

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 4
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 2,
Raumordnung, Bau-, Denkmal- und
Gesundheitswesen

Stellungnahme vom 23. 10. 2017

Lfd. Nr. 4
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Mit Schreiben vom 18.04.2017 beteiligten Sie uns als
Träger öffentlicher Belange am oben genannten
Verfahren. In unserer Funktion als höhere
Raumordnungsbehörde nahmen wir bereits mit
Schreiben vom 22. 05.2017 Stellung.
Wie bereits damals festgestellt, ergeben sich keine
raumordnerischen Konflikte, welche der Planung
grundsätzlich entgegenstehen. Hinsichtlich der geplanten
Verkaufsfläche von 1. 400 m2 wurde bereits Zustimmung
geäußert. Wir regten des Weiteren eine Konkretisierung
der Festsetzungen hinsichtlich des Lebensmittelmarktes
an, welche in der vorliegenden Fassung umgesetzt
wurden. Diese machen nun ausreichend deutlich, dass
es sich um einen Betrieb handelt und regeln das
Sortiment differenziert. Wir bedanken uns für die
Berücksichtigung der Hinweise.
Unter Verweis auf die Stellungnahme des
Regionalverbandes Nordschwarzwald vom 09. 10. 2017
bitten wir ebenfalls um eine Konkretisierung der
zulässigen Verkaufsfläche im Zusammenhang mit dem
nun aufgenommenen "Handwerkerprivileg",

Stellunanahme der Verwal.tuaq.
Die Konkretisierung des "Handwerkerprivilegs" durch
eine Beschränkung der Verkaufsfläche ist sinnvoll und
allgemein üblich. Aus Sicht der Gemeindeverwaltung gibt
es keine Gründe der Anregung nicht nachzukommen.

Die derzeitigen Nutzungen würden eine Beschränkung
der Verkaufsfläche nicht erfordern. Allerdings könnte dies
bei einer anderen Ausrichtung der Bestandsbetriebe oder
der Neuansiedlung eines Betriebes auf den Freiflächen
sinnvoll und erforderlich sein.

Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet.
Ziffer 2. 1 und 2. 2 werden ergänzt. Das
"Handwerkerprivileg" gilt für eine Verkaufsfläche bis
max. 200 m2.

Lfd. Nr. 5
Regierungspräsidium Karlsruhe, Abteilung 4,
Straßenwesen und Verkehr
Stellungnahme vom 18. 10. 2017

Lfd. Nr. 5
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Das Regierungspräsidium hat keine Anregungen oder
Bedenken vorzutragen^

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 6
Polizeipräsidium Tuttlingen, Referat Verkehr
Stellungnahme vom 25. 10. 2017

Lfd. Nr. 6
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Davon ausgehend, dass die Schleppkurven im Bereich
der Einmündung der neuen Stichstraße "Stuttgarter
Straße" zum Einkaufsmarkt nachgewiesen sind,
bestehen aus verkehrspolizeilicher Sicht keine Bedenken
gegen den geänderten Bebauungsplanentwurf.

Stellunqnahme der Verwaltung:
Bei der Planung des Einmündungsbereichs wurden die
Schieppkurven für LKW-Verkehre berücksichtigt.
Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 7
Regionalverband Nordschwarzwald
Stellungnahme vom 09. 10. 2017

Lfd. Nr. 7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Wir haben bereits mehrfach Stellung zum
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" genommen (zuletzt
mit Schreiben vom 22. 07. 2017) und dem Bau eines
Lebensmittelmarktes mit einer Verkaufsfläche von 1. 400
m2 zugestimmt. Die aktuellen Änderungen betreffen

insbesondere Klarstellungen und Konkretisierungen in
den Festsetzungen, So wird beispielsweise klargestellt,
dass es sich um einen Einzelhandelsbetrieb handelt.
Darüber hinaus wird die Sortimentsaufteilung im
Einzethandelsbetrieb klarer strukturiert. Wir bedanken
uns für die Berücksichtigung unserer Hinweise.

Neu im vorliegenden Entwurf ist die Aufnahme des sog.
"Handwerkerprivilegs" in den benachbarten Dorf- und
Mischgebieten. Aus unserer Sicht stehen dieser
Aufnahme keine Belange entgegen, wir empfehlen
jedoch die Konkretisierung auf eine bestimmte max.
zulässige Verkaufsfläche. Üblich sind max. 200 m2

Verkaufsfläche.

Stellungnahme der VerwalturKL
Die Konkretisierung des "Handwerkerprivilegs" durch
eine Beschränkung der Verkaufsfläche ist sinnvoll und
allgemein üblich. Aus Sicht der Gemeindeverwaltung gibt
es keine Gründe der Anregung nicht nachzukommen.

Die derzeitigen Nutzungen würden eine Beschränkung
der Verkaufsfläche nicht erfordern. Allerdings könnte dies
bei einer anderen Ausrichtung des Betriebes oder der
Neuansiedlung eines Betriebes auf den Freiflächen
sinnvoll und erforderlich sein.

Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet.

Ziffer 2. 1 und 2. 2 werden ergänzt Das
"Handwerkerprivileg" gilt für eine Verkaufsfläche bis
max. 200 m2.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße

Lfd. Nr. 1.3
Landratsamt Freudenstadt, Gewerbeaufsichtsamt

Stellungnahme vom 26.10.2017

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine Bedenken.

Lfd. Nr. 1.4
Landratsamt Freudenstadt,
Untere LandwirtschaftsbehÖrde
Stellungnahme vom 26.10.2017
Im Bebauungsplan in der Fassung vom 12. 09. 2017 wird
das Flst. Nr. 1515 (Teilbereich) entgegen dem
Planentwurfzum Flächennutzungsplan, Stand
07. 07,2017, einbezogen. Dieses Flurstück wird
landwirtschaftlich genutzt. Jedoch werden keine
landwirtschaftlichen Belange vorgebracht bzw. werden
diese zurückgestellt (Nahversorgung im ländlichen
Raum).
Der Ausgleich über das Okokonto wird ausdrücklich
begrüßt.
Lfd. Nr. 1.5
Landratsamt Freudenstadt, Untere Wasser- und
Bodenschutzbehörde
Stellungnahme vom 26. 10.2017
Zum Bebauungsplan bestehen keine Bedenken, da die
zu vertretenden Belange berücksichtigt wurden.
Lfd. Nr. 1.6
Landratsamt Freudenstadt, Vermessungsamt
Stellungnahme vom 26.10.2017
Dem Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" (Planstand
12, 09. 2017) in Eutingen im Gau liegt nicht die aktuelle
Liegenschaftskarte zugrunde.

Im Bereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
fehlt das Flurstück 90/3 (Weg nördlich der Stuttgarter
Straße) und die Grenze zwischen den Flurstücken 1548,
1548/1 und 1555 verläuft abweichend.

Ansonsten bestehen seitens des Vermessungsamtes
keine Bedenken und Anregungen.
Lfd. Nr. 1.7
Landratsamt Freudenstadt, Straßenbauamt
Stellungnahme vom 26.10.2017_
Dem Bebauungsplan kann unter der Voraussetzung
zugestimmt werden, dass für den Bau der
Linksabbiegespur, einschließlich Querungshilfe, eine
nach den straßenrechtlichen Vorgaben erforderliche
Vereinbarung mit dem Referat 45 beim
Regierungspräsidium Karlsruhe abgeschlossen wird.

Lfd. Nr. 1.8
Landratsamt Freudenstadt,
Kommunal- und Rechnungsprüfungsamt
Stellungnahme vom 26. 10. 2017
Aus erschiießungsbeitragsrechtlicher Sicht wäre es, wie
bereits auch mit der Gemeinde besprochen, wichtig, dass
die Trennung zwischen Gehweg und dem
Verbindungsweg im Bereich des Sondergebiets auch
deutlich dargestellt wird.
Dies kann durch eine andere Farbgebung oder farbige
Schraffur der Verkehrsfläche (ergänzend mit näherer
Zweckbestimmung) erfolgen; es können auch
Planzeichen über die Planzeichenverordnung hinaus
erfolgen, sofern sie in der Legende abschließend definiert
sind.

Lfd. Nr. 1.3
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschfuss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.4
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.5
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss: Kenntnisnahme

Lfd. Nr. 1.6
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägyngsbeschluss:
Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet. Das Flst. Nr. 90/3 im
Lageplan dargestellt. Die Grenzen der Flst. Nr. 1548,
1548/1 und 1555 werden aktualisiert.

Lfd. Nr. 1.7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:
Beschluss:

Der Ausbau der Linksabbiegespur und der
Querungshilfe werden im Zuge der
Erschließungsplanung mit dem
Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 45,
abgestimmt. Die notwendige Vereinbarung wird in
der Regel vom Regierungspräsidium zu gegebener
Zeit vorbereitet.

Für den Bebauungsplan ergibt sich kein
Handlungsbedarf.
Lfd. Nr. 1.7
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet.
Die Trennung zwischen Gehweg und
Verbindungsweg wird im Lageplan noch klarer als
bisher dargestellt, in dem die Fläche des
Verbindungsweges schraffiert dargestellt wird. In der
Legende wird diese Darstellung erläutert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd.
Nr.

9.1

9.2

Behörde

Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Bauamt,
Marktstr. 17, 72184 Eutingen im Gau
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Finanzverwaltung, Marktstraße 17,
72184 Eutingen im Gau

Rücklauf
Ja/Nein

Ja

Nein

Keine

Anregungen
und/
oder Bedenken

Anregungen
und/oder
Bedenken

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich
Ja/Nein

Ja

Ja

Die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange werden wie folgt abgewogen:

Lfd. Nr. 1.1
Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde
Stellungnahme vom 26. 10. 2017

Lfd. Nr. 1.1
Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Das Verfahren zur Fortschreibung des
Flächennutzungsplanes läuft derzeit parallel, so dass keine
grundsätzlichen Bedenken gegen die Aufstellung des
Bebauungsplanes bestehen.

Beschluss: Kenntnisnahme

LM. Nr. 1.2
Landratsamt Freudenstadt, Untere
Naturschutebehörde

Stellungnahme vom 26. 10. 2017

Lfd. Nr. 1.2
Stellungnahme der Verwaltung und Beschluss:

Durch den Bebauungsplan sollen im Osten des
Plangebiets an der B14 (Stuttgarter Straße) durch die
Ausweisung eines Sondergebiets (SO) die
planungsrechtlichen Vorausssetzungen für die Ansiedlung
eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs zur
wohnortnahen Grundversorgung geschaffen werden.
Im Verfahren wurde seitens der unteren
Naturschutzbehörde bereits Stellung genommen.
Gegenüber dem letzten Planungsstand ist die
Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 (Teilbereich), Gemarkung
Eutingen im Gau, aus naturschutzfachlichen Sicht
ergänzend zu beurteilen. Dieses Grundstück ist im
Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche Fläche
ausgewiesen. Mit der Einbeziehung des Teilstücks des
Grundstücks Flst. Nr. 1515 ist ein nach dem

Naturschutzrecht geschütztes Gebiet oder Objekt mit der
gesamten geplanten Flächen nicht betroffen.

Die naturschutzrechtliche Eingriffs- und
Ausgleichsproblematik wurde auf Grund der geänderten
Flächenaufteilung neu berechnet und ist im berichtigten
Umweltbericht mit Bestandsplan über Biotope und
Nutzungen in der Fassung vom 12. 09. 2017 fachlich
nachvollziehbar abgehandelt.

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag vom 22. 06. 2016
wurde nicht geändert und kommt zum Ergebnis, dass bei
Beachtung der unter Abschnitt 4 genannten allgemein und
besonderen Maßnahmen Verstöße gegen die
artenschutzrechtlichen Vorschriften gemäß § 44 Abs. 1 in
Verbindung mit Abs, 5 Bundesnaturschutzgesetz
abgewendet werden können. Die dort genannten
Maßnahmen werden in Ziffer 9 der planungsrechtlichen
Festsetzungen vom 14. 12. 2016 verwiesen.

Durch die Planung sind keine direkten erheblichen
Beeinträchtigungen von Schutzgütern nach NatSchG und
BNatSchG zu erwarten.

Beschluss: Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahmen der Behörden und der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 2. Öffentlichen Auslegung
(A^bwä fl un fl s p rptpkojl);

Mit Schreiben vom 15. 09. 2017 wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange am Verfahren beteiligt:

Lfd.
Nr.

1.1

1.2

1,3

1.4

1.5

1.6

1.7

2.1

2,2

2.3

3

4

5

6

7

8

Behörde

Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde,
Herrenfelder Straße 14. 72250
Freudenstadt

Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde,
Herrenfelder Straße 14. 72250
Freudenstadt

Landratsamt Freudenstadt,
Gewerbeaufsichtsamt,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Untere
Landwirtschaftsbehörde, Herrenfelder
Straße 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Untere
Wasser- und Bodenschutzbehörde,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt

Landratsamt Freudenstadt,
Vermessungsamt,
Herrenfelder Straße 14, 72250
Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Straßenbauamt, hierrenfelder Straße
14, 72250 Freudenstadt

Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Baurechtsbehörde,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Stadtplanungsamt,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Straßenver1<ehrsbehörde

Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Netze BW GmbH,
Stuttgarter Straße 80-84, 71083
Herrenberg
Regierungspräsidium Karlsruhe,
Abteilung 2, Raumordnung, Bau-,
Denkmal- und Gesundheitswesen

Regierungspräsidium Karlsruhe,
Abteilung 4, Straßenwesen und
Verkehr, Schlossplatz 4-6, 76247
Karlsruhe

Polizeipräsidium Tuttlingen, Referat
Verkehr, Stockacher Str. 158, 78532
Tuttlingen
Regionalverband Nordschwarzwald,
Westliche Karl-Friedrich-Str. 29-31,
75172 Pforzheim
Stadtverwaltung Rottenburg am Neckar,
Amt für Stadtplanung, Marktstr. 18,
72108 Rottenburg amj^ckar^

Rücklauf

Ja/Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Ja

Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Keine

Anregungen
und/

oder Bedenken

x

x

x

x

x

x

x

Anregungen
und/oder

Bedenken

x

x

x

x

x

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich
Ja/Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Ja

Ja

Nein

Ja

Ja
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom Z5. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
A bwägu ngs besch tuss:

21. 3, Nicht hinreichend berücksichtigt wird des Weiteren auch, dass durch die Festset-

zung von privaten Grünflächen übermäßig ins Priuateigentum singegriffen wird,

wegen des vorgegebenen Erhalts von Magerwiesen eine anderweitige Nutzbar-

keii des Gmnd und Bodens geradezu ausgeschlossen ist, insoweit das Grundei-

gentum nicht mehr zumindest In Teilen auch für den Privateigenliimer nützlich isl,
sondern vielmehr bloß eine Last darstellt. Diese fehlende Piiuatnülzigkeit des

Grund und Bodens erweist sich als unverhäitnismäßig.

21, 4. Soweil zulaslen des Flurstücks Nr. 1523 eine prwale Grüri lläche mit einem

Pflanzgebot in Gestalt einer Wildhecken- uili) Sichtschiilzbepflanzung festzuset-

zen versuchl wird, wird nicht hinreichend die genehmigte Nutzung für Zwecke ei-

ner Plerdekoppel einschließlich Umzäunung berücksichtigt, die einer solchen
Wildhecken- und Sichtschutzbepflanziing entgegensieht,

21, 5. Zudem wird duich die ue'siichte Wildhecken- und Sichtschutzbepflanzung auf

dem Fliiisluck Nr, 1523 das Sichlfeld iinnölig ei^eschränkl. Denn ausweislich

Blatt 8 in Verbindung mit der Anlage zur StfaBenverkehrslärmuntersuchiing vom

18, 08. 2017 von Herrn Dr. Ing. Frank Dröschefsoll die hiichslzulässige Geschwin-

digkeil o'er m Oslen auf die Einmündung des Uhlandweges in die Stultgarter

StraßefB14 zufahrenden Fahrzeuge 70 hmfh belragen. Für eine solche Ge-

schwindigheit ist das Sichtleld IdffOm zu Mein - das Sichtfeld miiss deutlich grö-

ßer werden. Eifl gröBeres Sichlfeld kollidiert jedocl' mit diesem Pllanzgebol für ei-

Alles in altem kann der in der Aufstellung beflndliche Bebauungsplan in seinem derziiligen

Eniwurfssladium so picht rechtmäßig beschlossen werden,

Steltunqnahme der VenA/altuna zu Ziffer 21.3:
Vom Gesetzgeber wird gefordert, dass der durch
den Bebauungsplan vorbereitete Eingriff
möglichst innerhalb des P!angebiets durch
ökologische Maßnahmen ausgeglichen wird. Die
Möglichkeit "private Grünflächen" und deren
Nutzung festzusetzen und damit in das
Privateigentum einzugreifen hat der
Gesetzgeber in § 9 Abs. 1 Nr. 10 erteilt. Die
Festsetzung eines Magerrasens innerhalb einer
Bauverbotszone ist nicht unverhältnismäßig.
Beschluss: Die Anregung wird entsprechend
der Stellungnahme der Verwaltung
zurückgewiesen.

Ste!lungnahnne_der Verwaltung zu Ziffer 21.4:
Die Einzäunung der Pferdekoppel kann südlich
derWJIdhecken- und Sichtschutzbepftanzung
realisiert werden und steht der Nutzung nicht
entgegen.

Die festgesetzte Wild- und Sichtschutzhecke
setzt lediglich die in der Baugenehmigung vom
26. 02. 1998, Ziffer 6. geforderte Begrünung um
und ist somit nichts Neues. Der Nutzung der
genehmigten Pferdekoppel steht vielmehr
entgegen, dass die Fläche derzeit als Lagerplatz
für den Gewerbebetrieb genutzt wird, was nicht
genehmigt ist.
Beschluss; Die Anregung wird entsprechend
der Stellungnahme der Verwaltung
zurückgewiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 21. 5:
Aufgrund der Anregung des Einwenders wurden
die notwendigen Sichtfelder nochmals mit dem
Regierungspräsidium abgestimmt. Vom
Regierungspräsidium wurde mitgeteilt, dass die
Freihaltung der "Anfahrtssicht" ausreicht.
Dadurch reduzieren sich die Sichtfelder auf allen
betroffenen Grundstücken.

Da sich die Sichtfelder nun reduzieren, kann die
Wildhecken- und Sichtschutzpflanzung auf der
gesamten Länge des Grundstücks Flst. Nr. 1523
festgesetzt und umgesetzt werden und muss
nicht eingeschränkt werden.
Beschluss:
Der Hinweis wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung beachtet.

Beschluss zum letzten Saüf nach Ziffer 21.5:
Der Bebauungsplan-Entwurfwird mit Datum
vom 12. 12. 2017 nochmals geändert und wird
nicht als Satzung beschlossen. Der Hinweis
wird zur Kenntnis genommen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 2S. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

20. Ziffer 5 S. 2 des Entwurfes der örtlichen Bauvorschriften verstößt gegen § 37 LBO,

Denn nach Ziffer 5 S. 2 des Entwurfes der örtlichen Bauvorschriflen sollen Stellplätze

auch im zugehörigen Stauraum zu notwendigen Steilp!äüen untergebracht werden

können. Dadurch würde jedoch der notwendige Stellplatz zu einem sogenannten "ge-
fangenen Stellplatz", der grundsätzlich kein notwendiger Stellplatz im Sinne des § 37

Abs. 1 LBO isl.

21, Im Übrigen rüge ich für meine Mandanlschafl vorsorglich noch:

211. Der Versuch der Festset2ung iiner Fläche für die Landwirtschaft för das

Fllirstiick Ni, 1515 isl rechtswidrig, Dem Sinn und Zweck dieser Festselzung isl

nach den gemeindlichen Bekundungen gerade nichl die Förderung der Landwirt-

schaft, sondern vielmehr die Unzulässigkeit m baulichen Anlagen. Dabei md

jedoch verkamt, dass bei der Festsetzung einer Fläche für die Landwirtschafl

gleichwN roch bauliche Anlagen zulässig sind, so landwirtschaftliche Gebäude.

Auch ist bislang die Verertaikeil einer solchen Fläche für die Landwirtschafl mit

den iinmitlelbar angrenzenden Wohnnutzungen insbesondere auch im Hinblick

auf Geruchs- und Geräiischimmissionen nicht erfoigt Gewolll isl wahrlich bloB ei-

re Unbebaiibarkeil dieses F'ursiicte zur Vemeidiing der bauplanungsrechtlichen

Ziilässigheil von baulichen Anlagen au! diesem Fli. rsluck geslulzl auf § 34 Abs, l

BauGB - zum Ereichen dieses Zweckes ist die Festsetzung em Fläche für die

21. 2, Ziffer 3. 2. 2 des Entwurfes von Festselziingen enthält mil dem Verweis auf "Ge-

bäudegrundfläche" eine von den Begriffen der BauNVO losgelöste Definition der

Gebäudegrundfläche. Mit anderen Worten; Gemeindlicherseils wird durch die

Heranziehung des Begnffes der Gebäudegrundfläche versucht, von den Vorga-

ben des § 19 BauNVO abzuweichen, um -wohl wegen des großen Kundenpark-

plalzes - anscheinend insbesondere auch eine Anrechnung der Grundflächen von

Garagen und Stellplätzen, Nebenanlagen und baulichen Anlagen unterhalb def

Geländeoberfläche zu vermeiden. Dies verstoßt jedoch gegen § 19 Abs. 4 BauN-

VO, auch weil hierdurch anscheinend die Obergrenzen des § 19 BauNVO über-

schriiten werden, ohne dass hierfür die Voraussetzungen des § 17 Abs, 2 BaaN-

VO vorliegen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 20;
Der Hinweis wird beachtet. Der letzte Satz in
Ziffer 5 wird gestrichen, da die Regelungen in
der LBO ausreichend sind.
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet. Der
letzte Satz in Ziffer 5 wird gestrichen.

Stellunanahme der Verwaltung zu Ziffer 21J_,
Das Flst. Nr. 1515 war bisher landwirtschaftlich
genutzt und soll auch künftig landwirtschaftlich
genutzt werden. Um die landwirtschaftliche
Nutzung auf Dauer zu sichern, wird das Flst, Nr.
1515 teilweise in den Geltungsbereich
einbezogen.

Bisher enthalten Festsetzungen und
Begründungen, jedoch keine Aussagen zur
festgesetzten landwirtschaftlichen Fläche. Dies
sollte ergänzt werden.

Beschluss:

Der Hinweis wird beachtet. Die
Planungsrechtlichen Festsetzungen wurden
unter Ziffer 9. 3 und die Begründung unter
Ziffer 7. 3. 1 wird ergänzt.

Stellunanahme der Verwaltunq zu Ziffer 21.2:

Aufgrund der Einwendungen, wurden die
Festsetzungen zur Grundfläche überprüft.

Es verbleibt bei der festgesetzten Grundfläche
von 2. 500 m2 für das Gebäude. Darüber hinaus

wird festgesetzt, dass diese zulässige
Grundfläche durch Stellplätze, Zufahrten usw.
um 150 %. also um 3. 750 m2 überschritten

werden darf, also insgesamt 6. 250 m2 Fläche

überbaut werden dürfen.

Es wird festgesetzt, dass das maßgebendes
Baugrundstück aus der Sondergebietsfläche und
den privaten Grünflächen nördlich, südlich und
östlich besteht.

Das maßgebende Baugrundstück hat somit eine
Fläche von ca, 7. 950 m2.

In der Begründung wird dargelegt, dass mit
dieser Festsetzung die vom Gesetzgeber
vorgegebene Grundflächenzahl von 0,8
eingehalten wird.
Beschluss:

Der Hinweis wird berücksichtigt.
Die Planungsrechtlichen Festsetzungen
werden unter Ziffer 3. 2. 2 und die Begründung
unter Ziffer 7. 3. 2 ergänzt.

Seite 128 von 203



Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwagungsbeschluss:
Stellungnahme der Verwaltung 18 und 18, 1:

18. Meine Mandanlschaft begrüßt die gemeindliche Anpassung von Ziffer 3. 3 des Eniwur-

fes der Örtlichen Bauvorschriften zu den Einfriedigungen.

18. 1 Jedoch ist die Höhenbeschränkung auf 1,80 m unzureichend. Denn ein Zaun

von 1, 80 m Höhe kann ohne weiteres mit Leichtigkeit überwunden werden, kann

also nicht dem Einbruchsschutz denen. Damit wird eine betrieblich erforderliche

wirksame Einzäunung unmöglich gemacht. Meine Mandanfschaft hat jedoch we-

gen der eigenen Bauunternehmung auf den genannten Grundstücken und erst

Recht bei Verwirklichung des Einzelhsndelsbetriebs wegen des durch den Einzel-

handelsbetrieb angelocklen Publikums ein betriebliches gerechtfertigtes Interesse
an einem wirksamen Schutz der betrieblichen Gegenstände vor Abhandenkom-

men. Hierzu ist - wie auch in einem Gewerbegebiet - zumindest für die gewerb-
lich genutzlen Grundstücke die Möglichkeit der vollumfängiichen Einzäunung mil
Zäunen mit einer Höhe von mindestens 2, 50 m vorzusehen! Anderenfalls würden

die betrieblichen Erfordernisse geradezu ignoriert werden.

Die gemeindlicherseits angedachten Alarmanlagen können das Abhandenkom-

men von Gegenständen nicht unterbinden, sondern bloß das Entdeckungsrisiko

erhöhen. Teilweise sind Alarmanlagen auch schlicht und einfach untunlich, wenn

beispielsweise tagsüber Kunden bedient werden, da dann bei jedem Kunden die

Alarmanlage auslösen würde. Ein Zaun beschränkt dagegen die Zutrittsmöglich-

keit auf eine enge Fläche und unterbindet im Übrigen die Wegnahme von Gegen-

ständen.

18. 2 Meine Mandanischaft begrüßt des Weiteren, dass nach dsm gemeindlichen Wit-

len zu den "Einfriedigungen" im Sinne dieser örtlichen Bauvorschrifl nichi Schail-

Schutzmaßnahmen zählen, also eine beispielsweise 2, 50 m hohe Mauer, der

auch eine Schallschutzwirkung zukommt, nicht durch Ziffer 3. 3 der örtlichen Bau-

Vorschriften unterbunden werden kann. Ob dann noch die örtliche Bauvorschrift

Ziffer 3. 3 Sinn macht, steht hier nicht zur Beurteilung an.

19. Meine Mandantschafl beorüßt. dass zu den Abfallbehältern, Mülltonnen und Contai-

nern im Sinne von Ziffer 3, 5 der örtlichen Bauvorschriften die Schüttgutboxen meiner

Mandantschaft nach der gemeindlichen Bekundung in der Abwägungssynopse nicht

gehören. Denn aus Betriebsgründen können die Schüttgutboxen meiner Mandantschaft

nicht geschlossen werden. Die Emchtung einer Wand ZLim Schutz vor Einsichtnahme

ist ebenfalls nicht möglich, da dem die Baugrenze und äie Unzulässigkeit von baulichen

An!agen außerhalb der Baugrenze entgegenstehen und zudem meine Mandanischafi

für das eigene Bauuntemehmen Bewegungsflache für die Entlade-, Belade- und UmEa-

detätigkeiten benötig!.

Über die Höhe möglicher Einzäunungen hat der
Gemeinderat bereits in der Sitzung am
12. 09. 2017 beraten und entschieden, dass eine
Höhe von max. 1, 80 m festgesetzt wird. Die
Gründe dafür sind in der Sitzungsvorlage Nr.
116/2017, Seite 55, dargelegt.
Eine erneute Beratung ist nach Auffassung der
Verwaltung nicht erforderlich, da die hier
vorgebrachten Argumente bereits bei der
Sitzung am 12.09.2017 bekannt waren.

Der Argumentation, dass durch die Kunden des
Einzelhandelsbetriebs eine erhöhte Gefahr für
die auf dem Grundstück des Einwenders
gelagerten Gegenstände entsteht wird nicht
gefolgt.
In den vergangenen ca. 50 Jahren lagerten die
Gegenstände ohne Einfriedung auf dem
Grundstück. Der Mörikeweg war wenig
frequentiert und unbeleuchtet.
Durch die stärkere Frequentierung der Straße,
verbunden mit einer besseren Ausleuchtung,
wird die Gefahr von Einbrüchen eher reduziert
als erhöht.

Beschluss:

Es verbleibt bei der Entscheidung vom
12.09.2017. Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 18. 2:
Ob es sich bei einer 2, 50 m hohen Mauer um
eine Einfriedung oder eine
Schallschutzmaßnahme handelt wird im
Baugenehmigungsverfahren geprüft, hlandeltes
sich um eine Einfriedung ist diese in dieser Höhe
nicht zulässig. Eine 2, 50 m hohe Mauer als
Schallschutzmaßnahme ist innerhalb der

Baugrenze grundsätzlich zulässig. Außerhalb
der überbaubaren Fläche kann diese im
Einzelfalt (Befreiung von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes; Ausnahme vom
Hochbauverbot nach § 9 FStrG) als
Nebenanlage zugelassen werden. Es ist
nachzuweisen, dass es sich um einen
Schallschutz handelt.
Beschluss: Kenntnisnahme, für den

Bebauungsplan besteht kein
Handlungsbedarf.

Stellunanahme der Verwaltung zu Ziffer 19:
Ob die Schüttgutboxen einzuhausen sind, wird
im Baugenehmigungsverfahren geprüft. Eine
Einhausung könnte dann gefordert werden,
wenn die zulässigen Immissionsschutzwerte
nicht eingehalten werden können. Die
Einhaltung ist im Baugenehmigungsverfahren
nachzuweisen, ähnlich wie auch der

Verbrauchermarkt im

Baugenehmigungsverfahren nachweisen muss,
dass durch die Andienung, Klimageräte, usw,
die gesetzlichen Lärmwerte eingehalten werden.
Beschluss: Kenntnisnahme, für den
Bebauungsplan besteht kein
Handlungsbedarf.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

15.3. Zudem sind die geräuschimmissionsbezogenen Festselzungen und bauieitplane-
fischen Annahmen rechtsfehlerhaft, da diese sich auf öas Gutachten von Herrn

Dr.-lng. Droscher vom 06.07. 2016 auch in der Fassung seiner Ergänzungen
gründen, das Jedoch von fehlerhaften Annahmen ausgeht:

a) So geht der Gutachter nicht von einem Neubau oder einer wesentlichen An-

derung von öffenlfichen Straßen aus. Die projektierte Stichstraße "Stuttgar-
ter Straße' wird jedoch neu gebaut, soll jedenfalls bezogen aLif den Mörike-
weg um einen weiteren Fahrstreifen verfügen.

b) Die dem Schaltgutachten zugrundefiegende Annahme eines reinen Tagbe-

triebs des Lebens m itteteinzelhändlers ist lebensfern, da sehr viele großflä-

chige Lebensmltteleinzelhändler zumindest bis 22:00 Uhr geöffnet haben, so
dass Partplatzverhehf nach 22:00 Uhr und cfamii zur Nachtzeit erfolgt.

c) Nicht realitätsgerecht ist auch die Annahme der Aniieferung der zu verkau-

fenden Wars nur zur Tagzeit, da solche Anlieferungen üblicherweise auch

zur Nachtzeit erfolgen.

15. 4. Rechtsfehlechaft werden trotz erkannter Geräuschkonflikte keine Festsetzun-

gen für das Sondergeöiet zur Minimierung der Geräuschkonffikte getroffen,
so bspw. Festsetzungen zur Einhausung der Anlieferung, zur Verortung von

Schallquellen (Klimageräte, etc. ), etc.. Soweit gemeindlicherseits davon ausge-
gangen wird, nicht über eine Ermächtigungsgrundlage für weitere Schallschutz-

festselzungen zu verfügen, werden die Regelungsmöglichkeiten des § 9 Abs. 1
Nr. 24 BauGB verkannt,

16. Der Entwurf Zifer 1. 3 de[ örtlichen Baiivorschrilten isl wegen des Abslellens auf grelle

Farben, auf stark reflsklierende und spiegelnde Baterialien sowie wegen des Ab-

slellens auf eine Gefährdling des Grundwasse's nichl hinieichend bestimmt Soweit

durch örtliche Bauvorschrift anzuordnen versucht wird, dass kupfer-, zink- oder bleige-

deckte Dachfiächen durch Beschichlung oder in ähnlicher Weise gegen Venvitierung
und eine damii verbundene Auslösung vor Melallbestandtellen behandelt «erden müs-

sen, fehlt es an einer Ermächtigungsgrundlage für einen soichen Regelungsversuch.
Dem dieser Regelungsversuch dient offensichtlich dem Umweltschutz. Aus Gründen

des Umwellscbiitzes kann jedoch nichl eine örtliche Bauuorschrif! erlassen werden,

§?4Abs. 1S. 1LBO.

17. Auch Ziffer 3, 1 des Entwurfes der örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung der
unbebauten Flächen Ist rechtsfehlerhaft, da es beispielsweise die Ausnutzbarkeit der

Grundstücke meiner Mandanlschaft zu slark beschränkt. Soweil die Gemeinde de[ Auf-

fassung ist, dass mit »unbebauten Rächen" diejenigen Flächen gemeint sind, für die im

Baugenehmigungsverfahren kein konkreter Nutzungs^eck gelroffen wird, wird die Be-

Stimmung des § 9 Abs, 1 LBO ignoriert. Denn genau diesen Fall regelt bereits § 9 Abs,
1 LBO, Der örtlichen Sauvorschrift Ziffef 3. 1 bedarf es nichl,

Stellunanahme zu Ziffer 15. 3:
Über diesen Einwand hat der Gemeinderaf

bereits in der Sitzung am 12. 09. 2017 beraten
und entschieden. Auf die Sitzungsvorlage Nr.
116/2017 S. 51 und 52 wird verwiesen.
Beschluss: Es bleibt bei der Abwägung vom
12. 09. 2017. Die Einwendung wird
zurückgewiesen.

Stellunqnahme zu Ziffer 15. 4:

In § 9 Abs. 1 BauGB ist im ersten Satz geregelt,
dass die Gemeinde Festsetzungen nach Nr. 24
erlassen kann, soweit sie dies aus

städtebaulichen Gründen für erforderlich hält.

Die Gemeindeverwaltung war und ist der
Auffassung, dass die nach § 9 Abs. 1 Nr. 24
BauGB getroffenen Festsetzungen ausreichend
sind und aus städtebaulichen Gründen keine
weiteren Festsetzungen erforderlich sind.
Beschluss:

Die Einwendungen werden entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung
zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 16:

Die Festsetzung unter Ziffer 1.3, 1.
Spiegelstrich, ist nach Auffassung der
Baugenehmigungsbehörde hinreichend
bestimmt.

Eine Rechtsgrundlage nach § 74 Abs. 1 LBO
besteht für die Festsetzung unter Ziffer 1.3, 2.
Spiegelstrich, nicht, weshalb die Regelung aus
den Örtlichen Bauvorschriften herausgenommen
wird.

Rechtsgrundlage für diese Festsetzung ist § 1
Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 9 Abs. 1 Nr. 20. Die
Festsetzung "Kupfer-, zink- oder bleigedeckte
Dachflächen müssen durch Beschichtung oder
in ähnlicher Weise gegen Verwitterung und eine
damit verbundene Auslösung von
Metallbestandteilen behndett werden (siehe
Verordnung de UVM vom 22. 03. 1999 über die
dezentrale Beseitigung von
Niederschlagswasser). " w\rü daher in die
Planungsrechttichen Festsetzungen unter
Ziffer10. 4 aufgenommen.
Beschluss:

Die Einwendung wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung
berücksichtigt.

Stellungnahme der Ziffer 17:
Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 2 BauGB kann die
Gemeinde Anforderungen an die Gestaltung,
Bepflanzung und Nutzung der unbebauten
Flächen der bebauten Grundstücke erlassen.
Von dieser rechtlichen Möglichkeit macht die
Gemeinde Gebrauch.

Beschluss: Der Einwand wird

zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524. 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss^

15. Auch die Larmschutzfestsetzungen sind rechtsfehiertiaft:

15.1. Die Festsetzung Ziffer 11, 1 des Entwurfes der textiichen Festsetzungen ist rechts-

fehlerhaft, weil sie die Verwendung zu öffnender Fenster untersagt:

15. 1. 1 Denn Ziel dieser Regelung so!! anscheinend die GewährleistiJng eines
ausreichenden Lärmschutzes sein

15. 1. 2 Zur Ereichung dieses Zieles genügt es, entsprechende Dämmwerte

der Außenbautei!e vorzuschreiben. Wenn diese Dämmwerte der Au-

Genbauteile - einschtießlich zu öffnender Fenster - eingehalten werden,

ist dieses Ziel erreicht. Ein zusäizliches Verbot von zu öffnenden Fens-

fern bei Einhaltung der Dämmwerte bedarf es nicht, erweist sich dann
als überschießend. Solche einen ausreichenden Schallschutz gewähr-

leistenden, zu öffnenden Fenster sincf beispielsweise das , 1-lafencity-

Fenster", das sich h der Praxis bewährt hat. Dieses . Hafencity-Fenstei"

Jäss; sich öffnen, verfügt aber auch bei Öffnung über ein ausreichendes
Schaildammmaß. Wird nunmehr sogar die Verwendung eines solchen

Fensters trotz Einhaltung des hier maßgsb!ichen und auch bauleitplane-

risch bezweckten Schalidammmaßes uniersagt, schießt diese Rege-

lung offensichtlich über das Ziel hinaus!

Die gemeindliche Befürchtung, dass beim Nichtausspruch eines Ver-

bots der Verwendung zu öffnender Fenster der Bebauungsplan aufge-

hoben werden könnte, verkennt diese rechtlichen Maßstäbe. Es genügt

die Gewährleistung eines ausreichenden Schallschutzes, also das Vor-
schreiben eines ausreichenden Schalldämmmaßes. Wie im konkreten

Einzelfall dieses Schalldämmmaß eingehatten wird, durch Mauerwerk,

durch Hoizbauteiie, durch zu Öffnende Fenster, durch geschlossene

Fenster, ist unbeachtlich, solange - wie hier cturch das sogenannte "Ha-

fencity-Fenster" - das Einhalten des vorgegebenen Schaiidämmmaßes

gewährleistet werden kann.

15, 1.3

15, 1.4 Durch das Vorsehen nicht zu öffnender Fenster nimmt der Satzungsge-

ber auch nicht in den Blick, dass - so das Bundesvewaltungsgericht in

seiner Entscheidung vom 21. 09. 2006, 4 C 4/05 - "zur angemessenen

Behiedigmg der WohabedäMsse heute gmdsätzlicti üie MögliclikeS

äesScMalens bei gekipfilem Fenster QeW.

15. 2. Dagegen ist die Nichtberücksichtigung eines ausreichenden Schalfschützes

für den Auflenwohnbereich ein eklatanter Mangel! Da sowohl Mischgebiete als

auch Dorfgebiete über allgemein zulässige Wohnnutzungen verfügen, muss auch

der sog. Au&enwohnberelch als solcher tauglich sein, sollte also grundsät2!ich -

siehe S. 54, unten, des Gutachtens von Herrn Or. -lng, Dröscher vom 06. 07. 2016 -

über einen Oeurteilungspegel von nicht mehr als 65 dB(A) verfügen, Tatsächlich

wird jedoch nach diesem Gulachten von Herrn Dr. -lng. Droscher vom 06. 07. 2016

für den Außenwohnbereich dieser Beurteilungspegel von G5 dB(A) überschritten

(vgl. Anlagen 2+3 dieses Gutachtens). Der Gutachter empfiehlt daher auch das

Ergreifen von Schalischutzmaßnahmen, die der derzeitige Bebauungsplsnentwurf

jedoch nicht vorsieht, damil einen Konflikt erzeugt, aber nicht iöst! Dies ist rechts-

fehlerhaft!

Der gemeindliche Verweis auf eine Verlagerung dieser Problematik in die Objekt-

Planung verkennt, dass sich dieser Konflikt wegen eines ausreichenden Schall-

Schutzes des Außenwohnbereiches. also der Rasenflächen. Garte nflächen. etc.

außerhalb der Gebäude, nicht im Rahmen der Objekt pl a n ung lösen lässt, Es blei-

ben selbst bei einer schallschutzfokussierten Anordnung der baulichen Anlage(n)

Außenwohnbereiche über, die unzulässigen Geräuschimmissionen ausgesetzt

bleiben.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 15,
15. 1._15. 1. 1. 15. 1.2 und 15. 1. 3:
Der Einwender und das von der Gemeinde

beauftragte Gutachterbüro vertreten
unterschiedliche Rechtsauffassungen.

Die Gemeindeverwaltung vermag nicht zu
beurteilen, welche rechtliche Auffassung richtig
ist, vertraut jedoch dem beauftragten
Gutachterbüro, weshalb die Festsetzungen nicht
geändert werden.

Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 15. 1.4:
Der Einwender und das von der Gemeinde

beauftragte Gutachterbüro vertreten
unterschiedliche Rechtsauffassungen.

Die Gemeindeverwaltung vermag nicht zu
beurteilen, welche rechtliche Auffassung richtig
ist, vertraut jedoch dem beauftragten
Gutachterbüro, weshalb die Festsetzungen nicht
geändert werden.

Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen.

Stellunqnahme der Verwaltung zu Ziffer 15. 2:
Der Einwender und das von der Gemeinde

beauftragte Gutachterbüro vertreten
unterschiedliche Rechtsauffassungen.

Die Gemeindeverwaltung vertraut der Richtigkeit
des Gutachtens und dem beauftragten
Gutachterbüro, weshalb die Festsetzungen nicht
geändert werden.

Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

13. 3 Vorstehende Problematik würde sich nicht stellen, wenn für die FlursEücke meiner

Mandantschaft Nr. 1524f1 und 1527(1 der Uhlandweg als . feslgesetzte Straßen-

verkshrsfläche" angesehen würde.

13. 4 Vorsorgiich: Der betnebsbedingte Verkehr der Bauuntemehmung meiner Man-

dantschaft wird zu über 90 % über den Uhlandweg abgewickelt ~ auch der Liefer-

vertehr erfolgt über den Uhlandweg. Auf diese Verkehrsandienung hai sich der

Betrieb meiner Mandantschaft eingerichtet. Ein teilweises Abschneiden der Er-

reichbarkeit durch einen Zwang zum Anfahren und Verlassen dsr Flurstücke Nr,
1527/1 und 1524/1 nur aus Osten würde die vefkehrliche Erreichbarkeit dieser

Grundstücke massiv beeinlrächtigen! ich rüge hier ausdrücklich das Fehlen eines

städtebaulichen Grundes und eine übermäßige Einschränkung der Eigeniümer-
rechte meiner Mandantschaft!

14. Meine Mandantschaft begrüßt, dass nunmehr bloß noch eine Verpflichtung zurAnpflan-
zung eines Laub- oder Obstbaumes je 500 m; 8au9rundstücksfläche vorgesehen
ist. Jedoch nimmt auch dieser Regeiungsversuch die konkreie Situation vor Ort nicht in
den Blick. Dies sei anschaulich am Flurstück meiner Mandsntschaft Nr. 1527/1 veran-

schaulicht: Dieses Flurstück ist mit einenn Lagergebäucfe bebaut, an dessen südlicher
Seite eine Wege- und Ranglerfläche entlanglauft, damit aus dieser seitlich offenen Halle

die gelagerten Gegenstände entnommen werden können. Müssten nunmehr beispiels-

weise zwei Bäume auf diesem Flurstück Nr, 1527/1 angepflanzt werden, würden diese

Bäume, weif auch die zivilrechllichen Abstandsanforderungen hier des g 16 des Nach-
barrechtsgesetzes beachtet werden müssten, mit einem Abstand von mindestens 4 m

zur südlichen Grundstücksgrenze gesetzt werden und sich damit mitten in der Wege-
und Rangierfläche befinden. Östlich und wesllich können diese Bäume auf diesem Flur-

stück nicht gesetzt werden, da die Halle von Osten befahren wird und im Westen sich

ebenfalls eine Wege- und Rangierflsche befindet. Daher würde insbesondere auch auf

den Betriebsgrundstücken meiner Mandantschafi eine solche Festsetzung zu einer

übermäßigen Einschränkung führen. Denn insbesondere auch die Flurstücke Nr.

1524/1, 1527/1 und 1527 werden vollumfangiich für Betriebszwecke benötigt. Das An-
pflanzen von Bäumen würde die Befahrbarteit und Ausnutzbarkelt behindern, 2umal

auch die Bäume wegen des einzuiialtenden nachbarrechtlichen Grenzabstandes nach

§ 16 NRG mitten im Weg stehen würden! Anders als bei Neubauten kann meine Man-

dantschaft auch diese versuchte Festsetzung nich! mehr bei der Verortung der bauli-

chen Anlagen berücksichtigen!

Auch nach Rechtskraft des Bebauungsplanes
können die Grundstücke Flst. Nr. 1524/1 und

1527/1 über den Uhlandweg angefahren
werden. Eine doppelte Erschließung wird durch
den Bebauungsplan nicht verhindert.

Beschluss zu Ziffer 13 mit allen

Unterpunkten:
Der städtebauliche Grund für die
Festsetzung unter Ziffer 6.3 wird in der
Begründung wie folgt erläutert:
Ergänzung der Begründung unter Ziffer 7. 1. 1:
Überschrift: Anbindung an die festgesetzten
Straßenverkehrs flächen

Um städtebauliche Missstände wie in der

Vergangenheit zu venneiden, soll mit der
Festsetzung unter Ziffer 6. 3 vermieden werden,
dass Grundstücke so geteilt werden, dass Sie
über keine direkte Anbindung an die
Straßenverkehrsftächen verfügen. Insbesondere
zur Regelung der Bestandssituation wird die
Möglichkeit einer öffentlich-rechtlichen
Sicherung der Zufahrten als Alternative
eingeräumt.
Die Festsetzung unter Ziffer 6.3 ist eindeutig
formuliert und wird nicht geändert.

Stell un qnalime der Verwaltung zu Ziffer 14:
Da es in Einzelfällen tatsächlich problematisch
sein kann, die gewünschten Baumpflanzungen
durchzuführen, hat die Gemeinde bereits in den
Festsetzungen aufgenommen, dass Ausnahmen
im Einzelfali zugelassen werden können, wenn
dafür andere geeignete Maßnahmen
durchgeführt werden.
Dadurch ist es möglich auch auf den
Grundstücken 1524/1, 1527/1 und 1527
Ausgleichsmaßnahmen zur Minimierung des
Eingriffs umzusetzen. Dass dies mit
Einschränkungen für den
Grundstückseigentümer verbunden ist,
entspricht den Tatsachen, betrifft aber alle
Grundstückseigentümer, sowohl im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes
"Stuttgarter Straße", als auch in anderen
Baugebieten,
Beschluss:

Die Einwendungen werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erkfärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

12. 8. Sinnvollerweise sollte es bei der üblichen Regelung der Nichtbeschränkung von

Nebenaniagen außerhalb der Baugrenzen verbleiben, so dass baurechtsbehördli-

cherseils über eine Zulassungsentscheidung nach § 23 Abs. 5 BauNVO im Ein-

zelfail eine sachgerechte Lösung herbeigeführt werden kann!

13, Auch der Festsetzungsversuch zum Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflä-

chen in Ziffer 6. 3 des Bebauungsplanes ist rechtsfehlerhaft:

13. 1. Nach Ziffer 6. 3 S. 1 des Bebauungsplanenlwurfes soil die Zufahrt zu den Grund-

stücken "direkt üüef cf/e festgesetzten SvaSenverkehrsfiachen" erfolgen, Es fehlt

jedoch an einer konkreten Zuordnung des jeweiligen Grundstücks zu den Stra-

ßenverkehrsflächen. So ist beispielsweise bei dem Flurstück Nr. 1548/1 vollkom-

men unklar, an welche Straßenverkehrsftäche die Zufahrf zu erfolgen hat.

13. 2 Sollte mit diesem Festsetzungsuersuch such das Befahren beispielsweise des

Flurstücks Nr. 1527/1 meiner Mandantschaft aus Westen vom Uhlandweg über

das Flurstück Nr. 1527, wie es in der Vergangenheit jahrzehntelang praktiziert
worden ist und sich bewährt hat. unterbunden werden, würde damit zum einen

bestehenden Baugenehmigungen zuwider und auch unnötig in das Eigentums-

recht und vor allem auch in den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb

meiner Mandanfschaft eingegriffen werden.

Auch wäre dann insbesondere wäre in der Zwischenzei! - sb dem Satzungsbe-

schluss und bis zur Herstellung der festgesetzten öffenttichen Verkehrsflächen -
eine Befahrbarkeit der Fiurstücke Nr. 1527/1 und 1524/1 meiner Mandantschafl

unzulässig!

Stellungnahme der Verwaltunci zu Ziffer 12. 8:
Die Baugrenzen sind so großzügig gefasst, dass
theoretisch auch Nebenanlagen außerhalb der
Baugrenzen generell ausgeschlossen werden
könnten. Diese Einschränkung wäre
städtebaulich zwar wünschenswert, würde
jedoch den Grundstückseigentümer
insbesondere auch in der Bauverbotszone
deutlich einschränken. Die Gemeinde hat sich
daher entschlossen ein generelles Verbot von
Nebenanlagen außerhalb der überbaubaren
Fläche aufzulockern und diese als Ausnahme
zuzulassen.
Beschluss:
Die bestehende Regelung wird nicht
geändert. Nebenanlagen außerhalb der
überbaubaren Grundstücksfläche können als
Ausnahme zugelassen werden.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 13 mit
allen Unterpunkten:
Städtebauliches Ziel ist es Grundstücke direkt
über die öffentlichen Straßenverkehrsflächen zu
erschließen. Wenn dies aufgrund der
tatsächlichen Grundstückszuschnitte im Bestand
oder durch Grundstücksteilungen nicht möglich
ist. ist die Zufahrt zu diesen Grundstücken
öffentlich-rechtlich zu sichern.

Da die Gemeinde bei der Teilung von
Grundstücken nicht mehr beteiligt wird, sind in
der Vergangenheit Grundstücke geteilt worden
und verfügten dann über keine rechtlich-
gesicherte Erschließung, so z. B. das vom
EJnwender genannte Grundstück Flst. Nr,
1548/1. Die Festsetzung soll künftig rechtlich
Grundlage dafür sein, dass die Gemeinde bei
Grundstücksteilungen Aussagen zur
Erschließung der Grundstücke fordern kann und
die Erschließung, sofern keine direkte
Anbindung möglich ist, öffentlich-rechtlich
gesichert werden muss.

Nach dem Ausbau der Stichstraße "Stuttgarter
Straße" wird geprüft ob die Flst. Nr. 1527/1 und
1524/1 direkt an die Stichstraße "Stuttgarter
Straße" angebunden sind oder ob eine
öffentlich-rechtliche Sicherung der Erschließung
erforderlich ist.

Es ist nicht Ziel der Festsetzung die Zufahrt über
den Uhlandweg zu unterbinden, sondern Ziel ist
es für alle Grundstücke gesicherte
Erschließungen zu gewährleisten, wenn möglich
über eine direkte Anbindung. Ansonsten über
die öffentlich-rechtliche Sicherung.

Das jetzige Problem, dass der Uhlandweg keine
gesicherte Erschließung für die Flst. Nr. 1524/1
und 1527/1 darstellt, würde sich nicht stellen,
wenn die Grundstücke nicht geteilt worden
wären oder bei der Teilung der Grundstücke
Regelungen zur Erschließung getroffen worden
waren.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße'

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

12. 3, Nichl hinreichend beslimml ist auch der Nebensalz (" smieil ... und keine ande-

ren feslsebungen bzw. Selame erögegens(ehen'), Gilt dieser Nebensatz mil

seinen Einschränkungen nur für die Nebenanlagen außerhaib der überbaubaren

Gmndslicksflächen oder auch für die an sich allgemein zulässigen Nebenanlagen
imerhalb der überbaubaren Griindstöcksflächeii? Dies ist nicht

12. 4. Nicht hinreichend bestimm! ist auch, was mit dem Begriff des "Beianges" in dem

vorstehend verkürzt waedergegebenen Nebensatz des ersten Satzes gemeint ist:

Was soll denn über die Festsetzungen hinaus noch der Zulässigkeit von Neben-

anlagen außerhalb der überbaubaren Grundstücksfiächen entgegenstehen? Soll-
ten dies andere Rechtsvorschriften sein, bedarf es dieses Nebensatzes nicht, weil

ja andere gesetzliche Vorgaben dann existieren würden. Oder soilen such rein zi-

vilrechtliche Belange gemeint sein?

12, 5. Für die bau!eitpianerische Festsetzung, dass Nebenanlagen innerhalb der Bau-

Verbotszone des § 9 Bundesfernstraßengesetz nur nach Zusiimmung durch das

Regierungspräsicfium emchtet werden dürfen, fehlt es an einer Rechtsgrundlage,

§ 9 BauGB. Auch bedarf es einer solchen Regelung nicht, da die Bauverbotszone

bereits durch § 9 Bundesfernstraßengesetz geregelt ist, Hier scheint

cherseits eine doppelte Absicherung zu erfolgen.

12. 6. Vorstehendes gilt entsprechend für den Regelungsversuch im zv/eiten Absatz zu

Ziffer 4. 4, Soll dieser Regelungsversuch dazu führen, dass die nach dem Bebau-

ungspisnentwurf vorgesehene Umspannstation noch nicht einmal allgemein zu-

lässig sein soll, sondern, wenn überhaupt, nur ausnahmsweise zulassungsfähig?

12. 7, Das Verbot von Nebenanlagen auf Flächen mit Pflanzbindungen und Pflanzgebo-

ten ist nicht erforderiich und im Übrigen auch rechtswidrig. Denn auf Flächen mit

Pflanzbindungen und Pflanzgeboten sind bauliche Anlagen bauplanungsrechtlich

nur dann zulässig, wenn sie nicht mit dieser Festsetzung im Widerspruch stehen

(§ 30 Abs. 1 BauGB). Dies bedeutet, dass beispielsweise ein Zaun errichtet wer-

den könnte, der möglichemeise sogar zum Schütze der Bepflanzung erforderlich

sein könnte, nicht jedoch eine Maschinenhalle, da diese den Platz für die Pflanzen

nehmen würde. Aus welchen städtebaulichen Gründen sogar beispielsweise Zäu-

ne auf den Flächen mit Pftanzbindungen und Pflanzgeboten ausgeschlossen sein

sollen, ist nicht nachvollziehbar.

Stellungnahme zu Ziffer 12. 3:
Da der Nebensatz Bestandteil des Hauptsatzes
ist, in welchem sowohl die Nebenanlagen
innerhalb als auch außerhalb der Baugrenzen
geregelt sind, gilt der Nebensatz sowohl für
Nebenanlagen innerhalb, als auch außerhalb
der Baugrenzen. Die Gemeindeverwaltung ist
der Auffassung, dass dies erkennbar ist.
Beschluss: Die Anregung wird
zurückgewiesen.

Stellunqnahme zu Ziffer 12.4:
Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Worte "bzw.
Belange" werden gestrichen.
Beschtuss: Die Anregung wird entsprechend
der Stellungnahme der Verwaltung
berücksichtigt.

Stellungnahme zu Ziffer 12. 5:
Eine Festsetzung, dass Nebenanlagen innerhalb
der Bauverbotszone der Genehmigung bedürfen
ist nicht erforderlich. Dieser Satz wird daher aus
Ziffer 12.5 herausgenommen und als Hinweis
Nr. 18 aufgenommen
Beschluss: Der Hinweis wird beachtet.

Stellungnahme der Verwaitunq zu Ziffer 12. 6:
Dies bedeutet, dass diese Anlagen die vielleicht
in Zukunft errichtet werden müssen, heute

jedoch noch nicht bekannt sind, als Ausnahme
im gesamten Geltungsbereich zulässig sind. Die
Lage der geplanten Umspannstation ist ja
bereits bekannt und wird deshalb direkt
festgesetzt und daher von der Regelung unter
Ziffer 4.4, zweiter Absatz, nicht erfasst.
Beschluss: Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen. Eine Änderung der
Festsetzung ist nicht erforderlich.

Stellunqnahme der Verwaltung zu Ziffer 12. 7:
Die Verwaltung ist der Auffassung, dass die
Regelung nicht rechtswidrig ist. Die Festsetzung
gilt nicht für Zäune, da Zäune keine
Nebenanlagen sondern Einfriedungen sind. Die
Zulässigkeit von Einfriedungen ist unter Ziffer
3. 3 der Örtlichen Bauvorschriften geregelt.
Beschluss:

Die Anregungen und Bedenken werden
zurückgewiesen, da die Gemeinde zum
Ergebnis kommt, dass die Festsetzung nicht
rechtswidrig ist.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1S27/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
A bwäg ungs besch l uss:

Ausweislich der Abwägungss|ropse soll mit der unter Zfe 4, 3 vorgesehenen strikten

parallelen oder rechtwinkligen Stellung der baulichen Anlagen ein zu unruhiges

Mischgebiel uermieden werden. Wem gemeindlicherseits noch nicht einmal eine ein-

heitliche Gebäiidestellung wgegeben «ird, sondern sogai eine Auswahl eröflnel wird,

ist der städtebauliche Belang der Vermeidung eines zu unruhigen Mischgebiels von au-

genscheinlich sehr geringem Gewicht. Im Vergleich zur Zweckbesiimmung eines

Mischgebiels, das auch der Unterbringung wn Gewerbebetrieben, die das Wohnen

nicht wesentlich stören, dienl, sodass Fesisetzungen an dieser Zweckbestimmung und

den städtebaulichen Erforderlichkeiten von aiich Gewerbebelriebep ausgeriehtel sein

sollten, stellt diese Festsetzung einen unverhältnismäßigen Eingriff dar.

12. Meine MandantschafS begrüßt die Fortschreibung des Entwurfes der textlichen Festset-

zungen zu den Flächen für Nebenanlagen in Ziffer 4. 4 des Entwurfes. Jedoch ist der

Regelungsentwurf missgiückt, nicht hinreichend beslimmi:

12. 1 So ist die allgemeine Zuiässigkeit von Nebenanlagen innerhalb der überbaubaren

Grundsiücksflächen grundsätzlich nicht zu beanstanden.

12.2. Nicht hinreichend bestimmt isi jedoch dis Formulierung, dass Nebenanlagen au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen ausnahmsweise zulässig sind.

Denn durch diese Wortwahl ("sind... zu/ässf'g") soll anscheinend dis für eine Aus'

nähme nach § 31 Abs. 1 BauGB erforderliche Ermessenssusübung ausgeschlos-

sen werden. Dies ist gesetzeswidrig. Soll gleichwoh! eine Ermessensausübung

eröffnet bleiben, ergibt sich dies - such wegen der vom typischen Wortlaut für

Ausnahmen abweichenden FormuEiefung - gerade nicht aus diesem Festset-

zungsversuch. Zudem ist nichl nachvollziehbar, wieso wegen der Verwendung

des Wortes "ausnahmsweise" eine Ausnahmemögllchkeit im Sinne des § 31 Abs

1 BauGB eröffnet werden soll, wenn doch über § 23 Abs. 5 BauNVO eine Abwei-

chungsmöglichkeit besieht.

Stellungnahme der zu Ziffer 1 1:
Gerade bei Gewerbebetrieben fällt auf, dass
diese klar strukturiert sind und fast immer

parallel oder rechtwinklig zu den öffentlichen
Verkehrsflächen erstellt werden. Warum das

Bauunternehmen seine Gebäude schräg in das
Grundstück stellen möchte oder wegen der
Betriebs a bläute sogar muss, ist nicht
nachvollziehbar.

Diese Anregung wurde bereits im Rahmen der
1, Öffentlichen Auslegung vorgebracht und
entschieden. Siehe Gemeinderatsprotokoll vom
12. 09.2017 und Sitzungsvorlage Nr. 116/2017.
Beschluss: Auf die Entscheidung des
Gemeinderats vom 12. 09. 2017 wird
verwiesen. Die Einwendung wird auch
weiterhin zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 12, 12. 1 und 12. 2:
In § 31 Abs, 1 BauGB ist folgendes geregelt:
"Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes
können solche Ausnahmen zugelassen werden,
die in dem Bebauungsplan nach Art und Umfang
ausdrücklich vorgesehen sind".

In § 23 Abs. 5 BauNVO ist geregelt:
"Wenn im Bebauungsplan nichts anderes
festgesetzt ist, können auf den nicht
überbaubaren Grundstücksflächen
Nebenanlagen im Sinne des § 14 zugelassen
werden. Das gleiche gilt für bauliche Anlagen,
soweit Sie nach Landesrecht in den

Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen
werden können."

Die getroffene Formulierung widerspricht nach
Auffassung der Gemeindeverwaltung nicht § 31
Abs. 1 BauGB. Vielmehr wird klargestellt, dass
außerhalb der Baugrenzen das Ermessen
ausgeübt werden kann.

Die Ausnahmemöglichkeit nach § 23 Abs. 5
BauNVO, greift Ja nur dann, wenn im
Bebauungsplan nichts anderes festgesetzt wird.
Mit der Festsetzung wird jedoch im
Bebauungsplan etwas geregelt, nämlich die
ausnahmsweise Zulässigkeit von Nebenanlagen
außerhalb der Baugrenzen.

Beschluss: Die Gemeinde kann nicht

erkennen, dass die Regelung oder
Formulierung rechtswidrig ist,
Die Anregungen und Bedenken werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Ftst Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

7. 3 Hier ist augenscheinlich in keinsler Weise der vorhandene Bestand insbesondere

auch meiner Mandanlschaft in den Blick genommen worden - die berschiigten inte-

ressen meiner Mandantschaft an der fortgesetzten Nutzung des Bestandes ein-

schließlich seiner Erhaltung, Instandhaltung und Erweiterung sowie Änderung und

Nutzungsänderung gerade auch in räumlicher Sicht sind nicht in den Blick genom-
men worden.

7. 4 Im Übrigen wird die bislang dargestelite Grenze der Ortsdurchfahrt nach etwaiger

Bebauungsplanumsetzung auch nicht an der dargestellten Stelle verbleiben dürfen,

sondern müsste schon jetzt wegen der vorhandenen Bebauung werter östlich liegen.

Denn die schon jetzt vorhandene Bebauung, spätestens jedoch der Einzelhandels-

betrieb nach seiner Verwiridichung, vermittelt eine geschlossene Ortslage, diese B14

dient schon heute ausweislich der durch den Mörikeweg, dsu Uhtandweg und den

Silcherweg vermittelten Erschließung jedenfalls nach Errichtung des Lebensmitte-

leinze'handelsbetriebes auch der Erschließung der anliegenden Grundstücke, so-

dass nach BebauungsplanvemirKlichung die Ortsdurchfahrt beim projekiierten Le-

bensmitteieinzelhandelsbetrieb beginnen wird und schon aus cfiesem Grund die Ori-

entiemng der Baugrsnzen an der Bauverbotsfläche des § 9 Bundesfemstraßenge-

setz ersichtlich fehlerhaft ist, vgl. § 5 Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetzes. Diese

neue Verortung der Ortsdurchfahrtsgrenze wäre sodann noch behördlicherseits

nachzuvollziehen. Diese Folge mag zwar gemeindiicherseits unerwünschi sein, isf

aber schon heute Lind spätestens nach Vewirklichung des Einzeltiandelsbetriebs die

Rechtsfolge der hier gegenständlichen Bebauungsplanung, im Übrigen fehlt es auch

an einer Rechtsgrundlage für die Festsetzung der Ortsdurchfahrt, da für die Festset-

zung der Ortsdurchfahrt den Kommunen keine Rechtsetzungskompeten; zusteht,

vielmehr die Grenzen der Ortsdurchfahrt nach § 5 Abs. 4 des Bundesfemstraßenge-
setzes bestimfft werden.

Die Festsetzung der Hohe baulicher Anlagen ist nicht hinreichend bestimmt. Zum

einen ist offen, ob die ingebrauchnahme der Möglichkeit der Abweichung nach cfer

freien Entscheidung des jeweiiigen Bauherren erfolgen darf oder einer baurechtsbs-

hördliche Entscheidung Im Sinne einer Ausnahme gemäß §31 Abs. 1 BauGB bedarf.

Auch die textliche Festsetzung zur Grundflächenzahl ist nicht hinreichend bestimm!.

Dies hatte ich bereits geltend gemacht. Gemeindlicherseits ist ausweislich der Abwä-

gungssynopse eine Optimierung vorgesehen gewesen. Gleichwohl wird an den "Maxi-

malwerten" festgehalten. Daher: So solt es sich nach Z'ffer 3, 2. 1 S. 2 des Bebauungs-
planentwurfes bei den festzusetzen beabsichtigten Grundflächenzahlen um . Maximai-

wevts" handeln. Da es sich bei den Festsetzungsmöglichkeiten zum Maß der baulichen

Nutzung grundsätzlich um Maximalwerte handelt (vgi. § 16 Abs, 3 + Abs. 4 BauNVO,

§ 19 BauNVO, etc. ). bleibt offen, wieso im Bebauungsplanentwurf ausdrücklich die Ei-

genschaft als ßaximalwert' betont wird. Soll es sich um eine Festsetzung handeln, die

die Befreiungsmöglichkeit nach § 31 Abs. 2 BauGB oder sonstige Abweichungsmög-
lichkeiten nach der SauNVO ausschließt? Wenn ja: Was ist die Rechtsgrundlage für ei-
nen solchen Mer anscheinend beabsichtigten Ausschluss der Befreiungsmöglichkei!
nach § 31 Abs, 2 BauGB sowie von sonstigen Aöweichungsmogfchkeiten nach der
BauNV07

10. D'e vorstehende Problematik des Höchstwerts stellt sich ebenfails be; dem Festset-

zungsversuch zur Zäh! der Votlgeschosse in Ziffer 3. 3 des Bebauungspianentwurfes.

Stellungnahme der Ven/valtuna zu Ziffer 7, 3:
Die Bedenken werden zurückgewiesen. Der
Betrieb hat die Möglichkeit sich räumlich
weiterzuentwickeln. Änderungen der Nutzung sind
durch den Bebauungsplan nicht ausgeschlossen.
Instandhaltungen sind ohnehin immer möglich.
Beschluss: Die Bedenken werden

zurückgewiesen.

Stellunqnahme der Vewaltun.q zu Ziffer 7.4:
Der Gemeinde ist bekannt, dass die

Ortsdurchfahrtsgrenze und der Standort des
Ortsschildes nicht von der Gemeinde festgelegt
werden können, da der Gemeinde dafür die

Rechtskompetenz fehlt. Daher sind diese im
Lageplan nur nachrichtlich dargestellt Zum
besseren Verständnis, wird die Legende zum
Lageplan ergänzt und im Lageplan hinter das
Wort Ortsschild der Zusatz "nachrichtlich"
aufgenommen.

Die Gemeinde hat zwar bei den zuständigen
Behörden die Verlegung der
Ortsd u rchfahrts grenze beantragt und wird nach
der Fertigstellung der Stichstraße und der
Linksabbiegespur auch die Verlegung des
Ortsschildes beantragen. Da die Gemeinde jedoch
nicht zuständig ist, bleibt abzuwarten, ob die
zuständigen Behörden entsprechende
Zustimmungen erteilen.
Beschluss: Die Anregung wird berücksichtigt,
indem die Legende zum Lageplan unter Ziffer
12 "Sonstige unverbindliche Planzeichen"
ergänzt wird und im Lageplan hinter dem Wort
Ortsschild "nachrichtlich" aufgenommen
wird.

Stellunqnahme zu Ziffer 8:
Diese Anregung wurde bereits im Rahmen der 1.
Öffentlichen Auslegung vorgebracht und
entschieden. Siehe Gemeinderatsprotokoll vom
12. 09. 2017 und Sitzungsvorlage Nr. 116/2017 S.
39,
Beschluss: Auf die Entscheidung des
Gemeinderats vom 12. 09. 2017 wird verwiesen.

Die Einwendung wird zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 9:
Die Festsetzung wurde nochmals überprüft. Das
Worte "maximal", sowie der 2. Satz der Ziffer 3. 2.1

sind nicht erforderlich und können gestrichen
werden.
Beschluss:

Die Anregung wird berücksichtigt.
Ziffer 3.2. 1 wird geändert. Die Worte
"maximal", sowie der 2. Satz werden aus der
Festsetzung entnommen.

Stellungnahme zu Ziffer 10:
Die Anregung wird berücksichtigt. In Ziffer 3.3
werden die Worte "und wird als Höchstwert

festgesetzt" gestrichen
Beschluss:

Die Anregung wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung berücksichtigt.
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Zusammenfassende Ei1<lärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Ftst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10.2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

6A. Insgesamt erstaunt das Beharren auf einer Traufhohe von 7, 50 m (statt der i/orge-

schlagenen 8, 50 m) bzw auf 10, 00 m (statt der begehrten mindestens 11, 00 m),

wenn nunmehr noch Abweichungen der Höhenlage der Erdgeschoss-

Rohfußbodenhöhe von sogar+/-1, 00 m zulässig sind. Meine Mandantschaft versteht

dies als ein gemeindliches Entgegenkommen, das meine Mandantschaft sehr be-

grüßt.

7. Auch ist die Festsetzung einer Baugrenze zulasten und unter Missachtung berechtigter
Interessen meiner Mandanlschaft erfolgt:

7. 1 Denn augenscheinlich soll diese Baugrenze deckungsgleich se. n mit der Bauverbots-

fläche nach § 9 Bundesfemstraßengesetz. Hier scheint gemeindlicherseils sklavisch

ohne Anstellen eigener städtebaulicher Überlegungen diese bundesfemstratten-

rechtiiche Bauverbotsfläche für die Feslsetzung einer eigenen Baugrenze herange-

zogen worden zu sein. Dabei wird jedoch verkannt, cfass die Festsetzung von Bau-

grenzen aus siadtebauiichen Zielen zu erfolgen hat, § 9 Abs. 1 BauGB, wohingegen
die Bauverbotszone nach § 9 Bundesfemstraßengesetz nicht städtebauliche Ziele

verfolgt, sondern gefahrenabwehrrechtliche Ziele, § 9 Abs. 3 Bundesfemstraßenge-

setz. Wegen dieser unterschiedlichen Zielsebungen ist es zulässig und im Hinblick

auf § 9 Abs. 1 BauGB auch gsboten, von der Bauverbotsfläche nach § 9 Bundes-

fernstraßengeseiz abweichende Baugrenzen festzusetzen und zwar ausgerichtet an

den Zielen und Zwecken des Städtebau rechts, § 9 Abs, 1 BauGB. Denn wenn we-

gen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs die Zustimmung zur Errichtung von

baulichen Anlagen nach § 9 des Bundesfemstraßengesetzes nicht versagt werden

kann, § 9 Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz, können an sich, soweit keine Baugrenze

vorhanden ist, auch bauliche Anlagen im Bauverbotsbereich nach § 9 Bundesfern-

straßengesetz errichtet werden.

7. 2 Die Efrichtbarkeit von baulichen Anlagen im Bauuerbotsbereich nach § 9 Bundes-

femstraßengesetz bei entsprechender Zustimmung ohne städtebauliche Beschrän-

kungen ist voriiegend für meine Mandantsctiaft besonders relevant, da meine Man-

dantschaft bereits eine Halie in dem Bauverbotsbereich errichiet hat und durch die

Baugrenze meiner Mandantschaft eine Jede bauliche Änderung, insbesondere ErAiei-

terung in Längsrichtung, durch die Festsetzung der Baugrenze zunichte gemacht

wird. Auch wird meiner Mandantschaft die rechtliche Möglichkeit zu Errichtung von

Schalischutzmaßnahmen genommen,

Stellungnahme zu Ziffer 6.3 und 6.4:
Die zulässige Abweichung von der max.
zulässigen Erdgeschossfußbodenhöhe
ermöglicht bauliche Varianten. Bei
Unterschreitung der max. zulässigen EFH kann
die Trauf- und Gebäudehöhe um das Maß der
Unterschreitung überschritten werden.
Diese Regelung kommt auch dem Einwender
zugute.

Beschluss zu Ziffer 6. 3 und 6. 4:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen. Eine Änderung der
Festsetzungen wird zurückgewiesen.

Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 7, 7.1
und 7.2;
Die Gemeinde hat sich dafür entschieden die
Baugrenze an die für Bundesfernstraßen gültige
Anbauverbotszone anzugleichen um nicht dem
Bürger den Eindruck zu vermitteln, als ob in der
Anbauverbotszone Wohn- oder
Geschäftsgebäude errichtet werden könnten.
Vom Regierungspräsidium, Abteilung
Straßenwesen und Verkehr wurde gefordert,
dass die Baugrenze hinter der Bauverbotszone
bleibt.

Im Rahmen der Abwägung hat sich die
Gemeinde dazu entschieden, die Forderungen
des Regierungspräsidiums zu berücksichtigen,

Geringfügige Überschreitungen der Baugrenze
sind auch zur B14 hin zulässig, sofern keine
straßenrechtlichen Bedenken bestehen.

Bei der ohne Baugenehmigung in der
Bauverbotszone errichteten Halle muss im Zuge
des Baugenehmigungsverfahrens geprüft
werden, ob es sich um eine geringfügige
Überschreitung handelt und ob diese bauliche
Anlage straßenrechtliche Belange berührt oder
ob die Zustimmung zum Bau innerhalb der
Bauverbotszone erteilt werden kann,

Sofern Ihr Mandant Lärmschutzwände oder
andere Schallschutzmaßnahmen außerhalb der

Baugrenze und innerhalb der Bauverbotszone
errichten möchte, wird im

Baugenehmigungsverfahren die Zulässigkeit im
Einzelfall geprüft. Sofern notwendig können für
derartige Vorhaben Ausnahmen und
Befreiungen von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes erteilt werden.

Beschluss: Die Ausführungen werden zur
Kenntnis genommen. Es bleibt bei der
festgesetzten Baugrenze.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

5.4. Alles in allem ist somit die Festsetzung dieses projektierten Sondergebiets rechtswid-

rig. Unerheblich ist, dass die rsumordnerischen Fehler meine Mandantschaft nicht in

eigenen Rechten verletzen könntsn, da in einem Normenkonirollverfahren a!s söge-
nanntes "objektives Beanstandungsverfahrenl: im Rahmen der Begründeiheit eine

objektive Rechtmäßlgkeitsprüfung auf sämtiiche Rechtsfehler statffindet, und zwar

unabhängig von einer Verletzung eigener Rechte des Normsnkontroilantrsgstellers.

Im Übrigen erzeugt auch ein solcher großflächiger Einzeihandelsbetrieb erhebliche

Geräuschemissionen mit der Folge, dass sich die Geräuschimmisstonen [fieses Ein-

zelhandelsbetriebs mit den Geräuschimmissionen des Betriebs meiner

schaft kumulieren und mögllcheweise zu noch höheren Gefäuschimmissionen

ren, sodass die Abwendung einer weiteren Geräuschquelle im Interesse meiner

MandanSschaft liegt.

Auch die vorgesehenen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung mit bloß einer

Traufhöhe von 7, 50 m und einer Gebäudehöhe von 10, 00 m nehmen berechtigte 6e-

lange meiner Mandantschaft nicht in den Blick:

6. 1 Meine Mandantschaft begrüßt die Angleichung der Geschossiskeit an die vorge-

sehenen Geschossigkeiten östlich und westlich der Grundslücke meiner Mandant-
schaft.

6. 2 Meine Mandantschaft begehrt eine Erhöhung der Traufhöhe von 7, 50 m auf min-

destens 8, 50 m und der Gebaudehöhe von 10. 00 m auf mindestens 11, 00 m.

Denn meine Mandanlschaft belreibt eine Bauunternehmung - Baumaterialien müs-

sen gelagert werden, was sich effizienter wegen des knappen Bodens und wegen

betrieblich für andere Zwecke benötigter Flächen nicht durch eine Bodenlagerung,

sondern durch eine Lagerung in der Höhe venAflrklichen lässt. Eine solche Lagerung

in der Hohe setzt aber voraus, dass eine entsprechende Halienhöhe verwirklichbar

ist, die hier aber unnötig begrenzt werden soll. Die betrieblichen Erfordernisse mei-

ner Mandantschaft scheinen erneut nicht in den Blick genommen worden zu sein.

Zudem wäre eine höhere Bebauung auch städtebaulich gerechtfertigt: Als Querriegel

zum Schallschutz vor den Geräuschimmissionen der B14 unü des großflächigen

Einzeihandelsüetriebs zugunsten der hinter einer höheren Bebauung liegenden Be-

bauung. Meine Mandantschaft verkennt zwar nicht die gemeindiichen Bemühungen,

eine größere bauliche Ausnutzbarkeii zu ermöglichen, kann jedoch nicht nachvolt-

ziehen, dass die Gemeinde eine Trauftiöhe von 7, 50 m und eine Gebäudehöhe von

10, 00 m aus belrieblichen Gründen für ausreichend hall, auch weil die Gemeinde

überhaupl nicht die betrieb! i chen Anforderungen kennt, vielmehr meine Mandant-

schaft a!s Bstreibshn des Bauunternehmens über deutlich sachnähere und damit

bessere Kenntnisse zu den betriebHchen Anforderungen verfügt.

6. 3. Zudem verwundern die Anstrengungen und die Variantenvielfalt zur Bestimmung der

Höhenlage der Erdgeschoss-Rohfuttbodenhühe. Angesichts des insgesaml eröffne-

ten Spielraums dürfte ein ausreichender städtebaulicher Grund für eine solche harte

Beschränkung der Höhenfestsetzung nicht mehr gegeben sein.

Fortsetzung Stellungnahme zu Ziffer 5.2.2 (iv)
und 5. 3:
§ 1 a Abs. 2 BauGB bedeutet nicht, dass alle
anderen Ziele, wie Z. B. die wohnortnahe

Grundversorgung dem Naturschutz
untergeordnet werden müssen, sondern, dass
die Belange des Naturschutzes im
Bebauungsplanverfahren aufgearbeitet werden
müssen (Artenschutzfachllcher Beitrag,
Umweltbericht, Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung) um die Belange gerecht
gegeneinander und untereinander abwägen zu
können.

Die Aufarbeitung der Naturschutzbelange ist
erfolgt und mit dem städtebaulichen Ziel
"Schaffung eines Verbrauchermarktes zur
wohnortnahen Grundversorgung mit 1. 400 m2

Verkaufsfläche" gerecht abgewogen worden.
Zumindest kamen auch die Behörden und
Träger öffentlicher Belange zu diesem Ergebnis,
weshalb ursprüngliche Bedenken zurückgestellt
worden sind.

Beschluss zu Ziffer 5. 2. 2 (iv) und 5. 3:
Die Anregung wird berücksichtigt. In der
Begründung wird unter Ziffer 4 dargelegt,
dass § 1 a Abs. 2 BauGB beachtet wird.

Beschluss zu Ziffer 5. 4:

Die Hinweise werden zur Kenntnis

genommen.

Beschluss zu Ziffer 6 und 6. 1:

Kenntnisnahme

Stellungnahme zu Ziffer 6.2:
Diese Anregung wurde bereits im Rahmen der
1. Öffentlichen Auslegung vorgebracht. Der
Gemeinderat hat darüber in der
Gemeinderatssitzung am 12. 09. 2017 beraten
und entschieden.
Über die Trauf- und Firsthöhe entscheiden nicht

betriebliche Gründe, sondern städtebauliche
Gründe.
Weshalb die Erhöhung der Trauf- und Firsthöhe
auf die gewünschten Höhen für den Betrieb
erforderlich sein sollen, wurde nicht dargelegt.
Die bestehenden Gebäude weisen Traufhöhen

von 3. 50 m bzw. 5, 50 m auf und Gebäudehöhen
von 5 m und 7 m. Der Betrieb hat somit
Möglichkeiten die Gebäude zu erhöhen.

Beschluss zu Ziffer 6. 2:

Die Traut- und Firsthöhe wird nach
städtebaulichen Gesichtspunkten festgelegt.
Über die Höhen wurde bereits in der Sitzung
am 12.09. 2017entschieden. Auf die
Sitzungsvorlage Nr. 116/2017wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr.
1523, 1524, 1524/1, 1527 und 1527/1 vom 25. 10. 2017

Stellungnahme der Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:
Stellungnahme der Verwaltung zu Ziffer 5.2.2

(iv) Selbst wenn eine Allernalivlosigkeil bestehen sollte, würde der Plansalz

3. 3.3 Abs, 10 des Regionalplans (Teilregioralplan Landwirtschaft) eine

Nutzung innerhalb des Vorbehaltsgebiets nur in einem unbedingt not-

wendigen Umfang zulassen. Vorliegend wird jedoch der Umfang des

Sondergebiets nicht auf das unbedingl notwendige Maß beschränkt.

Dem im Hinblick auf die angestrebte wohmrtnahe Grundversorgung

Einzelhardelsbetrieb genügen, der dam (bloß) die Grundversorgung s-

möglichen wurde, sodass auch das Sondergebiet entsprechend klerer

feslzusetzenwäre.

5.3. Auch geniigt die vorgesehene Sondergebietsfestsetzung nicht den Vorgaben des
ilaAbs^BauGB;

5. 3. 1. Denn gemäß § 1 a Abs. 2 S. 1 BauGB sind zur Verringerung der zusätzlichen

Inanspruchnahme von Flachen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der

Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung nut-

zen. Dass überhaupt naher diese Möglichkeit näher in den Blick genommen

und vertieft geprüft worden ist, ist nicht ersichtlich.

5.3. 2. Gemäß § 1a Abs. 2 S. 2 BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur

im nohwendigen Umfang umgenutzt werden. Vorliegend wird jedoch gerade

nicht das Sondergebiet auf einen nur der Grundversorgung dienenden und
damit such kleineren Einzelhandelsbetrieb beschrankt. Vielmehr wird für eine

fiächenmäßig deutiich größsre, die Grundversorgung verlassende Fläche und

damit für eine deutlich größere Inanspruchnahme für Zwecke eines umfangrei-

cheren Sortiments des Einzelhandelsbetriebs die Festsetzung des Sonderge-

biets beabsichtigt. Dieser übermäßigen Flächeninansoruchnahme kann nicht

die Zweckbestimmung der Sonderbaufläche enigegengehalten werden, da
schon auforund der schiefen Größe der Verkaufsfiäche von 1. 400 m; wahrlich

der Rahmen der wohnortnahen Grundversorgung verlassen wird.

5. 3. 3. Gemäß § la Abs. 2 S. 4 BauGB sollen die Notwendigkeit der Umwandlung

landwirtschaftlich genutzter Flächen begründet und dabei auch Ermittlungen zu

den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen
insbesondere Brachfiächen. Gebäudeleecstand. Baulücken und andere Nach-

verdichtungsmöglichkeiten zählen können - von solchen detaillierten Darstel-

tungen insbesondere auch der Möglichkeiten der Innenentwicklung umfassend

insbesondere auch die Darlegung der Brachflächen, des Gebäudeleerstands,

der Baulücken, etc. ist vorliegend im Begründungsentwurf abgesehen worden.

(iv) und 5. 3:
fn § 1a Abs. 2 BauGB ist folgendes geregelt:
"Mit Grund und Boden soll sparsam
umgegangen werden; dabei sind zur
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme
von Flächen für bauliche Nutzungen die
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde
insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flächen, Nachverdichtung und andere
Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen
sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige
Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald
oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen
nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden,
Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind in
der Abwägung nach § 1 Abs. 7 (Bei der
Aufstellung von Bauleitplänen sind die
öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht
abzuwägen), zu berücksichtigen. Die
Notwendigkeit der Umwandlung
landwirtschaftlich genutzter Flächen soll
begründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu
den Möglichkeiten der Innenentwicklung
zugrunde gelegt werden, zu denen
insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand,
Baulücken und andere

Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können."

Die Gemeindevenwaltung kommt zum Ergebnis,
dass mit Grund und Boden sparsam und
schonend umgegangen wird, obwohl mit dem
Bebauungsplan "Stuttgarter Straße" neben dem
Sondergebiet auch andere bisherige
Außenbereichsgrundstücke (Z.B. die Flächen
des Bauunternehmens Flst. Nr. 1523 und
1524/1) in den Innenbereich einbezogen
werden, weil

a) durch die Einbeziehung des
Gewerbebetriebes und die Schaffung
einer angemessenen Erschließung der
Standort des bestehenden Betriebes
auch für die Zukunft gesichert werden
kann.

b) für die Ansiedlung des
Verbrauchermarktes zum Zeitpunkt der
Aufstellung des Bebauungsplanes und
auch heute kein Standort zu finden war,
welcher die Vorschriften des § 1 a Abs.
2 BauGB besser berücksichtigt und
gleichzeitig auch die Umsetzung des
Verbrauchermarktes ermöglicht hätte.

Der Gemeinderat sah es als erforderlich an,
einen Verbrauchermarkt in der jetzt geplanten
Größe anzusiedeln um die wohnortnahe

Grundversorgung auch für die Zukunft zu
sichern. § 1a BauGB sieht nicht einen Verzicht
auf Maßnahmen vor, die für die städtebauliche
Entwicklung der Gemeinde erforderlich sind,
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

(ii) Gemäß Plansafz 2. 9. 2 Abs. 1 S 2 des Regionalplans sind im Einzelfall

Einzelhandelsgroßprojekte auch in Kleinzentren oder in Gemeinden ohne

zentralörtliche Funktion zulässig, wenn - hier nur einschlägig - sie zur De-

ckung des Bedarfs der wohnortnahen G rund Versorgung der Gemeinde er-

forcierlieh sind. Vorliegend wird jedoch bereits die Grund versorg ung in Eu-
lingen durch eine Bäckerei, zwei Metzgereien, einen Feinkost-, Obst- und

Gemüsehändler, zwei Tankstellen, einen Getränkefachmarkt und eine

Apotheke gewährleistet. Dies genügt zur Deckung des Bedarfs der woh-

nortnahen Grundversorgung. Denn unter "Grundversorgung" versteht der
Regionalplan bioß die Grundversorgung mit LBbensmitteln. Denn zur Be-

Stimmung der G rund versorg ung führt die Begründung des Regionalplans

im Abschnitt "zu 2. 9.2" (Seite 5, unten, der Begründung der 1. Änderung
des Regionalplans) aus (Auszug):

^Darüber hinaus wird in AusnahmafälSen gemäß LEP2002 Plansatz

3. 3. 7 zur Sicherung der Grundversorgung such in Kfeinzeniren ocler

Gemeinden ohne zentratörfliche Funktion die Ausweisung. Errichtung
oder Et-weiterung k/on Eimelhandelsgroßprojekten ermög!ichf. Diese

Ausnahmeregglung soll den Gemeinden, die über keinen Lebensmit-

tel-Einzethandot mehr verfügen, eine Lebensmittei-Grundversorgung
gewährieisien.

Die Präsentation der GMA vom 16. 06. 2016 stellt hierzu auf Blatt 26 selbst

fest. dass ein Grundangebot im Lebensmittelsegment besteht, das jedoch
keine vollständige Na h versorg ung sfunktian übernehmen kann. Diese Prä-

sentation behauptet zwar, dass das Grundangebot nur eingeschränkt sei,
gibt aber nicht die aus Sicht der GMA für eine umfassende Grundversor-

gung fehlenden Güter und Waren an. Damit einher gehl auch die sprachli-
ehe Vermischung zwischen Nahversorgung und Grundversorgung in die-

ser Präsentation der GMA ~ häufig wird eine angeblich unzulängliche
Nahversorgung angeführt, die jedoch inhaltlich sieh nicht auf die Grund"

Versorgung bezieht, sondern auf eine umfassendere Versorgung mii Gü-
lern und Waren des Einzelhandels.

(iii) Des Weiteren ist nach dem Ptansatz 2. 9. 2. Abs. 1 S. 2 des Regionsiptans
die Ansiedlung von Einzelhandalsgroßprojekten in Kleinzentren nur zuläs-

sig. wenn die Erforderiichkeit zur Deckung des Bedarfs der wohnortnahen
Grundversorgung der Gemeinde gegeben ist, Für eine wohnortnahe

Grunctversorgung der Gemeinde Eutingen im Gau ist jedoch nicht ein
großflächiger Einzelhandel mit maximal 1.400 m' Verkaufsfläche erforder-
lich. Denn eine so große Verkaufsfläche überschreitet den Bedarf der

wohnortnahen Grundversorgung. Vielmehr genügt für die wotinortnahe
Grundversofgung, aiso für die Versorgung mit Lebensrnitteln des Grund-
bedarfs, ein (dann kteinflächiger) Einzelhandelsbetrieb. Damit ist dis Fest-

Setzung eines Sondergebiets für einen großflächigen Einzeihanctelsbelrieb
mit maximal 1.400 m3

' VerkauFsnäche nichl zur Deckung des Bedarfs der

wohnortnahen G rund versorg ung der Gemeincfe Eutingen im Gätj im Sinne
von Plansatz 2. 9. 2 Abs. 1 S. 2 des Regionalplans erforderlich.

5. 1. 3. Gemäß Plansatz 2. 9.2 Abs. 3 des Regionalplans dürfen die Funktionsfähigkeit
des zentralörtlichen Versorgungskerns der Standortgemeinde oder die Funkti-

onsfähigkeit Zentraler Orte sowie die verbrauchernahe Versorgung nicht we-
sentlich beeinträchtigt werden. Gegen dieses Ziel der Raumordnung verstößt
jedoch die Festsetzung des Sondergebiets für einen großflächigen Einzelhan-
dei zur wohnortnshen Grundversorgung mit bis zu 1. 400 m2 Verkaufsfläche.

Denn die Präsentation der GMA geht auf Seite 56 von der Möglichkeit sogar
von der Schließung von vorhandenen Einaelhandelsbetrieben in Eutingen im
Gau aus, so hinsichtlich der Bäckerei, des Obst-/Gemüse-Händlers, der Apo-
theke.

5. 1. 4. Zudem widerspricht die versuchte Sondergebietsfestsetzung dem Plansatz Zif-
fer 2. 9.2 Abs. 6 des Regionalplanes 2015 des Regionalverbgndes
Nordschwarzwald in seiner letzten Fassung, da nach diesem regionalplaneri-
sehen Ziel Einaelhandeisgroßprojehte mit zentrenrslBvanten Sortimenten ent-

sprechend der Sortimentsiiste des Regionalplanes nur in den Versorg ung s ker-
nen der Städte und Gemeinden angesiedell werden dürfen und außerhalb der
Versorg u ngskerne ausgeschlossen sind Zu diesen zentrenrelevanten Sorti-

menten im Sinne des Regionalplanes gehören beispielsweise
Papier- und

Schrei bwg re n,

Zeitschriften.

Blumen

sowie ggf. auch Lebensrnittel. Drogeriewaren und Kosmetika

Stellunqnahme der.Ve.rwaltyng;
Ziffer 5. 1. 2 (ii), Ziffer 5. 1. 2 (iii), 5. 1.3
und 5. 1.4 wurden bereits wortwörtiich
in der Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10. 2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschfuss:

(siehe die Tabelle auf Seite 11, unten/Seite 12, oben, der 1. Änderung des Re-
gionalpianes 2015) - diese regionalpianerisch zentrenrelevanten Sortimente

sollen in diesem Sondergebiet "großflächiger Einzelhandel zur wohnortnahen

Grundversorgung" ebenfalls angeboten werden. Damit verstößt dieser in der

Aufstellung befindlicha Bebauungsplan ebenfalls gegen das mit Ausschluss-

Wirkung versehene regionalplanerische Ziel Ziffer 2. 9. 2 des Regionalplanes
201S.

Dem steht nicht Ziffer 2. 9. 2 Abs. 9 des Regionaiplanes 2015 entgegen, da
nach Ziffer 2. 9. 2 Abs. 9 des Regionalplanes 2015 nur diejenigen Einzelhan-

delsgroßprojekte, die der Nahversorgung (wohnortnahen Grundversorgung)
dienen, auch außerhalb der Versorg ung skerne errichtet werden können ~ bei

diesen der Nahversorgung dienenden Einzeihandelsgroßprojekten handelt es

sich Jedoch bloß um solche Einzelhandelsgroßprojekte, die keine zentrenrele-

vanten Sortimente anbieten, sondern bloß nahversorgungsrelevante Sortimen-
te. Vorliegend sollen jedoch nicht nur nahversorgungsrelevante Sortimente zu-
lässig sein, sondern auch Zentren relevante Sortimente,

Dass die eingangs genannten Sortimente nach der Abwägungssynopse nicht

zentrenrelevant sein sollen, ist angesichts der Erhebung der GMA zum Einzel-
handelsbestand im Gebiet der Gemeinde Eutingen im Gau, Seite 22 der Prä-

sentation der GMA vom 16. 06, 2016, nicht nachvollziehbar.

5. 2. Des Weiteren verstößt die beabsichtigte Festsetzung des Sondergebietes für einen

großflächigen Einzelhandel zur wohnortnahen Grundversorgung mit einer Verkaufs-
fläche von 1. 400 m2 gegen § 4 Abs. 1 S. 1 Raumordnungsgesetz i. V.m. § 1 Abs. 7

BauGB:

5. 2. 1, Soweit die strikte Beachtungspnicht der Ziele der Raumordnung gemäß § 1
Abs. 4 BauGB nicht greift, verbleibt es bei der Behandlung der Grundsätze und

Vorschläge der Raumordnung im Rahmen der Abwägung, § 1 Abs. 7 BauGB,

§ 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Aber auch diesem Abwägungsgebot wird vorliegend nicht
genügt,

5. 2 2. Gemäß Plansatz 2. 9. 2 Abs. 9 des Regionalplans sind Einzelhandelsgroßpro-
jekte, die auch der wohnortnahen Grundversorgung dienen, den Versorgungs-
kernen oder Ortshernen zuzuweisen; sie können im Einzelfatl auch an Standor-

ten außerhalb des Versorgungskerns innerhalb oder in räumlicher Zuordnung

zu Wohngabisten in städtebaulich integrierten Lagen ausgewiesen, errichtet
und emeitert werden.

Stellungnahme der Verwaltung:

Die Fortsetzung von Ziffer 5. 1 .4, Ziffer
5. 2. 5. 2. 1 und 5. 2. 2 wurden bereits
wortwörtlich in der Stellungnahme des
Einwenders vom 25, 10.2017
vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im
Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Fist. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

(i) Jedoch fehlt es vorliegend an der integrierten Lage. Denn das Sonderge-

biet befindet sich in einer städtebauiichen Randlage. Auch schmiegt sich

dieses Sondergebiet nicht an einsn . zentralen Versorgungsbereich an, ins-

besondere auch vi/eii sich dieses Sondergebiet nicht räumlich und funktio-

neli dem zentralen Versorgungsbereich unterordnet - vielmehr Vt/ürde die-

ses Sondergebiet den Schwerpunkt des Einzelhandels im Gebiet der Ge-

meinds Eutingen begründen. Dementsprechend spricht die GMA verharm-

tosend auch von eines- nur bedingt integrierten Lage (S. 43). Das Regie-

rungsprssidium Karlsruhe geht auch nur von einer teilintegriertsn Lage

aus. Eine Teilintegration oder bedingte Integration entspricht jedoch nicht

der geforderten (vofl) integrierten Lage,

(ii) DaRS angeblich kein einziger möglicher Entwicklungsstandort im Gamein-

degebiet vorhanden sein soll, ist angesichts dessen unerheblich. Denn ei-

ne angebiiche Altemativlosigkeit begründet nicht die Möglichkeit der Au-

ßerachtlassung dieses Plansat-zes. der aus guten Gründen im Regional-

plan enthalten ist.

(iii) Eine angebliche Atternativtosigkeit w/ird behauptet. Dass eine ernsthafle

Suche nach Aitomstiven überhaupt erfolgt ist, ergibt sich nicht aus den

ausgelegten Unterlagen. Unter Ziffer 4 das Begründungsentw/urfes wird

bloß ein Standort in der Marktstraße erwähnt, an dem jedoch ein Pflege-

heim realisiert werden soll. Im Übrigen ist jedoch nicht ersichtlich, welche

Standorte überhaupt in den Blick genommen worden und sodann aus wel-
chen Gründen verworfen worden sind Vielmehr kann ein Einz. elhandelsbe-

trieb auch an anderer Stelle und insbesondere auch außerhalb eines Vor-

behaltsgebiets für die Landwirtschaft, das gemäß Plansalz 3. 3. 3 Abs. 10

des Regionatplans (Teilrsgionalplan Landwirtschaft) vonA/iegend der land-

'tA/irtschaftlichen Nutzung vorbehalten bieiben soll, errichtet w/erden. Denn

insbesondere bestehen auch die folgenden Altemativstandorte:

a) Der Bereich der eherrialigen Gärtnerei in Eutingen, Flurstücke

6968. 6943. U. 3 .

b) Am w/estlichen Ortseingang im Bereich der Firma Ernst Pfeffer

Stahlbau und des Norma-Lagers. Flurstück Nr. 5495.

c) Am südlichen Ortseingang im Bereich dos aufZLLigeben beab-

sichtigten Sportheimes Eutingen, Flurstücke 4971, 4972/'t, u. a.,

ggf. unter" Einbezug des projektierten Altcnpflegeheimes dahin-

gehend, dsss in den Obergeschossen des projektierten Einzel-

handelsbetriebs das Attenpffegeheim verwirklicht wird.

(iv) Selbst wenn eine Alternativtosigkeit bestehen sollte, würde der Plansatz

3. 3, 3 Abs. 10 des Regionalplans (Teilregionalplan Landwirtschaft) eine

Nutzung innerhalb des Vorbehaltsgebiets nur in einem unbedingt not-

wendigen Umfang zulassen. Vorliegend wird jedoch der Umfang des

Sondergebiets nicht auf das unbedingt notwendige Maß beschränkt.

Denn im Hinblick auf die angestrebte wohnortnahe Grundversorgung

(und nicht eine allgemeine Versorgung) würde auch ein öeutlich kleinsrer

Einzeihancteisbetrieb genügen, der dann (bloß) die Grundversorgung er-

möglichon würde, sodass auch das Sondergebiet entsprechend kieiner

festzusetzen wäre.

5. 3. Auch genügt die vorgesehene Sondergebietiifestsetsung nicht den Vorgaben des

§ 1a Abs. 2 BauGB:

5. 3. 1. Denn gemäß § 1a Abs. 2 S, 1 BauGB sind zur Verringerung der zusätzlichen

Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der

Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von

Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur [nnenentwicklung nut-

zen. Dass überhaupt näher diese Möglichkeit näher in den Blick genommen

und vertieft geprüft worden ist, ist nicht ersichtlich.

5. 3. 2. Gemäß § 1a Abs. 2 S 2 BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur

im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Vorliegend wird jedoch gerade

nicht das Sondergebiel auf einen nur der Grundversorgung dienenden und

damit auch Kleineren Einzelhandelsbetrieb beschränkt. Vielmehr wird für eine

flächenmäßig deutlich größere, die Grundversorgung verlassende Fläche und

damit für eine deutlich größere tnanspruchnahme für Zwecke eines Limfangroi-

cheren Sodiments des Einzelhandöisbetriebs öie Festsetzung des Sonderge-

biets beabsichtigt. Dieser übermäßigen Flächeninanapruchnahme kann nicht

die Zweckbestimmung der Sonderbaufläche entgegengehalten werden, da

schon aufgrund der schieren Größe der Verkaufsfläche von 1. 400 m' ut/ahrlich

der Rahmen der wofinortnahen Grundversorgung verlassen wird.

5, 3. 3. Gemäß § la Abs, 2 S. 4 BauGB sollen die Notwendigkeit der Umwandlung

landwirtschaftlich genutzter Flächen begründet und dabei auch Ermittlungen zu

den Möglichkeiten dar Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen

insbesondere Brachflächen. Gebäudeleerstand. Bauiücken und andere Nach-

verdichtungsmöglichkeiten zählen können - von solchen detaillierten Darstel-

lungen insbesondere auch der Möglichkeiten der Innenentwicklung umfassend

insbesondere auch die Darlegung der Brachflächen, des Gebäudeleerstands,

der Baulücken, etc ist vorliegend im Begründungsentwurf abgesehen worden.

Stellungnahme der Verwaltungi
Die Fortsetzung von Ziffer 5. 2.2 (i),
5. 2. 2 (ii) und 5. 2. 2 (iii), Ziffer 5. 2, 2 (iv),
5. 3, 5. 3. 1, 5. 3. 2 und 5. 3. 3 wurden
bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10. 2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12, 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr, 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17.10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

5. 4, Unter Ziffer 2, 3 des Entwurfs der planungsrechtlichen Festsetzungen wird auf die
Verkaufsflächendefinition unter Ziffer 16 der Hinweise reiwiesen. Es bleibt dabei

offen, ob dieser Veweis rechlskonstilutiv in dem Sinne isl, dass durch diesen

Verweis die Verkaufsflächen recWsuerbindlich definiert werden, oder ob bloß dieser

Verweis dehlaralorisch ist und dann durch diesen Verweis gerade nicht die
Verkaufsfläche rechtsverbindlich defimert werden sollen.

5. 5 Alles in allem ist somil die Festsetzung dieses projektierten Sondergebiels rechtswid-
rig. Unerheblich isl, dass die raumordnerischen Fehler meine Mardantschaft nicht in

eigenen Rechten verletzen könnten^ da in einem Narmenkontrollverfahren als soge-
nanntes . objeklives Beanstandungsveifahren" im Rahmen der Begründetheit eine
objektiue RechlmäBigkeitspräfung auf sämtliche Rechlsfehler slaltfindel, und zwar

unabhängig von einer Verletzung eigener Rechte des Nomenkontrollantragslellers.
Im Ubngen eraugt auch ein solcher großflächiger Einzelhandelsbetrieb erhebliche
Geräuschemissionen mit der Folge, dass sich die Geräiischimmissionen dieses Ein-

zelhandelsbelriebs mil den Geräuschimmissionen des Beiriebs meiner Mandant-

schaft kumulieren und möglicheiweise zu noch höheren Geräuschimmissionen fuh-

ren, sodass die Abwendung einer weiteren Geräuschquelle im Interesse meiner

Mandanlschaft liegt.

6. Auch die vorgesehenen Festsetzungen zum Mal der baulichen Nutzung sind rechts-

Stellunqnahme der Verwaltunci zu Ziffer
5. 4:

Mandantschaft begrüßl die Angleichung der Geschossigkeit an die vorge-
sehenen Geschossigkeiten östlich und westlich der Grundstücke meiner Mandant-

schaft ebenso wie die Anpassung der Trauf- und Gebäudehähen. Denn meine

Mandantschaft betreibt eine Bauuntemehmung - Baumaterialien müssen gelagert
werden, was sich effizienter wegen des knappen Bodens und wegen betrieblich für
andere Zwecke benöligter Flächen nichl durch eine Bodenlagerung, sondern durch

eine Lagerung in der Höhe verwirklichen lässt. 'Eine solche Lagerung in der Höhe
setzt aber voraus, dass eine entsprechende Hallenhöhe veiwirklichbar ist. Zudem isl

eine höhere Bebauung auch städtebaulich gerechlfertigt: Als Querriegel zum Schall-
schütz »or den Geräuschimmissionen der B14 und des groBflächigen Einzelhandels-

betriebs zugunsten der hinter einer höheren Bebauung liegenden Bebauung.

6.2. Die vorgesehenen Regelungen zur Bestamung der Höhenlage der Erdgeschoss-
RohfuBbodenhöhe in der Skizze C sind nicht hinreichend bestimmt. Es bleibt offen.

wie genau der Bezugspunkt 5 bestimmt wird. Schließlich verfügt der Wendehammer

über mehrere Seitenbegrenziingslinien.

Die vom Einwender vorgebrachten
Bedenken, werden vom Rechtsanwalt

der Gemeinde nicht gesehen. Als
Alternative zum jetzigen Verweis in
Ziffer 2. 3 könnte die Definition direkt
unter Ziffer 2. 3 hinzugefügt werden.

Der Empfehlung unseres
Rechtsanwaltes wird gefolgt. Zur
Klarstellung der rechtlichen Situation
wird die Definition zur Verkaufsfläche
unter Ziffer 16 der Hinweise gestrichen
und stattdessen in Ziffer 2. 3 der

Planungsrechtiichen Festsetzungen
aufgenommen.
Beschluss zu Ziffer 5.4:
Der Hinweis wird entsprechend der
Stellungnahme der Verwaltung
beachtet.

Stellungnahme der Verwaltuno zu Ziffer
5. 5:
Ziffer 5. 5 wurde bereits wortwörtlich in
der Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10. 2017 vorgetragen.
Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.
Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Beschluss zu Ziffer 6. und 6. 1:
Kenntnisnahme

Steltungnahme der Verwaltung zu Ziffer
6.2:
Die Höhenlage der
Erdgeschossfußbodenhöhe
(Rohfußboden) wird durch die 5
Bezugspunkte definiert. Alle Punkte,
auch der Punkt 5 sind räumlich

hinreichend definiert. Für eine
verbesserte Lesbarkeit werden die

Skizzen größer dargestellt.

Beschluss zu Ziffer 6. 2:
Die Bedenken werden

zurückgewiesen. Für eine bessere
Lesbarkeit werden die Skizzen

vergrößert.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

6. 3. Ziffer 3.2. 2 des Entwurfes der textlichen Festsetzungen sieht eine Überschrei-
tungsmögiichkeit bei der Grundfiächenberechnung nach § 19 Abs. 4 S. 3
BauNVO nicht bloß in einem Umfang von 50% oder bis zum Höchstwert einer
Grundflächenzahl von 0, 8 vor, sondern sogar um bis zu 150 %! Dies äst abwägungs-
fehlerhaft:

6. 3 1 Denn dies führt zum einen dazu, dass für die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO

bezeichneten "Nebenanlagen" eine weitgehende Nichtanrechnung erfofgt und
damit der Wilie des Verordnungsgebers unterlaufen wird, der Zweck des § 19
Abs, 4 BauNVO verfehlt wird (ug!. Söfker in Emst/Zinkahn/Bielenberg/Krautz-
berger, Baugesetzbuch, 129. EL Mai 2018, BauNVO § 19 Rn. 21).

6. 3. 2 Zum anderen erfolgt eine solche Regelung in diesem Ausmaß nicht für die
anderen Baugebiete, sondern bloß ohne einen sachlichen im Sinne von

städtebaulich gerechtfertigten Grund für das Sondergebiet, für den groß-
flächigen Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb. Allein private finanzielle Interessen

unter Außerachtlassung städtebaulicher Gründe scheint gefolgt zu werden.

6, 3, 3 Letztlich ist das Maß zu extensiv. Denn so!t der Bebauungsplan nach § 19 Abs.
4 Satz 3 BauNVO Abweichungen "nach oben" vorsehen, sind im Hinblick auf

den Schutzzweck des § 19 Abs. 4 BauNVO die nachteiligen Auswirkungen auf
den Grund und Boden zu berücksichtigen, aber auch Umstände und

Maßnahmen, die zur Minderung oder zum Ausgleich der nachteiligen
Auswirkungen führen. Nach dem ihm zugrundeliegenden Grundgedanken kann
§ 17 Abs. 2 BauNVO a!s obere Grenze mit seinen Grundsätzen hier zur

Orientierung herangezogen werden (hierauf weist auch die Begründung zum
amtiichen Entwurf der Andemngsverordnung 1990 in der BR-Drs. 354/89, zu

Nr. 17ff., 72hin),

6. 3. 4 Dem letzten Satz über die Vorgaben zur Ermittlung der zulässigen Grundfläche
fehlt es an einer Ermächtigungsgrundlage für eine solche Festsetzung. Denn
die zulässige Grundfläche ist in § 19 Abs. 3 BauNVO gesetzlich geregelt. Eine
Abweichungsmöglichkeit für den Satzungsgeber sieht § 19 Abs. 3 BauNVO
nicht vor.

Stellungnahme zu Ziffer 6. 3. 6. 3.1
6.3. 2, 6. 3.3:
§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO regelt,
dass im Bebauungsplan eine von § 19
Abs. 4 Satz 2 BauNVO abweichende
Regelung zugelassen werden kann,
Voraussetzung ist allerdings, dass die
Grundflächenzahl von 0,8 nicht
überschritten wird,

Der Gesetzgeber räumt daher
ausdrücklich die Möglichkeit ein, dass
eine Abweichung von 150 % zulässig
ist, anstatt der in § 19 Abs. 4 Satz 2
BauNVO geregelten Abweichung von
50 %.

Der Bauantrag für den
Verbrauchern a rkt wurde
zwischenzeitlich von der

Baurechtsbehörde geprüft. Die
Baurechtsbehörde kommt zum
Ergebnis, dass die für das
Sondergebiet getroffenen
Festsetzungen einer Grundflächenzahl
von 0, 8 entsprechen. Diese
Grundflächenzahl ist in

Gewerbe ge biete n und Sondergebieten
allgemein zulässig. Es erfolgt daher
keine Abweichung "nach oben" und das
Maß der baulichen Nutzung ist nicht zu
extensiv.

Durch die andere Festsetzungsart
konnte im Bebauungsplan geregelt
werden, dass bestimmte Flächen für
den Hochbau zur Verfügung stehen
und andere Flächen für Stellplätze und
Nebenanlagen. Dies hätte bei einer
GRZ-Festsetzung von 0, 8 nicht so
detailliert geregelt werden können.

Beschluss: Die Einwendungen
werden aus den genannten Gründen
zurückgewiesen.

Stellungnahme zu Ziffer 6, 3,4;
Aufgrund der Stellungnahme wurden
die Textlichen Festsetzungen nochmals
geprüft. Der Einwand zur rechtlichen
Grundlage ist berechtigt. Der letzte
Satz in Ziffer 3. 2. 2 wird deshalb
gestrichen.

Beschluss: Die Einwendung wird
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung beachtet.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschlyss:

6. 3. 5 Welche Bewandtnis hat eigentlich die projektierte Regelung in Ziff. 3. 2. 1 S. 2
des Bebauungsplanentwurfes? Dies scheint eine reine Normwiederholung des
§ 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO zu sein. Ohne einen eigenen Regelungszweck ist
dieser Regelungsentwurf nicht erforderlich.

6.4 Auch die textliche Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen ist nicht hinreichend
bestimmt:

6. 4. 1 Denn es wird an den . Maximalwerten" feslgehaNen. Daher: bei den

festzusetzen beabsichtigten Traufhöhen und Gebäudehöhen soll es sich

ausweislich der Festsetzung um eine "maxroate T'rauffiöhe" und eine

"maximale Geiäudefiöhe" handeln, so Ziffer 3. 1. 1 des

Bebauungsplanentwurfes. Da es sich bei den Festsetzungsmöglichkeiten zum
Maß der baulichen Nutzung grundsätzlich um Maximalwerte handelt (vgl. § 16
Abs. 3 + Abs. 4 BauNVO, §18 BauNVO, etc. ). bleibt offen, wieso im

Bebauungsplanenlwurf ausdrücklich die Eigenschaft als . MaK'malweif betont

wird. Soll es sich um eine Festsetzung handeln, die die Befreiungsmöglichkeit
nach § 31 Abs. 2 BauGB oder sonstige Abweichungsmöglichkeifen nach der
BauNVO ausschließt? Wenn ja: Was ist die Rechtsgrundlage für einen solchen
hier anscheinend beabsichtigten Ausschluss der Befreiungsmöglichkeit nach
§ 31 Abs. 2 BauGB sowie von sonstigen Abweichungsmöglichkeiten nach der
BauNVO?

6. 4. 2 Widersprüchlich ist dieses Abstellen auf Maximalwerte, wenn von diesen

Maximalwerten Dachaufbauten ausgenommen sind und zudem bei der

Ermittlung der EFH Abweichungen von +/-1,00 m möglich sind - dann sind
diese Maximalwerte doch keine Höchstwerte. zumindest nicht als Höchstwerte

städtebaulich gerechtfertigl, nicht abwägungsfehlerfrei.

6. 4. 3 Zudem ist offen, ob die Ingebrauchnahme der Möglichkeit der Abweichung bei
der Ermittlung der Höhenlage der EFH nach der freien Entscheidung des jewei-
ligen Bauherren erfolgen darf oder einer baurechtsbehördlichen Entscheidung
im Sinne einer Ausnahme gemäß § 31 Abs. 1 BauGB bedarf,

Stellungnahme zu Ziffer 6.3.5:
Ziffer 3. 2. 1 ist auf Seite 5 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen
und nicht auf Seite 2. Es steht der

Gemeinde frei Regelungen
aufzunehmen, die bereits in dieser

Form gesetzlich geregelt sind. Eine
Festsetzung wird nicht deswegen
unzulässig, wenn sie den
Verordnungstext wiederholt.
Beschluss zu Ziffer 6. 3. 5:
Die Bedenken werden
zurückgewiesen.

Stelluncinahme_zy Ziffer 6. 4. 1:
Die Bedenken, dass die Festsetzung
von "Maximalwerten" nicht den

rechtlichen Vorgaben des § 16 Abs. 3 +
4, § 18 BauNVO, etc. ) entsprechen,
können nicht nachvollzogen werden. Im
Übrigen wurden diese Bedenken
bereits vorgebracht und in der
Gemeinderatssitzung am 12. 09. 2018
(Sitzungsvorlage Nr. 116/2017 S. 39),
sowie 12. 12.2017 (Vorlage Nr.
156/2017 S. 45) beraten und
entschieden.
Beschluss: Die Bedenken werden

zurückgewiesen.

Stellunanahme zu Ziffer 6.4.2:
Der Einwender verweist darauf, dass

die Maximalwerte It. den Festsetzungen
nicht für Dachaufbauten gelten. Dies ist
so nicht richtig. Die Maximalwerte
gelten n\ch\ iw "Technische
Dachaufbauten" w\e Z. B. Schornsteine.
Dies ist ein großer Unterschied.
Beschluss:
Die Bedenken werden

zurückgewiesen.

Stelju n an a hme zu Ziffer 6.4. 3:
Würde in den Festsetzungen
Ausnahmen nach § 31 Abs. 1 BauGB
geregelt, würde in den Festsetzungen
darauf hingewiesen. Da dies nicht der
Fall ist, handelt es sich bei den

Uberschreitungsmöglichkeiten um
keine Ausnahmen.
Beschluss:

Die Festsetzung ist hinreichend
bestimmt. Die Bedenken werden

zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "StuHgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527(1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

7. Auch ist die Festsetzung einer Saugrenze zulasten und unter Missachtung berechtigter

Interessen meiner Mandantschsft erfolgt:

7. 1 Denn augenscheinlich soll diese Baugrenze dackungsgleich sein mit der Bauvorbats-

fläche nach § 9 Bundesfernstraßengesetz. Hier scheint gemeindlicherseits sklavisch

ohne Anstellen eigener städtebaulicher Ubsrlegungen diese bundesfemslraßen-

rechtliche Bauverbotsfläche für die Festsetzung einer eigenen Baugrenze hersnge-

zogen worden zu sein. Dabei wird jedoch verkannt, dass die Festsetzung von Bau-

grenzen aus städtebaulichen Zielen zu erfolgen hat, § 9 Abs. 1 BauGB, wohingegen

die Bauverbotszone nach § 9 Bundesfernstraßengesetz nicht städtebauliche Ziele

verfolgt, sondern gefahrenabwehrrechtiiche Ziele, § 9 Abs. 3 Bundesfernstraßenge-

setz. Wegen dieser unterschiedlichen Zielsetzungen ist es zulässig und im Hinblick

auf § 9 Abs. 1 BauGB auch geboten, von der Bauverbotsfläche nach g 9 Bundes-

fsrnstraßengesetz abweichende Baugrenzen festzusetzen und zwar ausgerichtet an

den Zielen und Zwecken des Städtebaurechts, § 9 Abs. 1 BauGB Denn wenn we-

gen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs die Zustimmung zur Errichtung von

baulichen Anlagen nach § 9 des Bundesfernstraßengesetzes nicht versagt wercfen

kann. § 9 Abs, 3 Bundesfernstraßengesetz, können an sich, soweit keine Baugrenze

vorhanden ist. auch bauliche Anlagen im Bauverbotsbereich nach § 9 Bundesfem-

straßengeselz errichtet werden.

7, 2 Die Emchtbarkeit von bauhchen Anlagen im Bau Verbots bereich nach § 9 Bundes-

femstraßengesetz bei entsprechender Zustimmung ohne städtebauliche Beschrän-

kungsn ist vorliegend für meine Mandantschaft besonders relevant, da meine Man-
dantschaft bereits eine Ha!le in dem Bauverbotsbereich errichtet hat und durch die

Baugrenze meiner Mandanlschaft eine jede bauliche Änderung, insbesondere Erwei-

terung in Längsrichtung, durch die Festsetzung der Baugrenze zunichte gemacht

wird. Auch wird meiner Mandantschafl die rechtliche Möglichkeit zu Errichtung von

Schallschutzmaßnahmen genommen.

7. 3 Hier ist augenscheinlich in Reinster Weise dsr vorhandene Bestand insbesondere

auch meiner Mandantschafl in den Blick genommen worden - die berechtigten Inte-

ressen meiner Msndanlschaft an der fortgesetzten Nutzung des Bestandes ein-

schließlich seiner Erhaltung, Instandhaltung und Erweiterung sowie Änderung und

Nutzungsänderung gerade auch in räumlicher Sicht sind nicht in den Blick genom-
men worden.

7. 4 im Übrigen wird die bislang dargestellte Grenze der Ortsdurchfahrt nach etwaiger

Bebauungsplanumsetzung auch nicht an der dargestellten Stelle verbleiben dürfen,

sondern müsste schon jetzt wegen der vorhandenen Bebauung weiter östlich iiegen.

Denn die schon jetzt vorhandene Bebauung, spätestens Jedoch der Einzelhandets-

betrieb nach seiner Verwirklichung, vermittelt eine geschlossene Ortslage: diese B14

dient schon heute ausweislich der durch den Mörikeweg, den Uhlandweg und den

Silcherweg vermittelten Erschließung jedenfalls nach ErrichtLtng des Lebensmitte-

ieinzelhandelsbetriebes auch der Erschließung der anliegenden Grundstücke, so-

dass nach Bebauungsplanverwirkiichung die Ortsdurchfahrt beim projektierten Le-

bensmitteleinzelhandelsbetrieö beginnen wird und schon aus diesem Grund die Ori-

entierung der Baugrenzen an der Bauverbotsfläche des § 9 Bundesfernstraßenge-

setz ersichtlich fehlerhaft ist, vgl. g 5 Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetzes. Diese

neue Verortung der Ortsdurchfahrtsgrenze wäre sodann noch behördlicherseits

nachzuvoitziehen. Diese Folge mag zwar gemeindlicherseits unerwünscht sein, ist

aber schon heute und spätestens nach Verwirklichung des Einzelhandelsbetriebs die

Rechtsfolge der hier gegenständlichen Bebauungsplanung. !m Übrigen fehlt es auch

an einer Rechtsgrundlage für die Festsetzung der Ortsdurchfahrt, da für die Festset-

zung der Ortsdurchfahrt den Kommunen keine Rechtsetzungskompetenz zusteht,

vielmehr die Grenzen der Ortsdurchfahrt nach § 5 Abs. 4 des Bundesfemstraßenge-
setzes bestimmt werden.

Ausweislich der Abwägungssynopse soll mit der unter Ziffer 43 vorgesehenen strikten

parallelen oder rechtwinkligen Stellung der baulichen Anlagen ein zu unruhiges
Baugebiel vermieden werden. Wenn gemeindlicherseits noch nicht einmal eine

einheitliche Gebäudesteilung yorgegeben wird, sondern sogar eine Auswahl eröffnet

wird, isl der städtebauiiche Belang der Vermeidung eines zu unruhigen Mischgebiets
von augenscheinlich sehr geringem Gewicht. zumal Nebenanlagen durchaus eine

andere Stellung sinnehmen dürfen. Im Vergleich zur Zweckbestimmung eines

Mischgebiets. das auch der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen
nicht wesentlich stören, dient, sodass Festsetzungen an dieser Zweckbestimmung und

den städtebaulichen Erforderlichkeiten von auch Gewerbebetrieben ausgerichtet sein

sollten, stellt diese Festsetzung einen unverhältnismäßigen Eingriff dar.

Stellunanahme derVerwaltuna:

Ziffer?, 7. 1. 7. 2, 7. 3, 7. 4 und 8 wurden
bereits wortwörtlich in der
Stellungnahme des Einwenders vom
25, 10. 2017 vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im
Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12.12.2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

9. Meine Mandantschaft begrüßt die Fortschreibung des Entwurfes der textlichen Festset-
zungan zu den Flächen für Nebenanlagen in Ziffer 4.4 des Entwurfes. Jedoch ist der
Regelungsentwurf missglückt, nicht hinreichend bestimmt:

9. 1 So ist die allgemeine Zulsssigkeit von Nebenanlagen innerhalb der überbaubaren
Gmndstücksflächen grundsätzlich nicht zu beanstanden.

9, 2. Nicht hinreichend bestimmt ist jedoch die Formulierung, dass Nebenanlagen au-
ßerhalb der üfaerbaubsren Grundstücksflächen ausnahmsweise zulässig sind.

Denn durch diese Wortwahl {"sind ... zulässig) soll anscheinend die für eine Aus-

nähme nach § 31 Abs. 1 BauGB erforderliche Ermessensausübung ausgeschios-

sen werden. Dies ist gesetzeswidrig. Soll gieichwoht eine Ermessensausübung
eröffnet bleiben, ergibt sich dies - auch wegen der vom typischen Wortlaut für
Ausnahmen abweichenden Formulierung - gerade nicht aus diesem Festset-

zungsversuch. Zudem ist nicht nachvollziehbar, wieso wegen der Verwendung
des Wortes "ausnahmsweise" eine Ausnahmemöglichkeit im Sinne des § 31 Abs.
1 BauGB eröffnet werden soll, wenn doch über § 23 Abs. 5 BauNVO eine Abwei-
chungsmöglichkeit besteht.

9. 3. Nicht hinreichend bestimmt ist auch der Nebensatz (", soweit ... und keine ande-

ren Festsetzungen bzw. Belange entgegenstehen"), Gilt dieser Nebensatz mit

seinen Einschränkungen nur für die Nebenanlsgen außerhalb der überbaubaren

Grundstücksffächen oder auch für die an sich allgemein zulässigen Nebenanlagen
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen? Dies ist nicht hinreichend be-

stimmt.

9. 4. Das Verbot von Nebenanlagen auf Flächen mit Pflanzbindungen und Pflanzgebo-
ten ist nicht erforderlich und im Übrigen auch rechtswidrig, abwägungsfehlerhaft.
Denn auf Flächen mit Pflanzbindungen und Pflanzgeboten sind bauliche Anlagen
bauplanungsrechtlich nur dann zulässig, wenn sie nicht mit dieser Festsetzung im
Widerspruch stehen (§ 30 Abs. 1 BauGB). Dies bedeutet, dass beispielsweise ein
Zaun errichtet werden könnte, der möglicheiweise sogar zum Schütze der Be-

Pflanzung erforderlich sein könnte, nicht jedoch eine Maschinenhalle, da diese
den Platz für die Pflanzen nehmen würde, Aus welchen städlebaulichen Gründen

sogar beispielsweise Zäune auf den Flächen mit Pflanzbindungen und Pflanzge-
boten ausgeschlossen sein sollen, ist nicht nachvollziehbar.

9. 5. Sinnvolleweise sollte es bei der üblichen Regelung der Nichlbeschränkung von
Nebenanlagen außerhalb der Baugrenzen verbleiben, so dass baureclltsbehördli-

cherseits über eine Zulassungsentscheidung nach § 23 Abs. 5 BauNVO im Ein-

zelfall eine sachgerechte Lösung herbeigeführt werden kann!

Stellungnahme der Verwaltuno:

Ziffer 9. 9. 1, 9. 2 und 9. 3 wurden bereits
wortwörtlich in der Stellungnahme des
Einwenders vom 25, 10.2017
vorgetragen.

Über diese wurde am 12. 12. 2017 im

Gemeinderat beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Steliuncinahme der Verwaltunq:
Ziffer 9. 4 und 9. 5 wurden bereits

wortwörtlich in der Stellungnahme des
Einwenders vom 25. 10. 2017

vorgetragen.
Bei Ziffer 9. 4 erster Satz wurde das

Wort "abwägungsfehlerhaft"
hinzugefügt. Das Wort
"Abwägungsfehlerhaft" verändert
jedoch nicht den Inhalt der
Stellungnahme.

Über die Stellungnahme wurde am
12. 12.2017 im Gemeinderat beraten
und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

10, Auch der Festsetzungsversuch zum Anschfuss anderer Flächen an die Verkehrsflä-

chen in Ziffer 6. 3 des Bebauungsplanes ist rechtsfehlerhaft:

10. 1. Nach Ziffer 6. 3 S. 1 des Bebauungsplanentwurfes soll die Zufahrt zu den Grund-

stücken "direkt über die festgesetzten Straßenverkehrsflächen" erfolgen. Es fehlt

jedoch an einer konkreten Zuordnung des jeweiligen Grundstücks zu den Stra-
ßenverkehrsflächen. So ist beispielsweise bei dem Flurstück Nr. 1548/1 vollkom-

men unklar, an welche Straßenverkehrsfläche die Zufahrt zu erfolgen hat.

10. 2 Soilte mit diesem Festsetzungsversuch auch cfas Befahren beispielsweise des
Flurstücks Nr. 1527/1 meiner Mandantschaft aus Westen vom Uhlandweg über
das Flurstück Nr. 1527, wie es in der Vergangenheit jahrzehntelang praktiziert
worden ist und sich bewährt hat, unterbunden werden, würde damit zum einen

bestehenden Baugenehmigungen zuwider und auch unnötig in das Eigentums-
recht und vor ailem auch in den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb
meiner Mandantschaft eingegriffen werden,

Auch wäre dann insbesondere in der Zwischenzeit - ab dem Salzungsbeschluss
und bis zur Herstellung der festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen - eine Be-

fahrbarkeit der Flurstücke Nr. 1527/1 und 1524/1 meiner Mandantschaff unzuiäs-

sig!

10. 3 Vorstehende Problematik; würde sich nicht stellen, wenn für die Flurstücke meiner

Mandantschaft Nr. 1524/1 und 1527/1 der Uhlandweg als "festgesetzte Straßen-
verkehrsfiäche" angesehen würde.

10. 4 Vorsorglich: Der betriebsbedingte Verkehr der Bauunternehmung meiner Man-

dantschaft wird zu über 90 °A über den Uhlandweg abgewickelt ~ auch der Liefer-
verkehr erfolgt über den Uhlandweg Auf diese Verkehrsandienung hat sich der
Betrieb meiner Mandantschaft eingerichtel. Ein teiiweises Abschneiden der Er-
reicfibarkeit durch einen Zwang zum Anfahren und Verlassen der Flurstücke Nr.

1527/1 und 1524/1 nur aus Osten würde die veckehrliche Erreichbarkeit dieser

Grundstücke massiv beeinträchtigen! Ich rüge hier ausdrücklich das Fehlen eines

städtebaulichen Grundes und eine übermäßige Einschränkung der Eigentümer-
rechte meiner Mandantschaftf

11. Nicht hinreichend bestimmt und im Übrigen aucll abwägungsfehlerhaft Ist der Festset-
zungsversuch in Ziff. 10.4 der planungsrechtiichen Festsetzungen:

11. 1. Denn bei der fünften Punktaufzählung (oberste Punktaufzählung auf der Seite 10)
bleibt offen, wann - unter welchen Voraussetzungen - die Nisthilfen anzubringen
sind. MUSS diese Nisthilfen jeder im projektierten Plangebiet Lebende sofort um-
setzen?

Stellungnahme der Verwaltunai
Ziffer 10., 10. 1, 10. 2, 10. 3 und 10.4
wurden bereits wortwörtlich in der
Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10.2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde am
12. 12. 2017 im Gemeinderat beraten

und entschieden.

Beschluss:
Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der
bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Stellunqnahme zu Ziffer 11 und 11. 1:

Für die Umsetzung der im
Bebauungsplan vorgesehenen
Nisthilfen ist die Gemeinde
verantwortlich. Die Gemeinde wird die
geforderten 15 Nisthilfen entweder auf
eigenen Bäumen anbringen oder in
Abstimmung mit den
Grundstückseigentümern auf Bäumen
privater Grundstücke.

Die rechtliche Grundlage für diese
Regelung ist jedoch nicht § 9 Abs. 1 Nr.
25 BauGB sondern § 9 Abs. 1 Nr. 20.
Diese Rechtsgrundlage wird daher
hinzugefügt.
Beschluss: Die Festsetzung wird
belassen. Die Rechtsgrundlage wird
ergänzt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss^

11.2. Auch berücksichtigt die sechste Punktaufzählung über das Verbot der nächtli.

chen Beleuchtung an den Gebäuden nicht geiahrenabwehrrechtliche Aspekte.
Denn häufig werden insbesondere auch die Hausnummern beleuchtet, damit Ret-

tungsfahrzeuge - insbesondere der Notarzt, die Feuerwehr, die Polizei - schnell

das richtige Haus finden und nicht In der Dunkelheit den Einsatzort erst langwierig
suchen müssen. Dies soll anscheinend unterbunden werden.

11,3 Meine Mandantschaft begrüßt, dass nunmehr bloß noch eine Verpflichtung zur
Anpflanzung eines Laub- oder Obstbaumes je 500 m' Baugrundstücksfläche

vorgesehen ist. Jedoch nimmt auch dieser Regelungsversuch die konkrete Situa-
tion vor Ort nicht in den Blick. Dies sei anschaulich am Flurstück meiner Mandant-

schaft Nr. 1527/1 veranschaulicht: Dieses Flurstück ist mit einem Lagergebäude
bebaut, an dessen südlicher Seite eine Wege- und Rangierfläche entlanglauft,
damit aus dieser seitlich offenen Halle die gelagerten Gegenstände entnommen

werden können. Müssten nunmehr beispielsweise zwei Bäume auf diesem Flur-

stück Nr. 1527/1 angepflanzt werden, würden diese Bäume, weil auch die zivil-

rechtlichen Abstandsanforderungen hier des § 16 des Nachbarrechtsgesetzes
beachtet werden müssten, mit einem Abstand von mindestens 4 m zur südlichen

Gmndstücksgrenze gesetzt werden und sich damit mitten in der Wege- und Ran-
gierfläche befinden. Östlich und westlich können diese Bäume auf diesem Flur-

stück nicht gesetzt werden, da die Halle van Osten befahren wird und im Westen

sich ebenfalls eine Wege- und Rangieifläche befindet. Daher würde insbesondere

auch auf den Betriebsgrundstücken meiner Mandantschaft eine solche Festset-

zung zu einer übermäßigen Einschränkung führen. Denn insbesondere auch die

Flurstücke Nr. 1524/1, 1527/1 und 1527 werden vollumfänglich für Betriebszwe-
cke benötigt. Das Anpflanzen von Bäumen würde die Befahrbarkeit und Ausnutz-

barkeit behindern, zumal auch die Bäume wegen des einzuhaltenden nachbar-

rechtlichen Grenzabstandes nach § 16 NRG mitten im Weg stshen würden! An-
ders als bei Neubauten kann meine Mandanlschaft auch diese versuchte Festset-

zung nicht mehr bei der Verortung der baulichen Anlagen berücksichtigen!

Stellunanahme zu Ziffer 11 .2:
Es ist richtig, dass das Verbot der
nächtlichen Beleuchtung an Gebäuden
sich nicht an gefahrenabwehrrechtliche
Aspekte richtet. Die Beleuchtung von
Hausnummern oder Hauszugängen zur
Gefahrenabwehr ist selbstverständlich
zulässig und könnte im Bebauungsplan
auch nicht verboten werden. Im

Übrigen verfügt jedes Rettungsfahrzeug
über entsprechende Scheinwerfer um
Hausnummern aufzufinden. Zur

Klarstellung der Festsetzung wird der
Text geändert. Die bisherige Regelung
"Eine durchgängige nächtliche
Beleuchtung an den Gebäuden ist nicht
zulässig." Wird geändert in "Eine
durchgängige nächtliche Beleuchtung
der Gebäude ist nicht zulässig."

Beschluss: Der Hinweis wird
beachtet. Es erfolgt eine
redaktionelle Klarstellung der
bisherigen Formulierung
entsprechend der Stellungnahme der
Verwaltung.

Stellunqnahme zu Ziffer 11 . 3:

Der Bebauungsplan sieht die
Möglichkeit vor, dass in begründeten
Einzelfällen von dieser Verpflichtung
befreit werden kann. Die Einwendung
wird daher in den Festsetzungen
bereits berücksichtigt.

Im Übrigen wurde diese Einwendung
bereits in der Stellungnahme vom
25. 10. 2017 vorgebracht und am
12. 12.2017 im Gemeinderat beraten
und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524,
1524/1, 1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

12. Auch die Lärmschutzfestsetzungen sind rechtsfehlerhaft:

12. 1. Die Festsetzung Ziffer 13 des Entwurfes der textlichen Festsetzungen ist rechts-

fehlerhaft, weil sie die Verwendung zu öffnender Fenster untersagt:

12. 1. 1 Denn Ziel dieser Regelung soll anscheinend die Gewährleistung eines
ausreichenden Lärmschulzes sein.

12. 1. 2 Zur Errerchung dieses Zieles genügt es. entsprechende Dämmwsrte
der Außenbauteile vorzuschreiben. Wsnn diese Dämmuverte der Au-

ßenbauteile - einsch!ießlich zu öffnender Fenster - eingehalten werden,
ist dieses Ziel erreicht. Ein zusätzliches Verbot von zu öffnenden Fens-

tern bei Einhaltung der Dämmwerte bedarf es nicht, erweist sich dann

als überschießend. Soiche einen ausreichenden Schallschutz gewähr-

leistenden, zu öffnenden Fenster sind beispielsweise das "Hafencity-

Fenster", das sich in der Praxis bewährt hat. Dieses "Hafencity-Fenster"
lässt sich offnen, verfügt aber auch bei Öffnung über ein ausreichendes

Schalldämmmaß. Wird nunmehr sogar die Verwendung eines solchen

Fensters trotz Einhaltung des hier maßgeblichen und auch baulertplane-

risch bezweckten Schatldämmmaßes untersagt, schießt diese Rege-
lung offensichtlich über das Ziel hinaus!

12. 1, 3 Die gemeindliche Befürchtung, dass beim Nichtausspruch eines Ver-

bots der Verwendung zu öffnender Fenster der Bebauungsplan aufge-

hoben werden könnte, verkennt diese rechtlichen Maßstäbe, Es genügt

die Gewährleistung eines ausreichenden Schallschutzes. also das Vor-
schreiben eines ausreichenden Schalidämmmaßes. Wie im konkreten

Einzelfall dieses Schaiidämmmaß eingehalten wird, durch Mauerwerk,

durch Holzbauteile, durch zu öffnende Fenster, durch geschlossene

Fenster, ist unbeachtlich, solange - wie hier durch das sogenannte ,.Ha-

fencity-Fenster" - das Einhalten des vorgegebenen Schalldämmmaßes

gewährleistet werden kann.

12. 1. 4 Durch das Vorsehen nicht zu öffnender Fenster nimmt der Satzungsge-

ber auch nicht in den Blick, dass - so das Bundesverwaltungsgericht in

seiner Entscheidung vom 21.09.2006. 4 C 4/05 - "'z-ur angemessenen

Befriedigung der Wohnbedürfnisse heute grundsätz!ich die Mögiichkeit

des Schfafens hei gekipptem Fensfer gehört".

12. 2. Dagegen ist die Nichtberücksichtigung eines ausreichenden Schallschutzes

für den Außenwohnbereich ein eklatanter Mangel! Da sowohl Mischgebiete als

auch Dorfgebiete über allgemein zulässige Wohnnutzungen verfügen, muss auch

der sog. Außenwohnbereich als solcher tauglich sein, sollte also grundsätzlich -

siehe S. 54, unten, des Gutachtens von Herrn Dr. -lng. Dröscher vom 06. 07. 2016 -

über einen Beurteilungspegel von nichl mehr als 65 dB(A) verfügen. Tatsächlich

wird jedoch nach diesem Gutachten von Herrn Dr. -lng. Dröscher vom 06. 07 2016

für den Außenwohnbereich dieser Beurteilungspegel van 65 dB(A] überschritten

(vgl. Anlagen 2 ->- 3 dicsss Gutachtens). Der Gutachter empfiehlt daher auch das

Ergreifon von Schallschutzmaßnahmon, die der der.eeitige Bebauungsptanenlwurf

Jedoch nicht vorsieht, damit einen Konflikt erzeugt, aber nicht last! Dies ist rechts-
fehlerhaft'

Der gemeindlicha Verweis auf eine Verlagerung dieser ProblsmEitik in die Objekt-

Planung verkennt, dass sich dieser Konflikt wegen einss ausreichendQn Schall-
Schutzes des Außenwohnbereiches. aiso der Rasenfiächon, Gartfnflächen. ole.

außerhalb der Gebäiide. nicht im Rahmen der Objektplanung läsen iasst. Es blei-

ben selbst bei eincir schallsc^utzfokussiertGn Anordnung der baulichen An!age(n)

Außenwohnbereiche über. die unzulässigen GeiäuschimmisSFOnen ausgesetzt
bleiben.

12. 3. Zudem sind die geräuschimmissionsbezogenen FestSBtzungfin und bauieitplane-
riechen Annahmen rechts fehlerhaft, da diese sich auf das Gutachten von Herrn

Dr. -lng. Dröscher vom 06. 07. ^016 auch in der Fassung seiner Ergänzungen

gründen, das Jedoch von fehlerhafton Annahmen ausgsht:

a) So geht der Gutachter nicht von einem Neubau oder einer wesentlichen Än-

derung von öffentlichen Straßen aus. Die projektierte Slichstraße "Stuttgar-

ler Straße" wird jedoch neu gebaut, soll jedenfalls bezogen auf den Mörike-

weg Hin einen w/eiteren Pahrstreifen verfügen.

b) Die dem Schallgutachten zugrundeliegende Annahme einos reinen Tsgbe-

triebe des Lebensmitteleinzelhändlers ist lebensfern. da sehr viele großflä-

chige Lebensmitteleinzeihändler zumindest bis 22:00 Uhr geöffnet haben, so

dass Parkpiatzverkehr nach 22:00 Uhr und damit zur Nachtzeit erfolgt.

c) Nicht rsalitätsgorecht ist auch die Annahme der Anlieferung der zu verkau-

fenden Ware nur zur Tagzeit, da solche Anlieferungen üblicherweise auch

zur Nachtzeit erfolgen.

Stellungnahme der Verwaltung:
Ziffer 12, 12. 1, 12. 1. 1, 12. 1.2, 12. 1.3
und 12. 1.4, sowie Ziffer 12.2 und 12.3
wurden bereits wortwörtlich in der
Stellungnahme des Elnwenders vom
25. 10. 2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde am
12. 12.2017 im Gemeinderat beraten
und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme keine
neuen Argumente vorgetragen
werden, verbleibt es bei der

bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Ftst. Nr. 1523,
1524, 1524/1, 1527 und 1S27/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

12.4. Rechfsfehlerhaft werden trob eikannler Geräuschtonflikte keine Festsetzun.

gen für das Sondergebiet zur Minimierung der Geräuschkonflikte getroffen,
so bspw. Festsetzungen zur Einhausung der Anlieferung, zur Verortung von
Schallquellen (Klimageräte, etc, ), etc.. Soweil gemeindlicherseils davon ausge-
gangen wird, nicht über eine Ermächtigungsgrundlage für weitere Schallschutz-

festsetzungen zu verfügen, werden die Regelungsmöglichkeiten des § 9 Abs. 1
Nr. 24 BauGB verkannt.

12. 5. Herr Dr. Dröscher legt seiner

Geräuschimmissionsprognose in seiner aktualisierten

Fassung vom 18. 05. 2018 eine Verortung des

Lebensmitteleinzelhändlers zugrunde, wie sie nicht

verwirklicht werden wird. Denn heute - und damit vor

Satzungsbeschluss. § 214 Abs. 3 BauGB (!) - ist durch

das Baugesuch die Verortung des
Lebensmitteleinzelhandelsbetriebs bekannt: im Osten

des Sondergebiets und nicht im Süden, wie von Herrn

Dr. Dröscher auf S. 34 zu Abb. 7 angenommen,

Dadurch entstehen andere Geräuschverteilungen. Die

angesetzten Lärmpegelbereiche sind fehlerhaft.

Stellunanahme derVerwaltuna zu Ziffer
12.4:
Ziffer 12.4 wurden bereits wortwörtlich in der
Stellungnahme des Einwenders vom
25. 10,2017 vorgetragen.
Über die Stellungnahme wurde am
12. 12. 2017 im Gemeinderat beraten und

entschieden.

Beschluss zu Ziffer 12.4:
Da in dieser Stellungnahme keine neuen
Argumente vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom 12. 12. 2017
wird verwiesen.

Stellunonahme der Venvaltunq zu Ziffer
12.5:
Die grundsätzliche Eignung des Standorts
für die vorgesehene Nutzung hat die
schalltechnische Untersuchung zum
Bebauungsplan aus schalltechnischer Sicht
nachgewiesen. Die genaue schalltechnische
Prüfung ist auf Grundlage der
Ausführungsplanung im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens des Marktes
vorzunehmen. Über die Lärmpegelbereiche
können passive Schallschutzmaßnahmen für
im Plangebiet vorgesehene schutzbedürftige
Räume bemessen werden. Dies bezieht sich

auf den Straßenverkehrslärm (insbesondere
von der nördlich des Plangebiets
verlaufenden Stuttgarter Straße).
Zum Schutz vor Gewerbelärm (insbesondere
aus dem Betrieb des im Sondergebiet
ermöglichten großflächigen
Einzelhandelsbetriebs) sind grundsätzlich
keine passiven Schaflschutzmaßnahmen
zulässig.
Eine andere - als im Schallgutachten zum
Bebauungsplan veranschlagte -
Gebäudesteltung des im Sondergebiet
ermöglichten großflächigen
Einzelhandelsbetriebs führt zu keiner
erheblichen Änderung der
Lärmpegelbereiche. Zwar können sich
Lärmpegelbereiche durch eine andere
Gebäudestellung innerhalb des
Sondergebiets verändern, jedoch können für
die Bauausführung des
Einzelhandelsbetriebs aus den Lärmkarten

hinreichende Erkenntnisse für die

Bemessung etwaiger schutzbedürftiger
Räume (Büroräume oderAufenthaltsräume)
innerhalb des Sondergebiets abgeleitet
werden. Für die im Sondergebiet
vorgesehene Nutzung ergibt sich keine
abweichende schalltechnische Bewertung.
Beschluss: Die Bedenken werden

zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1,
1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

12.6. Auch legt er Dr, Dröscher - so Blatt 52 seiner aktualisierten

Geräuschimmissionsprognose, eine noch nicht notifizierte und auch

nicht allgemein anerkannte und nicht den Stand der Technik

entsprechende DIN 4109-1, Januar 2018, seinen Berechnungen

zugrunde, so dass die Geräuschimmissionsprognose fehlerhaft,
nicht belastbar, ist.

13. Der Entwurf Ziffer 1,3 der örtlichen Bauvorschriften ist wegen des Abstellens auf grelle
Farben, auf stark reflektierende und spiegelnde Materialien sowie wegen des Ab-
stellens auf eine Gefährdung des Grundwassers nicht hinreichend bestimmt. Soweit

durch örtliche Bauvorschrifl anzuordnen vefsuchl wird, dass kupier-, zink- oder bleige-
deckte Dachflächen durch Beschichtung oder in ähnlicher Weise gegen Veiwitterung
und eine damit verbundene Auslösung von Melallbestandteilen behandelt werden miis-
sen, fehlt es an einer Ermächtigungsgrundlage für einen solchen Regelungswrsuch.
Dem dieser Regelungsversuch dienS offensichtlich dem Umweltschutz. Aus Gründen

des Umweltschutzes kann jedoch nicht eine örtliche Bauvorschrift erlassen werden.
§ 74Abs. 1S. 1LBO.

14. Auch Ziffer 3. 1 des Entwurfes der örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung der
unbebauten Flächen isl rechtsfehlerhaft. da es beispielsweise die Ausnutzbarkeit der
Grundstücke meiner Mandantschaft zu staik beschränkt. Soweit die Gemeinde der Auf-

fassung ist, dass mil "unbebauten Flächen" diejenigen Flächen gemeint sind, für die im
Baugenehmigungsverfahren kein konkreter Nulzungszweck getroffen wid, wird die Be-
slimmung des § 9 Abs. 1 LBO ignoriert. Denn genau diesen Fall regelt bereits § 9 Abs,
1 LBO. Der örtlichen Bauvorschrifl Ziffer 3. 1 bedarf es nicht.

Stellunanahme der Verwaltunc]

zu Ziffer 12,6;
Die DIN 4109-1 Ausgabe Juli
2016 ist in Baden-Württemberg
als technische Baubestimmung
bekannt gemacht und stell die
derzeit geltende Anforderung zur
Bemessung der
Luftschalldämmung von
Außenbauteilen dar. Die

Schallschutzanforderungen
gemäß DIN 4109-1 Ausgabe Juli
2016 sind im Schallgutachten
zum Bebauungsplan aufgeführt
und dargestellt.
Seit Januar 2018 ist eine neue

Ausgabe der DIN 4109-1 im
Weißdruck erschienen. Im

Schallgutachten zum
Bebauungsplan sind die
Schallschutzanforderungen
deshalb zusätzlich (hinweislich)
gemäß DIN 4109-1 Ausgabe
Januar 2018 dargestellt.

Beschluss:

Die zusätzliche

Berücksichtigung der DIN
4109-1 Ausgabe Januar 2018
ist zulässig. Die
Geräuschimmissionsprognose
wird dadurch nicht fehlerhaft.

Die Bedenken werden

zurückgewiesen.

Stellungnahme derVerwaltunq

zu Ziffer 13 und 14:
Ziffer 13 und 14 wurden bereits
wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10. 2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 12. 12.2017 im Gemeinderat
beraten und entschieden.

Beschluss:
Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1,
1527 und 1527/1 vom 17.10.2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwagungsbeschluss:

15. Meine Mandantschaft begrüßt die gemeindliche Anpassung von Ziffer 3. 3 des Entwur-

fes der örtlichen Bauvorschriften zu den Einfriedigungen.

15. 1 Jedoch ist die HÖhenbeschränkung auf 1, 80 m unzureichend. Dann ein Zaun

von 1, 80 m Höhe kann ohne weiteres mit Leichtigkeit überwunden werden, kann
also nicht dem Einbruchsschutz dienen. Damit wird eine betrieblich erforderliche

wirksame Einzäunung unmöglich gemacht. Meine Mandantschaft hat jedoch we-
gen der eigenen Bauunternehmung auf den genannten Grundstücken und erst

Recht bei Verwirklichung des Einzelhandelsbetriebs wegen des durch den Einzel-

handelsbetrieb angelockten PLiblikums ein betriebliches gerechtfertigtes Interesse
an einem wirksamen Schutz der betrieblichen Gegenstände vor Abhandenkom-

men. Hierzu ist - wie auch in einem Gewerbegebiet - zumindest für die gewerb-
lich genufcrfen Grundstücke die MÖgiichkeit der voll umfang lichen Einzäunung mit
Zäunen mit einer Höhe von mindestens 2>50 m vorzusehen! Anderenfalls würden

die betrieblichen Erfordernisse geradezu ignoriert werden.

Die gemeindlicherseits angedachten Alarmanlagen können das Abhandenkom-

men von Gegenständen nicht unterbinden, sondern bloß das Entdeckungsrisiko
erhöhen. Teilweise sind Alarmanlagen auch schlicht und einfach unfunlich, wenn

beispielsweise tagsüber Kunden bedient werden, dg dann bei jedem Kunden d'e
Alarmanlage auslösen würde. Ein Zaun beschränkt dagegen die Zutrittsmöglich-
keit auf eine enge Fläche und unterbindet im Übrigen die Wegnahme von Gegen-
ständen.

15.2 Meine Mandantschaft begrüßt des Weiteren, dass nach dem gemeindlichen Wil-
Jen zu den "Einfriedigungen" im Sinne dieser örtlichen Bauvorschrift nicht Schall-

Schutzmaßnahmen zählen, also eine beispielsweise 2, 50 nn hohe Mauer, der

auch eine Schal Isch ubwirkung zukommt, nicht durch Ziffer 3. 3 der örtlichen Bau-
Vorschriften unterbunden werden kann. Ob dann noch die örtliche Bauvorschrift

Ziffer 3. 3 Sinn macht, steht hier nicht zur Beurteilung an.

16. Meine Mandantschaft bagrußt, dass zu den Abfallbehältern, Mülltonnen und Contai-

nern im Sinne von Ziffer 3. 5 der örtlichen Bauvorschriften die SchüBgutboxen meiner
Mandantschaft nach der gemeindlichen Bekundung in der Abwägungssynopse nicht
gehören. Denn aus Betriebsgründen können die Schütfgutboxen meiner Mandanfschaft
nicht geschlossen werden, Die Errichtung einer Wand zum Schutz vor Einsichtnahme

ist ebenfalls nicht möglich, da dem die Baugrenze und cfie Unzulässigkeit von baulichen
Anlagen außerhalb der Baugrenze entgegenstehen und zudem meine Mandanlschaft

für das eigene Bauunlemehmen Bewegungsfläche für die Entlade-, Belade- und Umla-

detätigkeiten benötigt.

Stellunanahme derVerwaltuna:

Ziffer 15., 15. 1 und 15.2 wurden
bereits wortwörtlich in der
Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10. 2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 12. 12. 2017 im Gemeinderat
beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Stellungnahme derVerwaltuna

zu Ziffer 16:
Ziffer 16 wurden bereits

wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10, 2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 12. 12. 2017 im Gemeinderat
beraten und entschieden.

Beschluss:

Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst Nr. 1523, 1524, 1524/1,
1527 und 1527/1 vom 17.10.2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

17. Abwägungsfehlerhaft ist der Entwurf der Festsetzungen (dort Ziff. 4. 5) sowie örtlichen
Bauvorschriften (dort Ziff. 3. 2) über die Wasserdurehlässigkeit des Bodenbelags
insbesondere auch von Stellplätzen:

17. 1 Denn ausweislich des zum Baugesuch für den im projektierten Geltungsbereich
des in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplans zu errichten beabsichtigten
großflächigen Lebensmitielelnzelhandeisbetriebs eingereichten
Entwässerungsgesuchs ist der natürliche Boden nicht für eine Versicterung
geeignet, so Ziffer 3. 5 auf Seite 4 dieses Entwässerungsgesuchs, auch weil die
Durchlässigkeit der Bodenschichten in einem Bereich um Ki = 3 10'1C m/s liegt.
Dieser Kf-Wert ist der sogenannte Durchlässigkeitsbeiwert gemäß DIN 18130-1
und beschreibt den Grad der Versickerungsfähigkeit (Wasserdurchlässigkeit) von
Böden. Der vorliegende Durehlässigkeitsbeiwert liegt in der Kategorie mit der
schlechtesten Versickerungsfähigkeit von Böden. Mit anderen Worten: Der Boden

ist allenfalls sehr schwach wasserdurchlässig.

17,2 Werden nun wasserdurchlässige Bodenbeläge gefordert, führt dies bloß dazu,
dass insbesondere auch Niederschlagswasser auf den Bodenbelag auftrifft, den
versickerungsfähigen Bodenbelag durchdringt und dann unterhalb des

Bodenbelags auf und entlang der Schichten des natürlichen Bodens enllangfließt
und letztlich zu einer Unterspülung von baulichen Anlagen führen kann. Zugleich
staut sich aber auch das Niederschlagswasser zwischen dem
versickerungsfähigen Bodenbelag und den natürlichen Bodenschichten auf,

sodass weiter auf den versickerungsfähigen Bodenbelag auftreffendes
Niederschlagswasser wegen des aufstauenden Wassers nicht mehr versickern

kann, sondern auf dem Bodenbelag weiterfließt. Dieses Niederschlagswasser trifft
letztlich insbesondere auch die tieferliegenden Grundstücke meiner
Mandantschaft und überschwemmt diese, spült diese aus und schwemmt
beispielsweise auch den geschotterten Bodenbelag der Grundstücke meiner
Mandantschaft fort.

17.3 Der hinter versickerungsfähigem Bodenbelag stehende gemeindliche
Grundgedanke und auch die gesamte dem in der Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan zugrunde liegende Entwässerungskonzeption ist fehlerhaft.
Vielmehr ist wegen der miserablen Versickerungsfähigkeit des natürlichen Bodens
die Entwässerung derart zu konzipieren, dass das gesamte auftreffende
insbesondere Niederschlagswasser aufgenommen und schadlos fortgeleitet
werden kann. Dann lassen sich auch solche zuletzt häufig festgestellten
Überschwemmungen durchaus vermeiden.

Stellungnahme zu Ziffer 17 und

I7_.^
Die Ausführungen werden zur
Kenntnis genommen.
Beschluss: Kenntnisnahme

Stellunqnahme der Verwaltunq

zu Ziffer 17.2 und 17.3:

Es handelt sich bei dieser
Festsetzung um eine Forderung
der Unteren Wasser- und

Bodenschutzbehörde und
basiert auf § 55
Wasserhaushaltsgesetz. Überall
dort wo Niederschlagswasser
schadlos versickert werden
kann. ist dies auch zu machen.

Die Beschaffenheit der Böden

ist der Bodenschutzbehörde
bekannt.

Um eine Unterspülung baulicher
Anlagen zu verhindern, werden
in der Rege! an baulichen
Anlagen Drainagen verlegt, die
derartiges verhindern.

Niederschlagswasser welches
wegen der Bodenbeschaffenheit
oder bei Starkregen nicht direkt
versickert, muss jeder
Grundstückseigentümer auf
seinem Grundstück sammeln

und in die Kanalisation oder

einen Regenwasserkanal leiten.
Jeder Grundstückseigentümer
muss auf seiner Fläche durch

ausreichend dimensionierte

Rinnen und Schächte dieses
Wasser in die Kanalisation oder

sofern vorhanden in einen

Regenwasserkanal leiten.

Auch entbindet die Vorschrift

nicht davon, dass jeder
Grundstückseigentümer dafür
sorgen muss, dass trotz
Starkregen kein Schotter aus
unbefestigten Hofflächen auf die
Straße gespült wird.

Beschluss: Die Bedenken

werden aus den genannten
Gründen zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1,
1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

17, 4 Dass eine dann sicherlich erforderlich werdende Aufdimensionierung der bereits
jetzt schon unterdimensionierten gemeindlichen Kanalisation Kosten verursacht,

die ggf. derzeit noch gescheul werden, ist auch nicht nachvollziehbar. Denn diese

Kosten könnten zumindest für das Sondergebiet zum großen Teil im Wege eines
sogenannten Folgekoslenvertrages demjenigen auferlegt werden, der letztlich von
diesem in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan profitiert: dem Betreiber
des projektierten großflächigen Lebensmitteleinzelhandelsbetriebs sowie dem

Eigentümer der hierzu in Anspruch genommenen Grundstücke.

Der Versuch der Festsetzung einer Fläche für die Landwirtschaft für das Flurstück

Nr. 1515 ist rechtswidrig. Denn Sinn und Zweck dieser Festsetzung ist nach den ge-
meindlichen Bekundungen gerade nicht die Förderung der Landwirtschaft, sondern

vielmehr die Unzulässigkeit von baulichen Anlagen. Dabei wird jedoch verkannt, dass
bei der Festsstzung einer Fläche für die Landwirtschaft gleichwohl noch bauliche Anla-

gen zulässig sind, so landwirtschaftliche Gebäude, Auch isl bislang die Vereinbarkeit
einer solchen Fläche für die Landwirtschaft mit den unmittelbar angrenzenden Wohn-
nutzungen insbesondere auch im Hinblick auf Geruchs- und Geräuschimmissionen

nicht erfolgt. Gewollt ist wahrlich bloß eine Unbebaubarkeit dieses Flurstücks zur Ver-

meidung der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von baulichen Anlagen auf diesem
Flurstück gestützt auf § 34 Abs. 1 BauGB - zum Erreichen dieses Zweckes ist die Fest-

Setzung einer Fläche für die Landwirtschaft das falsche Mittel..

Stellunanahme der Verwaltung

zu 17.4:
Ob eine Aufdimensionierung des
Kanals aufgrund des
Sondergebiets erforderlich ist,
wurde untersucht.
Bei sogenannten
Folgekostenverträgen handelt
es sich um städtebauliche

Verträge nach § 11 BauGB
welche die Gemeinde

abschließen kann. Dazu besteht
allerdings keinerlei
Verpflichtung. Bei dem in
Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan hat sich die
Gemeinde bewusst gegen einen
vorhabenbezogenen
Bebauungsplan und gegen den
Abschluss eines städtebaulichen

Vertrags entschieden, weil die
Gemeinde der Auffassung ist,
dass von der geplanten
Infrastrukturmaßnahme die

Einwohner der Gemeinde
Eutingen im Gau profitieren.
Beschluss zu Ziffer 17. 4:

Die Bedenken werden
zurückgewiesen.

Stellungnahme der Venw_allyrLq
zu 18:
Ziffer 18 wurde bereits

wortwörtlich in der
Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10, 2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 12. 12. 2017 im Gemeinderat
beraten und entschieden.

Beschluss zu Ziffer 18:

Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates. Auf die
Entscheidung vom 12. 12. 2017
wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1,
1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

19, Nicht hinreichend berücksichtigt wird des Weiteren auch, dass durch die Festsetzung
von privaten Grünflächen übermäßig ins Privateigentum eingegriffen wird, wegen des
vorgegebenen Erhalts von Magewiesen eine andeiweitige Nutzbarkeit des Grund und
Bodens geradezu ausgeschlossen ist, insoweit das Grundeigentum nicht mehr zumin-
dest in Teilen auch für den Privateigentümer nützlich ist, sondern vielmehr bloß eine

Last darstellt. Diese fehlende Privatnützigkeit des Grund und Bodens erweist sich als

unverhältnismäBig.

20. Soweit zulasten des Flurstücks Nr. 1523 eine private Grünfläche mit einem Pflanzge-
bot in Gestalt einer Wildhecken- und Sichtschutzbepflanzung festzusetzen versucht
wird, wird nicht hinreichend die genehmigte Nutzung für Zwecke einer Pferdekoppel
einschließlich Umzäunung berücksichtigt, die einer solchen Wildhecken- und Sicht-

schutzbepflanzung entgegensteht.

21. Zudem wird durch die versuchte Wildhecken- und Sichtschutzbepflanzung auf dem
Flurstück Nr. 1523 das Sichtfeld unnötig eingeschränkt. Denn ausweislich Blatt 8 in
Verbindung mit der Anlage zur Straßenverkehrslämuntersuchung vom 18. 08.2017 von
Herrn Dr. Ing. Frank Dröscher soll die hochstzulässige Geschwindigkeit der von Osten
auf die Einmündung des Uhlandweges in die Stuttgarter Stfaße/814 zufahrenden Fahr-
zeuge 70 km/h betragen. Für eine solche Geschwindigkeit ist das Sichtfeld 10,70m zu

klein - das Sichtfeld muss deutlich größer werden. Ein größeres Sichtfeld kollidiert je-
doch mit diesem Pflanzgebot für einen Wildhecken- und Sichtschutzbepflanzung!

22. Ungeachtet der vorstehenden materiellen und zur Unwirksamkeit führenden Mängel
leidet der in der Aufstellung befindliche Bebauungsplan weiterhin noch an einen bislang
nicht ausreichend geheilten formellen Fehler, da die amtliche Bekanntmachung im
gemeindlichen Mitteilungsblatt vom 22. 12. 2017 über die dritte Offenlage rechtsfehler.
haft ist, dieser Fehler bislang jedoch nicht ordnungsgemäß geheilt ist:

Stellunqnahme derVerwaltuna

zu 19. 20 und 21:
Ziffer 19, 20 und 21 wurden
bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders
vom 25. 10, 2017 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 12. 12. 2017 im Gemeinderat
beraten und entschieden.

Beschluss zu Ziffer 19, 20 und

21:
Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates.

Auf die Entscheidung vom
12. 12. 2017 wird verwiesen.

Stellungnahme der Verwaltung
zu Ziffer 22:
Die unter Ziffer 22 genannten
formellen Fehler bestehen nicht.

Die öffentliche Bekanntmachung
einer erneuten Auslegung muss
für sich genommen "richtig" sein.
Es ist nicht erforderlich auf
Fehler einer früheren
Bekanntmachung ausdrücklich
hinzuweisen.
Beschluss zu Ziffer 22:

Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1,
1527 und 1527/1 vom 17.10.2018

Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

22. 1. Denn im letzten Satz der diesen in der Aufstellung befindlichen Bebauungsplan
betreffenden amtlichen Bekanntmachung auf Seite 10 des Mitteilungsblattes vom
22. 12.2017 (unten) "wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag auf Nofmenkontrol-
te nach §47 VwGO unzulässig ist, soweit mit ihm nur Einwendungen geltend ge-
macht werden, die vom Antragssteller im Rahmen der Auslegang nicht oder rer-
spälef gellend gemacht wurden, aber haften geltend gemactii werden können."

22.2. Dieser gemeindliche Hinweis hat seine gesetzliche Grundlage in § 47 Abs. 2a
VwGO. Nur; § 47 Abs, 2a VwGO ist mit Wirkung vom 02. 06.2017 durch das Ge-

setz zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes und anderer Vorschriften

an europa- und völkerrechtliche Vorgaben vom 29, 05. 2017, BGBI 12017, S. 1296,

dort Artikel 5 (Seite 1302) aufgehoben worden. Zum Zeitpunkt der Bekanntma-

chung war die gesetzliche Regelung, auf die in der Bekanntmachung vom
22. 12. 2017 hingewiesen worden ist, nicht mehr wirksam. Der Hinweis ist falsch.

22.3. Da diese Gesetzesänderung erst vor einem Jahr erfolgt isl, liegt zu dieser konkre-
ten Problematik des zu Unrecht erfolgten Hinweises auf die Präklusion keine ge-
festigte Rechtsprechung vor. Es existiert jedoch eine gefestigte höchstrichterliche
Rechtsprechung zu den Folgen von zu Unrecht bekanntgemachten Einschrän-
kungen von Rechten im Bebauungsplanaufstellungsverfahren. So hat beispiels-
weise das Bundesveiwaltungsgerichl mit Beschluss vom 11.04. 1978, 4 B 37. 78,

entschieden, dass der dortige die gesetzlich vorgesehene Beteiligung der Bürger
zu Unrecht einschränkende Zusatz gegen die Vorgaben des Baugesetzbuches

verstößt und zur Nichtigkeit des Bebauungsplanes führt. Nichts anderes kann

auch hier gelten. Denn sollte beispielsweise ein vom Bebauungsplan belroffener
Bürger, der sich nicht im Rahmen dieser Offenlage beteiligt hal, sich bei einem
etwaigen Satzungsbeschluss gegen den Bebauungsplan wenden wollen, aber die

hier zu Unrecht erfolgte Belehrung wegen ihrer ortsüblichen Bekanntmachung im
amtlichen Mitteilungsblatt lesen, könnte dieser Bürger bei Beachtung dieses (feh-
lerhaften) amtlichen Hinweises dem Irrtum aufsitzen, dass er sich nicht mehr ge-
gen diesen Bebauungsplan wenden könnte, weil er sich nicht im Rahmen der (frit-

ten Auslegung beteiligt hat, obgleich er wahrlich noch einen Normenkontrollantrag
halten stellen können. Die Rechte der Bürgerinnen und Bürger werden durch die-
sen Hinweis zu Unrecht vermeintlich beschnitten.

22.4. Formaljuristisch: Der zu Unrecht erfolgte Hinweis stellt eine Verletzung von Ver-
fahrens. bzw. Formvorschriften dar und ist gemäß § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB
für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlich.

Stellunqnahme der Verwaltung

zu Ziffer 22. 1 und 22,2:
Ziffer 22. 1 und 22. 2 wurden
bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders
vom 19. 01. 2018 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 24.07.2018 im Gemeinderat
beraten und entschieden.

Beschluss zu Ziffer 22. 1 und

22. 2:
Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
24. 07. 2018 wird verwiesen.

Stellungnahme der Verwaltung

zu Ziffer 22. 3 und 22. 4:
Ziffer 22. 3 und 22. 4 wurden
bereits wortwörtlich in der

Stellungnahme des Einwenders
vom 19. 01. 2018 vorgetragen.

Über die Stellungnahme wurde
am 24. 07. 2018 im Gemeinderat
beraten und entschieden,

Beschluss zu Ziffer 22. 3 und
22.4:
Da in dieser Stellungnahme
keine neuen Argumente
vorgetragen werden, verbleibt
es bei der bisherigen
Entscheidung des
Gemeinderates.
Auf die Entscheidung vom
24. 07. 2018 wird verwiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524f1
1527 und 1527/1 vom 17. 10. 2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschlyss:

22. 5. Die Gemeinde hat sich zu einer erneuten Offenlage in der Hoffnung entschlossen,
durch eine einfache erneute Offenlage diesen Mangel zu heilen. Die erhoffte Hei-
lung kann vorliegend jedoch nicht eintreten.

22. 5. 1 Denn es fehlt der Hinweis in der aktuellen Bekanntmachung, dass der
Hinweis in der amtlichen Bekanntmachung vom 22. 12. 2017 fehlerhaft war.

jedenfalls jedoch der Hinweis, dass ungeachtet der bisherigen Bekannt-
machungen auch bei bislang unterbliebenen Stellungnahmen ailein wegen
des Unterlassens einer Stellungnahme ein Normentontrollantrag nicht un-
zulässig ist.

22. 5. 2 Denn aufgrund der fehlerhaften Bekanntmachung vom 22. 12. 2017 ist in
der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden, dass es ja nichts mehr bringt^
sich im Bebauungsplanaufstellungsverfahren einzubringen, da ein Nor-
menkontrollantrag aufgrund der (fehlerhaften) Bekanntmachung vom
22. 12. 2017 unzulässig ist, da schließlich die Einwendungen damals - im
Rahmen der Offenlage im Januar 2018 - nicht fristgerecht vorgebracht
worden sind.

22. 5. 3 Dass nun doch trotz des (zu Unrecht erfolgten) Präklusionshinweises wirk-
sam und durch die Gemeinde zu berücksichtigende Einwendungen erho-
ben werden und ein Normenkontrollverfahren veranlasst werden könnten,
ergibt sich aus der Bekanntmachung vom 07. 09. 2018 gerade nicht.

22. 5, 4 Es verbleibt also weiterhin beim Eindruck in der Bevölkerung, dass "der
Zug abgefahren ist". Dieser Eindruck hätte zerstört werden müssen, um

eine Heilung des damaligen Mangels in Gestalt des zu Unrecht erfolgten
Präklusionshinweises zu bewirken. Dies ist jedoch nicht erfolgt. Daher
wirkt dieser Mangel fort und ist auch weiterhin beachtlich.

Stellunqnahme der Verwaltuno

zu Ziffer 22. 5 mit Unterpunkten

22. 5. 1. 22. 5. 2. 22.5.3 und
22. 5.4:

Die unter Ziffer 22. 5, 22. 5. 1,
22.5.2, 22. 5. 3 und 22.5.4
genannten formellen Fehler
bestehen nicht. Die öffentliche

Bekanntmachung einer erneuten
Auslegung muss für sich
genommen "richtig" sein. Es ist
nicht erforderlich auf Fehler
einer früheren Bekanntmachung
ausdrücklich hinzuweisen.

Beschluss zu Ziffer 22. 5,
22.5. 1, 22.5.2, 22.5.3 und
22.5.4:
Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.

Seite 1S1 von 203



Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme der Grundstückseigentümer der Flst. Nr. 1523, 1524, 1524/1
1527 und 1527/1 vom 17. 10.2018

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:

23, Auch die Bekanntmachung im Mifteilungsblatt vom 07. 09. 2018 über die vierte Offenla-

ge ist fehlerhaft, weil die Information spfiichten nach der DSGVO nicht umgesetzt
worden sind:

23. 1 So erfolgen keinerlei Informationen anlässlich der Erhebung von personenbezo-
genen Daten, obgleich insbesondere auch Artikel 13 DSGVO eine solche Informa-
tionspflicht vorsieht.

23.2. Diese Informationspfiichten insbesondere auch nach Artikel 13 DSGVO sollen den

Schutz des Bürgers bewirken, ihn vor Augen führen, was mit seinen Daten ge-
schieht. Daher kann der fehlende Hinweis angesichts der Informationspflichten
nach der DSGVO bei der Öffentlichkeit eine Hemmung auslösen, sich zu beteili-

gen, weil die Öffentlichkeit nicht weiß, was mit den im Rahmen der Aufstellung
dieses Bebauungsplanes erhobenen personenbezogenen Daten geschieht, ob
man sich auf dem silbernen Tabtelt wiederfinde! und öffentlich geächtet wird oder

nicht. Mit anderen Worten; Durch die unferiassene Erfüllung der gemeindlichen In-
formationspflichten nach der DSGVO bei der öffentlichen Bekanntmachung über
die vierte Offenlage können Bürgerinnen und Bürger von der Abgabe einer Stel-
lungnahme abgehalten worden sein.

23. 3, Dieser Mangel dürfte auch beachtlich sein und zur Fehlerhaftigkeit dieser Offenia-

ge und dann wohl auch zur Unwirksamkeit des noch in der Aufstellung faeFindli-
chen Bebauungsplans führen. Denn anderenfalls würde das EU-Recht nicht effek-

tiv umgesetzt werden, wenn sich nicht Auswirkungen zulasten der fehlerhaft Han-
delnden ergäben.

23. 4. Soweit ersichtlich liegt zu dieser Problematik Keine gefestigte höchsfrichterfiche
Rechtsprechung vor, die ggf. durchaus aber auch herbeizuführen sein könnte.

Alles in allem kann der in der Aufstellung befindliche Bebauungsplan in seinem derzeitigen
Entwurfsstadium so nicht rechtmäßig beschlossen werden.

Stellungnahme zu Ziffer 23,
23. 1. 23. 2. 23.3 und 23,4:

Ob Informationspflichten nach
der DSGVO im Rahmen eines
Bebauungsplanverfahrens
bestehen ist bisher nicht
abschließend geklärt. Es ist
davon auszugeben, dass Fehler
nicht auf die Rechtmäßigkeit des
Bebauungsplanes
"durchschlagen"; vgl. Reimer,
Verwaltungsdatenschutzrecht,
DÖV 2018. 881 ff.

Beschluss zu Ziffer 23, 23. 1,
23.2, 23.3 und 23.4:
Die Einwendungen werden
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst. Nr. 1515 vom
17.10.2018

Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Namens und im Auftrag unserer Mandantin nehmen wir zu dem Bebauungsplan bzw. den aus-
gelegten Planungsunterlagen hiermit Stellung wie folgt:

durch die Hereinnähme des Grundstückes unserer Mandantin in den oben genannten Bebau-
ungsplan als landwirtschaftliche Nutzfläche wird unsere Mandantin gezwungen, das Grundstück
auf diese Weise zu nutzen, obwohl hierfür im Rahmen des Bebauungsplans keinerlei Grundlage
besteht. Bislang handelt es sich um ein Außenbereichsgrundstück unserer Mandantin, welches
teilweise nicht und teilweise als landwirtschaftliche Nutzfläche genutzt wird. Insoweit steht es
unserer Mandantin völlig frei, welche Nutzung Sie bezüglich Ihres Grundstücks betreibt. Durch
die Hereinnähme in den Bebauungsplan als landwirtschaftliche Fläche erfolgte damit ein unzu-
lässiger Eingriff in ihr Eigentumsrecht.

Aufgrund derTatsache, dass für die Einbeziehung des Grundstücks unserer Mandantin in den
Bebauungsplan keinerlei Veranlassung besteht und diese Tatsache in dem vorausgehenden
Bebauungsplan auch Rechnung getragen wurde, in dem das Grundstück nicht mit einbezogen
wurde, um eine Pufferzone zwischen dem EDEKA-Einkaufsmarkt und den davon im Süden lie-

genden Wohnhäusern zu schaffen, wird insoweit eine offensichtlich völlig falsche Begründung
für die Erweiterung des neuen Bebauungsplans vorgeschoben, um in diesem Zusammenhang in
un;ulässiger Weise in das Eigentumsrecht unserer Mandantschaft einzugreifen, zumal es völlig
unschädlich gewesen wäre, das Grundstück unseres Mandanten im Außenbereich zugelassen,
da auch insoweit ein Puffer zwischen dem Sondergebiet und der im Süden befindlichen Wohn-
bebauung vorhanden gewesen wäre.

Aufgrund der Tatsache, dass für die Einbeziehung des Grundstücks unserer Mandantin in den
Bebauungsplan keinerlei Veranlassung besteht und diese Tatsache in dem vorausgehenden
Bebauungsplan auch Rechnung getragen wurde, in dem das Grundstück nicht mit einbezogen
wurde, um eine Puffer;one zwischen dem EDEKA-Einkaufsmarkt und den davon im Süden lie-

genden Wohnhäusern zu schaffen, wird insoweit eine offensichtlich völlig falsche Begründung
für die Erweiterung des neuen Bebauungsplans vorgeschoben, um in diesem Zusammenhang in
unzulässiger Weise in das Eigentumsrecht unserer Mandantschaft einzugreifen, zumal es völlig
unschädlich gewesen wäre, das Grundstück unseres Mandanten im Außenbereich zugelassen,
da auch insoweit ein Puffer zwischen dem Sondergebiet und der im Süden befindlichen Wohn-
bebauung vorhanden gewesen wäre.

Sofern das Grundstück unserer Mandantin überhaupt in den Bebauungsplan mit einbezogen
wurde, hätte die mit sprechend auch eine Wohnbebauung für dieses Grundstück zugelassen
werden müssen, zumindest dieses jedoch als Mischgebiet ausgewiesen werden müssen. An-
dernfalls wird das Grundstück unserer Mandantin völlig entwertet und kann in keinster Weise
mehr bis auf landschaftliche Nutzung, in irgendeiner Art und Weise verwertet werden.

Darüberhinaus würde durch eine landwirtschaftliche Nutzung des Grundstücks unserer Man-
dantschaft eine Baulücke geschaffen, welche in städtebaulicher Hinsicht unzulässig und im Üb-
rigen auch nicht gewünscht sein kann. Da im Übrigen wohl damit gerechnet werden kann, dass
auch in naher Zukunft auf dem Grundstück 1513 Wohnbebauung zugelassen wird, kann und
muss im Rahmen der Gesamtabrundung der dortigen Bebauung auch für das Grundstück unse-
rer Mandantin eine Wohnbebauung zugelassen werden oder zumindest eine Bebauung im
Rahmen eines Mischgebiet zulässig sein.

Fortsetzung der Stellungnahme siehe nächste Seite

Stellunanahme der Verwaltung:
Wie der Einwender korrekt

mitteilt, befand sich das

Grundstück im Außenbereich
und konnte nur

landwirtschaftlich genutzt
werden und wurde auch als

Ackerfläche landwirtschaftlich
genutzt.

Bei den Vorbereitungen zur
Aufstellung des
Bebauungsplanes wurde auch
der Grundstückseigentümer
beteiligt und eine Einbeziehung
des Grundstückes ganz oder
teilweise in Erwägung gezogen.
Zum damaligen Zeitpunkt hat
sich der Grundstückseigentümer
gegen eine Uberplanung des
Grundstückes ausgesprochen
und mitgeteilt, dass er das
Grundstück als
landwirtschaftliches Grundstück

en/vorben hat und auch so

nutzen möchte.

Im weiteren Verfahren, stellte
sich heraus, dass bei einer
Nichtüberplanung des
Grundstückes eine städtebaulich
ungeordnete Bebauung
entstehen könnte. Um dieses zu

verhindern, wurde die Teilfläche
des Flst. Nr. 1515 im Entwurf

vom 12. 09. 2017 (2. Auslegung)
und 12. 12.2017 (S.Auslegung) in
den Geltungsbereich
einbezogen auf welcher es zu
einer ungeordneten Bebauung
kommen könnte.

In einem weiteren

Planungsschritt wurde aus
städtebaulichen Gründen die
gesamte Einbeziehung des Flst.
Nr. 1515 als Pufferzone
zwischen dem Allgemeinen
Wohngebiet und dem
Sondergebiet für notwendig
erachtet,

Fortsetzung siehe nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst. Nr. 1515 vom
17.10.2018
Fortsetzung

Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Im Übrigen kann auch nicht nachvollzogen werden, weshalb zunächst das Grundstück unseres

Mandanten nurteilweise in den Bebauungsplan als landwirtschaftliche Fläche einbezogen wur-
de und hierzu bereits die untere Landwirtschaftsbehörde beim Landratsamt Freudenstadt am 2
und 20. 01, 2018 ihre Zustimmung erteilt hat, worauf sodann ohne ersichtlichen Grund das kom-

plette Grundstück unserer Mandantin als fandwirtschaftiiche Fläche zur Sicherung der landwirt-
schaftlichen Nutzung einbezogen wurde obwohl dies in keinster Weise notwendig war.

Im Übrigen muss in diesem Zusammenhang ebenfalls berücksichtigt werden, dass durch die
Genehmigung eines Einkaufsmarktes auf dem Grundstück mit der Flurstück Nr. 1521/1 insbe-
sondere nach den Bauunterlägen eine erhebliche Anfügung auf diesem Grundstück stattfinden
soll, so dass im Grenzbereich zu dem Grundstück unserer Mandantin ein Höhenunterschied

zwischen 4m und 5 m geschaffen wird. Es wird insoweit darauf hingewiesen, dass dies in ekla-
tanter Weise den naturschutzrechtlichen Belangen widerspricht und darüber hinaus hierdurch
auch das Grundstück unserer Mandantschaft in empfindliche Art und Weise beeinträchtigt
wird, zumal bezüglich des Parkplatzes dieses Einkaufsmarktes eine Wasser durch lässige Ober-
Schicht geplant ist und in diesem Zusammenhang im Falle von stark Regen bzw, länger anhal-
(enden Regenfällen mit Schichtwasser zu rechnen ist, welches sodann aufgrund des erheblichen
Gefälles das Grundstück unserer Mandantschaft überschwemmt, ohne dass im Rahmen des
vorliegenden Bebauungsplans dagegen welche Vorkehrungen vorgesehen sind. Insbesondere
die durch den Bebauungsplan verursachten naturschutzrechtlichen Eingriffe im Zusammenhang
mit der Aufschüttung des Grundstücks von der B 14 aus in südliche Richtung sind in keinster
Weise hinnehmbar, da insoweit die Geländeoberfläche derart stark verändert wird, dass dies
mit naturschutzrechtiichen Belangen nicht vereinbar ist.

Darüber hinaus weisen wir auch darauf hin, dass der Bebauungsplan keinerlei Schallschutzmaß-
nahmen im Zusammenhang mit dem an-und Abfahrtsverkehr während der Betriebszeiten des

Einkaufsmarlites von morgens 8:00 Uhr bis abends 2 und 20:00 Uhr vorsieht, wobei insbeson-

dere zu berücksichtigen ist, dass Parkplätze von Einkaufsmärkten auch nach Ladenschluss im-
mer noch als Parkplatz genutzt werden und im Übrigen Kunden auch nach 22:00 Uhr den Ein.
ksufsmarkt noch verlassen, genauso wie das dort beschäftigte Personal. Das gleiche gilt auch
fürdie Morgenstunden, so dass insoweit die Erwägungen im Rahmen des vorliegenden Bebau-
ungsplans unzutreffend sind und insoweit den Immissionen durch Kundenverkehr und andere

Parkplatznutzer nicht ausreichend Rechnung getragen wurde.

Fortsetzung der Stellungnahme siehe nächste Seite

Stellunqnahme der Verwaltung:

Der Verbrauchermarkt macht im

Bereich der Parkplätze und dem
damit verbundenen

Rangierbereich Lärm. Um
nachteilige Auswirkungen auf
das bestehende Allgemeine
Wohngebiet ausschließen zu
können, erfolgt durch die
Festsetzung der Flst. Nr, 1515
als landwirtschaftliche Fläche
eine räumliche Trennung der
emissionsträchtigen Nutzung
von der

immissionsempfindlichen
Nutzung Es wird damit dem
Trennungsgrundsatz des § 50
Bundesimmissionsschutzgesetz
Rechnung getragen werden.

Die Auffüllung zum Grundstück
Flst. Nr. 1515 beträgt It.
Bauantrag zwischen 1,90 und
3, 80 m und nicht 4 bis 5 m.

Die Naturschutzbehörde wurde

im Bebauungsplanverfahren
beteiligt und hatte gegen die
geplanten Geländehöhen keine
Bedenken vorgetragen. Es muss
daher davon ausgegangen
werden, dass die Auffüllungen
im Zusammenhang mit dem
durch den Bebauungsplan
geschaffenen Baurecht dem
Naturschutz nicht

entgegensteht.

Die Entwässerung des
Oberflächenwassers für die
Sondergebietsfläche erfolgt im
Trennsystem. Dazu ist das
Wasser in die im

Bebauungsplan dargestellte
Retentionsfläche einzuleiten. Im

Bebauungsplanverfahren
wurden die dafür erforderlichen

hydraulischen Berechnungen
gemacht. Die konkrete
Entwässerung aller Flächen aus
dem Sondergebiet sind in einem
Entwässerungsantrag im
Bauantrag zum
Verbrauchermarkt darzustellen

und im Rahmen des

Baugenehmlgungsverfahrens zu
entscheiden. Dies ist nicht
Aufgabe des Bebauungsplanes.

Fortsetzung der Stellungnahme
siehe nächste Seite
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Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst. Nr. 1515 vom
17.10.2018
Fortsetzung

In jedem Falle wird das Grundstück bzw. Eigentum unserer Mandantin in dem projektierten
Bebauungsplan derart benachteiligt und insoweit rechtsfehlerhaft in das Eigentumsrecht unse-
rer Mandantin eingegriffen, dass sich Frau Hildegard Bader vorbehält, diesen Bebauungsplan,
sollte er als Satzung in vorliegender Form beschlossen werden, einer gerichtlichen Überprüfung
im Wege des Normenkontrollverfahrens zu unterziehen. Wir erlauben uns darauf hinzuweisen.

dass im Rahmen des Normenkontrollverfahrens die Begründetheit des gesamten Gebaiiungs-
plans überprüft wird, such soweit die darin erfolgten Festlegungen nicht unsere Mandantin
betreffen.

Insoweit hoffen wir doch, dass dies nicht notwendig sein wird und eine einvernehmliche Rege-
lung|linsi[htlich der Berücksichtigung der Belange unserer Mandantin gefunden werden kann.

Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stellunonahme der Verwaltuna:

Im Bebauungsplan wurde durch
ein Lärmgutachten
nachgewiesen, dass ein
Verbrauchermarkt so
angesiedelt werden kann, dass
keine Lärmschutzmaßnahmen

erforderlich sind.

Im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens
hat der Investor ebenfalls ein

Lärmgutachten für das konkrete
Vorhaben erstellt. Die
Baurechtsbehörde muss nun

prüfen ob der Bauantrag
genehmigt werden kann, bzw.
ob Auflagen zu Betriebszeiten
oder andere
Lärmschutzmaßnahmen

erforderlich sind. Da es sich um

keinen vorhabenbezogenen
Bebauungsplan handelt ist dies
ist nicht Aufgabe des
Bebauungsplanes.

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.

Beschluss:

Die Einwendungen des
Grundstückseigentümers
werden zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst Nr. 9954

(-. ' . -~ - - L.
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Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Stellunqnahme der Verwaltung:

Die befestigten Flächen der
Zufahrt zum Verbrauchermarkt

mit Zufahrtsstraße und Fußweg
Mörikeweg werden mittels
Straßenablaufe über das
öffentliche Kanalnetz
entwässert. Das Ingenieurbüro
hat die hydraulischen
Nachweise für den im

Bebauungsplan geplanten
Endzustand erbracht. Es ist
nachgewiesen, dass die
bestehende Situation durch den
Bebauungsplan nicht
verschlechtert wird.

In die Schotterfläche (ehemals
Mörikeweg), welche im
Eigentum der Gemeinde ist, wird
ein Abwasseranschluss

eingelegt, damit das Abwasser
aufgefangen und
ordnungsgemäß entsorgt
werden kann.

Jeder Eigentümer ist verpflichtet
das Oberflächenwasser auf
seinem Grundstück zu sammeln
und geordnet in das Kanalnetz
einzuleiten. Die dazu
erforderlichen Rinnen und

Schächte sind ausreichend zu

dimensionieren.

Die Überwachung, dass die
Grundstückseigentümer dies tun
ist nicht Aufgabe des
Bebauungsplanes.

Fortsetzung nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahme des Grundstückseigentümers des Flst. Nr. 9954
Fortsetzung

Stellungnahme der
Verwaltung
und Abwägungsbeschluss:
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Fortsetzun_q
Stellungnahme der Verwaltung:

Die Überflutungen an den
genannten
Starkregenereignissen sind der
Gemeinde bekannt.

Ursächlich sind jedoch nicht die
im Bebauungsplan
ausgewiesenen Bauflächen oder
Erschließungsanlagen.

Wie bereits erklärt, sind die
Entwässerungsprobleme bei der
Gemeindeverwaltung bekannt
und Verbesserungen der
Situation werden geprüft.

Die Verbesserung der
Entwässerungssituation kann
jedoch nicht im
Bebauungsplanverfahren
bewältigt werden. Dies ist
Aufgabe der
Erschließungsplanung.

Beschluss:

Die Bedenken werden im

Bebauungsplanverfahren
zurückgewiesen.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Stellungnahmen der Behörden und der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der 4. Öffentlichen Auslegung
(Abwagunqsprotokpll):.

Mit Schreiben vom 07. 09. 2018 wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange am Verfahren beteiligt:

Lfd.
Nr.

1.1

1.2

1.3

1.4

1.5

2

3

4

Behörde

Landratsamt Freudenstadt,
Höhere Verwaltungsbehörde,
Herrenfelder Straße 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Naturschutzbehörde,
Herrenfelder Straße 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Untere Landwirtschaftsbehörde,
Herrenfelder Straße 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt,
Vermessungsamt,
Herrenfelder Straße 14, 72250 Freudenstadt
Landratsamt Freudenstadt, Kommunal- und
Rechnungsprüfungsamt,
Herrenfelder Str, 14, 72250 Freudenstadt
Stadtverwaltung Horb am Neckar,
Baurechtsbehörcle,
Marktplatz, 72160 Horb am Neckar
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Bauamt,
Marktstr. 17, 72184 Eutingen im Gau
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau,
Finanzverwattung,
Marktstraße 17, 72184 Eutingen im Gau

Rücklauf
Ja/Nein

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Ja

Nein

Keine

Anregungen
und/oder
Bedenken

x

x

x

Anregungen
und/oder
Bedenken

x

x

X

x

Weitere

Beteiligung
erforderlich
Ja/Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange werden wie folgt abgewogen:

Lfd. Nr. 1.1
Landratsamt Freudenstadt, Höhere Verwaltungsbehörde
Stellungnahme vom 17. 10. 2018

l. Höhere Verwaltungsbehörde

Anreounnen und Hinweise

1. In der Legende sind .Flächen mit Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm'
erläutert. Hierbei wird auf Ziffer 11 des Textteils veiwiesen. Zwischenzeit-

lich is[ dies aber Ziffer 13. Dies sollte daher korrigiert werden.

2. Regelungen zum Schutz vor Straßenverkehrslärm sind in den textlichen
Festsetzungen jetzt nicht mehr enthalten sondern nur noch als Hinweise

aufgenommen. Dies entspricht dem Vorschlag des Gutachters. Wir gehen
davon aus, dass damit die Lärmproblematik auch rechllich sicher geklärt
ist.

Lfd. Nr. 1.1
Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Beschluss zu Ziffer 1:

Der Hinweis wird beachtet.

Stellunqnahme der Verwaltung

zu Ziffer 2:
Die Entscheidung diese
Regelungen nur noch als
Hinweise in die

Planungsrechtlichen
Festsetzungen aufzunehmen
wurde mit dem Rechtsanwalt
der Gemeinde abgestimmt. Es
ist daher davon auszugeben,
dass die Lärmproblematik auch
rechtlich sicher geregelt ist.

Beschluss zu Ziffer 2:

Kenntnisnahme
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Lfd. Nr. 1.2
Landratsamt Freudenstadt, Untere Naturschutzbehörde
Stellungnahme vom 17.10.2018

Lfd. Nr. 1.2
Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

III. Untere Naturschutzbehörde

Allgemeine Ausführungen zur Planung

Die untere Naturschutzbehörde hat zu der Bebauungsplanung bereits mehrere
Stellungnahmen abgegeben, zuletzt am 22. 01.2018. Die erneute Änderung er-
folgt u.a. auch deswegen, um das gesamte Flurstück, Flst. Nr, 1515, als land-
wirtschaftliche Fläche innerhalb des Plangebiefes auszuweisen. Ferner wird u. a.
auch das Maß der baulichen Nutzung erhöht. Hierdurch ergibt sich eine Neubi-
lanzierung des Eingnffs und Ausgleichs. Nach den Darstellungen im Umweltbe-
rieht (Fassung vom 28. 05. 2018) ergibt sich auf den Seiten 18 und 20 ein ge-
samter Ausgteichsbedarf in Höhe von 187.939 Punkten. Dieses Ausgleichsdefi-
zit soll über das Okokonto der Gemeinde kompensiert werden. Nach den Fest-
Setzungen des Bebauungsplans (Planungsrechtliche Festsetzungen, Stand
24, 07. 2018) unter Ziffer 10.2 wurden konkrete Maßnahmen aus dem Okokonto
dem Bebauungsplan zugeordnet.

Anregunflen und Hinweise

Die im Rahmen des naturschutzrechtlichen Ausgleichs erforderliche Abbuchung
aus dem gemeindlichen Okokonto ist der unteren Naturschutzbehörde nach der
Inkraftsetzung des Bebauungsplanes anzuzeigen,

Wir bitten Sie, diese Anzeige nach Möglichkeit mit dem bereits übersandten
Muster zur Führung des Okokontos vorzulegen,

Beschluss:
Die Stellungnahme und der
Hinweis werden zur Kenntnis

genommen.

Lfd. Nr. 1.3
Landratsamt Freudenstadt, Untere Landwirtschaftsbehörde
Stellungnahme vom 17. 10. 2018

Lfd. Nr. 1.3
Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

IV, Untere Landwirtschaftsbehörde

Im Bebauungsplan in der Fassung vom 24. 07.2018 wird das Flurstück Nr. 1515
ganz als Pufferstreifen zwischen dem Sondergebiet und der angrenzenden
Wohnbebauung mit einbezogen. Dieses Flurstück wird landwirtschaftlich ge-
nutzt und wird als landwirtschaftliche Fläche festgesetzt. Landwirtschaftliche Be-
lange stehen dieser Planung nicht entgegen.

Beschluss:

Kenntnisnahme
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Lfd. Nr. 1.4
Landratsamt Freudenstadt, Vermessungsamt
Stellungnahme vom 17.10.2018

Lfd. Nr. 1.4
Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwac[ungsbeschluss:

V. Vermessungsamt

Im Abgrenzungsplan fehlt die Flurstücksnummer 1000/1 und im Lageplan fehlen
die Flurstücksnummem 1521 und 1000/1. Diese sollten noch eingetragen wer-
den.

Beschluss:
Der Hinweis wird beachtet.

Lfd. Nr. 1.5
Landratsamt Freudenstadt, Kommunal- und Rechnungsprüfungsamt
Stellungnahme vom 17.10.2018

Lfd. Nr. 1.5
Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

II. Kommunal- und Rechnungsprüfungsamt

Das Trenngiundstück Flst. 1522 hindert derait die Erschließung von der Stich-
Straße her für die Flst. 1524f1, 1527/1 und 1523. Hier wurde es sich anbieten,

die Erschließung über die Stichstraße zu ermöglichen. Das Gemeindegrund-
stück Flst. 1522 könnte entweder den angrenzenden Grundstücken 1524/1,
1527/1 und 1523 und evtl. 1528 verkauft/zugeschlagen werden oder die Stich-
Straße eNas in westlicher Richtung uerechwenkl werden bis zu den Grund-
slicksgrenzen 1523, 1524/1, 1527/1.

Derzeit ist das Flst. 1527/1 ein gefangenes Hintediegergfundstick. Eine solche
Konstellation sollte möglichst vemiieden werden, Der Wendehammer der Stich-
Straße sollte nach Süden etwas verlängert werden, damit vom Wendehammer
auf das Flst 1527fl zugefahren werden kann (nicht nur angrenzend in einem
Punkt).

Stellunanahme der Verwaltuna:

Die Grundstückssituation wird
zivilrechtiich gelöst in dem das
Grundstück Flst. Nr. 1522
verkauft und den angrenzenden
Grundstücken Flst. Nr, 1523,
1524/1 und 1527/1.
zugemessen werden soll.
Außerdem soll der an die

Wendeplatte anschließende,
südliche Teil des Flst. Nr. 1521
an den Eigentümer des Flst. Nr.
1527/1 verkauft werden. Somit

sind alle Grundstücke direkt an

öffentliche Verkehrsflächen
angebunden.

Außerdem sind das Flst. Nr.
1523 und das Flst. Nr. 1524/1
grenzüberschreitend bebaut, so
dass diese Grundstücke

baurechtlich vereinigt werden
müssen. Gleiches gilt für die
Flst. Nr. 1527/1 und 1524/1,

Sobald die zivilrechtlichen

Verträge geschlossen sind, gibt
es keine interliegergrundstücke
oder nicht erschlossene

Grundstücke.

Beschluss:

Die Bedenken werden

zurückgewiesen, da diese mit
Abschluss der geplanten
Tausch- bzw. Kaufverträge
ausgeräumt werden.
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Lfd. Nr. 3
Bürgermeisteramt Eutingen im Gau, Bauamt

Lfd. Nr. 3
Stellungnahme der
Verwaltung und
Abwägungsbeschluss:

Um dem Grundstück Flst. Nr. 1523 eine direkte Zufahrt zur Stichstraße
"Stuttgarter Straße" zu ermöglichen, soll das im Bebauungsplan dargestellte
"Verbot der Ein- und Ausfahrt" um 5 m zurückgenommen werden. Die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs im Kreuzungsbereich wäre durch diese Rücknahme
nicht gefährdet.
Gestrichen werden soll im Bebauungsplan auch das "Verbot der Ein- und
Ausfahrt" im südlichen Teil derWendeplatte,

SteliuncLnahme_der Verwaltyn.Q
Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB ist
grundsätzlich bei Änderungen
des Bebauungsplanentwurfs
dieser erneut auszulegen.
Werden durch die Änderung
oder Ergänzung des
Bebauungsplanentwurfs die
Grundzüge der Planung nicht
berührt, kann gemäß § 4a Abs.
3 Satz 4 BauGB die Einholung
der Stellungnahmen auf die von
der Änderung oder Ergänzung
betroffene Öffentlichkeit sowie

die berührten Behörden und

sonstiger Träger öffentlicher
Belange beschränkt werden.

Von der Änderung betroffen ist
der Grundstückseigentümer der
angrenzenden Fläche, was in
diesem Fall die Gemeinde ist

und die
Straßenverkehrsbehörde welche
der Rücknahme des Verbots der
Ein- und Ausfahrt zustimmen

muss.

Die Untere Verkehrsbehörde hat
der Reduzierung des "Verbots
der Ein- und Ausfahrt" im
geplanten Umfang zugestimmt,

Beschluss:

Das Verbot der Ein- und

Ausfahrt wird auf der Höhe
des Flst. Nr. 1523 um 5 m
reduziert und entfällt an der

südlichen Grenze der
Wende platte.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

Übersicht über die wesenttichen Anderunaen nach der 4^Qffentlichen Auslegung:

1. Abgrenzungsplan in der Fassung vom 19.02.2019
. Aufnahme der Flst. Nr. 1000/1

2. Lageplan in der Fassung vom 19. 02. 2019
. Aufnahme der Flst. Nr. 1000/1 und 1521

. Wegfall des Verbots der Ein- und Ausfahrt an der südlichen Grenze der Wendeplatte

. Reduzierung des Verbots der Ein- und Ausfahrt um 5 m entlang des FIst. Nr. 1522 auf der Höhe
des Flst. Nr. 1523

. Korrektur der Legende

3. Planungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom 19. 02. 2019
. Die Definition der Verkaufsfläche. die bisher unter Ziffer 1 6 der Hinweise enthalten war, wird dort

herausgenommen und stattdessen unter Ziffer 2. 3 der Planungsrechtlichen Festsetzungen
aufgenommen.

. Unter Ziffer 10.4 wird die Rechtsgrundlage "§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB" ergänzt.

. Die Skizzen unter Ziffer 3. 1. 1 werden zur besseren Lesbarkeit vergrößert dargestellt

. Änderung der Rechtsgrundlage unter Ziffer 3. 2. 2 statt § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO handelt es sich
um § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO

. Unter Ziffer 3. 2. 2 wird der letzte Satz gestrichen, da für diesen die Rechtsgrundlage fehlt.

4. Örtliche Bauvorschriften in der Fassung vom 19.02. 2019
. Änderung/Klarstellung der Formulierung unter Ziffer 3.3

5. Begründungen in der Fassung vom 19. 02. 2019
. Erläuterung unter Ziffer 7. 3. 2 wird reduziert, weil diese in Ziffer 7. 3. 3 eingearbeitet wurden.
. Erläuterung in Ziffer 7. 3. 3 warum die Obergrenzen des § 17 BauNVO überschritten werden.

6. Umweitbericht mit Bestandsplan über Biotop- und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
28.05. 2018

. Keine Änderungen

7. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall- und Staubimmissionen vom 06.07.2016 mit
Aktualisierung vom 30.08. 2017 und 18.05. 2018

. Keine Änderungen

8. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom 22.06. 2016
. Keine Änderungen

9. Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen im Gau vom 16. 06. 2016
. Keine Änderungen

10. Ergänzung des Gutachtens zur N ah Versorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
12.09. 201S

. Keine Änderungen

11. Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch Stellungnahme des Gutachters vom
20.02.2017

. Keine Änderungen

12. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung durch eine Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02. 2017

. Keine Änderungen

13. Untersuchung zum Straßenverkehrsiärm für den Bereich der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich
B14 (Stuttgarter Straße) / Hörikeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017

. Keine Änderungen
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

l. Geprüfte Planunflsalternativen

In den A bwägungs Vorgang eingestellte
Abwägungs Varianten

Vorentwurf vom 15. 06. 2016: Fassuna für die

Anlieaer- und Einwohnerversammluna am

15.06.2016

1. Vorstellung der Erschließungskonzeption
. Erschließungskonzeption 2 Aufweitungen

am Silcherweg für Begegnungsverkehr
und öffentliche Stichstraße zur

Erschließung der rückwärtigen
Grundstücke westlich des SJIcherwegs

. Neubau einer Stichstraße zur Erschließung
des Sondergebiets und fußläufige
Anbindung an den Mörikeweg

2. Vorstellung und Erläuterung der
städtebaulichen Ziele durch das Büro
Gfrörer aus Empfingen

. Ausweisung Misch-/Dorfgebiet im Bereich
des Silcherwegs und des Uhlandwegs

. Ausweisung Sondergebiet
"Lebensrnittel markt"

* Zahl der Vollgeschosse
3. Vorstellung des Nahversorgungskonzeptes

durch die Firma GMA Gesellschaft für

Markt- und Absatzforschung mbH aus
Ludwigsburg

4. Vorstellung der Lärmuntersuchung durch
das Büro Dr. Dröscher aus Tübingen

Bemerkungen; Gründe warum diese
Pl a nun gs Varianten nicht weiter verfolgt, bzw.
geändert wurden

Die Einwohner wurden über die geplanten
städtebaulichen Ziele und die Zwecke der Planung
informiert. Außerdem wurden durch die Gutachter

die Nahversorgungssituation erläutert und die
notwendigen Untersuchungen zum Thema Lärm
und Staub dargelegt. Die Einwohner konnten
Fragen an die Planungsbüros und Gutachter stellen
und sich informieren.

Die Meinungsäußerungen im Rahmen derAnlieger-
und Einwohnerversammlung wurden bei der
Erarbeitung des Vorentwurfes zur frühzeitigen
Beteiligung berücksichtigt.

Insbesondere wurde die Erschließung des Gebietes
thematisiert und 3 Erschließungsvarianten
untersucht und in 3 Plänen dargestellt. Diese
Planunterlagen waren Grundlage für die Abwägung
der Erschließungskonzeption im Gemeinderat am
15, 11. 2016 und konnten im Rahmen der

frühzeitigen Beteiligung eingesehen werden.

Zudem wurden für die Frühzeitige Beteiligung das
Lärmgutachten und das Nahversorgungsgutachten
konkretisiert und vollständig ausgearbeitet,

Außerdem wurden für die frühzeitige Beteiligung
noch der Umweltbericht und ein

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt.
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwägungsvorgang eingestellte
Abwägungs Variante n

Vorentwurfvom 15. 11.2016; Plan zur frühzeitigen
Beteiliqunci

Zur frühzeitigen Beteiliqunq wurden fpLqende
Planunterlaoen ausaelecit:

. Abgrenzungsplan in der Fassung vom
15. 11.2016

. Lageplan-Vorentwurf in der Fassung vom
15. 11. 2016

. Vorentwurfder Planungsrechtlichen
Festsetzungen in der Fassung vom
15. 11.2016

. Vorentwurfder Örtlichen Bauvorschriften in
der Fassung vom 15. 11.2016

. Begründung in der Fassung vom 15. 11. 2016

. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop-
und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
04. 07.2016

. Artschutzrechtiicher Fachbeitrag in der
Fassung vom 22. 06. 2016

. Immissionsschutzrechttiche Untersuchung
zu den Schall- und Staubimmissionen in der
Fassung vom 06.07.2016

. Markt- und Standortanalyse zur
Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau in der Fassung vom 16, 06. 2016

. Stellungnahme der GMA vom 12. 09. 2016
zur Auswirkung der Verkaufsflächen große

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden

Aufgrund der Stellungnahmen aus der frühzeitigen
Änderung wurde in den Planunterlagen folgendes
geändert:

* Verzicht auf eine öffentliche Stichstraße am
Silcherweg

. Verzicht auf die Ausweisung von Müllstandorten
am Silcherweg

. Darstellung des privaten Weges am Silcherweg

. Verbreiterung des Radweges nördlich der B14 auf
2, 50m

. Fortführung des Radweges von der Querungshilfe
an der B14 bis zum Einkaufsmarkt mit einer Breite
von 2, 50 m

. Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben im MI/MD

. Ausnahmsweise Zulassung von Verkaufsstätten
ansässiger Betriebe als untergeordneter
Nebenbetrieb

. Änderung von Begriffen (Lebensmittelmarkt wird
als Einzelhandelsbetrieb zur wohnortnahen

Grundversorgung bezeichnet)
. Beschränkung der Verkaufsfläche auf 1. 400 m2 im

Sondergebiet
. Regelung zur Traut- und Gebäudehöhe wurde

konkretisiert

. Reduzierung der zulässigen
Erdgeschossfußbodenhöhe im Sondergebiet

. Aufnahme eines Hinweises zum

Wasserschutzgebiet
. Definition der Verkaufsfläche

. Definition zu den zulässigen Verkaufsstätten

. Aufnahme von Gestaltungsvorschriften für
Querbauten

. Aufnahme von Gestaltungsvorschriften für
Einfriedungen, insbesondere Regelungen zur
Höhe der Einfriedungen

. Änderung von Begriffen (Lebensmittelmarkt wird
als Einzelhandelsbetrieb zur wohnortnahen
Grundversorgung bezeichnet)

. Anpassung der Begründung an geänderte
Erschließung im Bereich Silcherweg

. Ergänzung im Bereich der Ausgleichsbilanzierung

. Ergänzung zum Nahversorgungsgutachten durch
Stellungnahme des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen
Untersuchung durch eine Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02. 2017

. Redaktionelle Änderungen

0 Die Darstellung der Erschließungsvarianten diente
der Abwägung der Erschließungskonzeption für
die frühzeitige Beteiligung, auch zur Aufarbeitung
der Stellungnahmen aus der
Informationsveranstaltung. Nachdem der
Gemeinderat sich nach der frühzeitigen
Beteiligung für die im Bebauungsplan vom
14.03. 2017 dargestellte Erschließungskonzeption
ausspricht, wird eine Darstellung verschiedener
Erschließungsvarianten im weiteren Verfahren
nicht mehr fortgeführt oder ausgelegte
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

tn den Abwägungsvorgang eingestellte
Abwägungsvarianten

Planunterlaaen zur 1. Öffentlichen Auslequnq:

. Abgrenzungsplan in der Fassung vom
15. 11.2016

. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom
14. 03. 2017

. Entwurf der Planungsrechtlichen
Festsetzungen in der Fassung vom
14.03.2017

. Entwurf der Örtlichen Bauvorschriften in der

Fassung vom 14. 03. 2017
. Begründungen in der Fassung vom

14. 03. 2017
. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop-

und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
14. 03.2017

. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der
Fassung vom 22.06.2016

. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu
den Schall- und Staubimmissionen in der

Fassung vom 06.07.2016
. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen

Untersuchung zu den Schall- und
Staubimmissionen durch Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02. 2017

. Markt- und Standortanalyse zur
Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau in der Fassung vom 16. 06.2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 12.09.2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 20. 02. 2017

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden^

Aufqrund der Stellunanahmen aus der
1. Öffentlichen Auslegunq wurde folqendes geändert
bzw. ercfänzt:

tm Abgrenzungsplan:
. Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 (Teilbereich)

Im Lageptan:
. Lageplan-Entwurfin der Fassung vom 12. 09. 2017
. Einbeziehung des Flst. Nr. 1515 (Teilbereich)
. Verzicht auf die Darstellung der Bezugslinie zur

Begrenzung der Schallimmissionen aus dem
Sondergebiet, da auf dem Ftst. Nr. 1515 keine
Wohnbebauung geplant ist

. Änderung der Nutzungsschablone (Zahl der
Vollgeschosse, Gebäudehöhe und
Erdgeschossfußbodenhöhe, Ausweisung der
zulässigen Verkaufsfläche)

. Erhöhung der privaten Grünfläche im
Sondergebiet, sowie im Misch- und Dorfgebiet

. Reduzierung der Länge der Stichstraße
"Stuttgarter Straße"

. Verkürzung des Mörikewegs und Ausbau ohne
Wendemöglichkeit

. Veränderte Anbindung des Fuß- und Radwegs
aufgrund der Verkürzung des Mörikewegs

. Reduzierung der Sondergebietsfläche zu Gunsten
einer öffentlichen Grünfläche

. Verbot der Ein- und Ausfahrt im

Einmündungsbereich des Stichstraße "Stuttgarter
Straße" und im Bereich des Verbindungsweges
zum Mörikeweg

. Erhöhung der privaten Grünfläche auf den Flst. Nr.
1542 und 1523

. Erhöhung der Zahl der zulässigen Vollgeschosse
für die Flst. Nr. 1 524/1. 1524, 1527 und 1 527/1

. Einmündungsbereich des Silcherwegs in die B14
wird auf 7 m aufgeweitet

.

In den Ptanungsrechtiichen Festsetzungen:
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen
. Neuformulierung zur Zulässigkeit von

Verkaufsstätten im Dorfgebiet und Mischgebiet
. Konkretisierung der Sortimentsliste für das

Sondergebiet
. Änderungen der zulässigen

Erdgeschossfußbodenhöhen, derTrauf- und
Gebäudehöhen

. Änderungen zur Zulässigkeit von Nebenanlagen,
zu Garagen, Carports und Stellplätzen

. Neuformulierung der Regelung zum Anschluss von
Grundstücken an die Verkehrsflächen

. Reduzierung notwendiger Ausgleichsmaßnahmen
auf privaten Baugrundstücken

. Änderung der Zuordnungsfestsetzungen für die
notwendigen Ausgleichsmaßnahmen

. Neufassung der Festsetzung zum Schutz vor
Gewerbelärm

. Neufassung der Festsetzung zum Schutz vor
Straßenverkehrslärm

. Anforderungen an das einzuhaftende Schalldämm-
Maß der Außenbauteile von Gebäuden

Fortsetzung siehe nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwägungsvorgang eingestellte
Abwägungsvarianten

Bemerkungen; Gründe warum diese Plan u ngs Varianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden
In den Planungsrechtlichen Festsetzungen - Fortsetzung:

. Ergänzungen zu den bereits festgesetzten
Lärmpegel bereichen

. Regelung zur Retention von Niederschlagswasser
im Sondergebiet

. hlinweise zum Immissionsschutz werden ergänzt,
insbesondere im Hinblick auf
Lärmschutzansprüche aufgrund der geplanten
Abbiegespur und der Stichstraße zum
Sondergebiet

in den örtlichen Bauvorschriften:
. Ergänzungen zur Fassaden- und Dachgestaltung
. Ergänzungen zu Werbeanlagen
. Ergänzungen zu Einfriedungen

In der Begründung:
. Einbeziehung des Flst. Nr. 1515
. Erläuterungen zur Prüfung von

Standortatternativen

. Erläuterungen zur Verkehrskonzeption wurden
ergänzt

. Erläuterungen zu den
Straßenverkehrslärmimmissionen wurden ergänzt,
insbesondere zu Lärmschutzansprüchen auf
Grund der gutachterlichen Untersuchung vom
18. 08.2017

. Erläuterungen zur Sortimentsliste wurden ergänzt

. Erläuterungen zu den festgesetzten Trauf- und
Firsthöhen und den Erdgeschossfußbodenhöhen
wurden der aktuellen Planung angepasst

. Erläuterung der Festsetzung zu Nebenanlagen,
Garagen, Carports und Stellplätzen wurden der
aktuellen Planung angepasst

. Berücksichtigung der Ergebnisse aus dem
Umweltbericht und der Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung

. Erläuterung der Festsetzung zu Werbeaniagen
wurde ergänzt

. Berücksichtigung der Änderungen in der
Flächenbilanzierung

. Ergänzung der Anlagen um "Untersuchung zum
Straßenverkehrslärm durch Baumaßnahmen im
Kreuzungsbereich B 14 (Stuttgarter Straße) /
Mörikeweg (Ingenieurbüro für Technischen
Umweltschutz Dr.-lng. Frank Dröscher) vom 18.
August 2017

. Aktualisierung "Immissionsschutzfachliche
Untersuchung zu den Schall- und
Staubimmissionen (Ingenieurbüro für Technischen
Umweltschutz Dr. -lng. Frank Dröscher) vom
06. 07. 2016 mit Datum vom 30. 08. 2017

Im Umwettbericht mit Bestandsptan über Biotope und
Nutzungen

. Einbeziehung des Ftst. Nr. 1515

. Berücksichtigung der im Lageplan-Entwurf vom
12.09.2017 ausgewiesenen Flächenaufteilungen,
wie Z. B. die Reduzierung des Baufensters im
Sondergebiet auf das notwendige Maß und die
dadurch resultierende Erhöhung der Grünflächen.

. Neuberechnung der Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung aufgrund der geänderten
Flächenaufteilungen.

Fortsetzung siehe nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwägungsvorgang eingestellte
Abwägungs Variante n

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden
Artenschutzrechtticher Fachbeitrag in der Fassung vom
22. 06. 2016

. Keine Änderungen

Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau vom 16. 06. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahmen des Gutachters vom 12. 09. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahmen des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Keine Änderungen

immissionsschutzfachiiche Untersuchung zu den Schall-
und Staubimmissionen vom 06. 07. 2016

. Aktualisierung der Berechnungen zum
Straßenverkehrs l arm (Neuberechnung der
Schallimmissionen auf Grundlage der
aktualisierten Verkehrszahlen - insb. im

Kreuzungsbereich 814/Mörikeweg -;
Anpassung der Anlagen 3 und 4 im
Schallgutachten) und Neuermittlung der
Lärmpegelbereiche auf Grundlage der neuen
Verkehrszahlen (siehe Anlage 5 im
Schallgutachten) mit Datum vom 30.08.2017

Ergänzung der tmmissionsschutzfachiichen Untersuchung
durch eine Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017

. Keine Änderungen

Neu hinzugefügt wird:
. Untersuchung zum Straßenverkehrslärm für

den Bereich der Baumaßnahmen im
Kreuzungsbereich B14 (Stuttgarter Straße) /
Möhkeweg in der Fassung vom 18. 08. 2017
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Zusammenfassende Eii<!ärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwägungsvorgang eingestellte
Abwägungsvarianten

Bemerkungen; Gründe warum diese PIanungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden

Planunterlacien zur 2. Öffentlichen Auslegung:

. Abgrenzungsplan in der Fassung vom
12. 09. 2017

. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom
12.09.2017

. Entwurf der Planungsrechtlichen
Festsetzungen in der Fassung vom
12.09.2017

. Entwurf der örtlichen Bauvorschriften in der
Fassung vom 12. 09.2017

. Begründungen in der Fassung vom
12.09.2017

. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop-
und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
12.09.2017

. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der
Fassung vom 22. 06.2016

. Markt- und Standortanalyse zur
Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau in der Fassung vom 16. 06. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vorn 12. 09. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu
den Schall- und Staubimmlssionen in der

Fassung vom 06. 07. 2016 mit Aktualisierung
vom 30. 08. 2017

. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen
Untersuchung zu den Schall- und
Staubimmissionen durch Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02. 2017

. Untersuchung zum Straßenverkehrslärm für
den Bereich der Baumaßnahmen im

Kreuzungsbereich B14 (Stuttgarter Straße) /
Mörikeweg in der Fassung vom 18.08. 2017

Aufarund der Stellunqnahmen aus der

2. Öffentlichen Auslegung wurde folgendes geändert
bzw. erqänzt:

Abgrenzungsplan
. Aktualisierung des Katasters

Lageplan-Entwurf
. Aktualisierung des Katasters
. Änderung der Sichtfelder auf den Flst. Nr. 1544,

1542, 1523 und östlich der Stichstraße "Stuttgarter
Straße"

. Die Darstellung der Ortsdurchfahrtsgrenze wird als
sonstiges unverbindliches Planzeichen in die
Legende aufgenommen.

. !m Lageplan wird das Wort "nachrichtlich" hinter
den Begriff Ortsschild gesetzt

. Verlängerung der Wildhecken- und
Sichtschutzpflanzung auf dem Flst. Nr. 1523

. Erweiterung der Dorfgebietsfläche auf dem Flst.
Nr. 1523 um 14m2

. Schraffierte Darstellung des Verbindungsweges
zwischen der Stuttgarter Straße und dem
Mörikeweg und Erläuterung in der Legende

Planungsrechtliche Festsetzungen:
. In Ziffer 4.4 der Planungsrechtlichen

Festsetzungen werden die Worte "bzw. Belange"
gestrichen.

. Bei Ziffer 3.2. 1 (Ermittlung der Gmndflächenzahl)
und 3. 3 (Festsetzung zur Zahl der Vollgeschosse)
werden die Formulierungen geändert.

. Festsetzung, dass Nebenaniagen innerhalb der
Bauverbotszone der Genehmigung bedürfen, wird
gestrichen

. Aufnahme eines Hinweises, dass Nebenanlagen
innerhalb der Bauverbotszone der Genehmigung
bedürfen

. Die Regelung zur Beschichtung der Dachflächen
wird neu in Ziffer 10. 4 aufgenommen

. Festsetzung einer landwirtschaftlichen Fläche

. Neuaufnahme einer Regelung zur Ermittlung der
Grundfläche in Ziffer 3. 2.2

. Festsetzung einer max. Verkaufsfläche im MI und
MD

. Änderung der Zuordnungsfestsetzung für den
ökologischen Ausgleich aufgrund der geänderten
EJngriffsbilanzierung

örtliche Bauvorschriften

. Die Regelung zur Beschichtung der Dachflächen
wird herausgenommen.

. Die Regelung, dass Stellplätze innerhalb des
Stauraums zulässig sind (Ziffer 5, letzter Satz)
wird gestrichen.

Fortsetzung siehe nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwagungsvorgang eingestellte
A bwägungs Variante n

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden
Begründung

. In der Begründung wird dargelegt dass § 1 a Abs.
2 BauGB berücksichtigt ist

. In der Begründung wird die Festsetzung unter
Ziffer 6. 3 erläutert; Es wird dargelegt, weshalb die
Grundstücke direkt an die festgesetzten
Straßenverkehrsflächen anzubinden sind.

. Erläuterung zur Festsetzung einer
landwirtschaftlichen Nutzung auf Flst. Nr. 1515

. Erläuterung zur festgesetzten
Gebäudegrundfläche und zur Einhaltung der in der
BauNVO geregelten GRZ-Obergrenze

. Ergänzung der Begründung unter Ziffer 7. 3. 1;
Erläuterung zur Festsetzung, weshalb 200 m2

Verkaufsfläche festgesetzt werden.
. Ergänzung und Änderung der Erläuterung zur

verkehrlichen Erschließung über die Stichstraße
"Stuttgarter Straße"

. Korrektur der Flächenbilanz unter Ziffer 14

. Berücksichtigung der neu berechneten
Eingriffsbilanzierung

Umweltbericht mit Bestandspian über Biotop- und
Nutzungsstrukturen

. Neubilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs
aufgrund der Verlängerung derWildhecken- und
Sichtschutzpflanzung aufFlst. Nr. 1523

ArtenschutzrechtlicherFachbeitrag vom 22. 06. 2016
. Keine Änderungen

Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau vom 16. 06. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahme des Gutachters vom 12. 09. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahme des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Keine Änderungen

tmmissionsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall-
und Staubimmissionen vom 06.07. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung der tmmissionsschutzfachlichen Untersuchung
durch eine Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017

. Keine Änderungen

Untersuchung zum Straßenverkehrsiärm für den Bereich
der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14 (Stuttgarter
Straße) /Mörikeweg in derFassung vom 18. 08. 2017

. Keine Änderungen
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwägungsvorgang eingestellte
^bwagungsvarianten

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter^/erfolgt, bzw. geändert wurden

Planunterlaaen zur 3. Öffentlichen Ausleauna:

. Abgrenzungsplan in der Fassung vom
12. 12.2017

. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom
12. 12.2017

. Entwurf der Planungsrechtlichen
Festsetzungen in der Fassung vom
15. 11.2017

. Entwurf der Örtlichen Bauvorschriften in der
Fassung vom 15. 11.2017

. Begründungen in der Fassung vom
15. 11.2017

. Umweltbericht mit Bestandsplan der Biotop-
und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
15. 11.2017

. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der
Fassung vom 22.06.2016

. Markt- und Standortanalyse zur
Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau in der Fassung vom 16.06.2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 12. 09. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu
den Schall- und Staubimmissionen in der

Fassung vom 06. 07.2016 mit Aktualisierung
vom30. 08.2017

. Ergänzung der Immissionsschutzfachtichen
Untersuchung zu den Schall- und
Staubimmissionen durch Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02.2017

. Untersuchung zum Straßen Verkehrs la m für
den Bereich der Baumaßnahmen im
Kreuzungsbereich B14 (Stuttgarter Straße) /
Mörikeweg in der Fassung vom 18.08.2017

. Protokoll der Abwägung der Stellungnahmen
aus der 2. Öffentlichen Auslegung in der
Sitzung des Gemeinderates vom 12. 12.2017

Aufgrund der Stellunanahmen aus der

3. Öffentlichen Ausleauna wurde folciendes cieändert
bzw. eraänzt:

Abgrenzungsptan
. Aktualisierung des Katasters
. Vollständige Einbeziehung des Flst. Nr. 1515

Lageplan-Entwurf
. Aktualisierung des Katasters
. Gliederung der Mlschgebietsfläche in MI 1 und MI

2

. Gliederung der Dorfgebietsfläche in MI ! und MI 2

. Ergänzung der Legende

. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen

. Darstellung der privaten Erschließungsstraße
westlich des Silcherwegs entfällt

Planungsrechtliche Festsetzungen
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen
. Ergänzung der Rechtsgrundlagen unter Ziffer 2. 1,

2.2, 3. 2.1
. Änderungen von Formulierungen unter Ziffer 6. 1,

6. 2 und 6.3
. Aufnahme eines hiinweises zur

Verkaufsflächendefinition unter Ziffer 2,3

. Gliederung des Mischgebietes in MI 1 und MI 2

. Gliederung des Dorfgebietes in MD 1 und MD 2

. Erhöhung derTraufhöhe und Firsthöhe im MI 1
und MD 1 um jeweils 1 m

. Änderungen unter Ziffer 10.2 und 10.3 zur
Berücksichtigung der geänderten Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung

. Festsetzung zu Pftanzgeboten auf privaten
Flächen unter Ziffer 11

. Festsetzung von Pflanzerhaltungsbindungen auf
privaten Flächen unter Ziffer 12

. Neuformulierung der Festsetzung zum
Gewerbelärm unter Ziffer 13 und Verschiebung
der Regelungen innerhalb der Planungsrechtlichen
Festsetzungen in den Bereich HINWEISE.

Örtliche Bauvorschriften
. Aktualisierung der Rechtsgrundlagen

Begründungen
. Ergänzung unter Ziffer 7.4 wegen der

Festsetzungen von Pflanzerhaltungen und
Pflanzgeboten auf privaten Flächen.

. Änderung des Geltungsbereiches unter Ziffer 2.2

. Begründung zur privaten Erschließungsstraße
westlich des Silcherwegs

. Neue Formulierung zu den passiven
Schallschutzmaßnahmen unter Ziffer 7.2. 1 und
Gewerbelärmimmissionen unter Ziffer 7.2.2

. Die vollständige Einbeziehung des Flst. Nr. 1515
wird begründet.

. Berücksichtigung der geänderten Trauf- und
Firsthöhen im MI 1 und MD 1 in der Begründung.

. Begründung der Pflanzerhaltungsbindungen und
Pflanzgebote innerhalb der Bauverbotszone
südlich der Stuttgarter Straße

Fortsetzung siehe nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwägungsvorgang eingestellte
Abwägungsvarianten

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden

. Berücksichtigung der geänderten Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung unter Ziffer 7,7

. Änderung der Flächenbilanz unter Ziffer 13

. Aktualisierung der Anlagen

Umweltbencht mit Bestandsplan über Biotop- und
Nutzungsstrukturen

. Neubilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs
aufgrund der vollständigen Einbeziehung des Flst.
Nr. 1515

Immissionsschutzfachtiche Untersuchung zu den Schall-
und Staubimmissionen vom 06. 07. 2016 mit Aktualisierung
vom30. 08. 20f7

. Berücksichtigung der seit Dezember 2017
geltenden TA Lärm und der neuen DIN 4109-1,
Ausgabe Januar 2018

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der Fassung vom
22. 06. 2016

. Keine Änderungen

Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau vom 16. 06. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahme des Gutachters vom 12. 09. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahme des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Keine Änderungen

Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen Untersuchung
durch eine Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017

. Keine Änderungen

Untersuchung zum Straßenverhehrslärm für den Bereich
der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14 (Stuttgarter
Straße) /Mörikeweg in derFassung vom 18. 08. 2017

. Keine Änderungen
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

tn den Abwägungs Vorgang eingestellte
Abwäg ungsva rianten

Planunterlaqen zur 4. Öffentlichen Ausleciunci:

. Abgrenzungsplan in der Fassung vom
24. 07.2018

. Lageplan-Entwurf in der Fassung vom
24. 07.2018

. Entwurf der Planungsrechtlichen
Festsetzungen in der Fassung vom
24. 07.2018

. Entwurf der Örtlichen Bauvorschriften in der
Fassung vom 24. 07. 2018

. Begründungen in der Fassung vom
24. 07.2018

. Umweitbericht mit Bestandsplan der Biotop-
und Nutzungsstrukturen in der Fassung vom
28. 05.2018

. Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in der
Fassung vom 22. 06. 2016

. Markt- und Standortanalyse zur
Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau in der Fassung vom 16. 06. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanalyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 12. 09. 2016

. Ergänzung der Markt- und Standortanaiyse
zur Nahversorgung durch Stellungnahme
des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Immissionsschutzfachliche Untersuchung zu
den Schall- und Staubimmissionen in der
Fassung vom 06.07.2016 mit Aktualisierung
vom 30.08.2017 und 18. 05. 2018

. Ergänzung der Immissionsschutzfachlichen
Untersuchung zu den Schall- und
Staubimmissionen durch Stellungnahme des
Gutachters vom 23. 02. 2017

. Untersuchung zum Straßenverkehrslärm für
den Bereich der Baumaßnahmen im
Kreuzungsbereich B 14 (Stuttgarter Straße) /
Mörikeweg in der Fassung vom 18.08.2017

. Protokoll der Abwägung der Stellungnahmen
aus der 3. Öffentlichen Auslegung in der
Sitzung des Gemeinderates vom
24. 07. 2018.

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden

Aufgrund der Stellunanahmen aus der
4. Öffentlichen Auslequnq wurde folaendes qeändert
bzw. ergänzt

Abgrenzungsptan
. Aufnahme der Flst. Nr. 1000/1

Lageplan
. Aufnahme der Flst. Nr. 1000/1 und 1521
. Wegfall des Verbots der Ein- und Ausfahrt an der

südlichen Grenze derWendeplatte
. Reduzierung des Verbots der Ein- und Ausfahrt

um 5 m entlang des Flst. Nr. 1522 auf der Höhe
desFlst. Nr. 1523

. Korrektur der Legende

Planungsrechtiiche Festsetzungen
. Die Definition der Verkaufsfläche, die bisher unter

Ziffer 16 der Hinweise enthalten war, wird dort
herausgenommen und stattdessen unter Ziffer 2.3
der Planungsrechtlichen Festsetzungen
aufgenommen.

. Unter Ziffer 10.4 wird die Rechtsgrundlage "§ 9
Abs. 1 Nr. 20 BauGB" ergänzt,

. Die Skizzen unter Ziffer 3. 1. 1 werden zur besseren

Lesbarkeit vergrößert dargestellt
. Änderung der Rechtsgrundlage unter Ziffer 3.2.2

statt § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO handelt es sich
um § 19Abs. 4 Satz 3 BauNVO

. Unter Ziffer 3. 2, 2 wird der letzte Satz gestrichen,
da für diesen die Rechtsgrundlage fehlt.

Örtliche Bauvorschriften

. Anderung/Klarstellung der Formulierung unter
Ziffer 3.3

Begründungen
. Erläuterung unter Ziffer 7. 3.2 wird reduziert, weil

diese in Ziffer 7.3.3 eingearbeitet wurden.
. Erläuterung in Ziffer 7.3.3 warum die Obergrenzen

des § 17 BauNVO überschritten werden.

Umweitbehcht mit Bestandsplan über Biotop- und
Nuizungsstrukturen in derFassung vom 28. 05. 2018

. Keine Änderungen

immisstonsschutzfachliche Untersuchung zu den Schall-
und Staubimmissionen vom 06. 07. 2016 mit Aktualisierung
vom 30. 08. 2017 und 18. 05. 2018

. Keine Änderungen

ArtenschutzrechtlicherFachbeitrag in der Fassung vom
22. 06. 2016

. Keine Änderungen

Gutachten zur Nahversorgung in der Gemeinde Eutingen
im Gau vom 16.06. 2016

. Keine Änderungen

Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahme des Gutachters vom 12. 09. 2016

. Keine Änderungen
Fortsetzung siehe nächste Seite
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Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan "Stuttgarter Straße"

In den Abwäg un gs Vorgang eingestellte
A bwägungs Varianten

Bemerkungen; Gründe warum diese Planungsvarianten
nicht weiter verfolgt, bzw. geändert wurden
Ergänzung des Gutachtens zur Nahversorgung durch
Stellungnahme des Gutachters vom 20. 02. 2017

. Keine Änderungen

Ergänzung der immissionsschutzfachlichen Untersuchung
durch eine Stellungnahme des Gutachters vom 23. 02. 2017

. Keine Änderungen

Untersuchung zum Straßenverkehrslänn für den Bereich
der Baumaßnahmen im Kreuzungsbereich B14 (Stuttgarter
Straße) /Mörikeweg in derFassung vom 18. 08. 2017

. Keine Änderungen

Grundsätzlich gilt, dass bei Änderungen der
Bebauungsplan erneut auszulegen ist. Berühren die
Änderungen nicht die Grundzüge der Planung kann die
Einholung von Stellungnahmen auf die betroffene
Öffentlichkeit, sowie die betroffenen Behörden und Träger
öffentlicher Belange beschränkt werden. Von dieser
Möglichkeit wurde für die Reduzierung des "Verbots der
Ein- und Ausfahrt" Gebrauch gemacht,

Änderungen in den Begründungen, die Ergänzung oder
Änderung von Hinweisen, sowie redaktionelle Änderungen,
Korrekturen oder Änderungen zur Klarstellung und
Lesbarkeit der Planunterlagen erfordern keine erneute
Auslegung.
Die vorstehend genannten Änderungen erfüllen diese
Voraussetzungen und erfordern keine erneute Auslegung.

Der Bebauungsplan und die Örtlichen Bauvorschriften wurden in der Gemeinderatssitzung am 19. 02. 2019 als
Satzung beschlossen und am 20. 02. 2019 vom Bürgermeister ausgefertigt.

Der Bebauungsplan tritt mit ortsüblicher Bekanntmachung im Mitteilungsblatt der Gemeinde Eutingen im Gau am
01.03.2019 in Kraft.

Der Bebauungsplan wurde im Regelverfahren nach §§ 1 und 2 BauGB durchgeführt. Gemäß § 10 Abs. 4 BauGB
wird eine zusammenfassende Erklärung erstellt und dem Bebauungsplan beigefügt (§ 10 Abs. 3 BauGB).

äu, den 01. 03. 2019

ister
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